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E⸗ ſind bereits mehrere Goranılungen der auf das 
öfterreichifche Strafgefeß über Verbrechen ſich beziehenden 
Gefeße und Verordnungen vorhanden, deren Braucdbar« 
Feit ic) vollfommen anerfenne, Allein e8 befteht noch Feine 
Sammlung, die bey jedem Paragraphe eine Flare Ueber- 
ficht aller dahin gehörigen Verordnungen gewährte, ohne 
daß es einer weitläufigen Nachſuchung bedürfte; die es 
alfo insbefondere der ftudierenden Jugend möglich machte, 
nad) dem Leitfaden »der Erläuterungen des öfterreichifchen 
Criminal» Rechtes vom Herrn Hofrathe Jenull« aud) die 
nachträglich erſchienenen Gefege und Verordnungen mit 
Leichtigkeit einfehen zu können. 

Aus diefem Grunde habe ich dem Wunfche der Buch« 
handlung, eine foldye Zufammenftellung der Verordnungen 
zu veranftalten, bereitwillig entfprochen. Ich habe diefels 
ben in chronologifcher Ordnung bey jenen Paragraphen 
eingefcdyaltet, bey welchen fie füglich zuerft angeführt wer— 
den fonnten, die Beziehungen derfelben aber auf nach— 
folgende Paragraphe durch kurze Noten angedeutet, Hies 
bey war idy bemüht, alle bis zum gegenwärtigen Zeit 
punfte erfhienenen, aber nur auf das Strafgeſetz über 
Verbrechen ſich unmittelbar beziehenden Verordnungen zu 
ſammeln, ohne jedoch die Inftruftionen und die Vorſchrif⸗ 
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ten über bie Drganifirung der Criminals Gerichte ihrem 
wörtlihen Inhalte nach in diefe Sammlung aufzunehmen, 
indem diefelbe zunächft zum Gebrauche der ftudierenden 
Jugend beftimmt ift, dem praftifchen Criminaliften aber 
durch Angabe des Datums und des Numerus, unter wels 
hen folhe Anordnungen in der allgemeinen Zuftiz « Gefeß- 
fammlung erfheinen, das Auffinden derſelben erleichtert 
wird, 


Wien, im May 1838. | un 
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Wir Franz der Zweyte, von Gottes 
Gnaden erwählter römifcher Kaifer, zu allen 
Zeiten Mehrer des Reichs, König in Germa— 
nien, Hungarn und Böhein, Galizien und 
Lodomerien 2c., Erzherzog von Deiterreich, 
Herzog von Burgund und von Lothringen, 
Großherzog von Toscana ic. ic, u 


Die Ueberzeugung, daß die Geſetzgebung über: 
haupt, hauptfächli aber die Strafgefeßgebung nach 
den über die beftehenden Gefege eingehohlten Erfah- 
rungen, nach dem Fortfchreiten der Kenntniffe und 
Kultur, und nad) den veränderten Umftänden zu ver: 
vollfomminen ift, hat Uns, wie mehrere Unferer Vor: 
fahren in der Regierung, bewogen, ein neues Straf: 
gefeß über die Verbrechen und ſchweren Polizey-Ueber— 
tretungen befaunt zu machen, 


Das im Sahre 1787 ergangene allgemeine Geſetz 
über Verbrechen und derſelben Beftrafung, und die 
im Jahre 1788 nachgefolgte allgemeine Criminal: ®e: 
rihtsordnung zeichnen ſich bereits in mehreren Hinfich- 
ten vor der Alteren Strafgefeßgebung aus, * 


Dennoch machten fie allmählich viele Erlaͤuteruu— 
gen, einſchränkende und erweiternde Zuſätze und Abän— 
derungen nothwendig, welche ohne eine ordentliche 
Sammlung leicht in Vergeffenheit gerathen konnten; 
auch ließen fie, jelbft in wefentlichen Theilen, eine Ber: 
befierung zu wünfchen übrig. 

Waſer's Strafgef. Über Berbr. N 1 


iv 


Mir verordneten daher, daß ein Entwurf eines 
nenen Strafgejeßes verfaßt, und den in den verfchie- 
denen Provinzen eigens aufgeftellten Kommiffionen 
zur Prüfung mitgetheilet werden follte. Nur in Meft- 
galizien, wo die Einführung eines neuen Strafgefehes 
ein dringendes Bedürfniß war, erhielt der verfaßte 
Entwurf mit wenigen Abänderungen jogleich verbind- 
liche Kraft. 


Durch diefe Sorgfalt find über den Entwurf die 
Beobachtungen der Ausübung eingehohlt, und bey 
abermahliger Ueberficht des Ganzen die eingefendeten 
Erinnerungen der Sacverftändigen benützet worden. 


Por Allem waren Mir bedacht, dag zwijchen den 
Berbredben und fhweren Polizey-Ueber- 
tretungen eine genaue Branzlinie beftehe, 
und bey diejer wichtigen Entjcheidung Feine Willkür 
Statt finde, 


Die verfhiedenen Gattungen der Verbrechen 
werden durch deutliche Unterfcheidungsmerkmahle be- 
zeichnet, und die Grade der Strafbarfeit ſowohl durch 
die allgemeinen als beſonderen Erſchwerungs- oder 
Milderungsgründe angedeutet, auf welche die Gerichts— 
höfe bey Ausmeffung der Strafen, in fo weit fie ihrer 
ee Beurtheilung zu überlaffen ift, zurück zu fe= 

en haben. 


Bey Beltimmung der Strafarten legten Uns 
überwiegende Gründe die Nothivendigkeit auf, die To- 
desijtrafen auf einige Gattungen der Verbrechen auch 
außer dem Standrechte wieder herzuftellen. Sie find 
aber auf diejenigen Verbrechen eingefchranket worden, 
welche nur mit voller Leberlegung ausgeführet werden 
können, und bey ihrem höchit gefährlihen Einfluffe 
auf die öffentliche und SPrivatjicherheit der öffentli— 
chen Berwaltung diefe Strenge abnöthigen. 


Ben minder gefährlichen Verbrechen war es Uns 
nach dem Hange Unferes Herzens geftattet, Die Strenge 
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der vorigen Geſetze zu mildern, und durch eine ſorg⸗ 
fältigere Abſtufung der Strafdauer das Urtheil des 
Richters nach dem Grade der Schädlicykeit der Ber- 
brechen zu beſchränken. | 


Der Schuldige joll Fein größeres Uebel leiden, als 

zur Hintanhaltung der Verbrechen angedrohet und voll: 

ogen werden muß: und die Folgen der Strafe jollen 

r fo wenig, ald immer möglich ift, auf die fchuld- 
lofen Angehörigen verbreiten. Ä 


Zu dem Ende ift aud) die Verjährung der Ver: 
brechen und Strafen unter Bedingungen, welde.die 
öffentlihe Vorſicht beruhigen können, wieder. aufge- 
nommen, die Einziehung der Güter gänzlich abgejchafft, 
und den Berihtöhöfen Die Macht eingeräumet worden, 
die Strafart mit Rückſicht auf die ſchuldloſe Familie 
des Verbrechers abzuandern. 


Bey der Anordnung des Criminal-Verfah— 
rend war Unfer Zweck, daß der Schuldige ſchnell 
entdecket, und zur Strafe gezogen, der Schuldlofe 
von dem ihn drückenden Verdachte frey gejprocen, 
der verdäachtige und gefährliche Bürger aber unter Auf- 
ficht gehalten werde, 2 2 


Wir haben daher den Gang der Unterſuchung 
vereinfachet, gerichtliche Handlungen, die ohne Ver- 
zögerung nicht getrennet werden Eönnen, in der Macht 
des Criminal» Gerichtes vereiniget , die Beweisarten, 
welche noch einem Bedenken unterliegen könnten, der 
firengeren Prüfung der Dbergerichte unterzogen, und 
den Eriminal-Berichten fowohl, als deu politischen Be- 
hörden eine gemeinfchaftlie Sorgfalt in Beobachtung 
der verdächtig bleibenden Unterfuchten aufgetragen. 


Das Strafgejeß über die ſchweren Polizey- 
lebertretungen, wodurch den Werbrechen der 
Berführung zur Unfittlichkeit, oder foldyen Schuld» 
handlungen, die in ihren nächſten Folgen eben fo fchäd- 
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liche als vorſätzliche Vergehungen ſeyn können, vorge: 
beuget werden ſoll, erhielt in dem neuen Strafgefeße 
zur genaueren und forgfältigeren Handhabung der all- 
gemeinen Mohlfahrt einen vollftändigeren Umfang als 
das bisherige Strafgefeß über die fogenannten poli- 
tifhen Verbrechen. 


Um aber das gerechte Verhältniß zwifchen einer 
beffernden Züchtigung und den Eriminalftrafen 
genau zu beobachten, und den Abſcheu gegen Verbre— 
chen dur die Vermengung mit minder gefährlichen 
Schuldfällen aud) bey denjenigen nicht zu ſchwächen, 
welche die Größe einer Uebelthat nach dem Maße der 
durch das Geſetz verhängten Strafe zu beurtheilen ges 
wohnt find, haben Wir zum Srundfage angenommen, 
daß die höchfte Dauer einer politifchen Strafe den un— 
terften Grad der geſetzlichen Eriminalftrafe nicht über: 
ſchreiten foll. 


Iudeſſen wollen Wir dennoch, daß auch Feine 
politiſche Strafe ohne ein ordentliches Verfahren ver- 
hänget werde. 


‚Die politifden Behörden werden daher in dem 
Berfahren über ſchwere Polizey-Uebertretun- 
gen, wie die Rechtsbehörden bey Verbrechen, an eine 
vollftändige, genaue Vorſchrift gebunden, wodurch, 
ohne die nach Umſtänden möglichfte Beförderung aus 
dem Geſichte zu verlieren, fi) der Unterfuchte gegen 
jede Willkühr der Behandlung gefchüget finden wird. 


Diefe find die wefentlichften Punkte, welche bey 
* rail des Strafgejeßed vor Augen zu hal- 
‚ten find. 


Mir verordnen demnach, daß gegemwartiges Straf: 
geſetz vom erften Jänner 1804 an, in Unſeren gefamm- 
ten deutſchen Erblandern in Ausübung gebracht, und 
von allen Behörden, welchen die Gerichtsbarkeit über 
Verbrechen und ſchwere Polizey : Hebertretungen zuge: 
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wiefen ift, in dem Verfahren und der Beftrafung zur 
alleinigen Borfchrift genommen werden joll. 


Wie Wir denn auch auf bereits anhängige, oder 
num erſt zur Unterfuhung kommende Falle, ingleichen 
auf Verbrechen und ſchwere Polizey - Hebertretungen, 
die por oben beftimmter Frift begangen worden, aber _ 
erft nad) Verlauf derfelben zur Unterfuchung gezogen _ 
werden, die Wirkung dieſes Gefeßes jedesmahl er- 
ftrecken wollen, wann nad) demfelben auf eine gelin- 
dere Behandlung, ald nad) den vormahligen Gefetzen, 
zu erkennen ſeyn wird. Daher auch die Verjährung 
unter. den in dieſem Geſetze ausgedrückten Bedingun- 
gen felbft auf diejenigen Uebertretungen anzuwenden 
ift, welche nad) dem noch beftehenden allgemeinen Straf: 
gefege nicht hätten verjähret werden können. 


Gegeben in Unferer Haupt und Kefidenzftadt 
Mien, den 3. September, im achtzehnhundert und 
dritten, Unſerer Reiche, des römijchen und erbländis. 
fhen im zwölften Zahre. Ä 


Fra? 
3 2 (L. S.) 


Aloys Graf v. Ugarte, 


Bönigl. Böhmifcher oberfter, und Erzherzog. 
Defterreiifher erfter Kanzler, 


Joſeph Freyberr von der Mark, 
Stanz Graf v. Woyna. 


Nah Sr. k. k. Majeſtät 
höchſt eigenem Befehle. 


Leopold Freyherr v. Dann. 
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Hofktanzley» Defret vom 29. Oktober 1803 an 
fämmtlihe Landesftellen, über Note der Hofcom: 
miffion in Geſetzſachen vom 20. n, M. Nr. 652d. J. G. S. 


Da bey dem, durch das allerhöchſte Patent vom 3. Sep⸗ 
tember d. 3. zur öffentlihen Kundmachung gebrachten, neuen 
Strafgefege die bisher im ordentlichen Verfahren auf den Ho ch⸗ 
verrath allein befchränfte Zodesftrafe wieder auf mehrere 
andere Verbrechen erweitert wird, fo wollen Se. Majeftät 
die Beruhigung, die Sie aus den einftimmigen Berichten fämmt- 
licher Gerichtshöfe gefchöpft haben, auch Ihren getreuen Un« 
tertbanen mitgetheilt willen; wie nämlich, felbft unter dem Ein« 
Auffe der bedenflichften Umftände und Ereignungen, die Anzahl 
der Verbrechen fih nicht vermehrt; daß alfo diefe Erweitee 
rung feineöwegs auf den allgemeinen Charafter der Nation Bes 
siehung habe, Ddeilen ihm eigener Gutmüthigfeit, Bolgfamkeit, 
und Liebe zur Ordnung, Se. Majeitär mit Vergnügen im 
Angefihte Europens die verdiente Gerechtigfeit widerfahren lafs 
fen. Die Verbrecher, gegen welche, die gemeinfchaftliche Si— 
cherheit durch darauf verhängte Todesftrafe wirffamer zu be- 
fhügen, beabfichtiget wird, find Ausnahmen (wie fie unglüdli« 
cher Weife unter jedem Wolfe gefunden werden), deren zum Bö- 
fen verhärtete Gemüthsart unverfennbar aus der Gräßlichfeit 
der Handlungen, die fie audzuüben fähig find, hervorleuchtet, 
und der öffentlihen Verwaltung diefe Strenge abnörhiget. Die 
mit der Todesftrafe belegten Verbrechen find fämmtlich von fol« 
her Befchaffenheit, daß fie nicht ohne Entwurf, oder doch nicht 
ohne Vorbereitung, mithin nicht ohne vorbergebendelleber: 
legung auögeführt werden fönnen. Bey Lafterhaften, bey de« 
nen in diefem längern Zwifchenraume, in welchem der Gräuel 
der Uebelthat, die Größe, die Schädlichfeit der Folgen, fich ih» 
rer Vorftellung nothwendig angebothen Haben mußten, bey des 
nen in einem folchen Zwifchenraume das Gewiſſen gänzlich ſchwei⸗ 
get, oder die, taub gegen jeden Einfpruch des Gewiſſens und 
der jich unvermeidlich aufdringenden Drohung der Strafe, tro« 
Hend dad Verbrechen dennoch fortfegen und ausführen, bey de: 
nen ift der für die Gefeggebung einzige Grund ſchonen— 
der Strafen, die Hoffnung jemahliger Befferung, aufgegeben, 
gegen fo bartnädige Böfewichte fann dem gemeinen Wefen nur 
ihr Tod Sicherhrit gewähren. Wenn indeifen Se. Majeftät 
Sich durch die hohe Sorgfalt für die Sicherheit Ihrer rechtlichen 
Unterthanen, eine Verfchärfung in das Strafſyſtem aufzuneh⸗ 
men, auferlegt finden, fo Fonnte die Beſorgniß Ihres gütigen 
Herzens fich dennoch felbit von dem Lebelthäter nicht abwenden, 
gegen welchen die Gerechtigkeit, felbe in Ausübung zu bringen, 
in die traurige Notbwendigfeit gefegt werden würde. ie ber 
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fehlen daher die allgemeine Aufmerffamfeit noch durch diefe, dem 
neuen Strafgefege zur Seite geitellte, befondere Kundmachung 
darauf zu ziehen, daß für die Zufunft nebſt dem Ver— 
brechen des Hochverrathes die Todesstrafe aud auf 
die Nahmahung der Banco:Zettel und die in Bers 
ſtändniß mit den Nachmachern oder einem Mitfchuldigen ge- 
fhehene, Hindangebung derfelben, dann auf den Mord, 
räuberiſchen Todtſchlag, und aufdie Brandlegung, 
die zu wiederhohlten Mahlen, oder in einer, auf Verheerungen 
gerichteten, Zufammenrottung gefchehen, oder wodurd ein Menſch, 
da es von dem Brandleger vorgejeben werden konnte, getödtet 
worden it, feitgefest fey, und Sie verbeißen Sich, daß die, 
dadurch Iebhafter vergegenwärtigte, Größe der Strafe den Ein: 
druck derfelben verftärfen, und daß eine abſchreckende Warnung 
auch auf diejenigen wirfen werde, die von Begehung diefer Ber: 
brechen der Abjcheu, den fie Jedermann einflößen müllen, bey 
dem das Gefühl der Menfchheit nur nicht gänzlich unterdrücket ift, 
von felbft abzuhalten, zu unfräftig feyn ſollte. Se. Maje— 
ftät fordern nebjtbey alle Seelforger und andere Volks- und 
Sugendlehrer, alle Samilien: Väter, Sie fordern jeden Wohl: 
gefinnten durch diefe Kundmachung auf, fi mit Ihnen und dem 
Geſetze zu vereinigen, und zur Verbreitung einer fo heilfamen 
Warnung fo oft, und wo fich immer dazu Gelegenheit ‚anbie- 
thet, nad) ihren Kräften mitzuwirken ; insbefondere machen aber 
Alterhöchfidiefelben ed den Magijtraten und gefammten Orts: 
vbrigfeiten des offenen Landes zur Pflicht, und tragen denfelben 
biemit auf, bey Erſcheinung des neuen Strafgefeges die ihnen 
untergeordneten Gemeinden gang, oder wo fie zu zahlreich find, 
in mehrere Abtheilungen zufammen zu rufen; die $$. 52, 94, 
95, 119, 124 und 148 vorzulefen, den Inhalt zu erklären, je: 
den Paragraph mit einer der Faſſung der Zuhörer angemeffenen 
Ermahnung über die Größe der Mifferhat und die, nad) der 
Anordnung des Geſetzes damit unausbleiblich verfnüpften, ſchreck⸗ 
lichen Folgen zu begleiten, und am Ende beyzufegen, daß nad) 
diefer vorausgegangenen, fo vaterlid gemeinten Warnung der 
Miffethäter, den die Gerechtigfeit zum Tode zu verurtheilen be: 
müjliget ift, über das Unglüc feines ſchmählichen Endes nur 
fid) und feine UnverbefferlichFeit, nicht die Strenge des Geſetzes, 
anzuflagen haben werde. 


Hofdekret vom 3. Dezember 1806, an ſämmtliche 

Appellations = Gerichte, mit Ausnahme jened von 

Krafau, einverftändlidy mit der Hofcommiffion in Gefekfa- 
hen. Nr. 792 der J. ©. ©. 

In den Kundmachungs : Patente des neuen Strafgeſetzes 

ging die Höchite Abficht dahin, daß die neue Strafgefeggebung 
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ſowohl in der Ausmeſſung der Strafe, als auch der Verfahrungs⸗ 
art auf die vergangenen Fälle nur in fo weit, als diefelbe in 
Vergleichung mit der vorigen Öefeggebung gelindere Beftimmuns 
gem enthält, ausgedehnt werden fol. Es fann daher wider eis 
nen erft nach dem publicirten neuen Strafgefeße eingefommenen 
Inquifiten, der eines noch bey Beſtand der vorigen Zofephinis 
{hen Criminal: Gerihtd: Ordnung begangenen Verbrechens be= 
fhuldiget wird, feineöwegs die Beweisart durch Mitfchuldige 
angewendet werden, weil nad der alten Joſephiniſchen Crimi⸗ 
nal: Gerichtö» Ordnung $. »27 zu dem durch Zeugen herzuftellen« 
den vollfommenen Beweife immer zwey unbedenfliche Zeugen ers 
forderlich waren. 


Patent vom 24. April 1815. Nr, 1148 d. J. G. S. 


Das in Unſern deutſchen Erblaͤndern ſeit dem 1. Jänner 
1804 in Ausübung ſtehende Geſetzbuch über Verbrechen und 
ſchwere Polizey-Uebertretungen wird hiemit für Iſtrien und 
Fiume mit dem Beyſatze befannt gemacht, daß daſſelbe von dem 
». Zulius l. 3. in volle Wirffamfeit zu treten habe. 


Hofdefret vom 20. April 1816, an das Galizir 

fhe Appellations- Gericht in Folge höchſter Ente 

fhließung über Vortrag der oberften Zuftizftelle vom 
1, April n. J. Nr. 1252 der J. G. S. 


Seine Majeftät haben die Gerichtsbarkeit in dem in Oalie 
gien neu zu errichtenden Tarnopoler und Czortfower Kreife nad) 
den anderweiten dort Landes beitehenden Jurisdiktions-Geſetzen 
dem Stanie lawower Randrechte und dem Stanislawower Erimie 
nal» Gerichte dermahlen definitiv zugewiefen, woben es ſich von 
ſelbſt verfteht, daß das von der ehemahligen Tarnopoler Lande 
fhaft ausgefchiedene, und nun dem Zloc;ower Keife zugetheilte 
Dorf Neftorowize dermahlen zu dem Gerichtöfprengel des Lem- 
berger Landrechtes gehöre, wogegen das von dem Brjezaner 
Kreife getrennte und dem Stanislawower Kreife zugewiefene 
Dorf Kurdwanowfa der Gerichtöbarfeit des Lemberger Landred)r 
ted entzogen wird, welches jedoch, fo wie ehevor, allgemeine - 
Galiziſche Tabular : Initanz zu verbleiben hat. Uebrigens ijt in 
der ehemahligen Tarnopoler Landfchaft durch die Landeöftelle die 
Kundmachung fogleich einzuleiten, daß das Defterreichifche Straf: 
gefegbuch, welches feit dem ı, Januar ı804 mit verbindender 
Kraft eingeführt gewefen, und feitdem auch unter der faif. Rufe 
ſiſchen Regierung nicht aufgehoben worden, wieder in feine volle 
Kraft trete; mithin auch die Todeöftrafe, wo diefes Gefeg die: 
felbe verhängt, Plag greife, und in Vollzug gefegt werde. 
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Hofdekret vom 20. Julius 1816, an das Appel 
lations⸗Gericht in Tyrol und ale? 
Nr. 12607 d. J. G. S 


Seine Majeſtät haben nach — Vereinigung des 
Ziller : und Brirenthaled, dann des Amtes Vils mit der Pro: 
vinz Tyrol zu verordnen geruhet: 

ı) Das Defterreihifhe Geſetzbuch über Verbrechen und 
ſchwere Polizey » Uebertretungen nebft dem Defterteichifhen Wu⸗ 
cherpatente und die Weſtgaliziſche Gerichtsordnung, nebſt dem 
für Tyrol neu eingeführten Zarpatente vom 7. Dezember 1815 
und der Amts» Injtruftion vom 9. September 1785, haben mit 
dem ı. DOftober 1816 anzufangen, im Amte Vils, im Ziller« 
thale dann im Brixenthale ald allgemein verbindende Normen 
zu gelten, und das Bapyerifche Strafgeſetzbuch, die Bayerifche 
Civilgerihtsordnung, und die Bayerifchen Tarvorfchriften mit 
dem legten September d. J. in diefen Diſtrikten für alle von die— 
fem Zeitpunfte an vorfommenden Geſchaͤfte ihre Gefepfraft zu 
verlieren, wobey es ſich von felbit verfteht, daß auch die Ver: 
laffenfchaftstaren , und die Zaren für Protofollirung der Kons 
trafte, vom ı. Dftober anzufangen, in diefen Gebiethötheilen, 
eben fo wie im übrigen Tyrol zu beziehen find. 


B. Für Criminal-Rechts-Gegenſtände. 

11) Alle bisher anhängig gemachten und noch nicht entſchiede— 
nen Unterfuchungen, welcdye feine in dem Defterreichifchen Ges 
fegbuche über Verbrechen und deren Beftrafung ald Verbrechen 
erklärte Handlungen zum Gegenftande haben, find den betreifen- 
den politifchen Behörden abzutreten. 

12) Jene durch Urtheil noch nicht entfchiedenen Unterfuchuns 
gen hingegen, welche im Sinne des Defterreihifchen Criminal: 
Geſetzbuches ein Verbrechen betreffen, find von den betreffenden 
Eriminal: Gerichten nach Vorfchrift eben diefes Criminal⸗Geſetz⸗ 
buches fortzufegen, und zwar in dem Amte Vils, von dem Land» 
und Criminal» Gerichte zu Reutte, und in dem Ziller: und Bri- 
zenthale von dem Stadt = und Landrechte zu Innsbruck. 

13) Bey Ausmellung der Strafe über bisher begangene Ber: 
brechen hat der Criminalrichter auf die gelindere Strafe zu er: 
Fennen, ohne Unterfchied, ob die mildere Strafe in dem f, Ba 
rifchen oder k. k. Defterreichifchen Strafgefege ausgefprocen ift, 

14) Bey Recurs-⸗ oder Befchwerdefchriften gegen gefällte Ur« 
theile, dann bey Strafnachfichtögefuchen ift fich nach dem drey« 
sehnten Kapitel, und bey Wiederaufnahme der Unterfuchung, fo 
wie gegen vorhin abwefend oder flüchtig gewefene Inquifiten und 
Verbrecher, nach dem vierzehnten Kapitel des erften Theild des 
Defterreichifchen Strafgefeges zu benehmen, 
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Hofdefret vom 23. Julius 1816, an das. Appels 

lations-Gericht in Dalmatien, in Folge höchfter 

Entfchliegung über Vortrag der oberften Quftizftelle vom 
16. n. M. Nr. 12680. J. G. ©. 


Seine Majeſtät haben zu befehlen geruhet, daß die Oeſter⸗ 
reichifche ©erichtdordnung, dad allgemeine bürgerliche Geſetz⸗ 
buch und das Geſetzbuch über Verbrechen und fchwere Polizey- 
Webertretungen mit dem 1. Oktober I. 3. auch in den der Pro: 
vinz Dalmatien neu zugetheilten Infeln: Eurzola, Liſſa, Colo: 
motta, Mezzo, Giuppana, Meleda und Lagofta in Wirkfan« 
feit zu treten haben. 


Einleitnüg. 
Don den Gegenftänden diefes Strafgefeßes. 


& J. 

Vede geſetzwidrige Handlung unterwirft einer Den sereswi: 
Berantwortlichkeit. Aber die Gefeßgebung wird zur Yunsen aber: 
größeren Strenge gegen diejenigen gejeßtwidrigen Hand» Pau 
lungen aufgefordert, welde der Sicherheit im gemei— 
sen Weſen zunächft, und in einem höheren Grade nad): 
theilig find. Zum Unterfchiede von andern Uebertre: 
tungen werden diefe gejeßwidrigen Handlungen dur) 
die Benennung: Verbrechen und ſchwere Poli- 
zey:Uebertretungen bezeichnet. 


Il. 


Verbrechen find gefegwidrige Handlungen und zugemeiner 
Unterlaffungen, ben welchen die Mbficht eigens auf Zesresen, 
dasjenige gerichtet ift, was die Sicherheit im gemei- 
nen Mefen verlegt, und welde die Größe der Ber: 
leßung oder die gefährlihere Befchaffenheit der Um: 
jtände zur Criminal= Behandlung eignet. 


III. 


Abſichtliche Verletzungen, welche aber nach Be— und von kanse. 
ichaffenheit des Gegenſtandes, der Perfon des Thä- Weserrem- 
terö, oder nach Beichaffenheit der unterlaufenden Um: 9" 
ftände zu einer Criminal: Behandlung nicht geeignet 
find, werden als ſchwere SPolizey = ebertretungen be: 
handelt. En 


Unter die ſchweren SPolizey = Hebertretungen ge— 
höret noch weiter, wenn ohne auf irgend ein Verbre— 
hen gerichtete Abficht etwas, jo durd die Geſetze, 
um Berbrechen vorzufommen, oder großen Nachtheil 
abzuwenden, zu thun verbothen ift, gethan; oder et- 
was, was zu diefem Ende zu thun gebothen ift, un: 
terlafien wird. 
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V. 

Endlich werden wegen des allgemeinen Einfluſſes 
der Sittlichkeit auf die Verhinderung der Verbrechen 
auch Handlungen, welche die öffentliche Sittlichkeit 
ſtören, zu den ſchweren Polizey-Uebertretungen ge: 


zahlet. 
VL 


Fzetre ev Als ein Verbrechen jedoch, und eben ſo als eine 
a) der Bersre, [chivere Polizey-Uebertretung/ kaun nur dasjenige bes 
rer ame, Handelt und beftrafet werden, was in diefem Straf 
ven Poligenies geſetze ausdrücklid für ein Verbrechen, oder für eine 


bertretungen. Powere Polizep-Uebertretung erkläret wird. 


Circulare der f. f. Landesregierung im Erzherzogthume 

Defterreich unter der Enns, 

Beine f. k. Majeſtaͤt haben mit a. h. Entfchließung vom. 
23. Zunius 1835 die in dem 1. und II. Theile des Eirafgefeh- 
buches vorfommenden ©eldbeträge auch für die Provinzen, in 
welchen Papiergeld im Umlauf ift, auf den vollen in dem Ge: 
fege ausgedrüdten Betrag in Conventiond: Münze mit der Be» 
ſtimmung feitzufegen geruhet, daß diefe Vorfchrift, in fo ferne 
fie die Strafen erhöhet, nur für die nach der Kundmachung der- 
felben unternommenen ftrafbaren Handlungen, in fo fern fie 
aber den Befchuldigten günfliger ift, ald das bisherige Geſetz, 
auch für vergangene Bälle, worüber noch nicht rechtöfräftig ent« 
ſchieden ift, zu gelten habe. 

Diefe von der F. f. vereinigten Hoffanzley unterm 8. Ju⸗ 
lius 1835, 3. 17,734 , an die Regierung gelangte a. h. Ent: 
fhliefung hat vom ». Auguft 1835 in Wirkfamfeit zu treten. 


VII. 
Andere Ueber, Die Behandlung und Beftrafung anderer Ueber- 
FT tretungen bleibt den dazu bejtimmten Behörden nad) 
den darüber vorhandenen Vorſchriften vorbehalten. 


VIII. 

Eintbeitung Gegenwärtiges Strafgefeb zerfällt in zwey 
— Theile. Der erſte Shen enthält Die Borkhriften 
über die Verbrechen, und das Verfahren bey 
denfelben; der zwente die Vorſchriften über die 
ſchweren Polizey:Uebertretungen, nnd das 

dabey zu beobachtende Verfahren. 

—— )— 


Erfter Theil, 


WVon Berbreben. 





un. 


.,. 


Digitized by Google 


Erfter Abfchnitt. 
Bon j 
Verbrechen und Beitrafung derfelben. 





Erſtes Hauptſtück. 
Von Verbrechen überhaupt. 


.1. | 

Zu einem Verbrechen wird böſer Vorſatz erfors Boſer Vorſat 
dert. Böſer Vorſatz aber fällt nicht nur dann zur 
Schuld, wann vor, oder bey der Unternehmung oder 
Unterlaffung, das Uebel, welches mit dem Verbrechen 
verbunden it, geradezu bedacht und befchlofien ; fon- 
dern auch, wann aus einer andern böfen Abſicht etwas 
unternommen, oder unterlaffen worden, woraus das 
Uebel, weldyes dadurch entftanden ift, gemeiniglich er⸗ 
folget, oder doc) leicht erfolgen Fann- | 


$. 2. 
Daher wird die Handlung oder Unterlaffung nicht ‚Grüne, die 
ald Verbrechen zugerechnet: | Tan ausfgtie 
a) Wenn der Thäter des Gebrauches der Vernuuft " 
ganz beraubet ift; | 

b) wenn die That bey abwechjelnder. Sinnenver: 
rücung zu der Zeit, da die Berrückung dauerte; oder 

c) in einer, ohne Abſicht auf das Verbrechen zuge: 
zogenen vollen Beraufhung, oder einer andern Sins - 
uenverwirrung, in welcher der Thater ſich feiner Hand: 
lung nicht bewußt war, begangen worden; 

d) wenn der Thäter noch das vierzehnte Zahr nicht 
zurückgelegt hat; | 

e) wenn die That durch umwiderftehlichen Zwang 
erfolget; 
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f) wenn ein foldher Irrthum mit unterlief, der ein 
Berbrechen in der Handlung nicht erkennen ließ ; 

g) wenn das Uebel aus Zufall, Nadyläfjigkeit, oder 
Unmiffenheit der Folgen der Handlung entftanden iſt. 


Hofdefret vom ı1. Junius 1813, an dad Böhnti- 
fhe Appellations=- Gericht, in Folge Einverneh: 
. mend mit der Hofcommiffton im Juſtiz-Geſetzſachen. 
Nr. 1052 d. J. ©. ©, 

Jene Befreyungen, welche Kindern unter vierzehn Jahren 
im $. 2. ad d), dann den Samiliengliedern im $. +68 des erften, 
und im $. 213 des zweyten Theiles des Strafgefegbuches zu 
Statten fommen, find auf Theilnehmer, bey welchen nicht die 
nämlihen Ausnahmögründe eintreten, keineswegs auszudehnen. 


$. 8. Ä 
ungesünnete Mit der Umwiffenheit des gegenwärtigen Gefeßes 
gungs> ri Über Verbrechen, da das Unrecht derfelben unverkenn- 

boar iſt, kann fih Niemand entfchuldigen, 


§. 4. 

Das Verbrechen entfteht aus der Bosheit des 
Thäters, nicht aus der Vefchaffenheit desjenigen, an 
dem es verübet wird. Verbrechen werden aljo auch) 
an Uebelthätern, Unfinnigen, Kindern, Schlafenden, 
auch an folhen Perfonen begangen, die ihren Schaden 
felbft verlangen, oder zu demfelben einwilligen. 


| | $. 5. 
Bitfauidige Nicht der unmittelbare Thäter allein wird des 
mer an Ders Verbrechens ſchuldig, fondern auch jeder, der durch) 
ven Befehl, Anrathen, Unterriht, Lob, die Uebelthat 
eingeleitet, vorſätzlich veranlafjet, zu ihrer Ausübung 
durch abfichtlihe Herbenfchaffung der Mittel, Hintan: 
haltung der Hinderniffe, oder anf was immer für eine 
Art Vorſchub gegeben, Hülfe geleiftet, zu ihrer fichern 
Vollſtreckung beygetragen; auch wer nur vorläufig 
fih mit dem Thäter über die nach vollbrachter That 
ihm zu leiftende Hülfe und Beyſtand, oder über einen 
Antheil an Gewinn und Vortheil einverftanden hat. 
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$. 6. 
Mer ohne vorläufiges Einverſtändniß, nur erft 


Hürfleiftung 
verübterm 


nad) begangenem Verbrechen dem Thäter mit Hülfe"Bersrewen. 


und Benftand beförderlich ift, oder, von dem ihm be— 
kannt gewordenen Verbrechen Gewinn und Vortheil 
zieht, macht ſich zwar nicht eben deſſelben, wohl aber 
eines beſondern Verbrechens ſchuldig, wie ſolches in 
der Folge dieſes Geſetzbuches beſtimmt werden wird. 
RE SE 
Zu einem Verbrechen ift nicht nöthig, daß die 
That wirklich ausgeführet werde. Schon der Verſuch 


Verſuch eines 
Verbrechens. 


einer Uebelthat iſt das Verbrechen, ſohald der Bösge-⸗ 


ſinnte eine zur wirfühen Ausübung führende Hand: 
‚lung unternommen hat; die ns des Verbre⸗ 
chens aber nur wegen Unvermögenheit, 


‚wegen Dazwi ⸗··⸗D 


ſchenkunft eines fremden Hinderniſſes, oder dur Zus 
4 LE ESEL DEE, . u Be 


fall unterblieben iſt. 


Juſtiz-⸗Hofdekret vom 14. Januar 1820, an das 
galiziſche Appellations-Gericht. 
Seine f. f. Majeſtaͤt haben über die vorgelegte Anfrage: ob 


ein des Entichluffed zur Werübung eines Verbrechens gefländigr 


und überwiefener Befchuldigte bey der Unzulänglichfeit der hiezu 


angewendeten Mittel zur: Criminal» Behandlung geeignet fey?- 


zu entfchließen geruhet: »die angettiigene allgemeine Erläutes 
rung des; Begriffes vom’ Verfuche eined- Verbrechens: (daß der in 
diefem Falle befindliche Befchuldigte ſich allerdings des Verfuches 
eines Verbrechens nach dem $. 7, 1. Thl. d. St. ©. ſchuldig ges 
macht habe, und in diefer Art peinlich zu behandeln, und zu 
beftrafen fey) hat zu unterbleiben, und haben die Richter in ein- 
zelnen Fällen nad den im Gefepe fetgefegten Grundfägen ihr 
Amt zu handeln. « we 


J | 

WUeber Gedanken oder innerliches Vorhaben, wenn 
Feine äußere böfe Handlung unternommen,-oder nicht 
etwas, fo die Gefeße vorjchreiben, unterlaffen worden, 


kann Niemand zur Rede geftellet werden. 
u 


Wafer’d Strafaef. über Verbr. 2 


J Zweytes Hauptftüc. \ | 
4... Bon Beftrafung der Verbrechen überhaupt, 





Hauptarten der Die Strafe der Verbrechen ift der Tod des 
— Verbrechers, oder deſſen Anhaltung im Kerker. 


ee Die Todesſtrafe wird mit dem Strange vollzogen. 
— $. 11. | | 
— Die Kerkerſtrafe wird nach dem Unterſchiede der 
as bem Gfrenge in drey Grade eingetheilet: der erſte Grad 
der Strenge. wird Durch das Wort: Kerker ohne Zufaß; der zweyte 
durch: fehwerer Kerker; der dritte durch: ſchwereſter 
Kerker, bezeichnet. DE nn: 
| a2. 
Ertter Grad. In dem erſten oder unterften Grade der Kerker- 
ftrafe wird der Sträfling ohne Eifen, jedoch enge ver— 
wahret, und in.der Verpflegung jo gehalten, wie es 
die Einrichtung der für ſolche Sträflinge. beftimmten 
Straförter mit fi) bringt.. Es wird ihm Fein anderes 
Betränke, ald Waſſer zugelaffen, und mit Niemanden 
eine Zufammenfunft ohne Gegenwart des Gefangen 
wärters, auch Feine Unterredung in einer dem Lebte: 
ven unverftändlihen Sprache geftattet.. 


Hofdefret vom 12. Julius 1819, an ſämmtliche 
Appellations:Gerichte, in Folge höchſter Entfchlies 
fung vom 24; Zunius 1819 über Vortrag der oberften 
Juſtizſtelle. Nr. 1575 0.9. ©. ©. 


Die Verpflegung der Arreftanten ift in jedem Falle mittelſt 
einer öffentlichen Verfteigerung, und mit Ausfchließung der Kers 
fermeifter, zu vergeben; nur in den Fällen, wo auf diefe Art 
gar fein Garkoch erhalten wird, iſt diefelbe dem Kerfermeijter 
nad) dem von der Buchhaltung beftimmten, gehörig zu bemeifen: 
den Ausrufspreife zu überlaifen. 4 
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Hoffanzley-Defret vom 10, Oftober 1835, an 
die N. De. Regierung. 


Das mit a. 5. Entfchliegung vom 20. May (Hofverordnung 
vom 9. July d. 3.) für fämmtlihe Provinzial: Strafanftalten 
vorgezeichnete Ausmaß der täglichen Brotportionen für die Zträfs 
linge mit einem Pfunde hat zwar allerdings ald Regel zu gelten, 
dieß kann jedoch nicht hindern, daß ausnahmöweife einzelnen 
Sträflingen , die nach dem einzubohlenden gewillenhaften Arztliz 
chen Ausfpruche aud den, in dem Berichte der Regierung vom 
30. Auguft.d. 3., 3. 41396, angeführten Urfachen mit jenem 
Brotausmaße ohne Abbruch ihrer Gefundheit fhlechterdings nicht 
auslangen können, eine höhere Brotportion zugeftanden werde. 
Es find daher die Individuen, die aus erheblichen Gründen darum 
bitten follten, jedesmahl einzeln einer genauen ärztlichen Unter⸗ 
fuhung zu unterziehen, es. darf aber niemahls dem allgemeinen, 
von einer größern Zahl von Sträflingen diesfalls geftellten Be— 
gehren, ohne vorläufiges gehörig motivirtes ärztliches Parere hin« 
fichtlich jeded Einzelnen, eine Folge gegeben werden. 

ET J 

Der zur Kerkerſtrafe des zweyten Grades Berur- Swerter Grad. 

theilte wird mit Eijen an -den Füßen angehalten, fäg- 
lid mit einer warmen Speife, jedoch ohne Fleiſch, ge: 
nähret; in Anfehung des Lagers auf bloße Breter ein- 
geſchräuket, und ihm Feine Unterredung wit Leuten, 
Die nicht unmittelbar auf feine Berwahrung Bezug ha⸗ 
ben, gejtattet. —* —— 


Hofdekret vom 7. Dezember 1815, an das N. De. 
Appellations-Gericht, über Eröffnung der vereinigten 
Hofkanzley vom 30. Oktober n. 3. Nr.1193 0.9. ©. ©. 


Se. Majeftät haben in. Hinficht der fünftigen Einrichtung 

ded Wiener Zuchthauſes folgende Punfte zu’ genehmigen gerupt: 
1) Sollen die Criminal» Gerichte in die Ausfunfts: Tabellen, 
mit welchen die abgeurtheilten Verbrecher in das Zuchthaus zur 
Vollitretung der ihnen zuerfannten Strafe abgeliefert werden, 
auch die Anmerkung über die Gemüthsbefchaffenheit und das Be: 
tragen. ded Verurtheilten vor und während der-Unterfuchung 
aufnehmen , und ein Verzeichniß der Effeften beylegen , welche 
derfelbe in das Zuchthaus mitbringt. ' F 
2) Sollen die Lagerſtaͤtten der Sträflinge mis Strohſaͤcken, 
Strohpolſtern und Leintüchern, jedoch unter der gehörigen Vor: 
fiht für Reinlichfeit und Sicherheit der Gefängniſſe, verfehen 
werden, ohne daß diesfalld, und wegen der folgenden zwey 
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Punkten eine Abänderung in der buchitäblichen Audfage des Ge⸗ 
feges nothwendig wird. 

3) Wird.bewilliget , daß den Züdhtlingen an Sonntagen eine 
Sleifhbrühe mit '/, Pfund Fleifch nebft einer Mehlfpeife, dann 
in der Woche drey Mahl eine Mehlſpeiſe mit Milch und ein Pfund 
Brot täglich abgereicht werden könne. Auch wird Er 

4) genehmiget, daß die Hälfte des Weberverdienftes eines je 
den Sträflings bis zu feiner Entlaſſung in der Hauskaſſa aufber 
wahret, und zu Ende der Strafzeit dem zu Entlaffenden felbft 
auf die Hand ausgezahlt, die andere Hälfte aber dem Sträflinge 
ju feiner beffern Subſiſtenz dergeftalt überlaffen werden könne, 
daß er nie felbft während feiner Strafzeit einige Barfchaft in die 
Hände befomme, fondern ihm nur frey ftehe, um einen Bey« 
trag an Bier, Brot oder Suppe zu bitten, welche von dem 
Hausbeamten bey dem Auöfpeifer anzuweifen, und worüber mit 
dem Letzteren jede Woche eine Berechnung zu pflegen ift. 

DZSabey gaben jedoch Seine Majeſtaͤt Ihre höchte Willens: 
meinung dahin zu erfennen, daß die übrigen gefeglichen mir dem 
Gefängniffe verbandenen Uebel und Entbehrungen an den Straf: 
lingen genau vollzogen werden, und daß fie vorzüglich in einer 
firengen und ununterbrochenen Anhaltung zur Arbeit ihre Strafe 
und den Weg zur Bellerung finden, wie. auch, daß in den Strafs 
anftalten derfelben Gattung überall eine gleihe Behandlung der 
Sträflinge Statt finden folle. 

5). Endlich wurde die Oberaufficht über das hiefige Zuchthaus, 
in welche ſich bisher der hiefige Magiftrat, die Polizey : Ober: 
direftion und die k. k. Polizey-Hofſtelle theilten, der Nieder« 
Öfterreichifchen Tandesregierung aufgetragen, und in höherer Ber 
ziehung die Xerwaltung deifelben der k. k. vereinigten Hoflänze 
leg untergeordnet. 


Hofdekret vom 16. Februar 1816, andas N. Oe. 
Appellations»Gericht, aus Anlaß eines zur höch—⸗ 
ften Entfcheidung gelangten Criminal» Falles. 

en Nr. 1211 der J. ©. ©. 


Ce ift fehon oft in den bey dem oberften Gerichtöhofe vor« 
gefommenen Urtheilen bemerkt worden, daß Inquifiten nach dem 
Geſetze zum fhweren, vermöge ihrer Leibesbeſchaffenheit bin« 
gegen zum Kerfer verurtheilt zu werden pflegen. Diefer Vors 
behalt iſt in dem Gefege nicht gegründet, und derfelbe auch, weil 
die-in dem Strafhauſe beftehende Kranfenanftalt dafür zu forgen 
bat, dem Sträflinge während der Krankheit die ganze Strenge 
der verhängten Strafe nicht fühlen zu laſſen, nicht nur übers 
flüffig , fondern anftößig, weil auf diefe Weife eine zur Zeit der 
Strafverhängung dem Inquifiten zugefommene Krankheit und 
förperliche Schwäche zum Anlaß genommen wird, den Kerker 
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für die ganze Dauer der Strafe auf einen minderen Grad, als 
ed fonit zu gefchehen hätte, herabzufegen. Es ijt daher der 
vorerwähnte Unterfchied und Vorbehalt mit Rückſicht auf das 
Geſetz in den Urtheilen forgfältig zu vermeiden. 


Hofdelret vom 7. Sebruar 1817, an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte, im Einvernehmen mit der 
vereinten Hoffanzley. Nr. 1313 d. J. ©. ©, 


Ueber die Frage, wie fich von-der Strafyaus: Verwaltung 
wegen Einbringung der Krankheits- und Leichenfoften bey Ent« 
laſſungs- und Sterbfällen der Criminal: Sträflinge zu beneh- 
men fey? ijt man über folgende Bejtimmung übereingefommen: 

ı) Ale Sranfbeitsfoften ohne Ausnahme, welche der 
Sträfling während feines Aufenthaltes im Straforte verurfacht, 
find, als zu den DVerpflegungsfoiten gehörig, von der Strafan« 
ſtalt zu beftreiten, und daher werer in Sterb: noch Eutlafjungs- 
Fällen von dem allenfälligen Vermögen der Sträflinge einzu- 
bringen. | 

Dagegen fihd: | 

2) die Leihenfoften, in den Fällen eines vorhandenen 
Nachlaſſes, aus demfelben für die Strafanftalt einzubringen, 
und in diefer Beziehung werden folgende Modalitäten zur Richt« 
ſchnur vorgefchrieben : Ai 

a) it von der Strafhaus: Verwaltung den Verwandten 
des Sträflings in feinem Falle ein prunfhaftes, dem Straforte 
nicht angemejjenes Teichenbegängniß zu geftatten. 

b) Zur Einbringung der gewöhnlichen Beerdigungdfoften 
wird der Strafanftalt auf die von dem Sträflinge mitgebrachten 
Kleidungsftücke, und auf den Betrag des von demfelben gefams 
melten Arbeits = Weberverdienftes das Vorzugsrecht eingeräumet. 

c) Im übrigen haben bey den Verlaifenfchaften der Sträf- 
linge die fonft gefeglichen Vorfchriften für die Abhandlungspflege 
einzutreten. Da jedoch der Aufenthalt im Straforre für feinen 
die Inſtanz begründenden freywillig gewählten Aufenthaltsort 
gelten kann; fo ift die Verlailenfchafts » Abhandlung bey inlän» 
difhen Sträflingen der Perfonal- Inftanz ihres legten gewöhns 
lien Aufenthaltes, oder in deſſen Ermangelung, ihres Geburtd« 
orted zuzuweifen, und hat daher die Gerichtsbehörde des Strafs 
orted nur in folhen Fällen ald Abhandlungs-Inſtanz einzutres 
ten, wenn fie fchon vor Anhaltung des Sträflingd deſſen Perfos 
nal⸗Inſtanz war. | 

Bey ausländifchen Verbrechern hat die Obrigfeit des Strafe 
orted als Curatel» Inftanz einzutreten, und der ausländifchen 
Abhandlungs : Inftanz Nachricht zu geben. 

Damit daher die Abhandlung gehörig gepflogen werden 
Fönne, ift durch die Landesſtelle die Einleitung zu treffen, daß 
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die hierzu durch die obige Beftimmung berufene Inftanz von den 
Sterbfällen, den allfälligen Forderungen des Strafhaufes, und 
dem im Strafhaufe vorhandenen Nachlaſſe des Sträflings gehoͤ⸗ 
rig in die Kenntniß gefegt werde, | 


Hofkanzley-Dekret vom 26. Jebruar 1818, an 

die N. De, Landes-Negierung, einverftändlidy mit 

der oberften Suftisftelle und der Hoffommiffion in -Suftize 
Geſetzſachen. Nr. 1423 der J. ©. ©. 


Die Unterredung eines zum fchweren Kerfer verurtheilten 
Sträflingsd mit feinem gerichtlich aufgeftellten Eurator in Ber: 
mögends Angelegenheiten des Sträflings, darf in vorfommenden 
Faͤllen unter den gehörigen Vorfichten ald Ausnahme von der 
gefeglichen Beftimmung des $. 13, 1. Theiles des Strafgefeged, 
jedoch nur von den Appellations» Gerichten, oder von dem ober» 
ften Gerichröhofe zugeflanden werden. 


Hofdefret vom 22. Map 1818, an das Stadt— 

und Landrecht in Krain, als proviforifches Appellas 

tions» Gericht für den Carlſtädter Kreis einverftändlicy mit 
der vereinten Hoffanzley. Nr. 1458 d. J. ©. ©. 


Gefangenen, die nach dem Gefege während der Unterfus 
chung oder zur Strafe in Eifen anzuhalten find, dürfen wegen 
bed Empfanged der heiligen Saframente die Eifen nicht abge» 
nommen werden, 


a. vom 9. Februar 1827, an fämmtlidhe 

ppellations: Gerichte, in Folge allerhöchfter Ent« 

ſchließung vom 16. Dezember 1826 über Vortrag der vers 
einten Hofkanzley. Nr. 2254 der J. ©. ©. 


Seine Majeftät haben zu genehmigen geruhet: daß bes 
währte Erbauungsbücher den Beate, wenn e8 der beftellte 
Geelforger für ihren Seelenzuftand erſprießlich findet, zu ihrer 
Erbauung in die Hände gegeben werden; jedoch den über die 
Unterfuchungs » Gefängniffe und Strafhäufer gefegten Behörden 
und Individuen zur Pflicht gemacht werde, unter eigener Vers 
antwortung dafür zu forgen, daß hiebey die gehörige Vorficht 
beobachtet werde, und die Sträflinge diefe Bücher nur außer 
ben Arbeitöftunden, auf eine folche Art, und nur auf fo lange 
erhalten, daß fie davon feinen Mißbrauch machen fönnen, 
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Suftig- Hofdelret vom 23. Februar .1827, an 

fämmtliche Appellations-Gerichte, in Folge a. h. 

Entſchließung vom 26. Sanner 1827, liber Vortrag der ver 
einten Hoffanzley, Nr. 2261 d. J. ©. ©. 


Mit Beziehung auf das Hofdefret vom q. Februar d. 3. 
wegen Zulälligfeit von Gebeth- und Erbauungsbüchern in Uns 
terfuhungs:Sefängnijfen und Strafhäufern wird bedeutet: daß 
vermöge einer nachgefolgten allerhöchiten Entfchließung Seiner 
f. f. Majejtät von 26. Jänner d. 3. zwecimäßig befundene Ge— 
beth⸗ und Erbauungsbücher aud) an andern ald Sonn: und Feyers 
tagen außer den Arbeitsitunden, unter den durch die allerhöchfte 
Entfhliefung vom 16. Dezember ı826, angeordneten Vorfichts: 
 maßregeln, denInquifiten undSträflingen geftattet werden Fönnen. 


Hoffanzley- Defret vom 17. May 1833, an ſämmt— 
liche Landesftellen zu Folge allerhöchfter Entfchließung 
vom 27. April 1833, von der oberften Quftizftelle allen 
Appellations» Gerichten mitgetheilt duch Juſtiz-Hofdekret 
vom 14. Zunius 1835. Nr. 2614 d. J. ©. S. 


Es ift vorgefommen, daß in den Strafhäufern in jenen 
Fällen, wenn von den Sträflingen Verbrechen oder fchwere Pos 
lijey « Uebertretungen begangen werden, bey deren Beftrafung 
ſich nicht gleichförmig benommen werde. Um diesfalld ein gleich- 
. förmiges Verfahren einzuleiten, haben Se. f. k. Majeftät befoh⸗ 
len, daß in fo fern von Sträflingen ein Verbrechen begangen 
wird, ſogleich das betreffende Criminal» Gericht zur vorzuneh⸗ 
menden weitern gefeglichen Amtshandlung in die Kenntniß zu 
fegen fey. In dem Falle aber, wenn von einem Sträflinge wäh: 
rend der Strafzeit eine ſchwere Polizey-Uebertretung begangen 
würde, was bey nur einiger Maßen zweckmäßiger Aufficht ſich 
nur höchit felten ereignen fann, hat die betreffende Behörde, 
welche die unmittelbare Aufficht über das Strafhaus hat, die 
Unterfuchung fogleicdy vorzunehmen, und nach hergeftelltem Bes 
weife der Schuld, auf eine den Umftänden und Verhaͤltniſſen 
angemeſſene forreftionelle Strafe zu erfennen, welde möglichft 
fchnell auf das Vergehen zu folgen hätte. 


Suftiz:Hofdekret vom 1. Auguſt 1834, an ſämmt— 
lihe Appellations-Geridte, | 


Dem f. f. Appellations« Gerichte wird das in Gemäßheit 
der a. h. Entfchließung vom 3. July 1834, von der k. k. vereinten 
Hoftanzley in Betreff der neuen Feßlungsart der Sträflinge am 
13. July 1834, an die fämmtlichen Cänderftellen erlajfene Hof: 
defret in Abfchrift zur Wilfenfchaft mitgetheiler. 
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Abfhrift eines Defrets der & E& vereinten Hof 


fanzley vom ı3. 338 1634, 3. 74868) 307, an ſaͤmmt⸗ 
| + Tide Länderftellen. 


Seine Majeftät haben mit a. h. Entfchließung vom 3. July 
d. J. nach dem Benfpiele des Wiener Strafhaufes folgende 
Beblungsart der Sträflinge im Provinzial: Strafhaufe zu Prag 
zu genehmigen gerubet: 

ı) Um zu verhindern, daß die Unterfchenfel, vorzüglich die 

Knöchel nicht leiden, follen die Feſſeln mittelit unterlegten Fa— 
fchinen, welde an dem untern Theile eine Wulft bilden, getra« 
gen werden; dabey follen wenigftens die fhweren Feſſeln nicht 
geradwinflich , fondern der obere und der untere Rand audges 
bogen feyn. Iſt die Schelle nur an einem Fuße feftgemadht, fo 
darf das Tragen der an derfelben hängenden Kette und allenfalls 
auch der zweyten Schelle durch Befeftigung derfelben mittelft 
eined Bandes an dem Anopfe des Beinkleides oder ded Weibere 
rockes erleichtert werden. 
‚ 2) Dürfen den Sträflingen mit Rückſicht auf ihre Geſchlecht, 
Alter und förperliche Befchaffenheit die Eifen von verfchiedenem 
Gewichte angeleget werden, und zwar in der Art, daß die eins 
fachen Fußeiſen im Gewichte ı7 Loth bis ı Pfund ı2 Loth, und 
die doppelten Zußeifen, welche ı Pfund 7 Loth bis ı Pfund 
27 Loth mit Inbegriff der Kette haben, für Kinder, Weiber 
und ſchwaͤchliche Männer, für rüftige Männer hingegen einfache 
Fußeiſen von a Pfund 28 Loth bis 2 Pfund und doppelte Fuße 
eifen von 4 Pfund mit Inbegriff der Kette gebraucht werden. 

3) Dürfen diejenigen Sträflinge, die zu folchen Arbeiten ver« 
wendet werden, mit welchen die Beßlung an beyden Füßen nicht 
vereinbarlich ift, jedoch nur für die Zeit der wirklichen Arbeit, an 
einem Buße entfejfelt werden, 


Juſtiz-Hofdekret vom 25. Auguſt 1835, an das 
mähr. fchlef. Appellations- Gericht. 


Am Anfchluffe wird dem Appellationd » Gerichte eine Abe 
fhrift des von der F. f, vereinten Hoffanzley an das mähr. fchlef. 
Bubernium unterm 15. Auguft 1835, bezüglich der Einführung 
der für die Sträflinge ded Prager Provinzial-Strafhaufes a. 5. 
genehmigten Seßlungsart, auch in dem Brünner Provinzial-Strafe 
baufe und am Spielberge erlaffenen Dekretes zur Wiflenfchaft 
mitgetheilt. 

Abſchrift. 


| Die vereinigte Hoffanzley findet im Einverftändniffe mit 
der k. Pf. oberften Yuftizftelle zu beftimmen, daß die, mit der un« 
term 13. July »834, für die Sträflinge des Prager Provinzial: 
Strafhaufes genehmigte Feßlungsart auch für die Sträflinge 
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des Provinzial: Strofhanfes in Brünn und jener am Gpielberge 
eingeführt werde; jedoch, hat ed rückfichtlich der Spielberger 
Sträflinge in Abficht auf das Gewicht der Feſſeln bey den bis⸗ 
berigen Beflimmungen fein Berbleiben. 


Juſtiz-Hofdekret vom 1. Dezember 1835, an 
fammtlihe Appellations'« Gerichte, 


In Folge a. h. Entfchliegung vom a1. November ı835, 
wird dem Appellationd : Gerichte zur Verfländigung der untere 
geordneten Eriminal-Gerichte (Tandgerichte) hiemit-verordnet, daß 
die in dem Hofdefrete vom 7. Dezember ı815, Nr. 1193, d. 3. 
G. S. enthaltene Beftimmung (ohne eine Abänderung in dem 
Inhalte des $. 13. I. Th. des Strafgefeges fund zu machen) 
binfichtlicy der Lagerftätte und der Beföfligung auch bey jenen 
Sträflingen des fchweren Kerferö, weldye gemäß $. 457 des 
©trafgefeped bey den Criminal» ©erichten zur Vollziebung der 
Strafe angehalten werden, hinſichtlich der. Lagerftätte fogleich 
in Anwendung zu fommen babe, wenn. diefe Sträflinge nicht 
fhon, gemäß früherer Verfügung, auf diefe Art behandelt were 
den, und daß die a. h. Beftimmung wegen der Beföftigung, mit 
Berüdfichtigung der Landesverhältniffe, im Wefentlichen in Erfül« 
lung zu bringen fey, ohne an diefelbe Gattung von Speifen ge- 
bunden zu feyn. . 


Hoffanzley=Defret vom 29. Jänner 1836, an 
das böhmifhe Landes-Gubernium. 


Zur Behebung der Anftände, welche ſich bey der Vollziehung 
der in dem dritten Abfage des hierortigen Defretes vom 13. July 
1834, enthaltenen Anordnungen ergeben haben, wird dem Gu« 
bernium, im Einverftändniffe mit der k. k. oberften Zuftizitelle, be⸗ 
deutet, daß den Sträflingen des Provinzial» Strafhaufes, welche 
zu folchen Arbeiten verwendet werden, die fie mit beyden Fußeifen 
nicht verrichten fönnen, feinedwegs bey jeder Unterbrechung der 
Arbeit, fondern nur, wenn die Arbeitötage durch den Eintritt 
eined Sonn:, Feyer» oder fonftigen Ruͤhetages unterbrochen 
werden, nach beendeter Arbeit die zweyte Fußfchelle wieder anzus 
legen, und bis zu dem neuerlichen Beginnen der Arbeit beyzu⸗ 
belaſſen fey. | 

$. 14. 

Die ſchwereſte, oder die Kerkerftrafe des dritten Deiner Grad. 
Grades befteht darin, daß der Sträfling in einem von 
aller Gemeinfchaft —— Kerker, worin er je: 
doc fo viel Liht und Raum, als zur Erhaltung der 
Geſundheit nöthig ift, genießt, ftets mit ſchweren Eifen 
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‚an Händen und Füßen, und um den Leib mit ‚einem 
eifernen Ringe, an welchen er außer der Zeit der Arbeit 
mit einer Kerte augejchloffen wird, verwahret, nur alle 
zweyte Tage mit einer warmen, doch Feiner Fleifchfpeife 
geuährt, die übrigen Tage aber bey Waſſer und Brod 
gehalten, fein Lager auf bloße Breter eingeſchräuket, 
und ihm mit Niemanden eine Zufammenkunft oder Unter: 
redung gejtattet wird. 


Höchſtes Cabinets:Schreiben vom 25. Jul. 1818, 
an den oberjten Juſtiz-Präſidenten. Nr. 1479 
d. 


Seine Majeität baten der oberften Juftizftelle das Recht 
eingeräumt, in Bällen, wo fie, oder die untern Behörden erach⸗ 
ten, daß einem Sträflinge geftattet werden könnte, die Strafzeit 
nicht in dem gefeglicy beſtimmten Straforte auszuſtehen, die Bes 
willigung für fi außgufprechen ; doch follen die Ausnahnıen wegen 
der des Hochverrathes und der Verfälſchung der öffentlichen 
Eredird: Papiere Schuldigen, ftetd der höchften Genehmigung 
Seiner Majejtät unterzogen werden. 


Hofdefret vom 1. Dftober 1821, an dad mähr, 
fchlef. Appellations- Geridt, einverftändlic mit 
der vereinten Hoffanzlei. Nr. 1805 d. J. G. ©. 


Die Ueberfegung eines zur fehwerften Kerkerftrafe verurs 
theilten Sträflings auf dem Spielberge, im Falle er fchwer ers 
franfet, in das Spital zur ärztlichen Behandlung, findet nur bey 
den nach dem Erfenntnijfe des Hausarztes wirklich ſchweren Kranks 
heiten, und feineswegs bey leichten Unpäßlichfeiten, oder wegen 
des bey der fchwerften Kerkerftrafe öfter eintretenden unvermeids 
lichen Uebelbefindens Statt. 

Es iſt daher dem Hausarzte fowohl als der Strafhausver⸗ 
waltung zur befondern Pflicht zu machen, daß bey firenger Ver: 
antwortung, von Seite des eriteren auf die Ueberſetzung eines 
franfen, zur fchwerften Kerferftrafe verurtheilten Sträflings in 
das Spital, nie ohne unumgängliche Nothwendigkeit angetragen, 
und von derlegteren dieſe Ueberfegung geftattet ; dann daß, wenn 
diefe Norhwendigfeit unausweichlich eintritt, wegen der Außerft 
großen Gefahr für die öffentliche Sicherheit, welche die Verurthei— 
lung zur [hwerften Kerferftrafe zur Folge gehabt hat, der zu diefer 
Strafe Verurtheilte auch in dem Spitale mir der höchften Vor: 
fiht verwahrt, ‚nie mit andern Sträflingen der gelinderen Kerfers 
kategorie vermengt, und fo viel möglich, abgefondert gehalten werde. 


(S. a. h. Entfhliefung von. 11. Jaͤnner 1833.) 
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15. 1 
Zur Kerkerſtrafe wird der Verbrecher entweder — 
anf fein ganzes Leben oder auf gewiſſe Zeit verurtheilet. na& der 
Die kürzeſte Dauer der Leteren ift von ſechs Monaten, Peur- 
die längfte von zwanzig Sahren. Da die Berfchieden- 
heit der Umſtände, wodurd ein Verbrechen vergrößert 
oder verringert wird, das Maß der Strafe für jeden 
einzelnen Fall, beftimmt in dem Gefege ſelbſt auszu— 
drücken, nicht zuläßt; fo wird in den folgenden Haupt- 
ftücken bey jeder Gattung von Verbrechen nur der Raum 
von der fürzeften bis zur längften Zeit feftgefegt, inner: 
ir welches. die Strafdaner nad der Größe des Ber: 
rechens ausgemeſſen werden joll. 


Hofdefret vom 7. May’ 1819, an das galiziſche 
Appellations-Gericht über Einvernehmung der Hofe 
fommiffion in Juſtiz⸗-Geſetzſachen. Nr. 1558 d. I. G. ©. 

Ueber die Srage: ob den Criminal: Sträflingen die Monate 
ihrer ausgeitandenen Strafe nach dem Kalender, oder nad) Aus: 
maß des $. 902 des bürgerl. Gefegbuches gerechnet werden follen ? 
bat man feftzufegen befunden: daß bei Ausmeſſung der Strafzeit 
dis Kalenderberechnung zu beobachten fey. 


$. 16. 

Mit. der Kerkerftrafe ift ſtets die Anhaltung zur ‚Berdindung 
Arbeit verbunden. Jeder Sträfling muß daher dieje- terkrate ange 
nige Arbeit verrichten, welche die Einrichtung in dem "linear Ar 
Straforte mit fi bringt. Auch foll in den Straf: 

äufern KRückficht getragen werden, daß die Sträflinge 
o viel möglich, nah Maß, als fie zur ſchweren Kerker- 

rafe verurtheilt find, auch zu ſchwereren Arbeiten ver- 
wendet werden. | 


Hofdekret vom 18. May 1804, an ſämmtliche Ap— 
pellations- Gerichte, über Mote der vereinten Hofs 
fanzley vom 2.May 1804. Nr. 667 d. 5. ©. ©. 
Den in Tandesfürftlichen Dienften ftehenden Beamten fol 
die Verwendung der Sträflinge Fünftig nie, auch nicht gegen Be« 
sahlung, an den Eriminalfond geftattet ſeyn. 
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Hofdekret vom 11. Map 1810, an fämmtlide 
Appellations-Gerichte, über Motederf.f. vereinigten 
Hoffanzleyg vom 20. April v. J. Nr. 903, d. 3. ©. ©. 


Seine k. k. Majeftät haben zu befehlen gerubt, daß bey 
allen Criminal: Arreften ein ordentlicher Religions » Unterricht 
eingeführt werden fol; ferner, daß jedem in feinem Alofter oder 
Stifte verpflegien Ordenöpriefter für die Ertheiluug dieſes Unter⸗ 
richtes aus dem Religionsfonde jährlich eine Nemuneration von 
150 fl.; einem ſchon in der Seelforge angeftellten, und ald Seel⸗ 
forger ſchon befoldeten Weltpriefter 200 fl.; einem eigens für 
diefen Unterricht aufgeftellten Priefter aber jährlich der. volle Ge⸗ 
halt eines Pfarrers verabfolgt werden folle, und daß ſolche Prie⸗ 
ter von den Eonfiftorien in Vorſchlag gebracht, und von den 
Länderitellen benennt werden follen; endlich, daß die ſchon abge⸗ 
urtheilten mindern Verbrecher von den größern, ſchwer zu beſſern⸗ 
den, abgefondert werden follen. 

- Giehe die von Seiner Majeftät allerhöhft genehmigte Ynftruktion, 
welche einem jeden zu dem —— Religions-Unterrichte anzu— 

Rellenden Individuum bei feiner Anſtellung mitzugeben ſeyn wird.) 


Hofkanzley⸗Dekret vom 6. July 1821, an ſämmt— 
liche Länderſtellen, in Folge höchſten Cabinets— 
ſchreibens vom 27. May 1821. Nr. 1764 d. J. G. S. 


Es iſt zur höchſten Kenntniß gekommen, daß in manchen 
Provinzial⸗Strafhaͤuſern Straͤflinge, gleich Hausknechten, zum 
Antaufe verſchiedener Sachen außer dem Strafhauſe verwendet 
werden follen. 

Da diefe auf ſolche Art Gelegenheit erhalten dürften, fos 
wohl für fih, als auch für ihre Mitjträflinge, Einfäufe zu mas 
chen, die nachtheilig feyn können, und felbit Inftrumente zur 
Erleichterung oder Bewirfung ihrer Entweihung fi) zu ver« 
fhaffen: fo Haben Seine Majeität anzuordnen gerubet, daf dies 
ſes, wenn es wirklich beſteht, und fchädliche Folgen nad) ſich 
ziehen kann, gehörig abgejtellet werde. 

Die Landesftelle hat fich ſogleich von dem allfälligen Be— 
ſtehen eines folhen Mißbrauches in ihrem Bezirke die genaue 
Ueberzeugung zu verfchaffen, um fodann wegen unverweilter Ab⸗ 
ftellung deſſelben die erforderliche Verfügung zu treffen. 


Hofkanzley-Dekret vom 4. März 1836, an fämmts 
I lihe Länderftellen . - 


Aus Anlaß einer fpeciellen Brage: wie mit den Uekerver» 
dienftgeldern der verftorbenen Sträflinge zu verfahren fey? wird 
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im Einverftändniffe mit der k. k. oderften Juſtizſtelle, und der 
k. f, allgemeinen Hofkammer Folgendes verordnet: 

Dieſe Ueberverdienftgelder find von nun an nur den Vers 
brechern felbit, nicht ihren Erben, mithin nur jenen Sträflins 
gen, welche das Ende ihrer Strafzeit erleben, zu verabfolgen, 
und wenn fünftig ein Verbrecher während der Strafzeit ſtirbt, 
für die Kalle der Strafanftalt einzuziehen. . Der Ueberverdienft 
der vor der Kundmachung diefer Korfchrift bereitd in Straf: 
bäufern verftorbenen Werbrecher ift Dagegen den rechtmäßigen 
Erben auf ihr Anfuchen zu verabfolgen, oder nach ihrem Ver: 
langen zu verwenden, und.im Falle fein Erbe die. Verabfolgung 
oder Berwendung zu einem beflimmten Zwecke anfuchet, ebenfae 
für die Kaſſe der Anftale einzuziehen. 

(Siehe bey $. ı3 das Hofdelret vom 7. Dezember ı815.- Nr. 1793 

d. 3. ©. ©.) | 


en $. 17. | 
Die Kerkerftrafe kann noch verfchärfet. werden: 

a) durd Anhaltung zur Öffentlichen Arbeit; 

b) durch Ausftellung. auf der Scyandbihne: | 

c) durd) Zuchtigung mit — = oder Ruthen. 
ſtreichen; we 

d) durch Faften; | 

e) durch Landesverweifung nad) nögefanene 
Strafe. | 

$. 18. 

Zur öffentlichen Arbeit können nur Berbrecher 
männlichen Geſchlechtes verurtheilet, und weil die öf- 
fentlihe Arbeit nicht anders, als in Ketteit zu verrich 
ten ift, kann fie nur der ſchweren und der fchwereften Ker- 
Berftrafe beygefüget werden. Verbrecher, deren Straf: 
e fid) über. zehn Jahre erſtrecket, koͤnnen auch zur 

aleerenarbeit verurtheilet werden. 


Hofdekret vom 17. May 1805, an das Lemberger 
Appellations-Gericht, über Note der vereinten Hof- 
Fanzley vom 28. April 1305. Nr.729 d. I. ©. ©. 


Obgleich nach dem $. ı7 des Strafgeſetzes bie öffentliche 
Arbeit nicht in eine Hausarbeit abgeändert werden follte, fönnen 
dennoch auch, ſolche Sträflinge, welche zur öffentlichen Arbeit 
verurtheilt worden find, zum Beften des Strafhaufes und des 
Criminalfondes ‚zu den geringeren Hausarbeiten veriwendet wer- 
den, wenn andere mindere Sträflinge nicht im RR Zahl 


Verſchãrfun⸗ 
gen der Kerker⸗ 
ſtrafe. 


Oeffentliche 
Arbeit. 
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vorhanden find, mitder Vorſicht jedoch, daß fie immer wenigftend 
einige Mahle in der: Woche zur öffentlichen Arbeit. verwendet 
werden, und auf. folche Art der Zweck der Steafoerfhärfung und 
deö abſchreckenden Beyſpieles nicht —* werde. 


Hofdekret vom 1. May 1813; an fümmtlide Ap 
pellations— Gerichte, einverſtändlich mit der — 
miſſion in Juſtiz « Geſetzſachen. Nr. 1042 d. 3:6 


Die jüdifchen. Sträflinge fönnen an Sabbath» = den 
jüdifchen Feyertagen fo wenig, als die chriſtlichen au. den ihrigen, 
zur öffentlichen Arbeit verhalten werden ; doch find die Juden 
fhuldig, aud am Sabbathe und ihren Feyertagen fich den . 
lichen Arbeiten ohne Anſtand zu, unterziehen. 


Suftiz:Hofderret vom. 5. September 1828, an 
fämmtlide Appellations- Gerichte, 


Sammtliche Sänderftellen, mit Ausnahme von Dalmatien, 
Venedig und der Lombardie, find untern 28. Auguft 1828 auges 
wiejen worden , im den Strafhausanjtalten, wo bisher die Ver— 
fhärfung durch öffentliche Arbeit zu vollziehen unterlaffen wurde, 
biefe durch rechtöfräftige Urtheile ausgeſprochene Verfchärfung, 
wenigftens in der durch das Hofdekret vom ı7. May ı805 ges 
ſtatieten Befchränfung anzuwenden, und wenn ‚bey einzelnen 
Strafhäufern unbefiegbare Hinderniffe entgegenjtehen, unverweilt 
die umjtändliche Anzeige zu erſtatten. 


— vom 6. Februar 1829, an ſämmtliche 

ppellations-Gerichte, mit Ausnahme jener von 

Dalmatien und.des Sombardifch « s Benetianifchen Königreiches 

über Eröffnung der vereinigten — v. 9. Jänner 1829. 
Nr. 2381 d. J. G. © 


Die vereinigte Hofkanzley hat unterm 26. Auguſt 1828 den 
politifhen Länderftellen die Weifung ertheilt: daß die durdy 
rechtöfräftige Urtheile ausgeſprochene Anhaltung der Verbrecher 
zur öffentlichen Arbeit, wenigſtens einige Mahle in der Woche 
in Vollzug gefegt werden mulle, und daß, wenn doch in einzel« 
nen Fällen unbefiegbare Hinderniffe entgegenftehen, von Fall zu 
Fall unverweilt hiervon die Anzeige zu machen fey. , 

In Anbetracht jedoch, daß die Strafhäufer ohnehin von 
Zeit zu Zeit.durch Abgeordnete des Guberniums und des Appel- 
lationd:©erichte8 unterfucht werden, ift nun das Lebereinfommen 
getroffen worden, daß einzelne Abweichungen von der in den 
Eriminal-Urtheilen ausgefprochenen Strafe der öffentlichen Arbeit, 
aus vollwichtigen Gründen zu bewilligen, der gemeinfchaftlichen 
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Amtöhandlung des Guberniums und des Appellationss Berichtes 
überlajlen werde 1... 0m 2 7 
(Durch Hoferlduterung vom’ıa. April 1019 wurde die Ga⸗ 
leerenſtrafe in dem öſterreichſſchen Staaten abgeſchafft.) R 
— —. 19. U 
Bey der Ausſtellung auf der Schandbühne wird 
der — —— mit ſchweren Eiſen an Händen und 
Süßen gejchloffen, zwiſchen der Wache, au einem zur 
Berjanunlung des Volkes geräumigen Orte, auf einem 
hohen Gerüſte, durch drey auf einander folgende Tage, 
jedesmal eine Stunde lang, öffentlich zur. Schau aus— 
geftellet, und fein Verbrechen ſowohl, ald die ihm zu: 
erkannte Strafe, auf einer ihn vor der Bruft hängen— 
den Tafel, kurz, deutlich und ‚lesbar: angedeutet. 


Ausſtellung 
auf der 
Schandbühne 


Dieſe Verſcharfung hat jedoch nur in ſolchen Fällen 


Platz, in welchen ſie entweder ausdrücklich von dem 
Geſetze vorgeſchrieben iſt, oder, wenn die Strafe, der 
ſie beigefügt werden ſoll, wenigftens auf zehujaͤhrigen 
Kerker ausfällt. = | | 


Mit Stockftreihen "werden erwachſene Manns ⸗ Zagtiaung mit 


perſonen; mit Authenftreichen aber Jüuglinge, die das 
achtzehnte Jahr noch nicht‘ zurückgelegt Haben, und 
Weibsperſonen gezüchtiget. Dieſe Zuchtigung kann wäh 
rend der Strafzeit öfter wiederhohlt werden. Die Bes 
flimmmig der Zahl der Streiche und ihrer Wiederhoh: 
lung "hängt von der Beurtheilung des Richters ab, 
welcher daben auf die Schwere des Verbrechens, die 
Bosheit des Thäters und defien Eörperliche Befchaffen- 
heit zu fehen hat. Auf einmal Eönnen nicht mehr ala 
fünfzig Streihe gegeben werden. Der Bollzug geſchieht 
innerhalb der Mauern des Strafortes. Ä 


Juſtiz-Hofdekret vom 3. Jänner 1808. 


Da mehrere Anfragen vorgekommen ſind, ob für die in dem 
neuen Strafgeſetze als Strafverſchaͤrfung angeordnete Züchtiguug 
mt Stock- und Ruthenſtreichen die nach der Criminal-Gerichts— 
ordnung vom Jahre 1786 $. 278 beſtandene Taxe per ı fl. aus 
. dem Criminalfonde zu bewilligen fey? fo wird hiemit befannt 
gemacht: daß ſich in dergleichen Fällen genau nady dem $. 526 
ded neuen Strafgeſetzes zu benehmen fey, vermöge deſſen alle 


©treichen. 
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Berbandlungen: in Eriminal-Amgelegenheiten, fie. mögen :bey was 
immer für einer Behörde vorfallen, von Amtöwegen zu verrichten 
. find,. und ſonach dafür feine andere Vergütung, Taxe oder Abs 
gabe angerechnet werden kann, alö. welche in diefem neuen Gefege 
ausdrüdlich geftattet wird. 


| Hoffammer-Defret vom 22. Dftober 1812. 


Einverftändlich mit der k. F. vereinigten Hoffanzley wird je⸗ 
nen Weibsperfonen, welche in Ermanglung eines dazu geeigneten 
Sefangenwärterd- Weibes zur Züchtigung der weiblihen Sträf: 
linge oder Inquiſitinnen eigend aufgenommen werden, für den je⸗ 
desmaligen Vollzug ein Lohn von dregßig Kreuzer Wiener Wähe 
rung bewilliget. Ä Fe Dr 7 

Hoftammer- Dekret vom 4. Auguft 1813. 

Im. Einverftändniffe mit der k. k. vereinigten: Hofkanzley 
wird hiemit bewilliget: daß zur Züchtigung der weiblihen Ins 
quifiten und Sträflinge mit Ruthenftreihen vorzüglich. die taug⸗ 
lichiten Weiber der Gefangenwärter, gegen Abreichung ‚des mir 
Bierortiger Entfchliefung vom 22. Oftober 1812, gefeglich beftimms 
ten Lohnes von dreyfig Kreuzern, verwendet werden follen. 


Hofdefret vom 19. July mıı, an das böhmiſche 
Appellations -Gericht, einverftändlicy, mit der Hofe 
kommiſſion in Zuftiz» Geſetzſachen, über deffen Anfrage vom 

20. May v. J. Nr, 951 d. J. G. S. 


Eine mittelſt Urtheiles zu einer beſtimmten Zeit zuerfännte, 
au dem Straͤflinge zur beſtimmten Zeit Krankheits wegen nicht 
volljiehbare Züchtigung fann allerdings zu einer andern Zeit, 
nach gehobenem Hinderniſſe, während. der Dauer. der Strafe, 
nachgehohlet werden; wobey es ſich jedoch von ſelbſt verfteht, 
daß das Gericht oder das Aufſichts-Perſonale ſich überzeugen 
müſſe, daß die Züchtigung entweder wegen der Folgen der Krank⸗ 
beit, oder wegen der vielleicht zu nahe bevorfiehenden wieders 
fehrenden Züchtigung , der Gefundheit des Sträflings nicht nach⸗ 
theilig, oder eine unnüge Härte feyn würde, in weldem alle 
darüber binauszugehen ift. Hat aber der Sträfling feine Straf- 
zeit vollftredit, fo fann von einer folchen nachträglichen Züchtigung 
in feiner Art mehr eine Frage fepn. 


Hofdekret vom 24. April 1812, an das f. böhmiſche 
Appellations-Gericht, einverftändli mit der ver« 
einten Hofkanzley. Nr. 986 d. 3.6. ©. | 

Die weiblichen Sträflinge find in Faͤllen der gegen fie er: 
Pannten Züchtigung mit Ruthenſtreichen zwar auf den bloßen 
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Leid, jedoch nur von Perfonen ihres Gefchlechted und mit: Bes 
feitigung aller männlichen Zufeher, außer eines befcheidenen 
Commiſſärs, zu züchtigen. 


Hofdefret vom 4. Februar 1803. Nr. 951. 


Weiböperfonen fönnen weder im Eriminal: Unterfuchungs- 
Sefängnijfe, noch im Eriminal» Strafarrefte, während ihrer mo⸗ 
natlihen Reinigung mit Ruthen gezüchtiget werden, und ift 
die Vollziehung einer Disciplinars oder urtheilgmäßigen Lö 
Züdtigung bis nach vollendeter Reinigung zu verſchieben. — 


Hofdekret vom 28. Autguſt 1812, an das Nied. 
Deft. Appellations-Gericht, bey Gelegenheit eines 
durch daffelbe vergutachteten Strafnachſi ichts-Geſuches, 

Nr. 1003 d. J. G. ©. | 


Es unterliegt feinem Anſtande, daß den Stodfclägen, 
wenn folche wegen förperlicher Befchaffenheit des zu Beſtrafenden 
nicht angewendet werden fönnen, Ruthenftreiche fubitituirt were 
den dürfen; jedoch ift vorläufig immer durch Arztlichen Befund 
zu erheben, ob foldhe ohne Nachtheil der Gefundheit des zu 
Züchtigenden angewendet werden können, oder nicht. 


Berordnung des f. £. N. Oeſt. Sppellastons- 
Gerichtes vom 3. Jänner 1815. 


In den Zeugniffen ‚der Aerzte und Wundärzte fol ein be— — 
ſtimmtes Gutachten über den Geſundheitszuſtand der Inquiſiten, 
und insbeſondere Darüber abgegeben werden, welcher Grad des Ker⸗ 
kers Statt finden fünne, und aus welchen Gründen die Boll 
ziehung einer ſchwereren Kerferftrafe für unmöglid). gehalten werde. 


$. 21. 

Der erfte und zweyte Grad der Kerkerſtrafe ram Saften. 
durch Faſten dergeftalt verfchärfet werden, daß der 
GSträfling an einigen Bagen nur bey MWaffer und Brod 
gehalten werde. Doc) foll dieſes wöchentlich nicht über 
Dreymal, und nur in unterbrochenen Tagen geſchehen. 


4. 22. | 
Die Landeöverweifung kann nur gegen Verbrecher — 
die Ausländer ſind, Statt haben, und muß allezeit auf 
—— — Länder, für welche dieſes Geſetzbuüch ge— 
chrieben iſt, ſich erſtrecken. Ben befonderer Gefähr— 


lichkeit des Verbrechers ſoll ihr die Brandmartung bey⸗ 
Waſer's Strafgeſ. über Verbr. 


34 


gefüget werden. Diefe aeihieht, daß an der Tinken 
Seite des hohlen Leibes der Buchftabe R fammt dem 

. Anfangsbuchftaben der Provinz, in welcher das Urtheil 
ergangen ift, auf eine Eenntliche und unvertilgbare Weiſe 
eingeſchröpfet werde. 


Hofdekret vom 21. Julius 1820, an fämmtlice 
Appellationss Gerichte, in Folge höchſter Entſchlie— 
fung vom 2. Suly 1820, über einen von der oberften Juſtiz⸗ 
ſtelle und der Hofkommiſſion in Juſtiz-Geſetzſachen gemein— 
ſchaftlich erſtatteten Vortrag. Nr. 1678 d. J. G. S. 


Der Vollzug eines Todesurtheiles wider einen Abweſenden 
oder Flüchtigen, durch Anheftung des Todesurtheiles an einen 
Galgen, hat durch den Scharfrichter zu geſchehen. 

In Fällen, wo die Brandmarkung Start findet, kann ſolche 
der Scharfrichter, oder ſein Knecht, oder ein anderes hierzu ge— 
eignetes Individuum vollbringen; nur muß dafür geſorget wer— 
den, daß ſie die hiezu erforderlichen Eigenſchaften beſitzen, um 
den zu Brandmarkenden nicht härter zu behandeln, ald das Geſetz 


mit fich bringt. 


. 22. 
Geſetzliche Fol« Mit den Strafurtheilen, wodurd ein Verbrecher 
der fcowerepen. zur Todesſtrafe, zur ſchweren oder ſchwereſten Kerker— 
en —* verurtheilet wird, ſind kraft dieſes Geſetzes noch 
folgende Wirkungen verbunden: 
-a) Iſt der Verbrecher ein Landmann aus dem 
Herrn: oder Kitterftande, ein immatrikırlirtes Mitglied 
einer inländischen Univerfität, oder eines inländifchen 
rn ein mit _bepbehaltenem militarifchen Ehren- 
range. in Zivildienfte übergetretener Mann; jo iſt mit 
" einem ſolchen Urtheile zugleich die Tilgung aus der ſtän— 
dijchen, aus der Univerfitäts= oder Lyzäums-Matrikel, 
und der Verluft des Ehrenranges verbunden. 
b) Sit der Verbrecher vom Adel; fo muß dem 
Strafurtheile beygefügt werden, daß er des Adels ver: 
Iuftig wird, und ihm für feine Perfon alle Rechte be- 
nommen find, die dem Adel nad) der Verfaſſung diefer 
Erbländer zuftehen. Doch trifft diefer Verkuft nur ihn 
allein, folglid) weder feine Ehegattinu, noch die vor 
dem Strafurtheile erzeugten Kinder. 
c) Der Verbrecher kann von dem Tage des ihm an— 
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auert, weder unter Lebenden ein verbindliches Geſchäft 
ſchließen, noch einen legten Willen errichten. Seine 


vorigen Haudlungen oder Anordnungen aber verlieren 
wegen der Strafe ihre Gültigkeit nicht. 


Juſtiz-Hofdekret vom 19. July 1805, an das 
Appellations-Gericht in Lemberg, 


Ueber die gemachte Anfrage, ob in Sällen, wenn Ausländer, 
zufolge der $$. 31. 32. und 34. I. Ih. des Strafgeſetzes abzu: 
urtheilen find, und fich für Adelige angeben, auch diesfalls ſich 
auf die im Auslande befindlichen Beweife berufen, diefe Beweiſe 
ihred angeblichen Adels noch vor derfelben Aburtheilung. erhoben 
werden follen, wird dem Appellations » Gerichte bedeutet: daß ein 
folcher Verbrecher, er möge von befanntem ausländifchen Adel 
feyn , oder ſolchen beweifen, oder auch: nur angeben, ‚dies 
fer Würde in fo weit verluftig erflärt werden foll, daß er in den 
k. £. Erbjtaaten und Ländern für einen Adeligen fernerhin nicht 
gu achten ſey, wo übrigens jedes folche Urtheil der Behörde des— 
jenigen Landes, in welchem der Abgeurtheilte ein Adeliger zu 
‚feyn erwiefen, oder nur angegeben bat, befannt zn machen ift. - 


Hofdefret vom 16. Auguft 1806, an ſämmtliche 
Appellationd- Gerichte, über Anfrage des Lem- 
berger Appellations = Gerichte vom-19. May 1806: 
Nr. 7772. J. G. ©. 


"Ueber Anfrage: ob ein öffentlicher Beamter, welcher nad) 
einer Criminal: Unterfuchung nur aus Mangel des Beweifes los— 
gefprochen wurde, wieder in fein voriges oder ein anderes öffent: 
liches Amt eintreten könne, wurde die Weifung dahin zu ertheilen 
befunden: 

Es laſſe fi) hierüber Feine allgemeine Vorfchrift geben, 
fondern die Zulaffung oder Entlaffung eines ſolchen Individuums 
bleibe in jedem einzelnen Falle dem Ermeifen der demfelben vor: 
gelegten Behörden, die ohnehin nach dem $. 304 des Straf— 
gefebes von dem Criminal» Richter in die Kenntniß der eröffneten 
GEriminal:Unterfuchung gefegt w den müſſen, mit Berückſich— 
tigung der Gattung des ihm angefchuldeten Verbrechens, dann 
der fonftigen Umftände und DVerhältnijfe überlaffen; daher denn 
in folchen Fällen bey landesfürftlichen Beamten das Gutachten, 
ob derfelbe zur ferneren Dienftleiftung zuzulaffen oder zu entfernen 
fen, jederzeit von feiner unmittelbar vorgefesten Behörde im 
ordentlichen Wege der betreffenden Hofitelle zu unterlegen ift. 

3* 
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Hofdefret vom 7. Auguft 1812, au ſämmtliche 
Appellations- Gerichte, über Eröffnung der Hof— 
fammer vom 16. July v. 3. Nr. 1000 d. 3. ©. ©. 


Seine Majeftät haben über die Brage: ob ein Beamter, 
welcher eines Verbrechens wegen unterfucht und beftraft wied, 
immer auch des Dienjted entlajlen werden müffe? zu befehlen ges 
ruhet: daß jeder Staatöbeamte, wenn er eines Verbrechens über: 
wiefen, und ald Verbrecher abgeurtheilt wird, feines Dienftes 
in der diesfalls vorgefchriebenen Form zu entlajlen fey; jedoch 
ohne daß ein folher Staatöbeamter für immer als dienftunfähig 
erflärt und angefehen werde; in welcher Beziehung fich nach der 
unterm 12. Mär; 1792, 3.6 erfloffenen und ſaͤmmtlichen Behörs 
den befannt gemachten höchſten Anordnung zu benehmen fey, 
welche vorfchreibt: daß es allgemeine Pflicht ift, zu öffentlichen 
Bedienftungen immer nur die Würdigften und unbeicholtene Leute 
anzuftellen, diejenigen Behörden, denen durch Wahl oder Be: 
nennung die Verleihung öffentliher Aemter zufteht, ſich als 
Uebertreter diefer Pfliht verantwortlih und ftraffar machen 
würden, wenn fie Semanden, welcher wegen eines Vergehens, 
oder wohl gar eines Verbrechens vom Dienfte gefommen ift, ohne 
ſich Hierwegen vorläufig bey der höheren Stelle anzufragen, wies 
der anftellten, oder zur Wiederanftellung in Vorfchlag braͤchten, 
ohne dabey von dem Umftande feiner erfolgten Entlaſſung eine 
Erwähnung zu machen, | 


Studienhoffommiffions-Defret vom 31. Des 
zember 1812, an fämmtlihe Länderftellen, 
Nr. 1021 d. J. G. S. 


Studierende, welche als Verbrecher aus der Univerfitäts: 
oder Lyzaͤal-Matrikel geitrihen wurden, können nach überftans 
dener Strafe in diefelbe, wenn fie fonft hiezu geeignet find, wies 
der eingetragen werden, um die Studien zu vollenden. 


Hoffammer-Defret vom 2. Juny 1814, an fammts 
lihe Länderftellen. Nr. 1088 d. J. G. ©. 


In Hinficht der wegen fchlechter Handlungen des Dienftes 
entlajlenen Beamten, welche vermöge Verordnung vom 4. Sep: 
tember 1812 nicht mehr angeitellt werden durften, haben Seine 
Majeftät die höchfte Willensmeinung dahin zu erklären geruht: 
dag Höchftdiefelben nicht gefinnet feyen, diefe entloffenen Beams 
ten unfähig zur Wiederanftellung zu erflären, daß aber jene 
Bälle, wo die Wiederanftellung der wegen fchlechter Handlungen 
des Dienſtes entfegten Individuen aus befonders wichtigen Grün: 
den zuläßig erachtet wird, der höchſten Schlußfajlung vorgelegt 
werden follen. 
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Hofdefret vom ı7. März 1815, an fämmtlide 
Appellations-Gerichte, über Note der k. k. Hof: 
fammer vom 2. März 1815. Nr. 1137 d. J. G. ©. 


Seine Majeftät haben in Anfehung der penfionirten Staatd« 
beamten, welche wegen eined Verbrechens oder fchweren Polizey- 
Uebertretung verhaftet, für fchuldig erfannt, und von der bes 
treffenden peinlichen oder politifchen Behörde zu der in den Ge— 
fegen beftimmten Strafe verurtheilt werden, nachitehende höchfte 
Entfchließung zu fallen gerubet: 

Verbrechen oder fchwere Polizey » Ueberfretungen, deren 
Begehung den wirklich dienenden Beamten feined Amtes verlujtig 
machen, follen in Zufunft auch den Verluft der Penfionen bey 
Penfioniften nad) ſich ziehen. 

Die Frage felbft aber, ob das begangene Verbrechen oder 
Die begangene fchwere Poligey = llebertretung bey einem dienenden 
Beamten die Kaffirung zur Kolge gehabt haben wiirde, könne 
nur jene Hofbehörde, welcher der Penfionirte damahls, ald er 
penfionirt wurde, diente, mit Beyziehung zweyer Räthe von der 
oberften Auitizitelle entfcheiden. 

Zugleich haben Seine Majeität angeordnet, daß diefed neue 
Geſetz zur Warnung auf die gehörige Weife allgemein Fund zu 
machen, und für alle Verbrechen und fchwere Polizey = Ueber: 
tretungen, die nach gefchehener Kundmachung begangen wurden, 
ald rechtögültig zu erflären fey. 

Die unterftehenden Criminal: Behörden find daher anzus 
weifen, daß ſie nach der Analogie der $$. 304 und 447 ded Straf: 
gefeges von jeder gegen einen penfionirten Staatsbeamten einge: 
leiteten Criminal : Unterfuchung und Aburtheilung die Anzeige an 
das Appellations» Gericht zur weitern Mittheilung an die be: 
treffende Hofftelle zu erjtatten haben. 


Hofdefret vom 9. Juny 1815, an fammtlide Ap- 
pellations- Gerichte, über Note der f. f, Hoffammer 
vom 11. May 1815. Nr. 1155 d. 9. ©. ©. 


Die wegen Behandlung des eined Verbrechens oder einer 
fchweren Polizey:Ulebertretung von den Eriminal: oder politifchen 
Behörden fchuldig erfannten Staatsbeamten beftehende Vorfchrift 
haben Seine Majeltät durch eine weitere höchfte Entfchließung 
vom 30. April 1815 nunmehr auch auf die provifionirten mins 
dern Staatödiener, penfionirten und provifionirten Witwen, dann 
die mit Erziehungsbegträgen betheilten Kinder in diefer Art auds 
zudehnen geruher: daß fie bey dergleichen Individuen für ihre 
Perfon, wenn fie fi eines Verbrechens oder einer fchweren 
Polizey · Uebertretung ſchuldig gemacht haben, vom m Tage des 
Urtheils zu gelten haben follen. 


58 


Ferner haben Seine Majeftät anzuordnen befimden: daß, 
wenn der Vater durch ein Verbrechen oder eine ſchwere Polizey: 
Uebertretung der Penfion oder Provifion verluftig wird, deſſen 
Weib und Kinder auf diefelbe feinen Anfprucd haben follen, da 
fich .diefer Anfpruch nur auf die väterlichen oder ded Gemahls 
DVerdienfte gründet. Wenn aber die Witwe aus gleichen Urfachen 
ihre Penfion oder Provifion verliert, und die Kinder einen Er» 
ziehungsbeitrag genießen, fo fol den Letzteren das Recht des 
Senuffes diefes Erziehungsbeytrages auf die bewilligte Dauer 
unbenommen bleiben, weil dem Unfchuldigen fein Recht nicht 
gefränfet werden dürfe. | 

Die untergeordneten Criminal» Behörden find daher anzus 
weifen, daß fie nach der Analogie der $$. 304 und 447 des Straf: 
gefeges von jeder gegen einen provijionirten mindern Staats— 
Diener, penfionirte und provifionirte Witwen, dann ein mit einem 
Erziehungsbeytrage betheiltes Kind eingeleiteten Criminal- Untere 
fuhung und Aburtheilung, zur weiteren Mittheilung an die betrefe 
fende Hofitelle, die Anzeige dem Appellations : Gerichte zu erftatten 
haben. Ä 


Hofdefret vom 24. Juny -ı1815, an fämmtlide 
Appellationd » Öerichte, über Note des Hoffriegd« 
rathes vom 12. May v. J. Nr, 1156 d. J. G. ©. 


Bey Individuen, welche mit der von Seiner Majeftät zum 
Andenfen der ruhmvollen Ereignilfe des legten Feldzuges geitife 
teten Metall: Armeefreuze betheilt wurden, und in das Civile 
übergetreten find, ift, wenn fie fich eines Verbrechens fchuldig 
machen, welches mit Infamie verbunden ift, oder einen Feſtungs— 
arreft zur Folge hat, auf den Verluft diefed Denfzeichens zu ers 
fennen, und bey minderen Vergehen dafür zu forgen, daß ſolches 
während der Strafzeit abgelegt werde. 


Hofdefret vom 15. July 1815, an fämmtlide 
Uppellations-Gerichte über Note der Hoffammer 
vom 22. Suny v. $. Nr. 1160 d. 3. ©. ©, 

Die im Allgemeinen erlaffene höchſte Entfchliefung , vers 
möge welcher die Wiederanftellung eines wegen Verbrechen cris 
minalifch behandelten und entlaffenen Staatsbeamten der hödhe 
ften Schlußfaffung vorbehalten ilt, hat ſich auch auf die beei- 
deten minderen Diener zu erjtreden. 


Hofdefret vom 4. Auguft 1815, an fämmtlide 
Appellations- Gerichte, über Note des‘ f. k. Hof: 
Friegsrathes vom 26. Suly 1815. Nr. 1105 d. J. G. ©. 


Seine Majeftät haben in Hinficht des Verluſtes auswär: 
tiger Orden und Ehrenmedaillen Folgendes anzuordnen geruhet: 
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SA das mit -einem folchen "auswärtigen Ehrenzeichen ger 
zierte Individuum ein hierländiger Unterthan, und in eine ſolche 
Strafe verfallen, welche den Verluft ähnlicher inländifcher Des 
Forationen nach fich zieht; ſo ift die von Höchitdenfelden ertheilte 
Erlaubniß zum öffentlichen Gebrauche der fremden Ehrenzeichen 
verwirft, und das Individuum darf auch nad) ausgeitandener 
Strafe ſich derfelben in Höchftdero Staaten nicht wieder gebraus 
chen; die abgenommenen Snftgnien find in jedem einzelnen Falle 
durd die geheime Hof: und Staatöfanzley der verleihenden 
Macht mit dem Beyfage, warum es geſchehen fey, zurüdzus 
ftellen. 

Iſt aber der Sträfling Fein Unterthan, fo iſt der Gebraud) 

fremder Ehrenzeichen während der Strafzeit nicht zu geftatten, 
und in ſocchem Falle die abgenommenen Inſignien ebenfalls der 
auswärtigen Macht zu erfolgen, welcher überlaflen bleibt, nach 
ausgeftandener Strafe ihrem Gutdünken und ihren Statuten 
gemäß, zu verfügen. 

In Folge diefer höchften Entſchließung find die Criminal: 
Gerichte für folche Fälle zur Einforderung der Ordens: und Ehren 
zeichen anzumeifen, welche dad Appellationg : Gericht mittelft Bes 
richted und mit Anmerkuug des Gegenftandes des. Verbrechens 
hierher zur weitern Mittheilung an die F. F. geheime Hof- und 
Staatskanzley zu überreichen haben wird. 


Hofdefret vom 24. Sanner 1816, an fammtlide 
Appellations-Gerichte, in Folge hödhfter Entſchlie— 
fung über Vortrag der vereinten Hoffanzley. Nr. 1204 
d. J. G. ©. 


Seine Majeftät haben über die Frage: durch welche Hand: 
lungen die Civil: Ehren -» Medaillen, welche theils für einzelne 
rühmlihe Handlungen, theils für eine ausgezeichnete Dienft- 
Teijtung verliehen werden, verloren gehen, Nachflehendes zu 
Derordnen geruht: 

Mit jeder Criminal - Beftrafung ohne Unterfchied ift- der 
Derluft der erhaltenen Civil: Ehren » Medaille, oder aud) folder 
Medaillen, welche die in die Civil: Zurisdiftion übergetretenen 
ehemaligen Militär » Individuen befigen, gefeglid verbunden, 
und deren Gebrauch auch nach ausgeſtandener Strafe nicht weiter 
geſtattet. 

Jedes Criminal-Gericht hat daher bey der Vollziehung des 
Urtheiles die Abnahme des Ehrenzeichens zu veranſtalten, und 
ſolches durch die Oberbehörde nebſt einer Abſchrift des Urtheiles 
an jene Behörde enden durch welche die Verleihung bewirkt 
worden iſt. 

Uebrigens iſt de Verluſt der Ehren : Mebdailte weder in dem 
Urtheile auszudrüden, noch deßhalb allein die Kundmachung zu 
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verfchieben, wenn micht andere, in dem $. 446 audgedrüdte 
Umftände zugleich eintreten. | 

Nach den nämlidhen Grundfägen ift fi) in Anfehung der⸗ 
jenigen Individuen, welche mit dem Civil» Ehrenfreuze betheilt 
find, zu benehmen. 


Hofdefret vom 2. Auguft 1817, an fämmtlide 

Appellations-Geridhte, in Folge höchſter Entſchlie— 

fung über Vortrag der oberften Zuftizftelle v. 23. Zuly v. J. 
Nr. 13550. J. G. ©. 


Das Kanonenfreuz ift nur jenen nach dem Strafgefeße ver⸗ 
urtheilten DVerbrechern für immer zu entziehen, gegen welche 
eine fchwere Kerferftrafe wirflih erfannt worden „und nicht 
bloß von dem Gefege ausgeſprochen ift. 


Hofdefret vom 14. November 1817, an das Ap— 
pellationd-Geriht in Tyrol und Vorarlberg, 
dem Küftenlande und in Dalmatien, in Folge 
höchſter Entfcyließung über Vortrag der oberften Juſtizſtelle 
vom 26. September v. J. Nr. 1386 d. 3. G. ©. 


Ueber die Anfrage: ob die durch das vorige franzöfifch- 
italienifche Strafgefeg verhängte Eivil: Degradation auch jept 
noch für die vergangenen Fälle ausgefprochen werden fönne? 
haben Seine Majeftät zu befehlen geruht: daß in den feit der 
eingetretenen Wirffamfeit des Dejterreihifhen Strafgefeges er⸗ 
gehenden Urtheilen die Civil» Degradation nicht mehr ald Strafe 
durch Urtheil verhängt werden fönne; daß aber in Faͤllen, welche 
zur Zeit der Wirffamfeit des italienifchen Strafgefeges begangen, 
und worauf nach demfelben die Civil» Degradation gefegt war, 
wenn die That nach dem Defterreichifchen Strafgefepe fich zu dem 
Criminal: Verfahren eignet, nach Verhaͤltniſſen einfacher oder 
fhwerer Kerfer von ſechs Monaten bis zu Einem Jahre zu ver- 
hängen fey; in jenen Sällen aber, welche nach den öfterreichifchen 
Strafgefegen zur Criminal: Beftrafung nicht geeignet find, der 
Straffällige der politifchen Behörde zur Amtshandlung übergeben 
werden folle. 

Ubrigens find alle Criminal - Urtheile, mittelft deren ftatt 
der Civil = Degradation auf einfachen oder fchweren Kerfer erfennt 
wird, dem Appellationd » Gerichte zur Betätigung vorzulegen. - 


Hofdefret vom 20. Juny 1818, an fämmtlide 
Appellations:- Gerichte, einverftändlich mit der Hof: 
fommiffion in Suftigfadhen. Nr. 1469 d. J. G. ©. 

Wenn ein aus dem Militär» in den Civilftand getretenes, 
niit dem Metallfreuzge der Armee betheilted Individuum wegen 
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eined Verbrechens verurtheilt wird, geht das Metallfreuz in allen 
Sällen verloren, wo auf die Strafe des ſchweren oder ſchwe⸗ 
reften Kerfers erfennt wird, 


Note der allgemeinen Hoffammer vom 2. Jän— 
ner 1821, in Folge höchſter Entſchließung vom 28. No- 
vember 1820, über Vortrag derfelben. Nr. 1727 
2.9.6. ©, 


Wenn es fi um die Dienftesentlaffung wegen Verbrechen 
abgeurtheilter Beamten handelt, ift die Beyziehung zweyer Hofs 
räthe der oberften Zuflizftelle nicht nothiwendig. 


Hoffanzley» Defret vom 21. Jänner 1822. 
Nr. 1834 d. 5. ©. ©. 


Seine Majeftät haben mit allerhöchfter Entfchliefung vom 
24. Dezember 1821 zu befehlen geruht: daß die im Invaliden- 
Benefizium ftehenden Individuen in allen jenen Fällen, in wels 
chen die Tapferfeits: Medaille, und die mit. felber verbundene 
Zulage, verwirft werden, deffelben, und zwar auf die Art, wie 
es in Hinficht der Tapferfeits : Medaillen und des damit verbun« 
denen Benefiziums vorgefchrieben iſt, verluftiget feyn follen. 

Diefe Anordnung hat übrigens, der weitern allerhöchften 
Beſtimmung gemäß, erft nach vollzogener Kundmachung der: 
felben gefegliche Kraft zu erhalten, daher auf vergangene Bälle 
nicht zu wirfen. 

Die von dem Hoffriegsratho in Tegterer Beziehung an 
fämmtliche Militär = Behörden erlaflene Verordnung vom 3. No— 
vernber 1812 lautet dahin: daß jede Aburtheilung ohne Unter- 
ſchied, wodurch gegen einen Offizier auf die Kaflirung, gegen 
Die übrige Mannfchaft aber auf eine öffentliche Veftrafung mit 
Stodftreihen, Gaffenlaufen oder eine noch fchwerere Strafe 
erfannt wird, den Verluſt der Tapferfeitd >» Medaille und der 
Damit verbundenen Zulage nad) ſich zu ziehen habe; fo wie gegen 
die mit der Tapferfeitd: Medaille gezierte Mannfchaft Feine diefer 
erwähnten öffentlichen Beftrafungen angewendet werden foll, 
wenn nicht zugleich durch gerichtlichen Ausſpruch auf den Verluſt 
der Tapferfeitd » Medaille erfannt wird. 


Hoffanzley- Defret vom 7. July 1825, an das 
Mähriſch-Schleſiſche Landes» Gubernium. 
Nr. 21160 d. J. G. ©. 


Ueber die Anfrage: ob die höchſten Vorfchriften v. 19. März 
(17. März 1815, Nr. 1137 d. I. ©. ©.), vom 26. Nov. ı8ı5, 
Nr. 2192, und vom 3. July ı8ı6 Nr. 1261, welche gegen Ian- 
deöfürftliche, ftändifche und ftädtifche Beamte und Penfioniften 


42 


das Verfahren rücfichtlich der Dienftes» Entlaifnng wegen bes 
gangener fchwerer Polizey: Uebertretungen vorzeichnen, auch auf 
berrfchaftliche Privat: Beamte, denen die Führung der politifchen 
Geſchäfte, die Ausübung des adeligen Nichteramted und des 
Kichteramtes über fchiwere Poligey » Uebertretungen auf dem Lande 
übertragen it, auszudehnen und anzuwenden feyen, wenn fie 
eined Verbrechens oder einer ſchweren Polizey = Uebertretung 
ſchuldig erkannt, und dafür beſtrafet worden find? wird erwies 
dert: daß in allen jenen Fällen, wo über landesfürſtliche, ſtaͤn⸗ 
diſche und ſtädtiſche Beamten wegen ſchwerer Polizey-Uebertre— 
tungen die Entlaſſung vom Dienſte verfügt wird, bey den herr— 
fhaftlihen Privat: Beamten, die mit einem öffentlichen Amte 
befleidet find, die Unfähigfeitd: Erflärung zu politifchen leitenden 
Dienften auszufprechen fey, indem ed der Obrigfeit unbenomnren 
bleibt, fie inı öfonomifchen Fache zu verwenden, daher ihre Ent: 
lafjung von Amtswegen nicht verfüget werden kann. 


Hofdefret vom 11. July 1826, an fammetlide 

Uppellations: Gerichte, in Folge höchfter Entfchlie: 

fung vom 3. Juny 1826, über Vortrag der allgemeinen 
Hoffammer. Nr. 2199 d. J. ©. S 


Seine k. k. Majeftät haben zu befehlen geruhet: 

Erftens. Die ſchon beftebende allgemeine Vorfchrift, daß 
Fein wegen Verbrechen, Vergehen oder Bernachläßigung des 
Dienjted entfegter Beamter, ohne ausdrüdliche Bewilligung 
Seiner Majeftät in die Staatsdienfte wieder aufgenommen wer» 
den dürfe, müſſe auf dad Genaueſte befolgt werden, und jede 
Behörde fey für die unabweichliche Beobachtung derfelben ftreng 
verantwortlich. 

Zweytend. Die oben erwähnte Verordnung werde dahin 
ausgedehnt: dag nicht nur entlajfene Beamte, fondern auch Ins 
dividuen, welche noch nie angejtellt waren, wenn fie jemahls in 
einer Criminal: Unterfuchung geftanden, nnd in derfelben nicht 
für unfdyuldig erflärt worden find, zu Staatsdienſten ohne Ges 
nehmigung Seiner Majeität nicht zugelajlen werden dürfen. 

Drittens. Ed fey, um diefe Abficht zu erreichen, eine 
unerläßliche verantwortliche Pflidet jeder Behörde, der die Ver— 
leihung eines Dienftplages zufteht, über. das auszumählende Ju— 
dividuum die genaueſten Erhebungen einzuleiten, und insbes 
fondere zu diefem Ende die umftändlichiten Nachweifungen über 
deifen früheren ganzen Lebenslauf in der Art fich vorlegen zu 
lailen, daß darin feine Zeitperiode überfprungen, und die volle 
Ueberzeugung von dem ganzen früheren Betragen diefed Indie 
viduums geliefert werde. 

Viertens. Obſchon bey forgfältiger Beobachtung dieſer 
Anordnungen ed nicht leicht möglich feyn wird, daß ein feines 
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Dienited entfegter Beamter, oder ein nie in Dienften geftan- 
denes und eines Verbrechens fehuldig gewordenes Individuum 
in Anftellung fommen möchte, fo fey doch, wenn es gleich wohl 
Jemanden diefer Art gelingen follte, fi) in die Staatsdienfte 
einzufchleichen, feine diesfällige Ernennung dergeftalt ald nichtig 
anzufehen, daß derfelbe von dem Augenblicke, wo nad) feiner 
erfolgten Anftellung die frühere Entlajjung oder Criminal: Schuld 
entdecft werden follte, ohne weiters und unnachfichtlich wieder 
zu entlajfen fomme. Es 


Hofdefret vom 9. Februar 1827, an fämmtlide 
Appellationd-Gerichte, in Folge allerhöchfter Ent: 
fhließung vom 21. Dftober 1826, über einen von der Hof: 
fommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen im Einverftändniffe mit 
der oberften Zuftizitelle und der Studien = Hoffommiffion er— 
ftatteten Vortrag. Nr. 2253 d. J. G. ©. 


Da bey mehreren Gerichtöhöfen der Zweifel entjtanden ift, 
auf welche immatrifulirte Mitglieder einer Univerfität oder eines 
Lyzäums die $f. 221, 304 und 446 des Strafgefegbuches über 
Verbrechen bezogen werden follen, haben Ge. Majeität zu er- 
Flären befunden: daß die erwähnten Paragraphe, befonders zu 
Folge des $. 446, welder die Entfeßung von der Würde anords 
net, auf bleibende, eine afademifche Würde befleidende Mitglies 
der einzufchränfen, folglidy auf Studierende oder folche, die ohne 
eine bleibende afademifche Würde aus der Körperfchaft ausgetre: 
ten find, nicht anzuwenden ſeyen; wohl aber den Criminal-Ge— 
richten, welchen über Studierende die ordentliche Criminal-Ge— 
richtöbarfeit nach dem Strafgefege zufteht, obliege, fogleich, als 
fie gegen einen Studierenden eines Verbrechens wegen eine Eris 
minal= Unterfuchung anzufangen fich verpflichtet fühlen, hievon, 
fo wie, wenn das Urtheil erfolgt feyn wird, auc) davon das zu— 
fländige Studien » Direftorat in die Kenntniß zu feßen. 


Hoffanzley» Dekret vom 10. März 1827, an 
ſämmtliche Länderftellen, in Folge a. h. Entfchlies 
fung vom 8. März 1827. Nr. 2266 d. J. ©. ©. 


Seine Majeftät gerubten zu befehlen: daß die Länderftellen 
auch in Anfehung jener Beamten, deren Entlaffung ihnen fonft 
vorfchriftsmäßig zufteht, die Verhandlungen dann der Hofitelle 
vorzulegen haben, wenn es fich un die Beurtheilung handelt, 
ob ein wegen eines Eriminal: Verbrechens ab instantia loöge- 
ſprochener Beamter ferner im Dienfte zu belaffen fey. 
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Hofdekret vom 16. März 1827, an das Mähr. 
Sclef. Appellations-Gericht, einvernehmlidy mit 
der allgemeinen Hoffammer, Nr. 2267 d. 5. ©. ©. 


Die a. h. Entſchließung vom 28. November 1820, Nr. 1727 
d. J. G. S., welde die Beyziehung zweyer Zuftizräthe zur Ber 
rathung über die Dienſt-Entlaſſung eines wegen Verbrechen ab» 
geurtheilten Beamten nicht ferner mehr nothwendig erklärt, be- 
trifft nur den Ball, wenn der Beamte ded Verbrechens fchuldig 
erfennet wird, was deſſen Dienftes: Entlajfung ohnehin ohne 
weiterd zur Folge bat. Dagegen find nad, den übrigens unver= 
ändert gebliebenen Vorfchriften in dem Falle, wenn die Crimi— 
nal »Unterfuchung des Beamten aus Mangel rechtlicher Beweife 
aufgehoben wird, zwey Juftizräthe der Berathung über die Dienft> 
Entlaffung des Beamten aus diefem Grunde allerdings jederzeit 
beyjuzieben. F 


Hofdekret vom 20. April 1827, an ſämmtliche 
Appellationd» Gerichte, über Note des Hofkriegs— 
rathed vom 22. März 1827. Nr. 22740. J. G. ©. 


Da Seine Majeftät rüdfichtlich des Verluſtes des, zur 
Belohnung durd längere Zeit gut geleilteter Dienfte, an Milis 
tär= Perfonen verliehenen Diftinftions : Zeichens mit a. h. Ent» 
fhliefung vom 9. März ı827 für die Zufunft dasfelbe als Gefeg 
vorzufchreiben befunden haben, was in den Hofdefreten vom 
2. Auguft 1817, Nr. 1355, und vom 20. Junius 1818, Nr. ı469 
d. J. ©. ©. in Bezug auf den Verluft des Kanonenkreuzes ver⸗ 
ordnet wurde: fo wird hiemit erfläret, daß, wenn ein aus drm 
Militärftande in den Civilftand getretenes, mit dem Diftinftiond« 
Zeichen verfehenes Individuum wegen eined Verbrechens verur: 
theilt wird, das Diftinftiond= Zeichen in allen Fällen verloren 
gehe, wo auf die @trafe des fehweren oder fchwerften Kerfers 
erfannt wird; wo hingegen in Fällen folder Art, wo wegen 
Verbrechen auf einfachen Kerfer erfannt wird, das betreffende 
Individuum das Diltinftions» Zeichen während der Strafe ab« 
zulegen habe, und dasfelbe erft dann, wenn die Strafe audge- 
jtanden ift, wieder tragen fönne. 


Hoffanzley- Verordnung vom 17. May 1828. 
Seine F. f. Majeflät haben mit a. h. Entfchließung vom 
ı6. Februar 1828 rücfichtlicy der Sufpenfion der Beamten vom 
Amte und Gehalte und der Bemeſſung der Alimentation folgende 
Beſtimmungen feitzufegen geruhet: 
Die Sufpenfion eines Beamten vom Amte hat in den Sal: 
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len fogleih Plag zu greifen, wenn es ı) die Gicherheit des 
Dienſtes, oder 2) das Anfehen des Amtes erfordert, oder end« 
lih 3) wenn gegen einen Beamten das gefepliche Verfahren 
wegen einer voraußgefehten Schuld, in Anfehung welcher die 
Dienftentlajlung Statt finden fann, eingeleitet wird. 

Mit der Sufpenfion vom Amte iſt, wenn fie wegen des 
Verdachtes oder der Wirklichkeit einer Schuld des Beamten ver- 
bänget wird, jedes Mahl, auch die Suipenfion vom Gehalte zu 
verbinden, und davon zugleich jener Behörde, von welcher die 
Ernennung und Entlaffung der Kathegorie, zu der der fufpen- 
dirte Beamte gehört, abhängt, wenn dad Ernennungdrecht der 
fufpendirenden Behörde nicht felbft zufteht, die Anzeige zu er» 
ftatten. | —J— 
Sn den Fällen, wo für fufpendirte Beamte die Alimenta⸗ 
tion einzutreten hat, ift bey Ausmeſſung derfelben in der Regel 
die Quiedcenten : Gebühr, jedoch nur bis auf ?/, Theile des Ge- 
baltes zum Anhaltöpunfte zu nehmen, und die geringfte in fols 
chen Fällen, wo in Ermangelung der vorgefchriebenen Zahl der 
Dienftjahre feine anzufprechen wäre, zujugeitehen. 

Die Beitimmung zwiſchen der höchſten und geringften Ger 
bühr wird den Behörden überlaffen, welche dabey auf alle ein« 
tretenden Umftände gehörige Nücficht zu tragen haben. Auch 
ift dafür zu forgen, daß die diesfälligen Unterfuchungen möglichit 
befchleuniget, und ſonach die definitive Behandlung der fufpen« 
dirten Beamten ohne Verzögerung eingeleitet werde. 

Sn Beziehung auf die Bälle, in welchen die Sufpenfion 
vom Gehalte allein, als Zwangsmittel oder ald Strafe verhängt 
wird, hat ed bey den bejtehenden Verordnungen und dem beite- 
benden Wirfungsfreife der Präfidien und Behörden zu bewenden. 

Diefe a. b. Entfchließung hat für alle Tandesfürftliche , öf: 
fentlihe Fonds⸗, ftändifche und ſtaͤdtiſche Beamte zu gelten. 


Hofdefret vom 24. April 1829, an fämmtlide 
Appellations-Gerichte, über Note des Hofkriegs— 
rathes vom 27. März 1829. Nr. 23095 d. J. G. ©. 


Auf Erfuchen des Hoffriegsrathed werden die beyden Vers 
ordnungen deöfelben vom 3. November ı8ı2 ./. und 31. Dezem« 
ber 1821 ://: zufolge deren jedes Ursheil, wodurch gegen einen 
Dffizier auf Kaffirung, gegen die übrige Mannfchaft auf öffent: 
lihe Züchtigung mit Stodjtreichen, Gaſſenlaufen oder mit ei: 
ner noch fchwereren Strafe erfennet wird, der Verluft der Ta- 
pferfeitd » Medaille und der damit verbundenen Zulage, wie auch 
des Invaliden » Gehaltesd nach ſich ziehen foll, dem Appellations- 
Berichte zur Nachachtung mitgetheilt. 
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) Beylage ll. 


Verordnung des Hoffriegsrathes vom 3. Novem— 
ber ı8ı2 an die ihm unterſtehenden Behörden. 


Da die im $. 13 der im Jahre 1809 kundgemachten Vorz 
fohrift über die militärifche Tapferfeitd » Medaille enthaltene Ber 
flimmung, daß jede kriegsrechtliche Aburtheilung und Beftrafung 
den Verluft der Medaille und der damit verbundenen Zulage 
nad) fich ziehe, in verfchiedenen Bällen auf eine dem Sinne und 
Geiſte des Geſetzes zumiderlaufende Weife angewendet worden; 
fo haben Se. Majeität, um dergleichen Fälle für die Zufunft zu 
verhäthen, zu befehlen gerubet: 

Jede Aburtheilung ohne Unterfchied, wodurch gegen einen 
Dffisier auf die Kaflirung, gegen die übrige Mannfchaft- aber 
auf eine öffentliche Beftrafung mir Stodftreichen, Gaſſenlaufen, 
oder eine noch fehwerere Strafe erfennet wird, hat den Verluſt 
der Zapferfeitdö- Medaille und der damit verbundenen Zulage nach 
fi zu ziehen; fo wie gegen die mit der Tapferfeitd- Medaille 
gezierte Mannfchaft Feine diefer vorerwähnten öffentlichen Bes 
ftrafungen angewendet werden fell, wenn nicht zugleich durch 
richterlichen Ausfpruch auf den Verluſt der Tapferfeits.Medaille 
erfennet wird. Uebrigens fann die Tapferfeits : Medaille feine 
Schutzwehr gegen die mit Ausfchluß der öffentlihen Stock— 
ftreiche und des Gaſſenlaufens bejtehenden Kompagnie: und Re— 
giments » Strafen feyn. Bey dem übrigen Inhalte des $. 13 
der neuen Medaillen » Vorfchrift hat es fein Werbleiben. 


/; Beylage IM 


Cireular-Berordnung des Hofkriegsrathes vom 
31, Dezember ıBaı. 


Seine Majeftät haben über erflatteten allerunterthänigiten 
Vortrag des Hoffriegsrathed durch a. b. Entfchließung vom 24. Des 
zember 1821 verordnet: daß der im Invaliden » Beneficium Ste— 
bende in allen jenen Faͤllen, in welchen die Tapferfeits : Medails 
len und die mit denfelben verbundenen Zulagen verwirft werden, 
des Invaliden » Benefieiums, und zwar auf eben die Art, wie ed 
in Hinficht der Tapferfeits: Medaillen und des damit verbundes 
nen Benefieiums vorgefchrieben ift, verluftig feyn foll; übrigens 
aber diefe Anordnung erft nach vollgogener Kundmachung derfels 
ben gefegliche Kraft zu erhalten, daher auf vergangene Zälle 
nicht zu wirfen habe, 
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Hofdefret vom 23. Jänner 1830, an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte, über Note der allgemeinen 
Hoffammer vom 2. Zänner 1850. Nr. 2447 08.3.6. S. 


Seine Majeftät haben über die der a. h. Entfcheidung- ums 
tergogenen Fragen: wie die Wirwen und Kinder folder Beams 
ten oder niederer Staatödiener, welche ſich eines Verbrechens 
oder einer fchweren Poligey » Uebertretung fehuldig gemacht ha- 
ben, und während der Unterfuchung, jedoch nodh vor 
ihrer Verurtheilumg geflorben find, oder deren Verbre— 
chen oder fchwere Polizey= Uebertretungen erſt nah ihrem 
Tode entdeckt wurden, rücfichtlich der Penfionirung zu behan« 
dein feyen ? unter dem 22, Dezember 1829 folgende allerhöchite - 
Entfchließung-zu erlajfen geruhet: 

Wenn gegen einen Beamten oder minderen Staatödiener, 
noch vor feinem Tode, oder zwar nad) demfelben, aber noch ehe, 
ald über die Penſions- oder Provifiond» Behandlung feiner zu: 
rücgelaflenen Familie definitiv entfchieden ift, ſolche Berfchulden, 
Dienfted = oder moralifche, Vergehen vorfonmen, und gehörig 
dargethan find, welche ihn nach den bejtehenden Vorfchriften des 
Dienftes, oder der allenfalls genoffenen Penfion oder Provifion 
verluftig oder derfelben unwürdig gemacht haben würden ; fo hat 
auch jeder Penfions-, Proviſions- oder fonftige Unterjtügungs: 
und Verforgungs: Anfpruch der zurücfgelaffenen Witwe oder Kine 
der desfelben zu entfallen, wenn qleich wegen des früheren To— 
des eines folchen Beanıten oder Dienerd gegen ihn ſelbſt kein 
Strafurtheil oder Erkenntniß. erfolgt waͤre. 

Um hiernach in jedem einzelnen Falle mit gehörigen Drd» 
nung zu verfahren, ift vor Allem eine genaue Erhebung der That— 
fachen und Reweismittel vorzunehmen, und fodann von der 
Adminiftrationd Behörde, zu deren Wirfungsfreis die Penfions: 
bewilligung gehört, mit Beyziehung zweyer Näthe des betreffen- 
den Zujtiz: Gremiumd BE jenen Normen, welche für die 
Fälle der Dienjtesentlaffung von Beamten vorgezeichnet find, 
gründliche Berathung zu pflegen und gewijlenbaft zu entfcheiden : 
ob die dem Verftorbenen zur Lajt gelegte Verfhuldung oder das 
Vergehen, als gehörig dargethan anzufehen, und von folcher Art 
fen, um den Verluſt der Penfionsfähigfeit für ihre und feine 
binterlaffene Familie mit Beruhigung ausfprechen zu fönnen. 

Im Falle getheilte Meinungen zwifchen der Adminijtrations: 
Behörde und den beygezogenen Juftigräthen fich ergeben, iſt die 
Entfcheidung der höheren Behörde, die dabey ein gleiches Ver: 
fahren zu beobachten hat, und rückſichtlich die allerhöchfte Schluß: 
faffung hierüber anzufuchen. 

Wenn jedoch den Witwen oder Maifen bereitd Penfionen, 
Provifionen oder Erziehungsbeyträge normalmäßig angewiefen 
worden find, fo find ihnen diefelben wegen eines, erfi nach der 


* 
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Hand bervorgefommenen Verfchuldens des verfiorbenen Vaters 
oder Batten, woran fie felbit feinen Antheil haben, nicht wies 
der zu entziehen. 

Uebrigend hat ed in Beziehung auf Erfag- Forderungen des 
Aerariums, welche aus der Dienftleiftung eines verftorbenen Beam: 
ten oder Diener herrühren, bey den wegen Gicherftellung und 
Hereinbringung der Erfäge beftehenden Vorfchriften zu bewenden. 

Diefe allerhöchite Anordnung hat nur von ihrer Kundma= 
hung an zu gelten, und find Säle, welche Witwen und Waifen 
betreffen, die bis zu diefem Zeitpunfte fich in diefem Falle befin: 
den, zur allerhöchiten Entfcheidung vorzulegen. 


Suftiz-Hofdefret vom 9. April 1830, an ſämmt—⸗ 
lihe Appellations-Gerichte, in Folge allerhöchfter 
Entſchließung vom 16. März 1850, über Vortrag der 
vereinigten Hofkanzley. 


Wenn ein landesfürftlicher Beamter einer ſchweren Poli⸗ 
zey-Uebertretung ſchuldig befunden, oder von derſelben ab in- 
stantia loögefprochen wird, hat immer diejenige Behörde, wels 
cher deilen Entlaſſung nach den beftehenden Vorfchriften zufteht, 
wenn fie feine Juftizbehörde ift, mit Zugiehung zweyer Juſtiz 
räthe in Ueberlegung zu nehmen, ob er zu entlajlen fey oder 
nicht ? und bey Verjchiedenheit der Meinungen der betreffenden 
Behörde und der beygezogenen Juſtizräthe ift der Gegenftand der 
höheren Behörde, und bey abermahliger Verfchiedengeit der Meis 
nungen bey derfelben zur Allerhöchften Entſcheidung vorzulegen. 


Hofdekret vom 11. November 1831, an ſämmt— 
liche Appellations-Gerichte, über Note der allges 
meinen Hoffammer vom 4. DOftober 1831. Nr. 2535 
d. J. G. S. 


Die Suſpenſion der Penſion, der Proviſion oder des 
Quieszenten-Gehaltes findet zu Folge Dekrets der allgemeinen 
Hofkammer vom a1. Auguſt 1821 gegen Perfonen, die wegen 
eined Verbrechens, oder einer ſchweren Polizey » Uebertretung in 
Unterfuchung verfallen find, während diefer Unterfuhung nicht 
Statt, indem erft nach erfolgtem Urtheile dad Erfenntniß zu 
fällen ift, ob wegen des begangenen Verbrechens oder der fchweren 
Polizey : Uebertretung der Verluft der Penfion oder Provifionde 
Gebühr vom Tage des Urtheiled einzutreten hat. 


N. De, Regierungs-Verordnung vom 2. a ia 
ber 1831, 3. 63974. 


Die hohe k. k. vereinte Hoffanzley hat unterm 10. Novems 
ber 1831 anzuordnen befunden, daß Penfionen, Quieszenten⸗ 
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Gehalte und -Provifionen während der Unterſuchung nicht zu ſu⸗ 
fpendiren find; diefe Vorfchrift finde auch auf Penfioniiten und 
Provifioniften, der politifchen Sonde, fo wie * ſtaͤndiſchen und 
ſtaͤdtiſchen Körper Anwendung. sy en 


Hofdefret vom 16, Dezember 1831, ; aan fämmets 

lihe Appellations- Beriäte, zu Folge a. h. Ent⸗ 

ſchließung vom 23. März 1830, über Vortrag der allge» 
meinen Hoffammer. ‚Nr. 2541 d. 3. ©. ©. 


Die in der allerhöchften Entfchliefung vom 16. März; ı830 
(Hofdetret vom 9. April 1830, Nr. 2455 d. 3. ©. &.) erhal: 
tene Vorfchrift über die Behandlung der einer ſchweren Polizey: 
Uebertretung fchuldigen, oder von derfelben bloß aus Abgang 
rechtlicher Beweiſe losgefprochenen Beamten, ijt auch auf diejes 
nigen Beamten anzuwenden, welche von einem ihnen angeſchul— 
deten Verbrechen bloß aus Abgang rechtlicher Beweiſe losgeſpro⸗ 
chen worden find. Uebrigens jteht die Entlaffung derjenigen Ju⸗ 
fliz : Beamten, deren Ernennung nicht Sr. Mojeftät vorbehalten 
ift, wie bisher der oberften Zuftigftelle allein zu. 


Hofdefret vom 7. Julius 1852, an fämmtlide 
AUppellationd-Gerichte, über Note der allgemeinen 
Hoffammer vom 30. May 1832. Nr. 2870 d. J. ©. ©. 


Den vermögenslofen Witwen der in Unterfuchung verfal: 
lenen, vom Amte und Gehalte fufpendirten, mit Alimentationen 
betbeilt gewefenen, jedoch vor vollendeter Unterfuchung veritör* 
beuen Beamten, foll, fo lange nicht über ihren Penfionsanfpruch 
erfannt wird, vom Tage der Einftellung der Alimentation ihres 
Gatten an, gleichfalls eine Alimentation verabfolgt werden, 
welche denfelben mit einem Drittheil oder nach Verhältnif ih: 
rer Umftände und des Erforderniffes zum Lebensumnterhalte, fo 
wie der größeren oder minderen Zahl der vorhandenen unverforg: 
ten Kinder, mit der Hälfte der normalmäßigen Penfion, die ih: 
nen, wenn fie penfionsfähig erfannt worden wären, gebühret 
haben würde, zu bemeilen ift. Diefe Verordnung ift durch Des 
fret der Hoffanzley vom ı2. Julius 1832 auf die Witwen der 
Beamten, welche aus politiſchen Fonds- oder Commun-Kaſſen 
eine Alimentation bezogen haben, ausgedehnt worden. 


Hofdekret vom 16. Auguft 1834, an fammtlide 
Appellations-Gerichte, zu Folge — 
vom 1. Junius 1834. Nr. 26005 d. J. © 


Wenn es ſich um die Entſcheidung der Frage — ob 


ein landesfürſtlicher Beamter, welcher einer ſchweren Polizey⸗ 
Waſer's Strafgeſ. über Verbr. 4 
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uUebertretung ſchuldig befunden, oder von derfelben, oder von 
einem: ihm angefchuldeten Verbrechen bloß ab instantia loöge- 
fprochen warden: ift, des Dienftes zu entlaffen fey, oder nicht ? 
bat die Beyziehung zweyer Juſtizraͤthe auch dann Statt zu fin» 
den, wenn der Antrag der betreffenden Behörde BEI nicht auf 
die Entlafjung des Beamten gerichtet ift. 


Juſtiz— Hofdekret vom 6. Oktober 1835, an 
fämmtlihe Appellations-Geridte. 


Seine Majeftät haben ‚laut allerhöchiter, auf einen Vor— 
trag der k. f. Hoftommilfion in Juſtiz-Geſetzſachen, wegen des 
Verluftes der Orden. durch Verbrechen oder ſchwere Polizey: 
Uebertretungen erfolgter Entfchliefung von ‚20. Julius 1835, 
über den Verluft der. Orden wegen Vergehungen eine allgemeine 
gefegliche Regel auszufprechen, fich nicht beftumme gefunden, je: 
doch Folgendes anzuordnen geruhet: 

a) Wenn ein Ordensritter eined Verbrechens oder einer 
ſchweren Polizey- Uebertretung ſchuldig erkannt, oder diesfalls 
nur ab instantia abſolvirt wird, iſt hievon, ohne die Kundma— 
chung und Vollziehnng des Urtheils zu verſchieben, jedoch mit 
Beylegung desfelben und der Beweggründe der Ordensfan;ley 
die Eröffnung zu machen, welche hieriber die a. h. Entſchließung 
einholen wird. 

b) Vom Tage der Kundmachung des Urtheils bid zur Herab- 
langung der allerhöchſten Entfchließung darf der Ordensritter 
von der. ihm verliehenen Deforation feinen Gebrauch machen, das 
ber ihm diefelbe bey der Kundmachung des Urtheils abzunehmen 
it, wenn es nicht fchon früher geſchehen wäre. 

c) In Rücdficht der Mitglieder ausländifcher Orden hat die 
oberwähnte Eröffnung an die ff. geheime Haus, Hof« und 
Staatöfanzley zur geeigneten Mittheilung an die auswärtige Re⸗ 
ie zu geſchehen. 

Dieſe a. h. Entfchliefung wird dem k. k. Appellationg - Se 
richte zur Nahachtung und Mittheilung an die demſelben unters 
geordneten Criminal» Öerichte befannt gemacht. 


Hoffanzley: Defret vom 7. Oftober 1835, 
3. 20038. 

Geine k. k. Majeltät haben mit a. h. Entfchliefung vom 
20, Julius 1835 anzuordnen gerubet, daß der Verluft der Civils 
Ehrenmedaille und der Qapferkeits: Medaille, fo wie des Ins 
validen = Beneficiums Fünftig für alle zur Zeit der Aburtheilung 
unter der Civil» Gerichtöbarfeit ftehenden Individuen nur mit der 
Verurtheilung zur fchweren Kerferftrafe verbunden feyn foll, bey 
der Verurtheilung zu einfachem Kerfer aber nur die Ablegung der 
Ehrenzeichen während der Strafdaner einzutreten habe. 
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Diefe a. h. Entfchliegung wird mit dem Beyfügen fund ges 
macht, daß, dadurch die in Folge hohen Hofkanzley:Defrets vom -- 
9. Dezember. 1815, 3. 21976, durch Negierungs» Cireulare vom 
9. Jänner 1816, 3.864, kundgemachte a. h. Entfchliefung vom 
3. Dezember 1815 in der erwähnten Beziehung außer Wirkſam—⸗ 
feit gefegt werde. a Lu Ze Zu 5 
$. 24. 1412 * 
Der Verluſt des Gewerbes iſt keine ſchon durch 
das Geſetz mit dem Verbrechen verknüpfte Folge. Die 
Entſetzung von einem Gewerbe oder von dem Bürger— 
rechte kann aljo durch das Strafurtheil, nicht verhäu— 
get werden. Wenn es aber bedenklic) ware, dem Ver— 
recher nach ausgeftandener Strafe die Fortjegung jeis 
nes vorigen Gewerbes zu geftatten; fo muß nad) Funde 
gemachten Urtheile "hierüber an die Behörde, der die 
Verleihung eines folhen Gewerbes zufteht, die An⸗ 
zeige gemacht werden. , a 


$. 25. en — 


Wie die Strafwürdigkeit, fo kann auch die wirk- Finteräntung 
liche Strafe Niemand. als den Verbrecher treffen. "ven verircher 
x $. 26. er: 


19 er richterliche 
und weder ſchaͤrfer noch gelinder ausgemeffen Werdeit,. ante a 
als das Geſetz ar der vorliegenden Beihaffenheit des ver Srate- 
Berbrechens und des Thaͤters vorjchreibt. . 


Hofdefret vom 5. Julius 1806, an das Nied. 
Defter. Appellations-Gericht, über deffen Bericht 
vom 16. Sunius n.$. Nr. 773 d. J. ©. ©, 


Bey Verbrechen, für welche die Kerferftrafe beſtimmt iſt, 
fönnen in Gemäßheit der $$. 44 und 45 des Strafgefepes, bey 
befonders erfchwerenden Umftänden, auch Verfchärfungen aller: 
dings Statt haben. 


Die Strafe muß genau nad) dem Geſetze befkini; t Beſchrantung 


$. 27. 

Auch kanu nie eine andere Strafart liber den Ver: 
brecher verhängt werden, als welche in dem gegenwär— 
tigen Geſetze beftimmet ift. Noch kann die verwirkte 
Strafe gegen eine Ausgleichung zwifchen dem Berbre- 
cher und dem Beichädigten aufgehoben werden. 

4 * 
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en | $. 28. I 
2—3 Hat ein Verbrecher mehrere Verbrechen von ver⸗ 
rerer Berbres fhiedener Gattung begangen; jo ift er nad jenem, 

“en, uf welches die ſchaͤrfere Strafe geſehzet iſt, jedoch mit 

Bedacht auf die übrigen Verbrechen, zu beftrafen.. 


Hoffanzley- Verordnung vom 10. Februar 1822, 
3 . 1603. | 


ESs hat ſich der Fall ergeben, daß, während der Hofrefurs 
eines zur Arreftitrafe verurtheilten ſchweren Poligey » Uebertre: 
terd aus dem lombardiſch- venetianifchen Königreihe anhängig 
war, derfelbe ſich einer llebertretung des Verbothes des; Waffen: 
tragens fchuldig machte, und gleichfalld zu einer Arreftftrafe. 
verurtbeilt wurde. - , - re 

Als er nun mit dem wider die erſtgedachte Arreftitrafe ers 
griffenen Hofrefurfe abgewiefen wurde, enıfland die Frage: ob 
er beyde Arreite abgefondert auszujtehen habe? oder ob in einem 
folhen Falle nady dem $. 393 des II. und refpeftive 2B. 6. des 
1. Theiles des Strafgefeges nur eine, und zwar die höchſte Strafe 
zu verhängen wäre? 

"Seine k. k. Majeftät haben über. einen hierwegen, nach ges 
pflogener Ruͤckſprache mit dem oberiten Gerichtähofe, und der 
Zuftizgefeggebungs » Hoffommilfion eritatteten allerunterthänig«- 
ſten Vortrage mit allerhöchiter Entfchließung vom ı5. Jänner 
ı822, die Auslegung des $.28 des I. Theiled und des $. 393 
des II, Theiles des Strafgeſetzes in der Art allergnädigit zu ges 
uehmigen geruhet, daß ein folcher Uebertreter die auf jede der 
begangenen Lebertretungen feilgefegte Strafe befonders aus 
zuſtehen habe, weil nämlich diefe Paragraphe ſich nur auf jene 
Uebertrerungen der Geſetze beziehen, die einen Gegenftand 
derfelben lnterfuchung bildeten, weil das eine Urtheil bereits 
gefhöpft, und dem Inquiſiten fundgemadyt war, und weil end⸗ 
lich er felbit durch Mangel an Aufrichtigfeit Urfache war, daß 
der eine Richter von dem Beſtande der weiters anhängigen Uns 
tetfuchung feine Kenntniß erhielt. | 


Hofderret vom 2. September 1825, an ſämmt— 
lie Appellations»«Gerichte, in Folge höchfter Ent: 
ſchließung vom 15. Junius 1825 über den von der oberften 
Suftizftelle im Einverftändniffe mit der vereinten Hoffanz« 
ley und der Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen erftatteten 
Vortrag. Nr. 2128 d. J. G. ©. | 

Seine Majeftät haben über die Frage: wie der Criminals 

Richter fi zu benehmen habe, wenn mit einem Verbrechen, die 


55 


Uebertretung des in dem Patente für das lomdardiſch- vetietid- 
nifche Königreih und für Süd: Tyrol vom ı8. Januar ıBıB 
enthaltenen Verbothes des Waffentragens zufammentrifft, zu er⸗ 
Hären befunden: | 
Nachdem die ebertretung des Verbothes, unerlaubte Waf- 
fen zu tragen, durch fein ausdrüdliches Gefeg für eine fchwere 
Polizey : Uebertretung erfläret worden ift: fo Fönnen auch die 
65. 28 und ag des I. Theiled des Strafgefeged auf dergleichen 
Fälle feine Anwendung finden ‚. und ift vielmehr der Verbrecher, 
welcher zugleich wegen Uebertretung des Geſetzes wegen Tragung 
verbothener Waffen beinzichtiger erfcheint, nach ausgeftandener 
Eriminalftrafe, der zur Abftrafung der eben genannten Ueber: 
tretungen beftimmten Behörde zur weitern Unterfuchung zu über: 
geben ; welche jedoch in Bemeſſung der gefeglich verwirften Strafe 
nicht nur die Dauer, fondern auch die Strenge der vor demfel- 
* bereits ausgeſtandenen Criminalſtrafe zu berückſichtigen ha—⸗ 
en wird. | | 


Hofdefret vom 11. Oktober 1825, an das Inner 

Defterreihifh- Küftenländifche Appellations 

Gericht, über deffen Bericht vom 17. September 1825. 
Nr. 2134 d. J. G. ©. 


Da das Patent vom 18. Jänner ı818 wegen ded Tragen 
verbothener Waffen, nur für die lombardiſch- venetianifchen Pro« 
vinzen erlajlen, und mit Hoffanzley:Defrer vom 19. Julius 1818 
auch auf Sud: Tyrol, dad ift, den Roveredaner und Trienter 
Kreis ausgedehnt wurde, fomit. bey der Befauntmachung des 
Hofdekrets vom 2. September 1825, Nr. 2128 d. J. ©. ©. es 
fi) nur darum handelt, daß die Criminal» ®erichte, wenn In— 
dividuen aus jenen Provinzen bier Landes in eine Criminal Un: 
terfuchung gerathen, und ſich Fälle des verbothenen Waffentra= 
gend zeigen, diefelben feiner Zeit an die zu ihrer Unterfuchung 
aufgeftellten venetianifchen, Tombardifchen und id: tyrolifchen 
Behörden zu überliefern wiſſen: fo bedarf es hiezu weder der 
Kundmachung ded Patentes vom 18. Jänner 1818 in Inner: 
Dejterreich und dem Küftenlande, noch weniger aber der hierher 
nicht gehörigen Verordnungen vom ı. Dezember 1724 und 
23. Februar 1754; fondern das Appellationds Gericht hat ledig: 
lic) das Hofdefret vom 2. September 1825, Nr. 2128 der. ©. ©. 
in Vollzug zu bringen. 


| $. 29. | 
Diefe Vorſchrift muß auch in dem Falle, daß eine oder sines Der. 


re 


ſchwere Polizey -Uebertretung mit einem Verbrechen einer (hmweren 


» isen Ueber» 


zufammentrifft, beobachtet werden, dafern gegen die eerung. 
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ſchwere Polizey⸗Uebertretung eine Arreftftrafe, oder 
törperlihe Züchtigung beftimmt ift. Wäre aber eine 
andere Art der Strafe feſtgeſetzt; fo muß diefe insbe- 
Verde von der politifhen Obrigkeit nach Vorſchrift 

es zweyten Theiles diefes Geſetzes verhänget werden. 


Hofdefret vom 2. Auguft 1815, an fämmtlide 
Appellations- Gerichte, einverftändlic) mit. der ver- 
einten k. k. Hoffanzley, Hoffammer und Hofkommiſſion in 
Suftiz » Gefegfahen. Nr. 1164 d. I. ©. ©. \ 


Verbrecher, welche zugleich wegen einer Gefälld : Ueber« 
tretung beinzichtiget find, find nad ausgeftandener. Criminals 
firafe den Gefälld » Behörden zur Unterfuhung und Beftrafung 
zu übergeben; jedoch iſt bey Bemeſſung der Strafe für die Ger 
faͤlls-Uebertretung auf die bereits ausgeftandene Strafe des 
Verbrechens nicht bloß nad) ihrer Dauer, fondern audy nad) ihe 
rer Strenge zurüd zu fehen. 


Circulare der £, £, Nied. Deft. Landes-Negierung 
| vom 22. Februar 1828. 


Die hohe Hofkanzley bat mit Defret vom ı3ten d. M., 
83. 3156, über die aus Anlaß eines befondern Falles geftellte 
Anfrage, rüdfichtlich des durch den $, 29 des I. Theiles des 
Straf: Befepbucyes verzeichneten richterlihen Werfahrend im 
Einverftändniß mit dem k. F. oberften Gerichtöhofe und mit der 
k. — in Juſtiz-Geſetzſachen folgende Erläuterung 
erlajjen: 

Der $.29 des Strafgefeged über Verbrechen beftimmet zwar 
nut im Allgemeinen für Bälle des Zufammentreffens einer fchwes 
ren Polizey: Uebertretung mit einem Verbrechen, daß dann, 
wenn eine andere Strafart als Arreft oder, förperliche Züchtigung 
gegen die fchwere Polizey » Uebertretung gefeglich verhängt iſt, 
Diefe Strafe insbefondere von der yolitifehen Obrigkeit nach Vor⸗ 
ſchrift des II. Theiles des Strafgeſetzes auszuſprechen ſey, ohne 
von ſolchen Faͤllen Erwaͤhnung zu machen, wo die mit einem 
Verbrechen konkurrirende ſchwere Polizey Uebertretung nebſt dem 
Arreſte oder der körperlichen Züchtigung noch mit einer weitern 
Strafart verpönt iſt. Allein es liegt in der Natur der Sache, 
daß in jedem Falle, wo eine andere Strafart, als Arreft oder 
Förperlihe Züchtigung gegen eine ſchwere Polizey : Lebertretung 
feitgefegt it, ed mag nun diefe andere Strafart felbititändig, 
oder fumulativ mit jenen beyden Strafarten verhängt feyn, der 
Eriminalrichter auf die ſchwere Polizey:Uebertretung feinen Eins 
fluß zu nehmen, und daß nur die politische Obrigfeit darüber zu 
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erkennen habe, weil es fchlechterdings unzulaͤßig wäre, daß über 
eine und dieſelbe ſchwere Polizey-Uebertretung von. zwey vers 
ſchiedenen Richtern erkennet werde, was Dann, der Fall ſeyn 
würde, wenn der Criminalrichter in ſeinem Urtheile nebſt dem 
Verbrechen auch die konkurrirende ſchwere Polizey⸗Uebertretung 
durch das höhere Ausmaß des Kerkers oder der förperlichen Züch⸗ 
tigung zu beitrafen, und folglich den einen Theil der Strafe über 
die fchwere Polizey : Uebertretung felbit zu verhängen hätte, wäh- 
rend der andere Theil der Strafe, nämlich die- nebit Arreit oder 
Förperlicher Züchtigung vom Geſetze beſtimmte weitere Ötrafart 
erſt noch insbefondere von dem politifchen Kichter ausgeſprochen 
werden müßte. Ein ſolches Verfahren erſcheint auch in Abſicht 
auf Die, nachtheiligen Folgen, die daraus für den Gefchäftszug 
in der Anwendung erwaclen müßten, offenbar als unzuläßig; 
denn fobald auf die oben angedeutete Weife in den Sällen, wo 
das GSefeg nebſt Arreft oder Zuchtigung noch eine weitere Straf- 
art verhängt, von dem Criminalrichter und von. dem politifchen: 
Richter über die fchwere Poligep s Üebertretung tbeilweife erfannt 
wird: fo kann ed.gefchehen, daß die, politifhe Obrigfeit über: den 
Beftand der fchweren Polizey-Uebertretung eine von dem Er— 
kenutuiſſe des Criminalrichters verſchiedene Auſicht hege, oder 
Daß im Falle eines Rekurſes zwiſchen der Criminal» oder politi« 
[hen DOberbehörde eine Differenz ‚der Meinungen eintritt. 

Es bedarf feiner wäheren Auseinanderfegung, der unaus - 
weichlihen Jufonvenienzen aller. Art, welche .dann die, Folgen 
eines ſolchen Verfahrens wären. Diefe: Inkoupenienzen finden 
in denjenigen Bällen, wo das Öefeg Die mir einem Verbrechen 
zufammentreffeude ſchwere Polizey = Uebertretung bloß mit Arreſt 
oder Förperlicher Züchtigung ohne eine weitere ‚Strafart verpönt, 
und wo demnach der Criminafrichter zugleich;aiber die ſchwere 
Polizey: Uebertretung zu erfeunen hat, nicht Statt, weil in die— 
fen Fällen der politiichen Obrigfeit rüffichtli der fchweren Pos, 
lizey : Uebertretungen gar, feine. Amtöhandlung zufteht. Weber: 
haupt muß ‚hier von dem Gefichtspunfte ausgegangen werden, 
daß die Gefepgebung dad Rıchterame über ſchwere Polizeyzllebers, 
tretungen der, bolitifchen Obrigkeit zugewiefen habe, daß von Die: 
fer Regel durch den $. 29 des Strafgefeged I. Theiles nur für 
die Bälle, wo die mit einem Verbrechen Fonfurrirende fchwere 
Polizey » Uebertretung mit, Arreſt oder Züchtigung verpönt iſt, 
eine beftimmte Ausnahme gemacht wird, und daß folglich alle 
unter diefe Ausnahme ſtreng nicht zu fubfumirenden Sälle Der 
Kegel nach zu folgen haben. 

Hiernach wird die Ausleguug des Appellations : Gerichtes. 
und des Wiener Magiftrates hinfichtlich des $..29g des Strafge⸗ 
ſetzbuches 1. Theils als gefegmäßig erkannt, wornach die mit Ver: 
brechen zufammentreffenden ſchweren Polizey-Uebertretungen, 
ſobald für ſelbe eine andere Strafart als Arreſt und Züchtigung 
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in oder ohne Verbindung mit diefen letzteren Strafarten feſtge⸗ 
fest it, von dem Eriminalrichter nicht zu berüdfichtigen, ſon⸗ 
dern nur von dem politiſchen Strafrichter zu beurtheilen und zu 
beftrafen find, dem es übrigens freyiteht, auf die Eriminalftrafe 
bey dem’ Ausmaße feines Straferfenntniffes die allenfalls billige 
Ruͤckſicht zu tragen. | 


Hofdekret vom 11. April 1834, an das Tyrolifch- 
Borarlbergifhe Appellations-Gericht, in Folge 
allerhöchſter Entfäyliefung vom 14. Jänner 1834. 
Nr. 2651 d. J. G. S. 


Seine k. f. Majeſtät haben über die Frage: ob, und in 
welchen Zeiträumen die Uebertretungen gegen das in Süd: Tyrol 
Fundgemachte allerhöchite Waffenpatent vom ı8. Jänner 1818, 
der gefeplihen Verjährung unterliegen? folgende gefegliche Bes 
flimmungen zu genehmigen gerubet: 

1) Nach den in der allerhöchſten Entfchliefung vom 16. März 
1833 enthaltenen allgemeinen Beftimmungen werden die Leber- 
tretungen des allerhöchften Patented vom ı8. Jänner 1818 we⸗ 
gen der verböthenen Waffen in einem Zeitraume von drey Mos 
naten verjährt. / 

2) Bey den Zufammentreffen folcher Hebertretungen mit Vers 
brechen ift das durch die Kundmachung des Tyrolifch » Vorarlber= 
giſchen Appellations⸗ Gerichts von 29. Oftobet 1825 (Hofdekret 
vom 2. September 1825. 93. ©. &. Nr. 2128) vorgefhriebene 
Verfahren dahin abzuändern, daß zur linterfuchung ſolcher Ueber⸗ 
trefungen nicht das Ende der Criminal » Unterfuhung abzuwars 
ten, fondern fchon während der Criminal» Unterfuhung, in fo 
fern es nach den Umftänden zulaͤſſig ift, in jedem Falle aber nach 
erfolgter crimineller Aburtheiluug durch den Eriminalrichter, der 
. juni Verfahren gegen lebertretungen ded Waffenpatentes ber 
flimmten Behörde die Gelegenheit zu verfchaffen it, die Unters 
ſuchung wegenliebertretung des Waffenpatentes abzuführen, und 
ihren Spruch zu fchöpfen, wornad die Strafe, in fo fern fie 
eine Sreyheitd: oder körperliche Strafe ift, erft nach Vollendung 
der Criminalitrafe auszuftehen feyn wird, 

3) Die Verjährung der Uebertretungen des allerhöchſten Pas 
tented vom ı8 Jänner 1818, in fo fern dieſelbe nicht fchon 
durch die Amtshandlung der zur diesfälligen Procedur beſtimm— 
ten Behörde früher unterbrochen worden wäre, wird durch Eine 
leitung der Criminal: Unterfuchung bis zu dem Zeitpunfte ges 
hemmt, wo der hiezu berufenen Behörde die Einleitung der Uns 
terfuhung möglid, wird. 
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Ueber Verbrechen, ‚die ein Unterthan: diefer Län: Ben Berdre 
der im Auslande begangen hat, ift bey feiner Betre⸗ tyanen im Auss 
tung, ohne Rückſicht auf die Gefeße des Landes, wo 
Das Verbrechen begangen worden, die Strafe nady 
dieſem Strafgefeße anszumeffen. 0. 
Hofdefret vom 4. September 1819, an das Nied. 
Defter. Appellations» Gericht, einverftändlich mit 
der Hoffommiffion in Zuftiz « Gefeßfachen *). Nr. 1601 

d. J. | 


In dem Falle, wo Jemand bier Landed und im Auslande 
Verbrechen derfelben, oder verfchiedener Gattung begangen hat, 
ift der ‚öfterreichifche Richter. berechtiget und verpflichtet, das bes 
£retene Individuum wegen der gegen das öfterreichifche Geſetz 
im Inlande begangenen, noch nicht beftraften Werbrechen zur 
Unterfuhung zu ziehen, ohne Unterfchied, ob und wie der aus» 
wärtige Richter wegen ähnlicher oder anderer Verbrechen dieſes 
Individuums geurtheilet hat; doch ift bey Ausmeſſung der Strafe 
felbit allerdings auf die im Auslande erlittene Strafe gehörige 
KRudficht gu nehmen. — | 


Hoffanzley-VBerordnung vom 24. April 1828. 
3- 9063. | 

Seine Majeftät Haben mit allerhöchfter Entfchließung vom 
ı2, April zu verordnnen geruhet, daß der $.30 des I. Theild des 
Strafgefegbuches in Hintunft, nach hierwegen erfolgter Kunds 
machung auch auf die im’ Auslande von einem Inländer begans 
genen, und dort nicht beftraften » oder nicht ‚nachgefehenen Pos 
lizeysWebertretungen bey feiner Vetretung im Inlande auszus 
dehnen fey. 

8 F. 81. 


Auch über einen Fremden, der in diefen Ländern „Ber Derdeer 


ein Berbrechen begeht, ift uur nad) gegenwärtigem Ge- den: zu, 
feße das Urtheil zu füllen. du 


Hofdefret vom 5. Oktober 1804, an das Böhmis 
fhe Appellations-Gericht, einvernehmlidy mit der 
Hoffommiffion in. Gefegfachen. Nr. 690 d. 5. &. ©. 

Hat ein Fremder im In: und Auslande Verbrechen begans 
gen, und zwar ſolche, die nicht im $. 33 enthalten find; fo Hat 
*) Eine gleichlautende: Geläuterung ift durch Hofdelret vom 19. Aus 


guſt ıB20, in Folge höchſter Entſchließgung vom zten n. M. au 
ſanimtliche Appellations « Gerichte erlaflen worden. 
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der inländifche Richter das im ‚Inlande begangene Verbrechen 
nach dem $.3ı zu.beftrafen, und wegen der im Auslande ver- 
„übten Verbrechen fich der Behörde desfelben einzuvernehmen, das 
mit der Verbrecher auch für die legteren, befonders, wenn fie zu 
den: fchweren gehören, nah Maf des $. 33. und 34 beitrafet 
werde. ‘Sollten die im Auslande begangenen Verbrechen gerine 
ger feyn, als das im Julande verübte, fo. hat der: imländifche: 
Richter wegen Beendigung der Unterfuhung und Vollziehung 
feines’ Urtheiles. die Borfchriften der $$. 28 und 340 bis 344 de6 
— zu beobachten. 


$ 32. 
2) im Aus⸗ Hat e ein Fremder im Auslande ein Verbrechen be: 
— gangen, das auf die Verfaſſung, auf die öffentlichen 
Kredits Papiere, oder auf das. Münzweien dieſes 
Staates Einfluß hat; fo ift derjelbe gleich einem Ein: 
gebornen na diefem Geſetze zu behandein. | 


$.. 38. 

Hat das im Auslande begangene Berbrechen auf: 
die erwähnten Gegeuſtände Beinen Einfluß; fo ift der 
fremde Verbrecher zwar immer in Verhaft zu nehmen, 
fi aber fogleich mit demjenigen Staate, wo er das 
Verbrechen begangen hat, über die en des⸗ 
ſelben in Vernehmen zu ſetzen. 


Hofdekret vom u 1808, an ſämmtliche 
Appellations- Gerichte, in Folge: höchfter Entſchlie⸗ 
fung über Vortrag der Hofkommiſſion in Geſetzſachen. 

Nr, 8742.9%.6©. ©. ’ 


Wegen Auslieferung fremder Verbrecher in das Ausland, 
und der Erlangung der in das Ausland geflüchteten inlaͤndiſchen 
Verbrecher ſind folgende Vorſchriften zu beobachten: 

1) Ueber die Aüslieferung eines Fremden, der wegen eines 
im Auslande begangenen Verbrechens ausgeliefert werden foll, 
fteht die Beurtbeilung, die nöthige Verhandlung, und die dar= 
über mit der fremden Behörde zu führende Korrefponden; im 
Allgemeinen dem Criminal: Öerichte zu, in. deifen Bezirke der - 
Befchuldigte betroffen wird. 

2) Auf dad Verlangen der Auslieferung, oder über erlafjene 
Stedbriefe it der Fremde, welcher eines beftimmten, im Aus: 
lande verübten Verbrechens befchuldiget wird, mit Rückſicht auf) 
den Stand der Perfon und die Wichtigfeit des kugeſchuldeten 
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Verbrechens entweder fogleich zu ‚verhaften, ‚oder doch auf eine, 
die Gefahr der Entweichung ausfchließende Art zu beobachten. 
3) Wenn das Verlangen der Auslieferung, fogleich, oder in 
einem angemeſſenen Zeitraume mit Beweifen, oder, durch erheb- 
lihe Inzichten unterjtüget wird, worüber fich,der hier vernom= 
mene Fremde nicht auf der Stelle auszumweifen vermag, fo muß 
auf deſſen Auslieferung angetragen, jedoch biezu die Genehmi⸗ 
gung des Grininal s» Obergerichtes eingehohlet werden. 

4) Das Eriminals Obergericht in der Kefidenz har fich ſodann 
mit der Polizey = Hofitelle, in den Provinzen aber mit dem Lans 
bed» Präfidium in das Einvernehmen zu fegen, und. wenn beyde 
nicht einig feyn follten, haben beyde hierüber jedes Mahl die 
Entſcheidung ihrer Oberbehörde einzuholen. -. 

5) Wenn ein Fremder im Auslande ein. Verbrechen begangen 
bat, welches auf die Verfaſſung, auf die öffentlichen Kredits- 
Papiere, oder auf das Münzwefen dieſes Staates Einfluß hat; 
it derfelbe in feinem Falle auszuliefern, fondern nach Vorfchrift 
des $. 32 des I. Theiles deo Strafgefepes gleich einem Einge- 
bornen-zu behandeln. een | 

6) Auch wenn die Auslieferung eines fremden. Verbrechers 
nicht angefuchet worden, fondern nah 5.33, erjten Theiled des 
Strafgeleges dem fremden Staate anzubiethen ift, muß hiezu 
die Genehmigung des Obergerichtes eingehohlet werden, welches 
fi) in Sachen weiter nady dem $. 4 gu benehmen hat. 

7) Das Anfuhen, daß ein öfterreichifcher in einem fremden 
Staate ſich aufhaltender Unterthan wegen eines im Inlande vers 
übten Verbrechens außgeliefert werde, ift von dem Criminal: 
Gerichte mit Beweifen oder erheblichen Inzichten, worüber der 
Beichuldigte im Auslande vernommen werden fann, zu uuters 
flügen, und wenn die Auslieferung verweigert werden follte, 
bievon die Anzeige an das Criminal: Obergericht, und von dies 
fem an den. oberjten Gerichtöhof zu machen. | 


Hoffanzley » Defret vom 12. Sänner 1809, an 


fammtlide Länderftellen, ad Nr 974 d. J. G. S. 


Unter dem ofen. vorigen Monats und Jahres wurde die 
höchſten Ortö genehmigte Weifung ertheilet: wie in Fällen der 
Auslieferung eines fremden, in das Inland fich geflüchteten Ver: 
brechers die Correfpondenz zu pflegen, und wie ſich überhaupt 
wegen der Auslieferung desfelben zu benehmen fey. 

Weil jedoch in diefer Verordnung der $. 4 ausdrüdlich die 
Weifung enıhält, daß die Obergerichte vor der wirflichen Aus: 
lieferung eines fremden Verbrechers ſich in der Nefidenzftadt mit 


dem Präfidenten der Polizey-Hofſtelle, in den Provinzen aber 


mit dem Landes : Prafidium im. das Einvernehmen zu fegen ha— 
ben, bey dem $. 6 aber, in. welchem ˖von jenen Zällen die Rede 
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ift, wo die Auslieferung eines fremden Werbrecherd von der aus⸗ 
wärtigen Behörde zwar nicht angefucht worden, jedoch nad) dem 
$. 33 deö I. Theiles ded Strafgeſetzbuches dem fremden Staate 
anzubierhen ift, nichts davon erwähnt wird, welched bey fich er: 
gebenden dergleichen Fällen zu neuen Eollifionen Anlaß geben 
dürfte; fo hat man einftimmig mit der oberften Zuftisftelle bes 
funden,, dem $. 6 am Schluſſe die Worte zugufegen: welches 
(naͤmlich das Obergeriht) ſich weiter nah dem $.4 im 
Saden zu benehmen hät. 

Diefer Benfag wird nachträglidy zu der ande Verords 
_ nung vom 10fm 9, M. befaunt gemacht. 


Hofdekret vom 16. Zulius 1817, an das Suners 
DEN RLGLIDEHPPEIEAETORS: Gericht, über Note 
der k. k. geheimen Hof= und Staatöfanzley vom 11. Ju⸗ 

lius 1817. Nr. 1340 d. J. G. ©, a 


Nüuͤckſichtlich des von k. k. öſterreichiſcher Seite bey dem 
paͤbſtlichen Miniſterium gemachten Antrages, daß die Criminal⸗ 
Behörden beyder Staaten ſich bey Eriminal»Unterfuhungen die 
Erhebungen weichfelfeitig und unmittelbar, wenigitens in drin⸗ 
genden Fällen mitcheilen zu dürfen, berechtigt werden möchten, 
wird, da die päbftliche Regierung ſolche Mittheilungen durchaus 
nur auf dem minifteriellen Wege geftatten zu fönnen glaubt, zur 
Nachachtung befannt gemacht : daß die Eriminal:©erichte im den 
Fällen, wo Gefahr auf dem Werzuge haftet, ſich zwar mit den 
angemejlenen Gefuchfchreiben unmittelbar an das- betreffende 
päbftliche Gericht zu wenden, davon aber zugleich der k. k. Ges 
fandefchaft in Rom die Anzeige zu erftatten haben, damit Letztere 
die nöthigen minifteriellen Berwendungen eintreten laſſen fönne. 


Uebereinfunft vom 3. Juliud 1818 zwifchen Sr, Ma⸗ 

jeftat dem Kaifer von Defterreih und Ihrer Majeftät der 

Frau Erzherzogin Maria Lonife, Herzogin von Parma, 

Piacenza und Guaftalla, wegen gegenfeitiger Auslieferung 
der Verbrecher. Nr, 1470.0. 9. ©. ©. 


Dieſer auf zehn Jahre abgefchloffene Traftat wurde auf 
weitere zehn Jahre, das ift: bis Ende 1839 erneuert. 


(S. Hoflanzley » Dekret vom »o. — 1829 an fämmtliche Län⸗ 
derſtellen. Nr, 2441 d. J. G 


Hofkanzley-Dekret vom 3. Junius 1819, an 
ſämmtliche Länderftellen. Nr. 1566 d. J. G. ©. 


Seine Majeftät haben in Hinficht des Schriftenwechfeld der 
inländifchen Behörden mit dem Auslande zu befchließen befun- 
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den: ed habe, da fich dieöfalld: bisher immer mad den, durch 
das Hofdefret vom ı 1. Junius 1807 *) befannt gemachten Grund« 
fägen mit dem zwecmäßigiten guten Erfolge benommen worden, 
daher eine neue Vorſchrift entbehrlich iſt, bey denſelben noch fer« 
ner mit dem einzigen Beyſatze zu bewenden: daß von dem Be— 
fugniſſe des Schriftenwechjels mit den auswärtigen Authoritäten 
die Patrimonial: Gerichte, die Dorfobrigfeiten, und die aus 
ungeprüften Benfigern bejtehenden Magiitrate ausgefchlojlen wer: 
den follen. 

Doch ift Sorge zu tragen, daß die Correfponden; nur in 
der Art Statt finde, durch weiche der Einfchwärzung von * 
queten und fremden Briefen vorgebeugt werde... 


9 Bepylage ie 
MHofdelret vom ı1. Junius 1807, an [ämmtlide 
Länderftellen. 


Den Länderftellen, den Appellationd : Gerichten, den Lands 
rechten und allen Criminal» Gerichten foll der Schriftenwechfel 
mit Behörden der benachbarten Mächte, welchen die Schlichtung 
ähnlicher Gefchäfte zugewiefen ift, in allen Faͤllen geſtattet, und 
die Erfüllung wechſelſeitiger Anſinnen erlaubt ſeyn, in welchen 
es ſich um einen in die unmittelbare Amtshandlung der Behörde 
einfchlagenden Gegenſtand handelt, und wo nach Ermeilen der» 
felben Gefahr oder Nachtheil die Folge des Verzuges ſeyn kann. 
Jedoch foll der Schriftenwechfel 

a) mit der in der Reſidenz der benachbarten Macht aufger 
ftellten Behörde, 

b) mit Behörden von ungleihem Range oder einer heteror 
genen Geichäftsbehandlung, und 

c) zwiſchen den ihnen untergeordneten Aemtern und den 
Behörden benachbarter Mächte nicht Plag greifen, den einzigen 
Ball der Noth und wegen der am Verzuge haftenden Gefahr 
ausgenommen ; weil die untergeordneten Aemter, als da find: 
Kreisämter, Wirthfchafts : Direktionen, Infpektorate, Verwal⸗ 
terämter, Zoll» Infpeftorate, Zollämter und Magiitrate, die 
an fie gelangenden Erfuchfchreiben der vorgelegten Behörde. vor: 
legen, und dergleichen Angelegenheiten with chen den höheren Be: 
börden der benachbarten Staaten verhandelt werden können. 


Hofdekret vom 19. Sunius 1819, in Folge höchfter 
Entfchließung vom 27. May 1819. Nr. 1571d. J. G. S. 


In Beziehung auf die Verfahrungdart bey der Correfpons 


denz mit den Großherzoglidh » Heilifchen Gerichts = Behörden wird, 


Folgendes feftgefept: 
ı) Die Großherzoglichs Heffifche Regierung hat drey Gerichte, 
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‚nämlich: daB’ Hofgericht zu Darmftade, dad Hofgericht zu 
Bieffen, und das Kreidgericht zu Mainz als diejenigen bes 
flimmt, am welche von auslaͤndiſchen Behörden die Infinuatio- 
nen an Großherzoglicy = Heffifhe Unterthanen in ſolchen Fällen, 
wo die eigentlihe Behörde unbekannt feyn follte, zu gelangen ha⸗ 
ben. Hievon find fämmtliche Gerichtöbehörden zu verftändigen, 
und diefelben anzuweiſen, fi in Fällen der Infinuationen an 
Großherzogliche Unterthanen, wo die eigentliche Behörde unbe⸗ 
kannt feyn follte, an Eines der genannten drey Gerichte zu 
wenden. k 

2) Zu gleihem Behufe ift für die öfterreichifchen Staaten, 
mit Ausfchluß von Ungarn und Siebenbürgen, befunden worden, 
die Appellationd » Gerichte jeder Provinz als diejenigen Gerichts⸗ 
bebörden zu beitimmen, an welche die Großherzoglich = Heilifchen 
Gerichte in ähnlichen Fällen der Infinuationen an öfterreichifche 
Unterthanen fi zu wenden haben, wo fofort dem Appellationd« 
Gerichte obliegen wird, dergleichen Infinuationen durch das be= 
treffende Gericht unverweilt zujtellen zu lajfen. 


ofdekret vom 23. März 1822, an das Füften- 
ländifhe Appellations-Gericht, aus Gelegenheit 
eines Criminal» Falles. Nr. 1854 d. J. ©. ©. | 


Die unterftehenden Eriminal’s: Gerichte find anzuweiſen: 
daß, wenn eingefchritten wird, die Auslieferung eines im Aus⸗ 
lande verhafteten Befchuldigten im miniiteriellen: Wege zu be« 
wirken, -fie von diefer Einfchreitung die auswärtige Behörde, bey 
weicher der Befchuldigte verhaftet ift, in Kenntniß fepen follen, 
damit diefe den Erfolg derfelben abzuwarten wiſſe, und den Were 
bafteten nicht etwa in der irrigen Vorausfegung, daß auf feine 
Auslieferung nicht mehr beftanden werde, mittlerweile entlaife. 

Rückſichtlich des von Sr. Majeftät ratifizirten Vertrages 
mit der fchweizerifchen Eidgenoffenfchaft über die wechfelfeitige 
Auslieferung der Verbrecher f. Hofdelret vom ı0. Oktober 1828 
an fämmtliche: Appellations » Gerichte über Note der. geheimen 
Sof: und Staatsfanzley vom 30. September 1828 (fammt-Bey- 
lage). Nr. 2364 .d. 3. © @&. Ä 


Hofdefret-vom 29. May 1829, an fämmtlide 
Appellations- Gerichte, in Folge allerhöchſter Ent: 
ſchließung vom 16. May 1829. Nr. 2407 d. J. G. ©. 

Wenn öfterreichifche Gerichte in Civil» oder Criminal: Sa= 
chen deö Beyitandes einer königlich = franzöfifchen Gerichtöbehörde 
bedürfen, haben fie fi dahin nie unmittelbar, fondern durch 
dad Appellationd» Bericht und die öfterreichifche Gefandtfchaft 
zu Paris zu verwenden. Die Präfidenten der Appellations⸗Ge⸗ 
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derliche diplomatiſche Unterſtützung des — de —— 
ſchen Behoͤrde zu erſuchen. | 


Hofkanzleys Dekret vom 8. Oktober 1829, an das 
Mähr. Schleſ. Landes-Gubernium, über Note der 
oberſten Juſtizſtelle vom: 20. September 1829. 

- Nr. 2430. 8. © ©. 


Sn Faͤllen, wo ed ſich um, die Ankündigung eines auslän« 
difchen Strafurtheild, oder um die Auslieferung eines inländi« 
fchen Verbrecherd an eine fremde Regierung: handelt, hat fich die 
Landesitelle jederzeit, vorläufig mit dem Appellationss und Cri⸗ 
minal » Obergerichte in das Einvernehmen zu fegen. 


Patent som A. Sänner 1834. Nr. 2637 d. J. G. & 


Zu mehrerer Befeftigung der zwifchen Uns und Ihren Ma« 
jeftäten dem -Kaifer von Rußland, Könige von Pohlen, und dem 
Könige von Preußen und Unfern Staaten bejtehenden innigen 
freundſchaftlichen und nachbatlichen Verhaͤltniſſe, und bey dem 
gleichen Intereſſe der drey Maͤchte an der Aufrechthaltung der 
Ruhe und geſetzlichen Ordnung ih-den Ihrer Herrichaft unters 
worfenen pohlnifchen Provinzen, find Wir mit gedacht Ihren 
Majeſtaͤten über nachftehende Beftimmungen’übereingefommen: 

Wer in den öfterreichtifhen, ruſſiſchen und preußifchen 
Staaten fich der Verbrechen des Hochverrathes, der beleidigten 
Majeftät, oder der bewaffneten Empörung fchuldig gemacht, oder 
fi in eine gegen die Sicherheit des Thrones und der Regierung 
gerichtete Verbindung eingelaffen hat, fol in dem anderen der 
drey Staaten weder Schuß noch Zuflucht finden. 

Die drey Höfe verbinden fich vielmehr, die, unmittelbare 
Auslieferung jedes der erwähnten Verbrechen beinzichtigten In— 
Dividuums anzuordnen, wenn dasfelbe von der Regierung, wel: 
der ed angehört, reflamirt wird; dabey ift aber verftanden, daß 
diefe Beftimmungen feine cüchwwirfende Kraft haben follen. 

Nachdem Wir mit Sr. Majeftät dem Kaifer von Rußland, 
Könige von Pöhlen und Sr. Majeftät dem Könige von Preußen 
übereingefommen find, daß vorilehende Verabredungen gleichzei⸗ 
tig in den drey Staaten zur öffentlichen Kenntniß gebracht wer⸗ 
den follen; fo machen Wir felbe mit gegenwärtigem Edifte Unſe⸗ 
ren Unterthanen zu ihrer Willenfchaft und Richtſchnur befannt, 
und befehlen zugleich allen Unſern Eivil= und Militär » Beamten 
und anderen Obrigfeiten, darauf zu halten, daß felbe vom 1. Mär; 
1834 angefangen ihrem ganzen Umfange und Spalte * voll⸗ 
zogen WEHR: 
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SufizrHofdefretivom-T. März.1834, an fämmts 
lihe Appellations-Geridhte. — 


Auf einige Anfragen, zu welchen ſich das galizifche Landes⸗ 
Praͤſidium durch das a. h. Patent vom 4. Jänner 1834 wegen 
fünftiger Behandlung der gegenfeitigen Unterthanen von Defters 
reich, Rußland und Preußen, welche fid) des Verbrechens des 
Hochverrathes, der Empörung u. f. w. fhuldig gemacht ‚haben, 
veranlaßt gefehen hatte, it von dem Herrn oberften Kanzler nach 
vorläufiger Rüdfprache mit dem Herrn Hause, Hof: und Staatds 
Panzler unterm 1.März 1834 die in Abfchrift anruhende Weifung 
an ſämmtliche Länder » Chefs erlaffen worden. | 
| Hievon wird dad k. k. Appellationd: Gericht zur eigenen 
Richtſchnur und zur weitern Verfländigung der unterftehenden 
Eriminal: Gerichte in Kenntniß gefegt- 


Abfhrift “eines Präfidial: Erlaffes: an fämmt 
liche Länder-Chefs vom 1. März ı834, 3. 380. 


Auf die Anfrage, welche das galizifche Landes « Praäfidium 
aus Anlaß des a. h. Patented vom 4. Jänner d. 3. wegen künfs 
tiger Behandlung der gegenfeitigen. Unterthanen von Defterreich, 
Rußland und Preußen, welde ſich des Verbrechend des Hochs 
verrathed, der Empörung u. f. w. fhuldig gemacht haben, ges 
ftellet hat, wird demfelben nach mit dem Herrn Hause, Hof⸗ 
und Staatöfanzler gepflogenen Einvernehmen erwiedert:: 

1) Daß in Convention der drey Höfe, in deren Folge das 
a. b. Patent vom 4. Jänner d. 3. erfloffen ift, nicht die unmits 
telbare Auslieferung eines jeden ſolchen, aus dem einen in ei« 
nen der andern zwey Staaten geflüchteten Verbrechers flipulirt, 
fondern eine vorläufige Reflamirung vorausgefeget wurde, ges 
[hab aud der Urfache, um nach der Verfchiedenheit der einzel⸗ 
nen Fälle jeder Regierung die Freyheit der Beurtheilung zu lafs 
fen, ob ein hinreichendes Motiv zur Reflamirung vorhanden fey, 
und ob es in dem Intereſſe derfelben liege, eines ſolchen Flücht⸗ 
linged wieder habhaft zu werden. | 

2) Es ift daher den Kreisvorflehern die Weifung zu ertheilen, 
foldye Flüchtlinge, bey welchen die Gewißheit oder gegründete 

ermuthung ded begangenen Verbrechens befteht, bey ihrem 
Uebertritte, oder im Balle ihrer Entdeckung in Verwahrung neh⸗ 
men zu laſſen, um fie außer Stand zu fegen, fich der Auslie— 
ferung zu entziehen, wenn ihre Reklamirung erfolgt, zugleich 
aber an das Landes: Prafidium die Anzeige zu erflatten, wel⸗ 
ches davon das jenfeitige Gouvernement fogleid in die Kenntniß 
zu fepen haben wird. Sollte hierauf nach einer längeren Zuwars 
tung die Reklamirung nicht erfolgen, fo ift hievon die Anzeige 
bierher zu erftatten, damit nach Umftänden die angemeflene Ver⸗ 
fügung in Anfehung des verbafteten Individuums getroffen were 
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den kann. ' Beltände aber eine gegründete Wermuthung des be: 
gangenen Verbrechens nicht, fo geben entweder die beftehenden 
Gartel: Conventionen, und inöbefondere in Beziehung auf Ruß 
land der zwepyteArtifel der Nachtrags : Convention vom 26. Zuly 
1822 (vermöge welchem auch jeder. nicht zum Militär gehörige 
männliche Unterthan beyder Mächte, der ohne Paß oder vor- 
fchriftsmäßiger Beglaubigung an den Gränzen betreten wird, ald 
Bagabund angefehen, und von der Gränze zurückgewieſen wers 
den fol) über die Behandlung folder Flüchtlinge Maß und Ziel, 
oder ed iſt mit ihnen nach den bisher beftehenden allgemeinen 
Vorfchriften zu verfahren. Br 

3) So viel ed endlich die Behandlung fowohl der öfterreichi- 
fchen als fremden Unterthanen betrifft, die vor der Erfcheinung 
des a.h. Patentes vom 4. Zänner d. J. die in demfelben bezeich— 
neten Verbrechen gegen Rußland oder Preußen begangen haben, 
fo muß erwogen werden, daß das gedachte Patent .erjt mit 
1. März; d. 3. in Krafı tritt, und feine Rıicwirfung auf ver: 
gangene Fälle haben foll, und daß daher in Anfehung aller früs 
beren Vorgänge, den bereitö eingeleiteten, oder noch einzuleis 
tenden gerichtlichen Verfahren, der gefegliche Cauf zu laſſen fey, 
fo wie nad) Umftänden die geeigneten polizeylichen Vorkehrungen 
einzutreten haben, um die in der Frage ftehenden gefährlichen 
Individuen in Zufunft unfchädlich zu machen, 


‘831. 

- - Sollte der auswärtige Staat die Uebernehmung 
veriveigern „ fo iſ gegen den ausländiſchen Verbrecher 
in der Regel nach Vorſchrift des gegenwärtigen Straf— 
geſetzes vorzugehen. Dafern aber nach dem Strafge— 
ſetze des Ortes, wo er die That begangen hat, die Be— 
handlung gelinder ausfiele, iſt er nach dieſem gelinde— 
ren Geſetze zu behandeln. Dem Strafurtheile muß noch 
die Verweiſung nach vollendeter Strafzeit angehänget 
werden. | ’ : 
Hofdekret vom 9, September 1808, an ſämmt—⸗ 
liche Appellations-Gerichte, über Note der Polis 
r zey-Hofſtelle. Nr. 858 0.9. ©. ©. *). 

Um in eine genaue Kenntnif aller von den Ortöobrigfeiten, 
Laudgerichten ꝛc. 2c. wegen einer Polizey » ebertretung oder ei: 
ned Verbrechens, nach überſtandener Strafzeit, außer. Landes 





*) Die Beobachtung dieſes Hofdelretes wurde unter dem 20. Fäns 
ner 1809 fämmtliden Appellations » Gerichten wiederholt einge: 


 - Schärfe 
Wafer's Sträfät. Uber parte, = 7 





abgeſchafften Fremden geſetzt, und in derſelben fortan erhalten zu werden, wird ſaͤnmtlichen Eriminals Gerichten, Ma: 

iftraten und Ortögerichten befohlen, Fünftig vierteljährig, nach dem beyliegenden Formulare, Tabellen über die von den— 
Felben wegen Verbrechen abgefhafften Fremden zu verfajfen, und diefe fohin dem Appellationg : Gerichte einzufenden, 
welches ſaͤmmtliche Tabellen an, die oberjte Zuftizitelle zum Gebrauche der Polizey : Hofitelle einzubefördern haben wird. 


Ledig, ver- 2 
heirathet A Tag der 
a Adfharfung Abſchaffung 
Rinder. verfügte. || und wohin? 


Geſchlechts⸗· Charakter, || Geburtsort 
— Gewerbe und — 
ſonſtige Nah: 
Vornahme.rungsart. Vaterland. 


igion. 


Sonſtige 
Anmerkung. 


Rel 


— ⸗ — — 
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(S. bey 9. 30 das Hofdekret vom 4. September 1819, und das Hofdektet vom 19. Auguſt 1820. 
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j $. 35. 
Die Strafe des Verbrechers ändert nichts an dem Necit Der Ente 
Rechte derjenigen, welche durch das Verbrechen be= Sin sen wer 
leidiget oder beſchaͤdiget worden find, und welchen das sw 
für Genugthuung oder Entjhädigung von dem Ver- 
het ‚ feiner Erben, oder aus feinem Vermögen ge: 
ühret. 


Aune Ba 
—— —* 
ER FR VLLT Wni er 


5* 


Allgemeiner 
aßſtab der 

Erſchwerungs⸗ 
fände. 


Belondere 
Vrfſchwerungs⸗ 
Umſtande. 


Drittes Saupt ſtück. 


— Von beſchwerenden Umſtänden. 


eo F. 36. 

In Allgemeinen iſt das Verbrechen deſto größer, 
je reifer die üeberlegung, je gefliſſentlicher die Vor— 
bereitung, womit das ——— unternommen wird, 
je größer der dadurch verurſachte Schaden, oder die 
damit verbundene Gefahr ift, je weniger Vorſicht da- 
wider gebraucht werden kann, oder je mehr Pflichten 
dadurch verleget werden. _ 


$. 87. 
Befondere Erfehwerungsumftände find: 
a) wenn mehrere Verbrechen von verſchiedener Gat: 
fung begangen; | 
s e% — eben dasſelbe Verbrechen mehreremal wies 
erhohlt; 
c) oder der Verbrecher ſchon wegen eines kleinen 
Verbrechens geftraft worden; 
d) wenn er andere zum Verbrechen verführt hat; 
e) wenn er der Urheber, Anftifter, Kädelöführer 
eines von mehreren Perfonen begangenen Verbrechens 
geweſen ift. 
$. 38. 
Auch ift ed ein erfchwerender Umftand, wenn der 


Beſchuldigte in der Unterfuchung den Richter durch Er— 
dichtung falfcher Umftände zu hintergehen fucht. 


— ⸗ t 


1 Lu I 
r 


Viertes Hauptſtück . 
Bon Milderungsumſt ändien. 
y ‚Pre 


| ae ee EL, 
M $. 39. —X A Te — BE Disstla a 
ilderungsumftände, "welche auf die Perſon des „Milterunas- 
Shäters Beziehung haben, find: nn, gut De 
.. a) wenn der Thater in einem Alter unter zwanzig des Zpäters. 
Jahren, wenn er ſchwach an Berjtand, oder feine 
Erziehung fehr vernachläßiget worden ft; 

b) wenn er vor dem Berbrechen eines untadelhaften 
Wandels gewefen ; — 

c) wenn er auf Antrieb eines Dritten, aus Furcht 
oder Gehorſam das Verbrechen begangen hat; 

9 wenn er in einer aus dem gewöhnlichen Menſchen⸗ 
gefühle entftandenen ‚heftigen Gemüthsbewegung fi) 
zu dem Berbrechen hat hinreißen laffen ; 

e) wenn er mehr durch die ihm aus fremder Nach— 
läßigkeit aufgeftoßene Selegenheit zum Verbrechen an- 
gelocket worden ijt, als fid) mit vorausgefaßter Abficht 
Dazu bejtimmet hat; 

f) wenn er von drückender Armuth ſich zu dem Ver— 
brechen hat verleiten laſſen; 

g) wenn er den verurfachten Schaden gut zu machen, 
oder die weiteren üblen Folgen zu verhindern, mit 
thatigem Eifer ſich beftrebet hat; 

h) wenn er, da er leicht entfliehen, oder unentdeckt 
hätte bleiben Fönnen, ſich felbjt angegeben, und das 
Berbrechen bekannt; I 

i) wenn er andere, verborgen —— Verbrecher 
entdecket, und zu ihrer Einbringung Gelegenheit und 
Mittel an die Hand gegeben hat; 

k) wenn er wegen der, ohne fein Verſchulden verläu— 
gerten Unterfuchung durch längere Zeit verhaftet war. 


$. 40. 


Mirderungsumftände in Rückſicht auf die Bejchaf- „P, us der 
fenheit der That find: — 
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a) wenn es bey dem Verſuche geblieben ift, nad) 
Map, als der Verſuch noch von der Vollbringung des 
Verbrechens entfernt gewejen ; 

b) wenn das Verbrechen mit freywilliger Enthaltung 
von Zufiigung größern Schadens, wozu die Gelegenheit 
offen ſtand, verübet worden; 

c) wenn der aus dem Verbrechen entftandene Schade 
gering ift, oder, wenn der Beſchädigte vollkommenen 
Erſatz oder Genugthuung erhält. 


Fünftes Hauptſtück. 


Bon Anwendung der Befchwerungd - und Milderungs- 
Umftände bey Beftimmung der Strafe. 


J | $. 41. 

| Auf Beſchwerungsumſtände iſt nur in fo fern „Altaemeine 
Rückſicht zu nehmen, als dagegen nicht Milderungs- der Beurtdeis 
umftände; und eben jo auf Milderungsumftände, in fo "Tarwerunas: 

fern dagegen Feine Befhwerungsumftäinde vorkommen, "Fran 
Nach Maß, als die einen oder die andern überwiegend 

find, muß davon zur Verſchärfung oder Verringerung . 


der Strafe Anwendung gemacht werden. - 


S.a2 | i 
Bey age kann weder die Art der für Bein, 
jedes Verbrechen beftimmten Strafe geändert, noch funasrens 
dieſelbe über die geſetzlich ausgemeſſene Dauer hinaus 

verlängert werden. ) — 


Bey Verbrechen, worauf das Geſetz den Tod „Initelndere 
verhängt, findet Feine Verſchärfung der Strafe Statt. Fraten- 
j a5 $. 44.. . i 

‚Sind Verbrechen , worauf Iebenslanger Kerker vu hier, 
beſtimmt ift, mit beſchwerenden Umftänden begleitet;  . 
fo ift nach Beſchaffenheit diefer Umſtände auf Ber: 
ſchärfung nad) den $. 17 zu erkennen, & 


$. 45. Ä 2 
Beſy andern Verbrechen foll nach Michtigkeit der > ven zeit 
Beihwerungsumftände —— nad) der län- ne 
geren oder langften von dem lan bejtimmten Dauer 
ausgemeſſen, diejelbe auch verhältnißmäßig nad) dem 
$. 17 verichärfet werden. 


Hofdekret vom 5. July 1806, an dad Nieder 
Defter. Appellations-Gericht, über deffen Bericht 
vom 16. Suny v. J. Nr. 773 d. J. ©. ©. 


‚Bey Verbrechen, für welche Kerkerftrafe beſtimmt ift, kön⸗ 
nen in Gemäßheit der $$. 44 und 45 des Strafgefeped, bey be: 
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fonders erfchwerenden Umftänden auch Verfchärfungen allerdings 

Statt haben, | —— 
$. 46. * 

„Ainwendung, Wenn bey Verbrechen, worauf Todesftrafe oder 

gründe: *tebenslanger Kerker verhänget find, Milderungsums 

Da Tebens, [Hände eintreten; fo wird zwar der Nichter das Urtheil 

tangen Zerfers yach dem Geſetze ſchöpfen, ſich aber noch weiter nad) 

der in dem zweyten Abfihnitte dieſes erſten Theiles 

be Strafgefeßes enthaltenen Borfchrift zur. benehmen 

aben, | ke 


TE 


: . 47. 

br ben der ja Ben andern Verbrechern wird zur Regel feitge- 

Rraie- fest: dag wegen Milderungsumftänden ebenfalld weder 
die Art der Strafe, — die geſetzliche Dauer vers 
ändert werden kann; fondern die Strafzeit nur inners 
hulb des. Raumes, den die Geſetze geftatten, zu ver: 
Fürzen iſt. Mie weit ‚aber, in befonderen, Fallen. auch 
davon die Aüsnahme Statt finde, wird -ebenfalls in 
dem gleichgedachten zweyten Abjchnitte beftimmet. 


Hofdekret vom 25. Nobember 1815, an fämmts 
lihe Appellations-Gerichte, einverftändlich mit der 
k. ?, Hoffommiffion in Zuftiz » Gefeßfachen. Nr. 1191 

BE d. J. G. ©. 


In Uebereinſtimmung mit dem Strafs Syfteme des Geſetz⸗ 
buches über Verbrechen, welches ſich aus den Zufammenhange 
der $$. 47, 48, 435 und 441 des erſten Tgeiles darſtellet, wird 
erfläret: daß dad Criminal» Gericht, wenn daifelbe erachtet, daß 
der Verbrecher, welchen ed nach dem Geſetze zu einer Strafzeit 
von fünf bis zehn Jahren zu verurtheilen hat, einer Milderung 
der Strafe unter fünf Jahren würdig-fey, fein auf die fürgefte 
Strafdauer von fünf Jahren gefällted Urtheil vor der Kund— 
machung dem Obergerichte zugleich zur weiteren, ihm nad) dem 
6. 44» des Strafgefeges über Verbrechen zuftehenden Milderung, 
oder zu der demfelben nach dem $. 443 lit: d überlaffenen Beglei> 
tung an die F, £, oberfte Zuftizftelle aͤmtlich vorzulegen habe, 


J §. 48. | 
Nur bey Verbrechen, für welde die Strafzeit 


nicht über fünf Jahre beftummet ift, Eaun fowohl der 
Kerfer in einen gelinderen Grad verändert, als die 
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geſetzliche Dauer verkürzet werden, in dem Falle, daß 
mehrere, und zwar folde Milderungsumftände zufarn= 
mentreffen, welche mit Grunde die Befferung des Ber: 
brecyers erwarten laſſen. | 


Hofdekret vom. 31. März 1804, an das Inner— 
Defterreihifhe Appellationd:Geridht, in Folge 
höchſter Entfcyließung über Bottrag der oberften Zuftizftelle 
vom 15. Februar 1804. (An das Mähr. Schlef.Appellations- 
Gericht am 11. May 1804.) Nr. 661 0.9. G. ©, 


Ueber Anfrage: ob bey vorfommenden überwiegenden Mil: 
derungdu;nftänden die Dauer der Eriminalftrafe auch unter. fech 8 
Monate herabgeleget. werden könne, und ob diejed Befugniß 
fhon dem Eriminal:Richter der erften Inſtanz zufomme?. haben 
Seine Majeität zu befchließen geruhet: der $. 48 des neuen 
Strafgeſetzes räume den untern Richtern überhaupt, bey allen 
Strafen von fünf Jahren abwärts ausdrüclich das Befugniß 
ein, bey eintretenden. mildernden Umftänden, die insgemein im 
dem Geſetze ausgemejlene Strafdauer zu verkürzen, und der 
$. 49 verbinde fie unter gewiſſen Umftänden fogar dazu. 


Suftiz-Hofdetret vom May 1835, an dad nied, 
öft. Appellations«- Gericht. 

Dem Et. f, Appellations : Gerichte wird tiber feine- Anfrage 
rücfichtlich der über die Anwendung einer Verfhärfung im Falle 
des $. 48, J. Th. des Strafgefegbuches vorgefommenen Zweifel 
im Einverftändnijle mit der Hoffommiſſion in Juſtiz ⸗Geſetzſachen 
bedeuter: daß dem Criminal: Richter das Befugniß nicht zuftehe, 
im Balle des $. 48 des Strafgefeged mit der Kerkeritrafe eine 
Verfchärfung zu verbinden, und hinfichtlich der längeren Arreft« 
dauer zu fubjtituiren. i 


| 9.49. 

Auch fol bey Verbrechen, deren Strafe nad) 
dem Geſetze nicht über fünf Sahre zu dauern Hätte, 
auf die fchuldlofe Familie zurückgefehen, und, fo fern 
für Diefelbe durch die längere Dauer der Strafe in ihrem 
Erwerbungsftande wichtiger Schade entftiinde, die 
Strafdauer abgekürzet werden, jedoch nur dergeftalt, 
daß fie mit Faften oder Züchtigung verbunden, folglid) 
die längere Dauer durch die empfindlicdyere Strafe er: 
jeßet werde. 


Veränderung 
der Strafe, 
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Hofdefret vom 27. July 1805, an das, Lemberger 
Uppellations » Gericht, über deffen Bericht vom 
19. Juny 1805. Nr. 741 2.9.6. ©. 


Ueber Anfrage: ob ein den Fällen des $. 49 des erſten 
Theiles des Strafgefeged die Kerkerftrafe auch unter ſechs Mo: 
nate herabgefeget werden dürfe, und ob in einem ſolchen Falle 
das Urtheil erſt dem Appellationd» Gerichte vorgeleget werden 
folle? wurde folgende Weifung zu ertheilen befunden. . 

Der $.49 des erften Theiles des. Strafgefepes fagt deutlich 
aus, daß bey zufammentreffenden mehreren Milderungs: Umftänden 
ſelbſt die geſetzliche Strafdauer verfürget werden dürfe. Obſchon 
alfo in der Regel bey Verbrechen ſechs Monate ald die unterfte 
geſetzliche Dauer der Kerkeritrafe beitimme find ; fo erhellet doch 
aus der Ausſage des h. 48, daß .bey.befagten Milderuugu: Umftäns 
den, ausnahmsweife, aud) die font kürzeſte Dauer von ſechs 
Monaten auf einen fürzeren, den Umftänden angemejlenen Zeitz 
raum ee werden könne. 

Mit diefem Paragraphe wird der gleich nachfolgende ‘. 49 
durch die Anfangsworte in enge Verbindung gefept, und anges 
ordnet: daß auch zu Guniten der ſchuldloſen Familie die längere 
Strafdauer gegen eine andere daftir eintretende andere Züchtigung 
abzufürzen ſey. Es unterliegt alfo feinem Zweifel, daß auch in 
diefem Kalle die Kerferftrafe auf eine fürzere, den Umſtaͤnden, 
und der ſtatt der laͤngeren gefeplihen Dauer verhängten Züch⸗ 
tigung angemejlene Zeit verfürzet werden dürfe. Auch fey in 
diefem Falle das Urtheil nicht erjt dem Obergerichte vorzulegen, 
indem fonjt der Zwed der Anordnung vereitelt würde, und der 
4. 435 die Vorlegung des Urtheiles, wodurch Züchtigung mit 
Streichen bejtimme wird, ausdrüdlidh nur dann gebiethet, wenn 
auf diefe Züchtigung zur Verfchärfung der gefeplichen Strafe 
erfannt wird. 


Juſtiz-Hofdekret vom 27. November 1816. 


Es ift nicht geflattet, die fchwere Kerferftrafe innerhalb 
ihrer gefeglichen Beſtimmung gegen eine Verfhärfung durch 
öffentlihe Arbeit wider die beflimmte Anordnung des $.49 
des Strafgefeged abzufürzen, oder hierin den Vollzug der durch) 
Urtheil bejtimmten Strafart nach der Wahl des Sträflings ein⸗ 
jurichten. 


Sechstes Hauptftüc. 
Bon den verfchiedenen Gattungen der Verbredyen. 


| $. 50. 

Die Berbrechen greifen entweder die gemein- «intseitung 
fhaftlihe Sicherheit unmittelbar in dem Bande. deg Verbreqhen. 
Staates, in den öffentlihen Vorkehrungen, oder dem 
Öffentlichen Zutrauen an, oder fie verlegen die Sicher: 
heit einzelner Menfhen, an der Perfon, dem Ber: 
mögen, der Freyheit oder andern Rechten. 


9. 81. 
Nach diefer Beziehung werden hiermit für Ver: „Berondere 
brechen erklärt: .. Berheeggen. 
1) Hochverrath, und andere die öffentliche Ruhe 
ftörende Handlungen. 
2) Aufſtand und Aufruhr. 
3) Deffentlihe Gewaltthätigkeit. 
4) Rückkehr eines Berwiefenen. 
5) Mißbrauch der Amtögewalt. 
6) Verfälſchung der öffentlichen Ereditspapiere. 
7) Mingzverfälichung. Ä 
8) Religionsftörung. 
9) Nothzucht und andere Unzuchtsfalle, 
10) Mord- und Todtfchlag. 
11) Abtreibung der Keibesfrucht. 
12) Weglegung eines Kindes. 
13) Verwundung oder andere Eörperlihe Wer: 
leßungen. | 
14) Zweykampf. 
15) Brandlegung. 
” Diebjtahl und Veruntrenungen. 
17) Raub. Ä 
18) Betrug. 
2 Zwenfadhe Ehe. 
20) Berläumdung. i 
21) Den Verbrechen geleifteter Vorſchub. 


Hochdervath. 


Siebentes Hauptſtück. 


Von dem Hochverrathe, und andern die öffentliche Ruhe 
ſtörenden Handlungen. 


— 


9. 62. 
Das Verbrechen des Hochverrathes begeht: 

a) Der die perfünlide Sicherheit des Oberhaupts 
des Staates verleßet. 

b) Der etwas unternimmt, was auf eine gewalt- 
fame Beränderung der Staatsverfaffung, auf Zuziehung 
oder Vergrößerung einer. Gefahr von Außen gegen den 
Staat angelegt wäre, es gejchehe öffentlich, oder im 
Berborgenen, von einzelnen SPerfonen, oder in Ber: 
bindungen, durch Anſpinnung, Rath, oder eigene 
That, mit oder ohne Eragreifung der Waffen, durch 
mitgetbeilte, zu folchem Zwecke leitende Geheimnifje 
oder Anfchläge, durch Aufivieglung, Anwerbung, Aus 
fpahung, Unterftüßung, oder durch was ſonſt tmmer 
für eine dahin abzielende Handlung. 





Circulare der f. k. nied. öft, Landesd-Regierung 
vom 16. November 1821. 


Seine P. f. Majeität haben, um Allerhöchit Ihre getreuen 
Unterthanen von den gemeinfchädlichen Lehren und der Verführung 
der Sefte der fo genannten Carbonari, welche ihr Unwefen 
in einem Theile von Stalien getrieben haben, zu warnen, aller: 
guädigit zu.befehlen geruhet, daß die eben fo verbrecherifchen 
als ftetd gefährlichen Zwede Liefer verderblichen Gefellichaft, 
welche übrigens nicht allen ©liedern derfelben von den Obern 
eröffnet werden, fo wie fie bey den hierwegen Statt gefundenen’ 
Unterfuchungen hervorfommen, zuSedermanns Wiſſenſchaft alls 
gemein befannt gemacht werden. —— 

Die verſchiedene Tendenz der Vereinigung der Carbonari 
it die Ummälzung und Auflöfung der beftehenden Regierungen. 

So wie e8 ſich nun von felbft verfteht, dag jeder, welcher 
diefen Zweck fannte, und dem ungeachtet in die Sefellfchaft der 
Carbonari trat, nach dem $. 52 des Strafgefepes über Verbre« 
hen, des Hochverrathes fchuldig ift, oder wem er nach den 
$$. 54 und 55 dejlelben Strafgefeges, da ihm fchon der Zweck 
befannt war, die FZortfchritte diefer Sefte nicht hinderte, oder 
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die Glieder derfelben anzuzeigen unterließ, ſich des Verbrechens 
mitfchuldig gemacht hat, und die von dent Gefege darüber vers 
haͤngte Strafe verwirfte; eben fo wird fich, vom Tage der Kunds 
machung des gegenwärtigen Circulard angefangen, Niemand 
mehr mit der Unwiſſenheit des Zwedes der Sekte der Carbonari 
entfchuldigen können, und wer immer daher feit Diefem Zeit« 
punfte in diefe Gefellfcyaft tritt, oder nach felbem die Fortſchritte 
derfelben zu hindern, oder ihre Glieder anzuzeigen unterläßt, 
wird nach den Beftimmungen $$.52, 53, 54 und 55 des Etrafr 
gefebes über Verbrechen (welche unten im vollen Zerte angeführt 
find) abgeurtheilet werden. 

Eben fo findet der $. 56 des gedachten Strafgefegbuches 
in Anfehung der Fälle, wo bey diefem Verbrechen den Entdedern 
gänzlihe Straflofigfeit und Geheimhaltung zugefichert ift, in 
Anfehung der Gefellfchaft der Carbonari feine Anwendung, 
daher er auch zu Jedermannd Kenntniß in vollem Texte aufe 


geführt ift. 


Circulare ‘der E. f, Landes- Regierung im Erz— 
herzogthume Deftereih unter der Enns 
vom 21. July 1833. 


Als vor ı2 Fahren die Sefte der Carbonari die bürgerliche 
Drdnung in deu Staaten Ztaliend mit einem gänzlichen Um— 
fturze bedrohte, haben Seine F.f. Majeftät, um Allerhöchit Ihre 
Unterthanen vor den gemeinfchädlichen Lehren und der Verfüh— 
tung Ddiefer Sekte zu warnen, die eben fo verbrecherifcheri ald 
ftaatögefährfichen Zwede derfelben durch die Verordnung vom 
16. November 1824 zu Jedermannd Wiſſenſchaft allgemein bes 
kannt machen lafjen, damit unerfahrene und leichtfinnige Mene 
fhen, denen die Obern diefe Zwede forgfältig verhehlten, hier⸗ 
über belehrt, von der Theilnahme an der Verbindung der Car» 
bonari abgehalten würden. 

Die gleiche väterlihe Sorgfalt des Landesfürften beftinmte 
Allerhöchft denfelben nunmehr die nämlihe Maßregel, in Ber 
ziehung auf die, im Laufe der neuen Zeitereigniffe gebildete nicht 
minder gefährliche, vielmehr einen gefteigerten Grad der Carbo- 
nari darftellende Verbindung unter der Benennung: »Giovine 
Italiä« (des jungen Staliens) anzuordnen. 

Die Tendenz diefer Vereinigung ift der Umſturz der befter 
benden Regierungen und der gefammten bürgerlichen Ordnung; 
die Mittel, deren fie fich bedient, find die Verführung und felbit 
der durch geheime Obere in Zorn von Vehmgerichten ausge— 
ſptochene Mord. 

So wie es ſich num von ſelbſt verſteht, daß Jeder, welcher 
dieſe hochverraͤtheriſchen Zwecke kannte, und dem ungeachtet in 
die Geſellſchaft der Giovine Italia trat, nach dem $.52 des 
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Strafgefepbuches über Verbrechen des Hochverrathes fchuldig iſt; 
oder wenn er mad) den $$. 54 und 55 deöfelben Strafgefegbu: 
ches, da ihm der Zwed fchon befannt war, die Hortfchritte dies 
fer Verbindung nicht hinderte, oder die Mitglieder derfelben ans 
zuzeigen unterließ, fich diefed Verbrechens mitfchuldig gemache 
bat, und die von dem Geſetze darüber verhängte Strafe ver: 
wirfte; eben fo wird fi) von dem Tage der Kundmadhung ges 
genwärtiger Verordnung Niemand mehr mit der Unwillenheit 
ded Zweckes der Gefellfchaft »Giovine Italias entfchuldigen 
fönnen. 

Wer daher immer von diefem Zeitpunfte an in die gedachte 
Verbindung tritt, oder die Fortſchritte derfelben zu hindern, oder 
ihre Mitglieder anzuzeigen ferner unterläßt, wird nad) den Be— 
fliimmungen der $$. 52, 53, 54 und 55 des Strafgeſetzbuches 
über Verbrechen, weldye unten ihrem vollen Inhalte nad) ange» 
führt find, abgeurtheilt werden. Eben fo findet’der $. 56 des 
gedachten Strafgelepbuches in Anfehung jener Fälle, in welchen 
den Entdedern gänzlihe Straflofigfeit und Geheimhaltung zus 
gefichert ift, auch auf die Gefellfchaft Giovine Italia feine Ans 
wendung, daher er hier ebenfalld zu Jedermannd Kenntniß feis 
nem vollen Inhalte nach angeführt wird. 

(Nun folgen die $$. 5a, 53, 54, 55 und 56 des Strafgeſetzbuches 
über Verbrechen.) 


Patent vom 24. Oktober 1837. 


Die deutfche Bundesverfammlung hat über die Beſtrafung 
der Verbrechen gegen den deutfchen Bund, und über die gegen« 
feitige Auslieferung der Staatöverbrecher in der Sitzung vom 
18. Auguft 1836, mit Unferer Mitwirfung und Bepitimmung, 
lee Beſchluß gefaßt: 

Erfter Artifel. Da nicht nur der Zwed des deutſchen 
Bundes in der Erhaltung der Unabhaͤngigkeit und Unverletzbar⸗ 
feit der deutfchen Staaten, fo wie in jener der äußern und ins 
nern Ruhe und Sicherheit Deutfchlands befteht,, ſondern auch 
die Verfaflung des Bundes wegen ihres wefentliche® Zufammen- 
hanges mit den Verfaſſungen der einzelnen Bundesftaaten als 
ein nothwendiger Beftandtheil der legteren anzufehen ift, mithin 
ein gegen deu Bund oder deſſen Verfaflung gerichteter Angriff 
er einen Angriff gegen jeden einzelnen Bundesftaat in ſich 
begreift; fo ift jedes Unternehmen gegen die Eriftenz , die In⸗ 
tegritaͤt, die Sicherheit oder die Verfaſſung des deutſchen Bun⸗ 
des in den einzelnen Bundesſtaaten, nach Maßgabe der in den 
letzteren beſtehenden oder künftig in Wirkſamkeit tretenden Ges. 
ſetze, nad) welchen eine gleiche gegen den einzelnen Bundesſtaat 
begangene Handlung als Hochverrath , Landesverrath oder uͤn⸗ 
ter einer andern Nemnung. zu a wäre, in a und, 
zu beftrafen. | | 
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Zweyter Artikel. Die Bundesſtaaten verpflichten ſich 
gegen einander, Individuen, welche ſich der Anſtiftung eines 
gegen den Souverain oder gegen die Eriftenz / Integrität, Vers 
faflung oder Sicherheit eined andern Bundesjlaates gerichteten 
Unternehmens, oder einer darauf abzielenden Verbindung, der 
Theilnahme daran, oder der Begünftigung derfelben beinzichtiget 
find, dem verlegten oder bedrohten Staate auf Verlangen aus 
zuliefern, — voraudgefest, daß ein ſolches Individuum nicht 
entweder ein Unterthan des um die Auslieferung angegangenen 
Staates felbft, oder in demfelben fhon wegen anderer ihm zur 
Laft fallenden Verbrechen zu unterfucdhen oder zu beftrafen ift. 
Sollte das Unternehmen, deſſen der Auszuliefernde beinzichtiget 
ift, gegen mehrere andere Bundesftanten gerichter feyn, fo hat 
die Auslieferung an jenen diefer Staaten zu gefchehen, weldyer 
darum zuerft das Anfuchen jtellet. 

Wir befehlen daher diefen Bundestags: Belhluß feinem 
ganzen Inhalte nad) im Unfern zum deutfchen Bunde gehörigen 
Staaten genau zu befolgen, und in Vollzug zu fegen. 

Zugleich. verordnen Wir, daß der in dem erften Artifel 
vorftehenden Bundestags : Befchluffed in Rückſicht der Beſtra—⸗ 
fung der Angriffe auf den deutfchen Bund angenommene Grund: 
fa auch in Unfern zum deutfchen Bunde nicht gehörigen Staa: 
ten, in welchen das Strafgefegbuch vom Jahre 1803 eingeführt 
ift, zur Anwendung gebracht werden folle. 


(S. bey $.33 das Patent vom 4. Jänner 1834, und das Zufliz-Hof: 
defret vom 7. März 1834.) 


9 F. 53. 

Auf dieſes Verbrechen, wäre es auch ohne allen Strafe vs 
Erfolg, nur bey dem Berfuche geblieben, wird die — 
Todesſtrafe verhäugt. 


$. 54. 
Mer eine in den Hochverrath einfchlagende Linter- _Mitksur am 


Hocwerrathe : 


nehmung, die er leicht, und ohne eigene Gefahr in ih- ") dur® un- 
rer weiteren Fortfchreitung verhindern Eonnte, zu Hinz geraneunsn 
dern vorfeßlich unterläßt, macht fic) des Verbrechens 
mitſchnldig, und ſoll lebenslang mit ſchwereſtem Ker: 


ker beftrafet werden. 


$. 55. 
Auch derjenige macht ſich mitſchuldig, dev einen» Imre un: 


ihm bekannten des Hochverrathes fchuldigen Berbrecyer —— 
der Obrigkeit anzuzeigen bedächtlich unterläßt, wofern Verbreahets. 
nicht aus den Umſtänden erhellet, daß der unterblei— 


Nachſicht der 
Strafe wegen 
der thätıgen 


&törung Der 
innerlihen 
Rube des 
Gtaatet. 


E trafe. 


Bebandiung 


der Ausipäber. , 
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benden Anzeige ungeachtet, eine fchadliche Folge nicht 
mehr zu beforgen ift. Ein folder Mitfchuldiger fol 
lebenslang mit fchwerem Kerker beftrafet werden. 


$. 56. | 

Wer fich in die, in dem zweyten Punfte des 52. $. 
angedeuteten, auf Hochverrath abzielenden Verbindun— 
gen eingelaffen, in der Folge aber durch Reue bewo- 
gen, die Mitglieder derjelben, ihre Saßungen, Abs. 
fihten und Unternehmungen der Obrigkeit zu einer 
Zeit, da fie nod) geheim waren, und der Schade ver: 
hindert werden Fonnte, entdecket, dem wird die ganz 
lihe Straflofigkeit, und die Geheimhaltung der ge: 
machten Anzeige zugefichert. 


$. 57. | 
Mer boshafter Meife andern Mitbürgern durch 
Reden, ſchriftliche oder bildlihe Darftellungen folde 
Gefinnungen einzuflößen fuchet, woraus Abneigung 
gegen die Regierungsform, Staatöverwaltung oder 
Landesverfaſſung entſtehen kann, beaeht das Verbre— 
chen der Störung der öffentlichen Ruhe. 


J. 58. 

Unter dieſes Verbrechen werden auch Läſterungen 
auf die Perſon des Landesfürſten, aus welchen unver— 
kennbare Abneigung gegen denſelben eutſtehen kann, 
wenn ſie in Geſellſchaft, oder öffentlich vorgebracht 
worden, wie auch dergleichen Schriften, oder ſpötti— 
ſche Vorſtellungen, wenn ſie Jemanden mitgetheilt 
worden, gerechnet. | 


$. 59. | 
. ‚Das in den vorhergehenden zwey Paragraphen 
erwähnte Verbrechen foll mit ſchwerem Kerfer von, eis 
nem bis fünf Jahre beftrafet werden. an 


Se 60. j | 

In Abſicht anf die Ausſpäher (Spione) foll es 
bey dem bleiben, was wegen ihrer Abnrtheilung md 
Beſtrafung durch) die Militär-Behörde in den Kriegs: 
geſetzen verordnet iſt. De Sa 0 
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Hoffanzley=- Dekret vom 10. Oftober 1821, an 
fämmtlihe Länderftellen, in Folge höchſter Ent- 
fhließung vom 20. Zulius 1821, über Vortrag der Hof 
fommiffion in Zuftiz» Gefeßfachen. Nr. 1808 d. 3. ©. ©. 


Das Gefegbuch über Verbrechen bezieht fi fowohl in Ab: 
fiht auf dad Verbrechen der Ausfpähung (Spionerie) im $. 60, 
ald der unbefugten Werbung im $.77, auf die in den Militärs 
Geſetzen darüber angeordnete Behandlung und Beftrafung. Da 
aber die Militär» Gefege, denen in Rückſicht diefer Verbrechen 
auch Civil: und andere, zur Militär: Gerichtsbarfeit fonft nicht 
gehörige Perfonen unterliegen, nad ihrem genauern Inhalte 
nicht allgemein befannt find; und da ferner Seine Majeflät die 
Strenge derfelben für verfchiedene Fälle bezüglich auf gedachte 
Perfonen zu mindern gerubt haben: fo werden hiemit die Strafe 
gefege, welche wegen folcher Verbrechen gegen Perfonen der ers 
wähnten Art Anwendung haben follen, zur allgemeinen Kennt⸗ 
niß gebracht. | | — 

F. 1. Wer die Stärfe oder den Zuſtand der Armee, ihre 
Veranftaltungen oder Pläne, ihre Stellungen oder Beweguns 
gen, den Zuitand einer Feſtung oder Seldverfhanzung, der Vor⸗ 
räthe oder Magazine, überhaupt ſolche Verhältniffe oder Ger 
genftände, welche auf die militärifche Vertheidigung des Staa: 
tes oder die Operationen der Armee Bezug haben, in der Ab» 
fiht ausfundfchaftet, um dem Feinde auf was immer für eine 
Weile davon Nachricht zu geben, macht fich des Verbrechens der 
Ausfpähung fchuldig. . 

G. 2. Diefes Verbrechen ſoll, ohne Ruͤckſicht auf die fon: 
ftige Gerichts » Behörde des Verbrechers, in Folge des $.6o des 
Gefegbuches über Verbrechen durch die Militär: Behörde unter« 
fuht, und wäre ed auch ohne allen Erfolg nur bey dem Ber: 
fuche geblieben, mit dem Tode duch den Strang beftraft 
werden, 

Auch ift gegen den Verbrecher, wenn er auf der That oder 
noch während des Krieged ergriffen wird, flandrechtmäßig zu 
verfahren. 

} 3. Wer dem feindlichen Ausfpäher entweder zu der Aus: 
kundſchaftung felbit, oder zur Benachrichtigung des Feindes von 
den ausgefundfchafteten Verhältniffen oder Gegenſtänden, es fey 
durch Rath oder That, vorfäglicd Hilfe leitet, macht fich des 
Verbrechens mirfchuldig, und ift gleich dem Ausfpäher nach der 
Vorfchrift des $. 2 zu behandeln und zu beftrafen, —— 

F. 4. Wer eine ſolche Auskundſchaftung oder Mittheilung 
an den Feind, wenn er ſie, ohne ſich einer Gefahr auszuſetzen, 
zu verhindern vermag, vorfäglich nicht verhindert; ferner, wer 
einen ihm befannten feindlichen Ausfpäher, den er ohne eigene 
Gefahr der Obrigfeit anzeigen fann, derfelben anzuzeigen vore 

Waſer's Strafgef. über Verbr. 6 
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fäglidy unterläßt, it ebenfalls für mitſchuldig zu achten, und 
foll zu Iebenslänglicher Schanzarbeit verurtheilet werden. 

F. 5. Auch derjenige iſt ald Ausfpäher anzufehen, der im 
Srieden ſolche Vorkehrungen oder Gegenftände, welche auf die 
Kriegsmacht des Staated oder die militärifche Vertheidigung 
desfelben Beziehung haben, und die von dem Staate nicht öf- 
fentlich getroffen oder behandelt werden, in der Abficht auskund⸗ 
fchaftet,, um einem fremden Staate davon Nachricht zu geben. 

F. 6. Ein folder Ausfpäher foll nad Maß der angewen« 
deten Liſt, der Wichtigfeir der Ausfpähung und der Größe des 
Schadens, der für den Staat daraus entfleben fann, mit Schanz- 
arbeit von einem bis fünf Jahren, und wenn die Mitthei- 
lung ſchon wirflid an den fremden Staat geſchehen, oder felbit 
bereits ein Schade daraus entftanden ift, mit Schanzarbeit von 

Anf bis zehn Jahren beitrafet werden. Wäre aber die Aus— 
pähung eigens in der Abficht unternommen worden, um dem 
Staate eine Gefahr von außen zuguziehen, oder eine ſolche Ges 
fahr zu vergrößern, oder wäre fie inöbefondere zu einer Zeit, wo 
der Krieg auf dem Ausbruche geftanden, und von einer Perfon, 
welche von dielem Umftande Willenfchaft gehabt, zu dem Ende 
unternommen worden, um derjenigen auswärtigen Macht, welche 
dem Staate Anjtalten zu feiner Verteidigung zu treffen Anlaß 
gegeben, von den auögelundfchafteten Vorkehrungen oder Ges 
genjtänden Nachricht zu ertheilen: fo hat, wenn das Verbrechen 
auch ohne allen Erfolg nur bey dem Verfuche geblieben wäre, 
die Strafe ded Stranges Statt. 

F. 7. Wer dem Ausfpäher bey einer Ausfpähung im Fries 
den durch Rath oder That vorfäglich Hilfe leiſtet, ift wie der 
Ausfpäher felbft zu beftrafen. Wenn iedoch ein folcher Mitfchuls 
diger in einem Falle, wo nad dem $. 6 gegen den Ausſpaͤher 
die Todesftrafe Anwendung findet, von der zur Verhängung ders 
felben nad) eben diefem Paragraphe erforderlichen eigentlichen 
Beſchaffenheit und Abficht der Ausfpähung feine Kenntniß hätte: 
fo ift derfelbe lediglich mit Schanzarbeit zu beftrafen, und ſolche 
nach Vorfchrift des nämlichen Paragraphes auszumeſſen. 

$.8. Wer im Frieden eine Ausfpähung, die er ohne eigene 
Gefahr verhindern fann, zu hindern, oder einen ihm befannten 
Ausfpäher der Obrigkeit anzuzeigen vorfäglich unterlaͤßt, foll zu 
ein= bi dreyjähriger, und falld in Folge feiner Unterlafr 
fung die Mittheilung an den fremden Staat wirklich gefchehen, 
oder felbft fchon ein Schade daraus entftanden wäre, zu drey«- 
bis fünfjähriger Schanzarbeit verurtheilt werden. Wenn 
aber ein Mitfchuldiger diefer Art in einem Falle, wo gegen den 
Ausſpaͤher felbit nach dem $. b die Todesftrofe Anwendung hat, 
von der Befchaffenheit und Abficht der Ausfpähung, welche nach 

. dem gedachten Paragraphe zur Verhängung der Zodeöftrafe er⸗ 
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forderlich ift, Wiffenfchaft hatte: fo iſt derfelbe zu Tlebenslängs 
liher Schanzarbeit zu verurtheilen. 

F. 9. Ausfpähungen, welche in einer unter b), $. 52 des 
Gefegbuches über Verbrechen erwähnten hodyverrätherifchen Ab» 
ſicht, aber nicht in Betreff von Vorkehrungen, Verhältnijfen oder 
Begenftäuden der in den erften und fünften Paragraphe der ges 
genwärtigen Vorfchrift bezeichneten Art unternommen wurden, 
find von den fompetenten Criminal: Gerichten des. Eivilftandes 
nad) den Beftimmungen der $$. 52 bis 55 des gedachten Geſetz⸗ 
buches zu beurtheilen und zu beftrafen. 

$. 10. Wer für fremde Kriegsdienfte wirbt, ſoll, ohne 
Ruͤckſicht auf feine fonftige Gerichtöbehörde, in Folge $. 77 ded 
Gefegbuches über Verbrechen durch die Militärbehörde unters 
fucht, und wenn er das Verbrechen in Kriegszeiten verübt hat, 
mit dem Strange bingerichtet werden, Diefe Behandlung 
und Beftrafung hat nicht minder gegen foldye Werber Statt, 
welche zur Zeit ded Krieges Soldaten oder zum Militär: Körper 
gehörige Dienfifnechte auch nur zur Anfiedlung für fremde Län 
der werben. Auf gleiche Weife jind um fo mehr diejenigen zu 
behandeln und zu beitrafen, die zu folcyer Zeit fich des Menfchens 
raubes fhuldig machen, um fremden Truppen Refruten, oder eis 
nem fremden Staate zum Militär:Körper gehörige Perfonen ald 
Anfiedler zuzuführen. Auch ift in einen wie in dem andern dies 
fer Bälle gegen den Verbrecher, wenn es noch während des Kries 
ged ergriffen wird, flandrechtmäßig zu verfahren, 

F. 11. Wird eines diefer Verbrechen zur Zeit des Sriedend 
verübt: fo foll der Verbrecher, falls er einer der bezeichneten 
Werbungen fchuldig ift, mit fünf: bis zehnjähriger, und 
wenn er dem Staate oder der Armee fchon wirflidy einen oder 
den andern Mann entzogen, und feine Werbung noch weiter fort: 
gefegt oder wiederhohlt,, oder wenn er das Verbrechen zu einer 
Zeit, wo der Frieden des Staates bedroht iſt, ausgeübt, und 
von dieſem Umſtande Wiſſenſchaft gehabt hat, mit zehn: bi 
jwanzigiähriger, im Balle des Menfchenraubes aber mit 
lebenslänglider Schangarbeit beftraft werden. 

$. 12. Auch derjenige, der zur Ausführung eines diefer 
Verbrechen die in feiner Macht an Mittel angewendet 
hat, und von der wirflihen Vollbringung, indem er fchon in 
der legten dazu erforderlichen Handlung begriffen war, bloß 
durch Dazwifchenfunft eines fremden Hindernijfes oder durch Zu: 
fall abgehalten worden ift, fol, je nachdem er das Verbrechen 
zu Rriegds oder Friedendzeiten unternommen, nach dem $. 10 
oder 11 behandelt und beftraft werden. Wäre aber der Ver- 
brecher in dem Verſuche nicht fo weit vorgefchritten: fo ift der: 
felbe nah) Maß, als fein Verſuch von der Vollbringung des 
Verbrechens entfernt geblieben, und mit Rückſicht, ob folcher zu 
Friedens⸗ oder Kriegszeiten geſchehen, in BAU, OEM eine der 
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erwähnten Werbungen verfucht worden, zu ein» bis fünfjaäh— 
riger, wenn aber ein Menfchenraub der bezeichneten Art un: 
ternommen worden, zu fünf: bis zebnjähriger Schanz— 
arbeit zu verurtheilen. 

F. 13. Wer bey einer der gedachten Unternehmungen dem 
Verbrecher durch Rath oder That vorfäglich Hilfe leifter, ift wie 
der Verbrecher felbit zu behandeln und zu beftrafen. Jedoch 
fann in Bällen, wo nach dem $. ıı gegen den Werber zehn: bis 
swanzigjährige Strafe Anwendung findet, ein folher Mitfchuls 
diger, wenn er dem Werber nur zu einer oder der andern ein= 
zelnen Werbung Hilfe geleiftet, oder von dem Umſtande, daß 
der Friede des Staates bedroht fey, Feine Willenfhaft gehabt 
hat, lediglih mit fünf» bis zehnjähriger ESchanzarbeit. 
beftraft werden. 

F. 14. Wer eines der erwähnten Verbrechen, wenn er es 
ohne eigene Gefahr verhindern fann, zu Hindern, oder einen fols 
chen, ihm befannten Verbrecher der Obrigkeit anzuzeigen vorfäß: 
lich unterläßt, it mit Bedacht, ob die Unterlaſſung zu Friedens: 
oder Kriegäzeiten geicheben, zu ein» bi fünfjähriger 
Schanzarbeit zu verurtheilen. 

F. 35. Wer einen Ausfpäher, Werber oder Menfchenräus 
ber der in diefer Vorfchrift ($. 1, 5, so und a1) gedachten Art 
der Obrigfeit anzeigt, oder dad Verbrechen durdy Ergreifung und 
Feſthaltung des Verbrechers, oder fonft mit der That verhins 
dert, erhält eine Belohnung von Hundert Dufaten, und nach 
Umftänden von höherem Betrage. | 

‚ . Auch wird demjenigen, der fich bey einer diefer Handluns 
gen oder Unternehmungen einer Mitwirfung fchuldig gemacht 
. hat, wenn er, durch Reue bewogen, eine folche Anzeige zu eis 
ner Zeit bewerfftelliget, wo die Handlung oder Unternehmung 
noch unwirffam gemacht werden fann, oder wenn er aus gleis 
hem Beweggrunde die Ausführung des Verbrechens auf eine 
oder andere Weife felbit verhindert, nicht nur die Straflofigfeit, 
fondern auch, wofern er nicht felbft der Anftifter der Handlung 
oder Unternehmung war, die erwähnte Belohnung zugefichert. 


Achtes Hauptſtück. 
Von dem Aufſtande und Aufruhre. 


$. 61. 


SD. Zufammenrottung mehrerer Perjonen, um 
der Obrigkeit mit Gewalt Widerftand zu leiſten, ift 
das Verbrechen des Aufftaudes: die Abficht eines fol- 
hen Miderftandes mag ſeyn, um etwas zu erzivingen, 
fich einer aufliegenden Pflicht zu enffchlagen, eine An- 
ftalt zu vereiteln, oder auf was immer für eine Art die 
Öffentlihe Ruhe zu ftören; die Gewaltthätigkeit mag 
gegen die Perfon der Obrigkeit felbjt gerichtet ſeyn, 
oder gegen einen Beamten, Gemeindevorjteher, oder 
gegen untere Diener, welde zur Ausführung der An« 
ordnungen beftimme find. 


Hofdefret vom 12. Junius 1807, an ſämmtliche 


Appellations-Gericdhte, einverftändlid mit der Hof: 
fommiffion in Geſetzſachen. Nr. 813 d. J. ©. ©. 


E8 unterliegt feinem Zweifel, daß Zollbeamte Abgeordnete 
der Obrigfeit in Amtsfachen, und daß fie zur Ausführung der 
obrigfeitlichen Anordnungen beftimmt feyen; daher ift die gegen 
diefelben in Amtsſachen mit gefährlicher Drohung oder wirflicher 
gewaltfamer Handanlegung verübte Widerfeplichfeit, als das 
Verbrehen der öffentlihen Gewaltthätigfeit, 
nach dem $. 71, und die Zufammenrottung mehrerer Perfonen, 
um denfelben in Ausführung der Anordnungen Widerftand zu 
leiften, al6 das Verbrechen des Aufftandes nad den 
$$. 63, 64 und 65, und nicht nad) dem Zollpatente vom 1. Jän» 
ner 1788 zu beftrafen, 


$. 62. 


i ger macht fich des Aufftandes fehuldig, der ſich 
er 


ottirung, es fen gleich anfänglich oder erft in 
dem Fortgange, zugefellet. 
$. 68. 
Diejenigen, welche bey einem Aufjtande gegen die 
zur Stillung der Unruhe herbeyfommenden obrigfeit- 


Aufſtand ˖ 


Strafe. 


B6 


lihen Perſonen oder Machen in der Miderfeglichkeit 
beharren, haben ſchwere Kerkerftrafe mit öffentlicher 
Arbeit von fünf bis zehn —3. und wenn ſie zugleich 
Aufwiegler und Rädelsführer find, von zehn bis zwau⸗ 
zig Jahren verwirket. 


$, 64, 

- Außer dem alle des vorhergehenden Paragra- 
phes find die Aufiwiegler und Rädelsführer zu ſchwe⸗ 
rer Kerkerſtrafe und öffentlicher Arbeit von fünf bis 
zehn gehe; die übrigen Mitichuldigen aber nad Maß 
der Sefährlichfeit, Schädlichkeit, und ihrer Theilneh— 
mung auf ein bis fünf Jahre zu verurtheilen. 


| $. 68. 

Hat fich die Unruhe bey ihrer Entftehung ohne 
weltern gefährlichen Ausbruch bald wieder geleget, fo 
if. gegen die Aufwiegler und Rädelsführer Kerker zwis 
fhen einem und fünf Jahren; gegen die übrigen Schul— 
digen aber zwijchen ſechs Monaten und einem Zahre 
zu perhängen, | 

$. 66. 

Aufrubr: Menn ed bey einer, aus was immer für einer 
Veranlaſſung entftandenen Zufammenrottung durch die 
Miderfpanftigkeit gegen die von der Obrigkeit voraud« 
gegangene Abmahnung, und durch die Bereinigung 
wirklich gewaltfamer Mittel fo weit kommt, daß zur 
Herftellung der Ruhe und Drdnung eine außerordent« 
lihe Gewalt angewendet werden muß; fo ift Aufruhr 
vorhanden, md jeder macht ſich diejes Verbrechens 
ſchuldig, der an einer ſolchen Rottirung Antheil nimmt. 


$. 67, 
—— OR Menn dem Aufruhre durch Standrecht Einhalt 
Stanvrenrs; gefchehen muß, fo hat die Todesftrafe Statt, wovon 
in dem befonderen Hanptftücke; Von dem Standrechte, 
‚gehandelt wird, 


$. 68, | 


euere Außer dem Falle des Standrechtes follen die Auf- 
wiegler und Rädelsführer zu ſchwerer Kerkerſtrafe 
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mit öffentlicher Arbeit von zehn bis zwanzig Jahren; 
und bey fehr hohem Grade der Bosheit und ee 
lichkeit des Anſchlages, auf lebenslang verurtheilet 
werden. | | 
I. 69. . 

Die übrigen Mitfehuldigen follen mit ſchwerem 
Kerker und offentliher "Arbeit von einem bis. en) 
Sabre; bey höherem Grade der. Bosheit und heil: - 


nahme aber von fünf bis zehn Jahren beftvafet werden | 


Neuntes Hauptſtück. 
Bon öffentlicher Gewaltthätigkeit. 


— §. 70. 
— Das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätig- 


teit: ER keit wird in folgenden Fällen begangen: 
warmen Erſter Fall. Menn Jemand für fi allein, 
ae oder auch, wenn mehrere, jedoch ohne Zujammen- 
Drehung gegen rottung, dem Richter, einer obrigkeitlihen Perſon, 
Perfonen ın DdEr ihrem Abgeordneten in Amtsjachen; oder wenn 
Amann: Jemand einer Wache in Vollziehung des öffentlichen 
efehls fih mit gefährlicher Drohung oder wirklicher 
gewaltfamer Handanlegung, obgleich ohne Waffen und 
Berwundung, widerſetzet. 


Hofdekret vom 5. Oftober 1804, an das böhmifche 
Appellations-Gericht, einvernehmlich mit der Hof- 
fommiffion in Gefeßfadhen. Nr. 691 der 3. G. ©. 


Der $.70 erften Theiled des Strafgefeges ift mit der Aus» 
fage dem 5$. 72 und 73 des zweyten Theiles deflelben dahin zu 
vereinigen, daß zum Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigfeit 
nad) dem $.70 die unmittelbare böfe Abficht des Thäterd durch 
Widerfeglichfeit gegen die Wache, die Wollziehung des obrigfeit- 

PN lichen Befehles zu vereiteln, erfordert werde, welche Abficht in 
den Fällen des $.72 des zweyten Theiles zum Begriffe der fchwes 
zen Polizey=Uebertrerung nicht gehört, wenn fie gleich die Un 
terlaffung oder Verhinderung der Vollftredung des Auftrages 
— Dienſtes von Seite der Wache zur Folge gehabt haben 

nnte. | 


Hoffanzley» Defret vom 29. Auguft 1822, an 

fämmtlidhe Länderftellen, in Folge höchfter Entfchlies 

fung vom ı7. Juny 1822, über einen von der Hoffom- 

miffion in Juſtiz⸗-Geſetzſachen im Einverftändniffe mit der 

vereinten Hofkanzley und der oberften Suftizftelle erftatteten 
Vortrag. Nr, 1889 d. 3.6. ©, 


- Zum Gchupe der Rechte und des öffentlichen Anfehens ges 
rihtlicher Siegel wird verordnet: 
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$. ı. Eine eigenmächtige oder widerrechtliche Eröffnung 
gerichtlicher Siegel, unter denen fchriftliche Auffäge oder andere 
Gegenftände verfchlojien gehalten werden, foll, wenn fie aus 
bloßem Muthwillen oder aus Teichtfertiger Neugierde verübt 
wird, ald eine fhwere PolizeysUebertretung ange: - 
fehen, und mit Arreft von einem bis zu drey Monaten be: 
ftraft werden. 

2. Handlungen diefer Art, wenn fie zum Zeichen der 
Geringſchaͤtzung gerichtlicher Anordnungen, oder aber in der Ab- 
ſicht verübt werden, das vermeintliche eigene Recht oder irgend 
eine gehäffige Abſicht damit eigenmächtig durchzufegen, find als 
ein Verbrechen der öffentlihen Gewaltthätigfeit, 
mit fchwerem Kerfer von ſechs Monaten bis zu Einem 
Sabre, und nah Maßgabe der eintretenden bedenflichen Um: 
ftände und der gefährlichen Folgen, auch bis zu fünf Jahren 
abzuftrafen. 

. 3. Werden Verlegungen gerichtliher Siegel ald ein 
Mittel zur Verübung eines größeren Verbrechens unternommen: 
fo ift der Thäter mit der auf das beabfichtigte Worbrechen feftge: 
festen Strafe, mit Anwendung des $. 28 erften Theiles des 
Strafgefepbuches, zu belegen. 

.4. Das Erfenntniß, ob in diefen Fällen nur der Erfag 
des Schadens oder aber eine volle Genugthuung zu leiften fey, 
ift nad den Beſtimmungen des dreyßigſten Hauptſtückes des 
U. Theiles des allgemeinen bürgerlichen Geſetzhuches zu fchöpfen. 

(Siehe bey $. 61 das Hofdelret vom 12. Zunius ı807.) 

$. 71. 

Ein folder Verbrecher ift mit fehwerem Kerker, orzaic. 
und öffentlicher Arbeit, von ſechs Monaten bis auf ein 
Jahr; wäre aber der MWiderftand mit Maffen geſche— 
ben, oder mit einer Beſchädigung oder Verwundung ® 
begleitet, von einem bis auf fünf Jahre zu beftrafen. 

§. 72. 

Zweyter Fall. Wenn mit Uebergehung der » dur ge 
Obrigkeit, der ruhige Beſiß von Grund und Boden, fat m tremies 
oder der darauf fi) beziehenden Rechte eines Anden, gu, 
mit gefammelten mehreren Leuten, durch einen gewalt- 
famen Einfall geftöret, oder, wenn aud) ohne Gehül- 
fen in das Haus, oder die Wohnung eines Andern 
bewaffnet eingedrungen, und dafelbft an deſſen Perfon 
oder an deffen Hausleuten, Habe und Gut, Gewalt 
ausgeübet wird; es geſchehe ſolches, um ſich wegen 
eines vermeinten Unrechtes Rache zu verſchaffen, ein 
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angefprochenes Recht durchzuſetzen, ein Verſprechen 
oder Beweismittel abzunöthigen, oder ſonſt eine Ge— 
häſſigkeit zu befriedigen. 


Hofkanzley-Dekret vom 14. Februar ıB11, an 
das galizifhe Gubernium. Nr. 9270.59. G. ©. 


Unter dem den Kreisämtern in Befipftörungsfällen einge— 
räumten Wirfungsfreife werden nur jene Fälle verftanden, wo 
Handlungen vorfommen, welche die öffentlihe Ruhe verlegen 
oder bedrohen, und in Verbrechen oder fchwere Polizey «Ueber: 
tretungen übergehen können. Wo diefer Fall eintritt, iſt der 
Störer der öffentlichen Ruhe zum Erfage aller verurfacdhten Ko: 
ften, und folglich aud) zur Bezahlung der Reiſekoſten und Diäten 
des Freisämtlihen Perfonals zu verhalten. 


Hofdefret vom 26. November 1824, an das Aps 
pellations-Geridht in Dalmatien, .einverftandlich 
mit der Hoffommiffion in Zuftize Gefeßfachen und der ver= 
einten Hoffanzley, Nr. 2051 d. J. G. S 

Bon den Eivilgerichten kann zur Aufrechthaltung der von 
denfelben in Befigftreitigfeiten getroffenen proviforifhen Ver— 
fügungen außer den Gelditrafen, nur Arreft - Strafe, nicht aber 
Züchtigung mit Stodftreihen angedroht und volljogen werden. 
Sollte jedoch durch den beharrlichen Ungehorfam der Parteyen 
die öffentliche Ruhe geftört, oder Gewaltthätigfeit verübt wer: 
den: fo hat die Amtshandlung der betreffenden politifchen oder 
Criminal · Behörde einzutreten. 


78. Ä 
Sich, - Der Urheber einer ſolchen Gewaltthätigkeit unter: 
liegt der Strafe des fchweren Kerkers'von einem bis 
aut fünf Jahre. Diejenigen, fo fih als Mithelfer 
haben brauchen laſſen, follen mit Kerker von ſechs 
Monaten bis auf ein Jahr beftrafet werden. | 


| $. 74. 

Suaieanderer Andere boshafte Bejhädigungen eines fremden 

feadigungen Eigenthums find nad) der Größe der Bosheit und des 

a augefügten Schadens mit Kerker zwifchen fehs Mona: 
ten und einem Jahre; bey großer Bosheit und wid): 
tigem Schaden aber mit fehwerem Kerker von einem 
bis fünf Sahren zu beftrafen. 
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Hofdefretvom 18. Februar 1826, an ſämmtliche 
Uppellations- Gerichte, in Folge höchfter Entſchlie— 
fung vom 1. Februar 1826, über Vortrag der Hoffome 
miffion in Quftiz» Gefegfadyen. Nr. 2163 d. J. G. S. 
Seine Majeftät haben dem Antrage zu Erlajfung einer . 
neuen Vorfchrift , wegen Beftrafung boshafter Befchädigung 
eines fremden Eigenthums in Fällen, wo nur ein geringer Schade 
zugefügt worden ift, nicht Statt zu geben, fondern zu erflären 
gerubet: daß es noch ferner bey der Anordnung des $.74 eriten 
Theiles des Strafgefepes zu verbleiben habe, und die Juſtiz⸗ 
Behörden für die genaue Befolgung deilelben verantwortlich 
gemacht werden. 


$. 75, 


Dritter Fall. Wenn Jemand ohne Vorwiffen c durs Men. 
und Einwilligung der rechtmäßigen Obrigkeit fid) eines Hub; 
Menſchen mit Lift oder Gewalt benächtiget, um ihn | 
wider feinen Willen in eine auswärtige Gewalt zu 
überliefern. 

$. 76. 

Auf ſolchen Fall ift zur Strafe ſchwerer Kerker Strafe. 
von fünf bis zehn Jahren zu verhängen; welcher je— 
doch, wenn der Gemißhandelte einer Gefahr am Leben 
oder an Wiedererhaltung der Freiheit ausgeſetzet wor: 
den, bis auf zwanzig Jahre verlängert werden Fann. 


| $. 77. 

Mer für fremde Kriegsdienfte, oder wer einen Bgandiuns 
zu einem Militärkörper gehörigen Mann auch nur zur gugter Werber. 
Anfiedlung in fremde Länder wirbt, — dem Kriegs⸗ 
geſetze, und durch das Militärgericht zu verurtheilen, 
und zu beſtrafen. | 

(Siehe bey $.60 das Hofkanzley » Dekret vom 10. DEtober ı8a1.) 


$. 78. 


Bierter Fall. Wenn Jemand einen Menfchen, 2) Dura une 
über welchen ihm vermög der Befeße Feine Gewalt zu> fung verperfan 
ſteht, und welchen er weder ald einen Verbrecher zu iden Srenbein 
erkennen, noch als einen ſchädlichen oder gefährlichen 
Meunfhen mit Grund anzufeben Anlaß hat, eigen: 
mächtig verfhloffen Hält, oder auf was immer de eine 
Art an dem Gebrauche feiner perfönlichen Freyheit 
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hiudert; oder, wenn Semand, aud bey einer ge— 
gründet fcheinenden AUrfache der unternommenen An— 
haltung , die Anzeige darüber — der ordentlichen 
Obrigkeit zu thun, gefliſſentlich unterläßt. 


Hofdekret vom 19. Auguſt 1826, an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Entſchlie— 
fung vom 25. Juny 1826, über Vortrag der Hofkom— 
mifjion in Juſtiz⸗ Gefegfadyen, Nr. 2215 d. J. G. ©. 


Seine Majeftät haben die in der Beylage -/. enthaltene 
Berordnung gegen den Sflaven : Handel und die Mißhandlung 
der Sflaven zu genehmigen und zu befehlen gerubet, daß diefelbe 
in allen P. k. Staaten, auf die vorgefchriebene Weife als Geſetz 
fund zu machen, nebitbey aber allen Gubernien, welchen die k. k. 
Seeküſten unterftehen, fo wie allen F. f. Confuln zur genauen 
Handhabung mitzutheilen ; ferner daß in Zufunft jedem öfter: 
reihifhen Schiffs "Kapitän zugleich mit feinem Patente ein 
Eremplar diefer Verordnung in deutfcher , italienifher und illy⸗ 
rifcher Sprache zujuftellen, und eben fo jeden der bereits befte- 
henden öfterreihifhen Schiffs: Kapitäne mit einem Eremplare 
derfelben zu betheilen ; endlich daß ein Gleiches an jedem öfter: 
reihifhen Schiffe an einer zugänglichen und fichebaren Stelle 
anzufchlagen, vor jeder Abfahrt Fund zu machen fen, und hiebey 
die Schiffömannfchaft fowohl, als alle auf dem Schiffe befind- 
lihen Zudividuen, auf den $.74 zweyten Theiled des Strafge— 
fegbuches aufmerffam zu machen ſeyen. Uebrigens haben Seine 
Majeftär auch noch beyzufügen geruhet, daß es fich von felbit 
— daß dieſe Anordnung keine rückwirkende Kraft haben 
dürfe. 


Beylage . 
Beſtimmung gegen den Handel mit Sflaven und 
deren Mißhandlung. 


eine f. F. Majeität haben, um den Handel mit Sflaven, 
befonders in fo weit er von k. f. Untertfanen oder vermittelit 
k. k. öfterreichifcher Schiffe betrieben werden Fönnte, möglichft 
hintan zu halten, und die Sklaven vor Mißhandlungen zu fchügen, 
in Uebereinftimmung mit den bereitd geltenden öfterreichiichen 
Geſetzen (namentlidy mit dem $. 16 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches, welcher verordnet, daß jeder Menfch, vermöge der 
ihm angebornen, ſchon durch die Vernunft einleuchtenden Rechte, 
als eine Perfon zu betrachten fey, und daher die Sflaverey, fo 
wie. auch die Ausübung einer fich hierauf beziehenden Macht, in 
den k. f. Staaten nicht geflattet werde, dann mit dem $.78-deö 
erſten Theiles des Strafgefepbuches, welcher jede Verhinderung 


” 
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des Gebrauches der perfönlichen Freyheit für dad Verbrechen 
der. öffentlichen Gewaltthätigfeit erflärt), näher zu beftimmen 
und zu verordnen geruhet: 

$. 1. "Jeder Sklave wird im dem Augenblide frey, da er 
das F. f. öfterreichifche Gebieth oder auch nur. ein öfterreichifches 
Schiff betritt. Eben fo erlangt jeder Sklave auch im Auslande 
feine Sreyheit in dem Augenblide, in welchem er. unter was 
immer für einem Zitel an einen f. f. öfterreichifchen Unterthan 
als Sklave überlaffen wird. 

F. 2. Ein öfterreichifcher Unterthan,, welcher einen an ſich 
gebrachten Sklaven an dem Gebrauche feiner perfönlichen Freyheit 
hindert, oder im Ins oder Audlande ald Sflaven wieder weiter 
veräußert, und jeder öfterreichifche Schiffs: Kapitän, welcher 
auch nur die Befrachtung eines oder mehrerer Sflaven übernimmt, 
oder einen auf das öfterreichifche Schiff gefommenen Sklaven an 
dem Gebrauche der dadurch erlangten perfönlichen Sreyheit hin- 
dert, oder durch Andere hindern läßt, begeht das Verbrechen 
der öffentlihen Gewaltihätigfeit, und wird nad) dem (.78 und 
79 des erjten Theiles des Strafgeſetzbuches mit fchwerem Kerfer 
von Einem bis fünf Jahren beftraft. Würde aber der Kapiran 
eines öfterreichifchen Schiffes oder. ein anderer öfterreichifcher 
Untertban einen fortgefegten Verkehr mit Stlaven treiben; fo 
wird die fchwere Kerferjtrafe auf zehn, und unter befonders er: 
fehwerenden Umftänden bis auf zwanzig Jahre ausgedehnt. 

$.3. Da, vermög des $.4 erften Theiles des Strafgefeg- 
buches, das Verbrechen aus der Bosheit des Thärerd, und nicht 
aus der Befchaffenheit desjenigen, an dem es verübt wird, her» 
vorgeht; fo treffen denjenigen P. F. Unterthan, welcher auf eine 
andere, in den öfterreichifhen Strafgefegen für Verbrechen er- 
Elärte Art die förperliche Sreyheit wo immer verlegt, diefelben 
Strafen, welche der erjte Theil des Strafgefegbuches für der- 
gleihen Handlungen bejtimmt. = 

F. 4. ©eringere, von einem öfterreihifchen Unterthan an 
einem Sflaven verübte Mißhandlungen werden, in Gemäßheit 
des $. 173 zweyten Theiles des Strafgefeßbuches mit einer Geld- 
firafe von fünf bis Einhundert Gulden, oder mit einer 
Arreftfirafe von drey Tagen bis zu Einem Monate geahndet. 
Bey öfteren Rückfällen, oder wenn die Art der Mißhandlung 
befondere Härte verräch, ift der Verhaft niit Faſten und engerer 
Einfchließung zu verfchärfen. 

$. 5. Gegenwärtige Vorfchriften find auch in Anfehung 
folder Kriegsgefangenen anzuwenden, welche von dem frieg- 
führenden Theile, in deſſen Gewalt fie gerathen find, ald Sklapen 
behandelt werden. 

$. 6. Fremde, welche inner den Gränzen der öfterreichifchen 
Staaten, oder auf einem öfterreichifchen Schiffe fich gegen Skla— 
ven des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigfeit oder ans 
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derer oben bezeichneter Verbrechen fchuldig machen, verfallen, 
zu Folge des in dem $.3ı erften Theild des Strafgeſetzbuches 
audgedrücten allgemeinen Grundfaged, in diefelben Strafen, 
wie die Öfterreichifchen Unterthanen. Solche Fremde hingegen, 
welche dergleichen Verbrechen im Auslande begangen haben, und 
in den F. f, Staaten betreten werden, find, in Gemäßheit der 
$$.33 und 34 erften Theiles des Strafgeſetzbuches, in Verbaft 
zu nehmen, und der Regierung des Staated, worin das Wer: 
brechen begangen wurde, zur Auslieferung anzubiethen. Wird 
Die Uebernahme verweigert, fo ijt gegen folche Ausländer ganz 
nad den Vorfchriften des öfterreichifchen Strafgefeges zu ver— 
führen, und dem Strafurtheile jedes Mal die Laudesverweifung 
nach überftandener Strafe anzuhängen. Nur in dem Falle, wenn 
die Geſetze des Ortes, wo dad Verbrechen begangen worden ift, 
eine geringere Strafe deöfelben ausfprechen, als die öfterreicdhi: 
* Geſetze, iſt die Strafe nach dem milderen Geſetze zu be— 


Hofdekret vom 4. May 1827, an dad Inner 

Defterreihifh- Kuüftenlandifche Appellation 

Gericht, über Note des Hofkriegsrathes vom 27. Fe⸗ 

bruar 1827, an die Hoffommiffiion in Sulz. Geſetzſachen. 
Nr. 2276 d. J. G. S 


Der ff. Hofkriegsrath hat das —— TEN 
und das Eöfadre: Kommando in der Levante angewiefen, ein von 
der f. f, Marine wo immer angehaltenes k. k. öflerreichifches 
Merfantil: Fahrzeug, das fich des Handels mit Sklaven, oder 
der Mißhandlung diefer Menfchen fchuldig gemacht haben follte, 
mit Allem, was zum Beweife des ihm Schuld gegebenen Ver: 
brechens und zur Begründung des Thatbeſtandes dienen fann, 
dann was bey ihm vorgefunden wird, an die nächfte F. k. öfter: 
reichiihe Criminal = Behörde gegen Empfangsbeftätigung zur 
weiteren Unterfuchung abzugeben. 


Circulare der f. k. Nied. Deft. PEN 
von 28, July 1835. 


Um den Zweifeln und Anftänden zu begegnen, welche ſich 
binfichtlich der Strafbarfeit folher Drohungen ergeben haben, 
die nicht etwa zu Folge der Beftimmungen des erften Theiles des 
Strafgeſetzbuches ald Verbrechen zu betrachten und zu beftrafen 
find, haben Seine k. k. Majeftät laut Hoftanzley = Defretes vom 
8. July l. J. 3. 17516 am 19. Juny 1835 zuentfchliefen gerubet: 

$. 1. Wer mittelbar oder unmittelbar, fchriftlich oder 
mündlich, oder auf andere Art, mit oder ohne Angabe feines 
Namend, mit Mord, fehwerer Verwundung oder Werlegung, 
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Befangennehmung, Raub, Brandlegung, Zerftörung von Waifer: 
werfen, oder mit andern bedeutenden Befchädigungen des unbe: 
weglichen oder beweglihen Eigenthumes in der Abficht droht, 
nm von dem Bedrohten eine Leiltung oder Unterlaſſung zu ers 
jwingen, begeht, in fo fern fich die That nicht etwa ſchon in 
Gemäßbeit. der Beftimmungen des erften Theiled des Strafgefep: 
buches als ein Verbrechen darftellt, dad Verbrechen der öffent: 
lihen Gewaltthätigfeit, wenn die Drohung geeignet ift, 
dem Bedrohten mit Rückſicht auf die Verhältniffe und perfön- 
liche Befchaffenheit desfelben gegründete Beforgniffe einzuflößen, 
ohne Unterfchied, ob die erwähnten Uebel gegen den Bedrohten 
ſelbſt, deſſen Bamilie und Verwandte, oder gegen andere unter 
feinen Schuß geftellte Perfonen gerichtet find, und ob die Dro- 
bung einen Erfolg gehabt hat oder nicht. 

F. 2. Dasfelbe Verbrechen begeht, wer die in dem vorherge- 
benden Paragraphe bezeichnete und auf die dort angegebene Art zur. 
Erregung gegründeter Beforgnijfe geeignete Drohung auch bloß 
in der Abficht anwendet, um einzelne Perfonen, Gemeinden oder 
Bezirke in Furcht und Unruhe zu verfegen, 

$. 3. Die Strafe it Kerfer oder auh fhwerer Ker- 
fer von ſechs Monaten bis zu einem Jahre. Unter 
erfchwerenden Umjtänden, nämlich wenn mit Mord oder Brands 
legung gedroht, oder wenn die Drohung wiederhohlt wird, wenn 
die augedrohte Befchädigung den Betrag von taufend Gulden 
Conventiond» Münze, oder der Schade, welcher aus der zu er: 
zwingenden Handlung oder Ulnterlaffung hervorgehen würde, den 
Betrag von dreyhundert Gulden Convention» Münze überfteigt, 
oder wenn die Drohung gegen eine obrigfeitliche Perfon wegen 
ihrer Amtöhandlungen, oder gegen ganze Gemeinden oder Be: 
sirfe gerichtet wäre, ilt die Strafe mit fhwerem Kerfer 
von einem bis zu fünf Jahren zu bemeifen. 

F. 4. Iſt die Drohung der unmittelbare Anfang oder Ver 
ſuch eines andern Verbrechens, fo haben die auf diefes WVerbre: 
hen oder deſſen Verfuch verhängten Strafen einzutreten. 


S. 79. 
Die Strafe diefes Verbrechens ift Kerfer von Strafe. 
ſechs Monaten bis auf ein Jahr. Hätte die Anhaltung 
über drey Tage gedauert, oder der Angehaltene einen 
Schaden, oder nebft der entzogenen Freyheit noch an: 
deres Ungemach zu leiden gehabt; fo ſoll auf ein= bis 
fünfjährigen Kerker erfennet werden. 


$. 80. 


. Sünfter Fall. Wenn eine Meiböperfon in sus Ent 
einer, fey ed auf Heirath oder Unzucht gerichteten Ab- auns. 
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fiht, wider ihren Willen mit Gewalt oder Kift ent- 
führet, oder, wenn eine verheirathete Weibsperſon, 
obgleich mit ihrem Willen, dem Ehegatten; weun ein 
Kind feinen eltern; ein Mündel feinem Bormunde 
oder Verſorger mit Lift oder Gewalt entführet wird, 
die Abſicht des Unternehmens mag erreicht worden 
jeyn, oder niht. 2 5 


Strafe. Die Strafe der Entführung wider Willen der 
entführten Perfon, oder der Entführung einer unmün— 
digen Perſon ift ſchwerer Kerker von fünf bis zehn 
Sahren, nad) Maß der angewandten Mittel und des 
beabfichtigten oder erfolgten Uebels. Iſt die entführte 
Perſon mündig, und ihre Einwilligung beygetreten; 
jo ſoll ſchwerer Kerker von ſechs Monaten bis auf 
ein Sahr verhänget werden. Ä 


$. 82. 
Bon Uebertre: Bon Behandlung und Beftrafung derjenigen, 
ver Peraingar, Welche mit Bewaltthätigkeit gegen die Wache, den Peſt— 
vn Cordon überſchreiten, oder auf andere Art die zur 
Hintanhaltung des gemeinfchädlihen Peftübels getrof- 
fenen Anftalten vereiteln, wird in dem befonderen dars 
über beſtehenden Geſetze Vorſchrift ertheilet. 


Patent vom 21. May 1805. Nr. 731 d. J. G. S. 


Da ed in Bezug auf die bürgerliche Ordnung bey anſtecken⸗ 
den Krankheiten befondere Uebertretungen gibt, deren Abhal: 
tung der Staat durch angemeflene Strafen zu bewirfen trach- 
ten muß, fo haben Wir befunden, folgende Strafgefege feſtzu⸗ 
fegen, nad) welchen, wenn fie einmal Fund gemacht feyn werden, 
ohne Rüdficht auf die voraus publizirten diesfälligen Anordnun— 
gen von den betreffenden Behörden Unferer deutfchen und italie= 
nifhen Erbländer in folchen Begehungsfällen unnachſichtlich vor⸗ 
zugehen feyn wird. 

. 1, In einem Bezirfe, worin zur Hintanhaltung der 
drohenden Gefahr der Peft, Anftalten getroffen find, macht man 
fi einer fchweren Uebertretung durch jede Handlung fhuldig, 
weldye nach ihren natürlichen leicht erfennbaren Folgen, oder 
vermöge der befonders befannt gemachten Vorfchriften dad Uebel 
berbeyführen, oder e8 weiter verbreiten fann, die Handlung mag 
in einer Unternehmung oder Unterlaffung beftehen, fie mag in 
einem Borfage oder in einem Verſehen gegründer feyn, 
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nd: 
" 1) Die Ueberfchreitung des Kordons; 
2) die Vereitlung der Kontumaz; 
: 3) die Hintanfegung des bey einer folchen Veranftaltung aufs 
getragenen Amted; 
4) die Verheimlichung der- ‚Gefahr. 

F. 3. Der erfien Gattung der ebertretung macht fi 
ſchuldige 

a) Der aus einem Bezirke, gegen welchen. die Kontumaz 
angeordnet, oder ein-Kordon gezogen ift,. zu Lande auf den nicht 
dazu beflimmten Wegen, oder zur See an unerlaubten Häfen 
und Geftaden auf das Lard kömmt, Vaaren dahin führer oder 
abſetzet; 

der den Kordon überſchreitet, ohne ſich bey dem daſelbſt 
beſtellten Beamten zu melden; | 

c) der fih aus verdächtigen Gegenden: eingeſchlichen, und 
bey weiterer Fortſetzung ſeines Weges einen falſchen Ort, von’ 
dem er gekommen ſey, angibt; | 

d) der Perfonen oder Waaren zur Umgehung der ausge⸗ 
zeichneten Wege durch Rath, Wegweiſung oder auf fonft immer 
für eine Weife behülflich iſt; 

e) der ſich eine Urkunde zur Paſſi irung ſabſt verfertigt, oder 

zur Berfertigung derfelben mitwirfet, wie auch derjenige, der 
wiſſentlich von einer unechten, oder zwar von einer echten, jedoch 
auf einen Andern ausgeſtellten Urkunde Gebrauch macht. 
F. 4. Der Anſteckung zuvor zu kommen, haben die Wachen 
den Auftrag, gegen Jeden, der den Kordon überſchreitet, und 
auf Zurufen derſelben nicht zurückweicht, oder wohl gar Gewalt 
brauchet, auf der Stelle Feuer zu geben. 

Die Strafe der in dem. $. 3 enthaltenen Uebertretungen 
ift fchwerer Kerfer von fünf bis zehn, und bep. befonderß er: 
fchwerenden Umftänden der größeren Gefahr, der fchädlicheren 
- Xriebfeder, der befonderen Arglift, oder. der Wiederhohlung, 
wohl auch von zehn bid zwanzig Jahren. Nur in folchen 
Sällen, wo die leberfchreitung offenbar aus einer Unvorfichtigfeit 
geichehen. ift, und. fein wirflicher Nachtheil daraus erfolgen 
fonnte, fann die Strafe auf eine fürgere Dauer ausgemeſſen, 
und nad Befchaffenheit der Umftände, durch eine Züchtigung 
mit Streichen verfchärft werden. 

$:5. Wegen Vereitlung: der Reinigungsanftalten wird 
verantwortlicd) : 

a) Wer vor geendigter vorgefchriebener Reinigungdzeit aus 
dem Kontumazhaufe entweicht ; 

b) wer ‚vor vollendeter Kontumaz ohne Bewilligung der 
Kontumaz s Aufficht fi gefunden Perfonen nähert, und mit den- 


felben auf irgend eine Art Gemeinfchaft pfleget; 
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»  e) wer Perfonen oder Waaren aus verdächtigen Gegenden, 
ohne gehörige Sefundpeitsgeugniffe ’ und ohne Paß übernimmt, 
frachtet, befördert; s | 

d) der in den dem Kordon. nahe liegenden Orten fremde 
Perſonen oder Waaren ohne Gefundheitözeugniß, oder ohne daß 
das Gefundpeitsjeugniß nah Vorſchrift von der Obrigkeit bes 
tichtiget worden „ beherberget, oder ihnen Unterftand gibt; 

e) der Sachen, die nach Vorfchrift des Geſetzes, des Arz⸗ 
ted oder ded Beamten der Reinigung unterzogen werden follen, 
verbirgt oder verheimlichet ; 

f) wie: überhaupt alle bey den Kontumazhäufern angeitellte 
Beamte: und Diener, die durch Die Uebertretung ihrer Amts- 
Anjtraftion zur möglichen: Herbeyführung einiger Gefahren die 
Möglichkeit eröffnen würden. 

6. Die Webertreter werden anf die nämliche Art bepan» 
delt, welche in dem $. 4 vorgefchriebem it, 
“ 7. Durch Hintanfegung’des:- Amtes macht: fich überhaupt 
derjenige ſchuldig, welcher ‚die ihm -vermöge feined Amtes nach 
den Geſetze, oder nad der beionderen Anordnung des Beamten 
oder des Arztes — Pflichten außer Acht ſetzet; ind- 
beſfondere: — 

a) wer die ihm obliegenden Anzeigen oder Berichte zu er⸗ 
ſtatten unterläßt, oder auch nur verzögert; 

b) der Arzt, welcher in dem die Peſt-Polizey betreffenden 
Amtögefchäfte Geſchenke annimmt; 

c) der gegen die ihm anvertraute Aufſicht Perſonen oder 
Waaren auf unerlaubten Wegen, oder auf erlaubten Wegen, 
aber ohne gehaltene Kontumaz in: das Land läßt, oder vor der 
zur Kontumaz vergefchriebenen Zeit aus. der Kontumaz entläßt; 

d) der gegen die Vorfchrift einen Gefundheitspaß: ertheilt; 
y) der auf einen falfchen, oder unrechtmaͤßig gebrauchten 
Geſundheitspaß Jemanden durchlaͤßt; 

f) der Peſtarzt oder Beamte, welcher. bey feinem Geſchaͤfte 

in die Gefahr der Anſteckung gerathen iſt, und ſich nicht ſelbſt 
in die Kontumaz verfüget. 5 

$ 8. Eine ſolche Uebertretung, wenn fie aus Eigennuß, 
oder doch wiſſeutlich geſchehen iſt, foll mir fchwerem Kerker von 
sehn bi6 zwanzig Jahren, außer dem aber von fünf b:6 
sehn Jahren bejtrafet werden. 

G. 9 Die Verheimlihung der. Gefahr fällt Jedem zur 
2 chuld, der von einer der ebem angeführten Uebertretungen, von 
welcher Art fie auch feyn möge, Wiffenfchaft erhält, und davon 
nicht unverweilt der nächiten Obrigkeit Anzeige macht. 

$. 10. Die Strafe der Verheimlichung ift Kerfer von e i⸗ 
nem bis fünf Jahren ; fie kann aber bey-befonders erſchweren⸗ 
den Umſtäuden der. — der gefahrlicheren verheimlichten 
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Uebertretung, oder bey Wiederbohlung auch auf ſchweren Kerker 
von fünf bis zehn Jahren ausgedehnt werden. 

$. 13. Die übrigen in dem $. ı nur allgemein angedeuteten 
Uebersretungen follen nech dem Verhältniſſe, in welchem fie mit 
den hier ausgedrücten Fällen ſtehen, bejtraret werden, 

$. 12. Wenn die Uebertrerungen der Peilanjtalten auf eine 
fo gefährliche Weiſe um fich greifen, daß durch fchnelled ab⸗ 
fchreitendes Verfahren Einhalt gethan werden muß; fo tritt das 
Standredyt ein. Wer nach kundgemachtem Standrechte ſich 
einer gewaltehätigen oder doch fchiweren Uebertrerung aus den« 
jenigen, welche in den $$.3 und 5 angeführt find, fchuldig macht, 
ſoll durch Erſchießung hingerichtet, die Uebrigen aber follen 
mit den eben ausgemeſſenen Strafen beleget werden. 

$. 13. Außer den Fällen des Standrechtes ift dad vun dem 
untern Richter gefällte Urtheil, ed mag wie immer ausfallen, 
dem DObergerichte vorzulegen, welches dasſelbe zu beitätigen, 
oder nad) dem Geſetze zu verfchärfen, oder zu mildern hat. 


Hofdefret vom 8. Junius 1805, an das k. k. böh—⸗ 
mifche Appellationd: Gericht, über deſſen Anfrage ' 
vom 7. Mayen. J. Nr. 732 d. J. G. ©. 


Demfelben wird über die Gerichts. Kompetenz in Peſt⸗ 
Vergehungen bedeutet: 

In der Einleitung zum Geſetzbuche über Verbrechen und 
fchwere Polizeg-Uebertretungen wird in dem $ 6 und $.7 gefagt, 
daß als ein Verbrechen und eben fo als eine ſchwere Polizeye 
Uebertretung nur dasjenige behandelt und beftraft werden fönne, 
was in diefem Gefepbuche ausdrüdlich für ein Verbrechen oder 
eine fchwere Polizey-Uebertretung erfläret wird. Die Behand« 
lung und Beftrafung anderer Uebertretungen bleibe den dazu bes 
ftimmten Behörden nach den darüber vorhandenen Vorfchriften 
vorbehalten. 

Die Peftvergehungen werden in dem Strafgefegbuche weder 
für Verbrechen, noch auch, wie aus dem $. 147 des zweyten 
Theiles erhellet, für eine ſchwere Polizey » Uebertretung erfläret; 
fondern es beiteht darüber eine befondere Vorfchrift, ın welcher 
fie ıheild überhaupt ſchwere Uebertretungen, theils insbefondere 
fhwere Uebertretungen der Peftanftalten genannt werden. 

Da aber die für diefe Vergehungen in der Vorfchrift and» 
gemeflene Strafe dad gewöhnliche Maß der politifchen Beftrar 
fungen überfchreitet, und in diefer Vorfchrift ausdrücklich gefagt 
wird, daß die Unterfuchung und Beitrafung dem untern Rich— 
ter, und in wichtigeren Fällen die Entfcheidung dem Oberge— 
richte zuftehen foll, unter welcher Benennung nach dem Sprach: 
gebrauche nicht die polstifchen Obrigfeiten, fondern die Ju- 
ftisbehörden verftanden werden; fo ift auch hier, dafern nicht 
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etwa nad) Umftänden, befonderd. bey dem Standrechte, ein eis 
gened Gericht beftellet wird, unter dem untern Richter das or: 


dentliche Criminal: Gericht, fo wie unter dem Obergerichte * 
Appellations » Gericht zu verſtehen. 


Hofdefret vom 13. Dezember 1816, an das In— 
nersDefterreihifhe Appellations-Gericht und 
das proviforifhe Appellations-Gericht für Il— 
lyriſch-Civil-Kroatien, einverftändlid mit der Com: 
werz⸗ Hofkommiſſion und der Central⸗ Organiſirungs- Hofe 
kommiſſion. Nr. 1300 d. J. G. S. 


In Beziehung auf das gerichtliche Verfahren bey den ke 
das Patent vom 21. May ı805 verpönten Sanitätd » Uebertre» 
tungen in dem Küftenlande ift zu beftimmen befunden worden: 
daß die ordentliche Unterfuchung und Aburtheilung der vorbes 
merften Sanitätd: Webertretungen von den Criminal: Gerichtd« 
behörden vorgenommen, zur Unterfuchung aber ſtets ein politis 
ſcher Kommilfär beygezogen werden folle, welcher zwar den Gang 
der Unterfuchung nicht zu beirren, noch weniger an der Aburtheis 
lung Theil zu nehmen; dagegen aber die dad Unterfuchungsges 
fhäft fördernden, aus der ämtlichen Wiſſenſchaft der politifchen 
Behörde entlehnten Daten an die Hand zu geben, und dafür zu 
forgen haben wird, daß nicht nur der unterfuchenden Behörde 
allenthalben der möglichite Vorſchub geleiftet, fondern auch, falls 
die Unterfuchung bedenkliche Umftände zum Vorſchein bringen 
follte, zur Sicherung des allgemeinen Gefundheitözuftandes po⸗ 
litiſcher Seits fogleicy das Nöthige vorgefehrt werde. 


Hofdefret vom 1. März 1817, an dad Inner— 
Defterreihifhe Appellations- Gericht, über defs 
fen Anfrage vom 27. Jänneren. J. Nr. 1323 d. J.G. ©. 


Ueber die erbethbene Weifung, ob die wegen Uebertretung 
der Pet: Vorfchriften auf der eigentlih zum Jurisdiktions— 
Sprengel des Fiumaner Stadt» und Landrechtes gehörigen In— 
jel Lussin piccolo betsstenen, und in das Lazareth zu Trieſt 
gebrachten Individuen von dem Criminal» Gerichte zu Trieft zu 
unterfuchen feyen, bat man zu beftimmen befunden: daß es fei- 
nem Anftande unterliege, daß das Trieſter Criminal» Gericht 
über alle, wo immer angehaltenen und in das Trieſter Lazareth 
gebrachten Uebertreter der Peſt-Vorſchriften, bey eintretender 
Criminal: Unterfuhung, die Unterſuchung und — zu 
übernehmen habe. 
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Hofdekret vom 9. Februar 1827, an das Galizi« 
fhe Appellations-Gericht, einvernehmlich mit der 
Hoffommiffion in Zuftiz.Gefeßfadyen, Nr. 2255 d. J. G. S. 

Bey Vergeben wider die Peſtanſtalten iſt dem Richter er⸗ 
fter Behörde nad) Weifung des $. 4 des Patentes vom 21. May 
ı805, Nr. 731 der 3. ©. ©. freygeftellt, die Strafdauer abzu: 
fürzen, und dem DObergerichte nad) Weifung des $. ı3 desfelben 
Patentes, die Strafe zu mildern, ohne das Erfenntniß der ober» 
ften Zujtigftelle unterlegen zu müjfen. 


Hofdefret vom 27. November 1829, an das Galis 
jifhe Appellations-Geridht, Uber Note der verei- 
nigten Hoffanzley vom 16. November 1829, Nr. 2443 
d. J. G. S. 
Die vereinigte Hofkanzley hat den Antrag genehmigt, daß 
in Zukunft zu den ſtrafrichterlichen Unterſuchungen über —“ 
geben fein politiſcher Kommiſſär beyzuziehen fey. 


Hofkanzley-Dekret vom 14. May 1834, an ſämmt— 
liche Laänderſtellen, zu Fotz e allerhöchfter Entſchließung 
vom 25. Jänner 1834. Nr. 2045 d. J. G. ©. 


Seine k. f. Majeſtaͤt haben in Bezug auf dad Verfahren 
gegen Uebertreter des Peit: Kordons folgende Anträge zu geneh⸗ 
migen geruhet: 

a) Sobald der Peft: Kordon gezogen ift, foll die Wache: den - 
Auftrag haben, gegen Jeden, der den Kordon überfchreitet, und 
auf Zurufen derfelben nicht zurückweichet, oder wohl gar Gewalt 
brauchet, wenn fein anderes Mittel erübriget, auf der Stelle 
Feuer zu geben, ohne Unterfchied, ob der Peſt-Kordon auf den 
erſten, zweyten oder dritten Grad gezogen ift. 

b) Der zıfe Kriegsartifel ift in der Textirung dahin abzu- 
ändern: 

Der Kontumaz :Uebertreter ſoll nach den beftehenden Ge— 
fegen fcharf beftraft, und wenn fchon der Peſt-Kordon gezogen 
ift, derjenige, der auf Anrufen nicht zurücfehrt, von der Wache, 
wenn fein anderes Mittel erübriget, niedergefchoflen ; derjenige 
aber, welcher, wenn fchon der engfte Peft- Kordon gezogen ift, 
mit Gewaltthätigfeit gegen die Wache durch den Kordon bricht, 
oder fich heimlich einfchleicht, ftandrechtmäßig behandelt, und mit 
Pulver und Bley hingerichtet werden. 


Kreisfhreiben des f. f. Salizifhen Landes 
Guberniums vom 7. Dezember 1855. 


In Folge einer an den k. f. Hoffriegsrath gelangten aller: 
hoͤchſten Entfchließung vom 27. Junius J. 3. haben Seine Mar 
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jeität hinfichtlich der Competenz in Kontumaz » Lebertretungsfäl: 
leu anzuordnen gerubet: 

»Es habe in allen FF. Erblanden außer der Militär:Oränze, 
Ungarn und Siebenbürgen in Zufunft das Gefeg zu gelten, daß 
diefe Ueberiretungsfälle nur in fo fern, als der engite Peit:Kors 
don gezogen, und dad Standrecht Fund gemacht worden ijt, rüde 
ſichtlich aller Kontumaz= Hebertretungen vor die Militär-Berichte 
gehören, andere Kontumaz = llebertretungsfüälle aber nur jenens 
falls vor die Militär: Gerichte, wenn der Uebertreter dem Mili— 
tärftande unterliegt, und fich nicht auf Urlaub bis zur Einberus 
fung befindet. Webrigens habe es aber rüdfichtlich dieſer Cänder 
bey der Anordnung des 13. $. des Patenis vom 21. May ı805 
zu verbleiben. « | 

»Belangend endlich die Competenz in Xetreff der bis zur 
Einberufung beurlaubten Militär: Mannfchaft, fo habe folche für 
Die Zeit, und fo lange der Urlaub dauert, unter der Civils Ges 
richtöbarfeit zu ftehen. « 

Diefe a. h. Entfchließung wird in Folge des hohen Hoffanzs 
ley : Defretes vom 31. July 1835, 3 19236, mir dem Bedeus 
ten befannt gemacht, daß zu Folge eines fpäteren hohen Hofe 
kanzley-Dekretes vom 5. November 1835, 3. 28925, durch die 
bezogene a. 5. Entfchließung die bis zur Einberufung beurlaubte 
Militär-Mannfhaft im Allgemeinen der Civil: Gerichts- 
barfeit zugewiefen ift, daß diefe a. h. Entfchließung jedoch auf 
alle auf furge Zeit bis zur Ererzierzeit oder auf 
Arbeit beurlaubten Soldaten feinen Bezug habe, fons 
dern daß diefe, fo wie biöher, unter der Militärs» Gerichtöbars 

Feit zu verbleiben haben, 


s 


Behutes Hauptſtück. 


Bon der Rückkehr eines Vermwiefenen, 


$. 83. 
— Wenn Jemand, der aus den Ländern, worauf 
ſich dieſes Geſetz erſtrecket, eines Verbrechens wegen 
verwiefen iſt, unter was immer für einem Vorwaude 
in eines derjelben zurückkehret, ift dieſe Rückkehr ein 
Berbreden. 


$. 84. 
Ein folder Verbrecher foll auf der. Schandbühne 
ansgeftellet, dann mit ſchwerem Kerker zwiſchen ſechs 
Monaten und einem Jahre beſtrafet, nud nach vollen: 
deter Strafjeit abermahl verwiefen werden. Sft er 
wegen der Rückkehr ſchon ein Mahl beftrafet worden, 
fo ift die Kerkerftrafe zu verſchärfen, oder die Ber: 
ſchärfung zu verdoppeln. 


Rücktehr rınes 


"Berwiefenen. 


Strafe. 


Eilftes Hauptftüd. 
Bon dem Mifbraude der Amtsgemwalt, 


$. 85. 


Nißbrauch der Wer von dem Amte, in dem er verpflichtet iſt, 


Amtsgemwalt. 


von der ihm amvertrauten Gewalt, um —— 
Schaden zuzufügen, was immer für einen Mißbrauch 
machet, begeht durch einen ſolchen Mißbrauch ein Ver- 
bredyen; er mag ſich durch Eigennuß, oder fonft durch 
Leidenſchaft, oder Nebenabfiht dazu haben verleiten 
laſſen. | 

Hofdekret vom 9. November 1816, an das Inner: 
Defterreihifhe Appellations-Gericht, über Note 
der Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen vom 10. Ofto« 

ber n. 5. Nr.1293 d. J. ©. ©. 


Im Allgemeinen verfteht man nach dem Sprachgebrauche 
unter einem Beamten denjenigen, welcher vermöge (unmittelba« 
ren oder mittelbaren) öffentlichen Auftrages, Gelchäfte der Re— 
gierung zu beforgen hat. Auf diefen Begriff ift unftreitig zur. 
Entfcheidung der Frage: ob Jemand durch eine Handlung ſich 
ald Beamter des Mißbrauches der Amtögewalt fhuldig gemacht 
babe, zurüdzufehen. Vorzüglich find dabey die näheren Be— 
flimmungen des Strafgefeges felbit vor Augen zu halten. So 
fann ſich vermöge derfelben jeder Richter des Mifbrauches der 
Amtsgewalt fhuldig machen, obfchon er bey einem Patrimonial: 
Gerichte unmittelbar nur von dem Privat:Inhaber beitellt wird, 
und auch ein Advofat, der doch nur Privat: Gefchäfte zu befor= 
gen hat, Faun der Strafe diefed Verbrechens unterliegen. In 
zweifelhaften Fällen fann wohl auch eine Ruͤckſprache mit der 
Behörde, welcher der Befchuldigte ald Diener zunächit unter: 
ſteht, über die Art feiner Verpflichtung nöthig feyn. Doc) fann 
es gefchehen, daß ein ſolcher Diener, obfchon er in Hinficht auf 
Penfionirung oder andere Vorzüge den übrigen Staatöbeamten 
nicht gleich geachtet wird, fich dennoch vermöge der oben ange— 
gebenen Beflimmungen ded Mißbrauched der Amtsgewalt ſchul⸗ 
dig macht. 
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Hofdekret vom ı3. Junius 1817, an das Mäh— 
rifh-Schlefifhe Appellations: Gericht, aus An« 
laß der Erledigung einer Criminal: Unterfuchung. 
Nr. 1337 0.9.6. ©. 


Auch ein Gemeinde= Vorfteher, er möge Dorfrichter, Vogt, 
Schulze oder wie immer heißen, fann ſich des Verbrechens des 
Mißbrauches der Amtögewalt fchuldig machen, da der $. 85 des 
Geſetzbuches über Verbrechen zwifchen höheren oder niederen 
Aemtern, und zwifchen der damit verbundenen ausgedehnteren 
oder eingefehränfteren Gewalt feinen Unterfchied macht; fondern 
überhaupt erfläret: daß derjenige; der von dem Amte, in wel: 
chem .er verpflichtet ift, von der ihm anvertrauten Gewalt, um 
Semauden Schaden juzufügen, was immer für einen Mißbrauch 
macht, das Verbrechen des Mißbrauches der Amtögewalt begeht. 

Uebrigens wird der erhobene Zweifel: ob die ſchwere Ker: 
ferftrafe nebit der öffentlichen Arbeit noch auf eine andere Art 
verfchärft werden dürfe, und ob das Obergericht überhaupt auf 
eine doppelte Verfchärfung zu erfennen berechtiget fen? durch 
die zufammenhängenden Vorfchriften der $$. 17, 45, 429, 440, 
462 b), und 443 b) des Strafgefeges von felbit behoben. 


Hoffanzley» Defret vom 31. Auguft 1817, an 
fämmtlidhe Länderftellen. Nr. 1369 d. J. G. S. 


Seine Majeftät haben die ſchon bejtehenden Vorfchriften, 
nahmentlicy jene vom 30. Dezember ı80b zu erneuern angeord» 
net, nach welcher ein öffentlicher Beamter, auch ohne einer lin» 
treue oder eines vorfäglihen Mißbrauches der Amtögewalt be: 
ſchuldigt oder überwiefen zu feyn, ſchon bey einem hohen Grade 
von Vernadhläßigung feiner Pflichten und Obliegenheiten, des 
Dienftes und des Rechtes auf eine Penfion verluftiget werden 
Fönne. 


Hofdefret vom 22. Februar 1828, an das Böhmi- 
ſche Appellations=- Gericht, über Note der vereinig: 
ten Hoffanzley. Nr.2330 d. J. G. ©. 


Die k. k. vereinigte Hoffanzley hat dem Böhmifchen Lanz 
ded: Qubernium unter dem 11. Februar ı828 die Weifung er: 
theilet, daß die Vorfteher der Zudengemeinden bezüglich der ih: 
nen obliegenden Pflichten und anvertrauten Amtögewalt aller: 
dings ald Beamte anzufehen find. 


Defonder: 
Bälle. 


* 
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Hofdekret vom 21. May 1850, an das Appella— 

tions⸗Gericht in Tyrol und Vorarlberg, ein— 

verftändlih mit der Hofkommiſſion in Zuftiz « Gefegfachen. 
Nr, 21064 d. J. G. S. 

Die allgemeine Hoffammer hat erklaͤrt, daß die Gefälld- 
Aufjichts » Individuen, welche nur mit Kreditiv gegen den Bes 
zug einer Lehnung angejtellt, und fohin auch nur provifionsfäs 
big find, in die Klajle jener landesfürftliden Beamten im en» 
gern Sinne des Worted nicht gehören, welche mit einem Des 
frete und mit einem Gehalte angeitellet, und fohin auch pen⸗ 
fionsfähig find, und daß diefemnad dem Gefälld» Auffichts : Per- 
fonale der den landesfürftlihen Beamten durch den $. 221 im 
erften Abfage des Strafgefegbuches erften Theiles vorbehaltene 
privilegirte: Gerichtsſtand nicht zugedadt fey, wenn fchon die 
Gefaͤlls-Aufſichts- Individuen im weitern Sinne ded Wortes 
unter den Beamten begriffen find. 


Hofdefret vom 5. May ın32, an das Böhmische 
Appeliationd=» Gericht, uber deffen Bericht vom - 
27. März 1852, 3. 2561. 

Die Vorfchriften des eilften Hauptſtuͤckes des erſten Theils 
des Strafgefeßbuches find auch auf die, an die Stelle und Bes 
flimmung des vorigen Gränz-Kordons, und der an den Graͤn— 
zen beftandenen Eivil = Aufficht getretenen Individuen der Gränz- 
wache anzuwenden. | 

$. 86. 

Unter folden Umftänden begeht diefes Berbrechen 
ınöbejondere: 

a) ein Richter, oder anderer obrigfeitlicher, wie 
auch jonft jeder in Pflichten jtehender Beamte, der 
fi) von gefeßmaßiger Erfüllung feiner Amtspflicht ab- 
wenden läßt; 

b) jeder Beamte, der in Amtsfachen eine Unwahr— 


-heit bezeuget; 


c) der ein ihm anvertrautes Amtsgeheimuiß gefähr- 
liher Weiſe eröffnet; der eine feiner Amtsaufficht an- 
vertraute Urkunde vernichtet, oder Jemanden pflicht— 
widrig mittheilet; 

d) ein Advokat, oder anderer beeideter Sachwalter, 
der zum Schaden. feiner Partey dem Begentheile in 
Verfaſſung der Kechtsichriften, oder fonft mit Kath 
und That behülflich ift. 
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$. 87. | | Ä 
Die Strafe diefes Verbrechens ift ſchwerer Ker- Strafe 
Fer von einem bis auf fünf Jahre. Nach der Größe 
der Bosheit und des Schadens Bann derfelbe aud) bis 
auf zehn Jahre verlängert werden. 


$. 88. 
Ein Beamter, der bey Verwaltung der Gerech- Sefsent Ans 


tigkeit, bey Dienftverleihungen, oder ber Eutjchei- Amsiasen. 
Dungen über öffentliche Angelegenheiten zwar fein Amt 

nad Pflicht ausübet, aber, um es auszuüben, ein Ge- 

chenk unmittelbar oder mittelbar annimmt, oder fonjt 

I daher einen Vortheil zumendet, oder verſprechen 

läßt; ingleichen, weldyer dadurd überhaupt bey Füh— 

rung feiner Amtsgeſchäfte ſich zu einer Partenlichkeit 
verleiten läßt, ſoll mit Kerker zwijchen fechs Monaten v 
und einem Jahre bejtrafee werden. Auch hat er das 
erhaltene Bejchenf, oder deffen Werth, zum Armen 

fonde des Ortes, wo er das Verbrechen begangen hat, 

zu erlegen. 


Hofdefret vom 21. Dftober 1815, an fammtlide 

Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Entichlie« 

fung vom 2" nm. M. über Vortrag der Hoffommiffion in 
Zuftiz » Gefegfachen. 

Ueber den erhobenen Zweifel: ob durch die $$. 88 und dg 
des allgemeinen Geſetzbuches über Verbrechen alle befonderen 
Strafbeftimmungen gegen die Beftechung der öffentlichen Beam⸗ 
ten, und die Anbiethung oder Annahme von Gefchenfen aufge: 
boben wurden, wird die Belehrung dahin ertheilet: die $$. 7, 
88 und 89 des Strafgefegbuches ſchließen nur jene Fälle der 
Beitehung ein, welche ald Verbrechen zur Eriminals Unterfus 
hung ausdrücklich geeignet erklärt werden, und daher nur mit 
den in diefem Gefege beitimmten Strafen belegt werden dürfen ; 
in allen übrigen Fällen der ftetd unerlaubten Abreichung oder 
Annahme von Gefchenfen find daher die dagegen erlailenen ein« 
zelnen Strafvorfhriften, fomit auch der 118, und 142. $. des 
Zoll» Patente vom 2. Jänner 1788 von den Fompetenten Be: 
börden auch ferner mit Nachdrud zur Anwendung zu bringen. 


$. 89. | 
Mer durch Gefchenke ‚eine Obrigkeit , oder einen um ann 
in Pflicht ftehenden Beamten zur Parteylichkeit in eiz zmesgeware. 


* 


Strafe. 
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ner Dienftfache, bey einer Dienftbeförderung, oder 
überhaupt zur Berleßung der Amtspflicht zu verleiten 
fucht, macht ſich durch eine folde Berleitung eines Ver⸗ 
brechens ſchuldig; die Abſicht may auf feinen eigenen, 
oder eines Dritten Vortheil gerichtet ſeyn; fie mag 
ihm gelingen, oder nicht. | 


$. 90. 

Die Strafe diefer Verleitung ift, nebſt dem ein: 
fahhen Erlage des angetragenen oder wirklich gegebe- 
nen Befchenkes zu dem Armenfonde des Drtes, nad) 
Größe des dadurch verurjachten Schadens, Kerker 
zwijihen jehs Monaten und einem Zahre. 


$. 91. 

Ben großer Arglift und wirklich verurſachtem er: 
heblihen Schaden ift eine ſolche Berleitung mit ſchwe— 
rem Kerker, welcher auch bis auf fünf Jahre verlän- 
gert werden Bann, zu beftrafen. 


Bwölftes Hauptftüd. 
Bon Berfälfchung der öffentlichen Kreditspapiere, 


| $. 92. 
Dieſes Verbrechen begeht, wer öffentlihe Kre- !- Nasma- 


ditspapiere, die entweder als Münze gelten (Bankos tentisen Are- 
zetteln), oder die von einer öffentlichen Kaffe ausge- ri 
ftellten Schuldverfchreibungen (öffentlihe Dbligatio- 

nen) ınit dazu vorbereiteten Werkzeugen nachmachet: 

es mag ein öffentliches inländiſches, oder ein unter 

was immer für Benennung ausgefertigtes ausländi- 

ſches Kreditspapier von ähnliher Art nachgemacht wer- 

den; es mag das nachgemachte Kreditspapier jchon 
ausgegeben worden, und ein Nachtheil erfolget jeyn, 

oder nicht. Ä 


Patent vom 20. Junius 1811. 


Mit Beziehung auf Unſer Patent vom 20. Februar d. J. 
finden Wir Uns bey dem Umſtande, daß die Einlöſungsſcheine 
ſchon im Monate Julius d. J. werden in Umlauf geſetzt werden, 
veranlaßt, in Hinſicht der Einlöſungsſcheine folgende naͤhere 
Beſtimmung zu ertheilen, und hienach zu beſchließen: 

F. 10. Diejenigen, welche Einlöſungsſcheine durch Nach- 
ahmung oder Abänderung der Summe in eine höhere verfälfchen, 
oder hiezu mitwirfen,, oder daran Theil nehmen, ſollen nach den 
im Strafgefeße über Verbrehen, Theil J., Hauptitüf XII., 
$$. 92 bis gb, 100 bi 102, und in Unferer Entfchliefung vom 
10. Hornung ı806 enthaltenen, zur wirffameren Warnung in 
der Beylage C beygedrudten Vorfchriften, welche Wir auf die 
Einlöfungsfcheine durchaus angewendet willen wollen, und auch 
in Beziehung auf fie für die gefegliche Beftimmung und Wor: 
ſchrift hiemit erflären, beftrafet werden. 

J. 21. Für den Anzeiger der Verfälfhung eines Wiener 
Stadt» Banfozetteld wird eine Belohnung aus dem Aerarium 
nach folgender Abftufung ausgemeifen: 

1) Wer zuerft freywillig und mit rechtmäßigen, zum Eriminals 
Verhafte hinreihenden Anzeigungen einen Verbrecher angibt, 
der ein unächtes Banfozettel, mit dazu vorbereiteten und dazu 
geeigneten Werkzeugen auf eine folche Art verfertiget, oder der 
Verfertigung nahe gebracht har, daß die Unaͤchtheit nicht Teicht 
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von Jedermann wahrgenommen werden Eonnte, erhält, wenn 
der Nerbrecher in der Folge des Verbrechens auf eine rechtliche 
Weife fchuldig erfannt worden iſt, eine Belohnung von zehn: 
taufend Gulden. 

3) Eine der Wichtigfeit der Anzeige und des Gegenitandes 
angemejlene, von der Sinanzftelle auszumeſſende Belchnung foll 
derjenige erhalten , welcher 

a) zuerit freywillig und mit rechtmäßigen, zum Criminal» 
‚ Verhafte hinreihenden Anzeigungen einen Verbrecher ‚angibt, 
der die Nachmachung auf eine leicht von Jedermann wahrzunehe 
miende Weife vollbracht, oder fie verfucht, jedoch der Vollendung 
noch nicht nahe gebracht hat. 

b) Welcher zuerjt und freywillig zwar nicht den Verbrecher 
felbft, aber foldye nähere beftimm:e Anzeigungen an die Hand zu 
geben weiß, die zur Unterfuchung einer vorgegangenen Berfäl« 
ſchung gegründeten Anlaß gaben; wofern in dieſen beyden Fäl— 
len der Verbrecher entdeckt, und des Verbrechens rechtlich ſchul⸗ 
dig befunden worden iſt. 

c) Wer eine wichtige Veranſtaltung zur Verfertigung oder 
zur Verbreitung einer größeren Menge unächter Banfozettel zu« 
erjt und freywillig angibt. 

d) Wenn der Verbrecher felbft, bevor er entdeckt worden 
it, die Gehilfen der Verfälfhung, noch ehe fie als foldye er- 
kannt worden fi ind, anzeiget, foll ihm nicht nur die Strafe nach⸗ 
gefehen, fondern auch, wofern er nicht felbit der Verführer oder 
Urbeber der Verfälfhung war, die nach dem angegebenen Un« 
terfchiede audgemeflene Belohnung ertheilt werden. 

e) Auch diejenigen, weldye eine im Auslaride gefchehene 
Verfälihung der Wiener Stadt: Banfozettel und ihre Urheber 
zuerſt und freywillig entdecfen, oder zu einer foldyen Entdeckung 
beytragen, und die Beweife, oder die zur Entdeckung der Ver— 
fälfcher, der Mitfchuldigen oder -Theilnehmer führenden Anzei— 
gungen Unſeren auswärtigen Miniftern, oder Unſerer Binanz« 
Hofitelle mittheilen, follen die oben beftimmten Belohnungen, und 
zwar in der in ihrem Wohnorte gangbaren Währung erhalten. 

f) Der Nahme des Anzeigers wird in allen Fällen, wenn 
er ed verlangt, geheim gehalten. 


Hofdefret vom 7. September 1811, an ſämmt— 
lihe Appyellationd= Gerichte, .einverftändlich mit 
der Hoffommiffion in Suftiz » Gefeßfachen, Nr. 957 

| d. J. G. S. 


Um dem möglichen Zweifel und Irrthume zu begegnen. als 
wenn in dem höchften Patente vom 20. Junius ıBrı über die 
Einführung der Einlöfungdfcheine durch den $. 10 und die Bey« 
lage lit. C. an den beftehenden Strafgefegen gegen dad Verbre: 
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chen der Verfälfhung und Nachmachung der ald Münze gelten« 
den Kreditöpapiere (nämlich der Banfozettel, fo lange fie in öfe 
fentlichen Kajfen noch werden angenommen werden, und der Ein« 
löfungsfcheine) etwas geändert worden, und die in diefem Punfte 
nicht ausdrüclich berufenen höchiten Erläuterungen nicht weiter 
wirffam wären, wird biemit zur allgemeinen Wiſſenſchaft und 
Warnung befannt gemadht: 

1) Daß die Vorfchriften des Strafgeſetzes über Verbrechen 
vom 3. September 1803, fo wie fie in dem erften Theile, ızten 
Hauptitüde,. $$. 92 bis 9b, 100 biß 102 enthalten find, "und 
wovon in dem Patente vom:20, Juniud ı8ı 1 im der, Beylage C. 
der Auszug erfcheint, ihre volle Kraft und Wirffamfeit behalten. 

23) Eben fo haben die bisher hierüber erflojfenen. höchſten Ers: 
läuterungen vom 25. Oftober ı805, vom 3. Dezember 1608, 
und vom 21. Zulius 1040 auch in Zufunft ihre volle Anwen« 
dung. | | 
Patent vom 7. May 1813. 


Mit Beziehung auf Unfer Patent vom 16. April d. $., 
wodurch Wir die Ausfertigung, der Anticipations:» Scheine für 
die Summe von 45 Millionen Gulden befchlojfen haben, finden, 
Een folgende nähere Beftimmungen zu ertheilen, und verordnen 

iemit: ; 3*8 F 

6. 6. Diejenigen, welche Anticipationd-Scheine durch Nach⸗ 
ahmung oder Abaͤnderung der Summe in eine höhere verfälſchen, 
oder hierzu mitwirken, oder daran Theil nehmen, ſollen nach 
den in dem Strafgeſetze über Verbrechen, Theil J., Hauptſtück XII., 
$$. 92 bis 96, 0oo bis 102, dann in Unferen dieöfalld nachge⸗ 
folgten Entfchliegungen enthaltenen Vorfchriften, welche Wir in 
ihrem ganzen Umfange auf die Antieipations: Scheine angewens 
det wiſſen wollen, und die in der Beylage angeführt find, be 
ſtrafet werden. | | 


Patent vom 15. Julius 1817, über die Statuten 
und Privilegien der privilegirten oſterreichiſchen Nationalr 
Bank. J Nr. 1347 d. J. G. S. 


F. 47. Auf die Verfaͤlſchung und Nachahmung der Noten 
der Banf find diefelben Strafen verhängt, welche auf die Vers 
fälfhung und Nahahmung des vom Staate audgegebenen Pa» 
piergeldes gefegt find; die Behörden find verpflichtet, die Died» 
fälligen Verbrecher aufzufuchen, anzuhalten und zu beitrafen. 

F. 48. Die Verfälihung und Nahahmımg der Aktien, oder _ 
Schuldverfchreibungen, der Depofiten» Scheine und anderer Ur⸗ 
funden: der Banf ift mit den gegen die Verfälfchung öffentlicher 
Urkunden in Unferem Gefegbuche über Verbrechen auögefproche: 
nen Strafen zu ahnden. 
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Eirfular» Verordnung fämmtlider Landers 
fiellen vom 6. Dezember 1817. Nr. 1393 0.9.6. ©. 


Seine k. k. Majeſtaͤt haben mit dem bereit allgemein funds 
gemachten Patente vom 15. Julius d, 3. der privilegirten. öfter« 
reichifchen National» Banf die Statuten und Privilegien vorzu— 
zeichnen, und insbefondere in dem $. 47 und 48 dieſes höchſten 
Patentes Folgendes wörtlich feftzufegen geruhet: 


$. 47. Auf die Verfälfhung und Nahahmung der Noten 
der Banf find diefelben Strafen beſtimmt, welche auf die Ver— 
fälfhung und Nachahmung des vom Staate ausgegebenen Pa: 
piergeldes gefept find; die Behörden find verpflichtet, die dies— 
fälligen Verbrecher aufzufuchen, anzuhalten und zu beftrafen. 


$. 48. Die Verfälfhung und Nachahmung der Aftien oder 
Schuldverfhreibungen, der Depofitens Scheine und anderer Urs 
funden ift mit den gegen die Verfälfhung öffentlicher Urfunden 
in Unferem Oefegbuche über Verbrechen ausgefprochenen Strafen 
zu ahnden. f Aa 


In Folge diefer allerhöchſten Beſtimmung macht ſich derje⸗ 
nige, der Bank-Noten nachahmt oder verfaͤlſcht, fo wie derjes 
nige, der hieran unmittelbar oder mitrelbar Theil nimmt, des 
Verbrechens der Verfälfhung öffentlicher Kredits : Papiere, und 
der hierauf indem XI. Hauptſtücke des Strafgefegbuches I. Theils, 
$. 92 bi 96, 100 bis 102 ausdrüdlich feitgefegten Strafen 
ſchuldig. u 


Wer nachgemiachte oder verfälfchte Banf: Noten, obgleid) 
ohne Einverftändniß mit den Verfälfchern, weiter verbreiter, be= 
geht nad) dem XXIV. Hauptflüde des 1. Theiles des Strafges 
fegbuches , $. 180, lit. a, mit Rüdficht auf den vorausgehen« 
den $. 179 eben fo wie derjenige, der Aftien, Schuldverfchreis 
bungen, Depofiten= Scheine und andere Urkunden der privile: 
girten National: Banf verfälfcht oder nachmacht, nad) eben dem⸗ 
felben Hauptftüde $. 178, lit. d, dad Verbrechen des Betruges, 
und verfällt in die Strafen der $$. ı8ı und 182, deren Inhalt 
folgender Maßen lautet : 


»Die Strafe des Betruges ift indgemein Kerfer von ſechs 
»Monaten bis zu einem Jahre, fie Fann aber nach dem Grade 
»der Gefährlichkeit, nach der Schwierigfeit, fich dagegen vor: 
» sufehen, nach der öfteren Wiederhohlung und Größe des Be: 
»traged auf fünf Jahre ausgedehnt werden. « 


»Leberfteigt der Betrag, den fich ‚der Thaͤter durch das 
»Verbrechen zugewendet, die Summe von dreyhundert Gul⸗ 
»den, oder iſt dem Betrogenen ein nach ſeinen Umſtaͤnden em⸗ 
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»pfindlicher Nachtheil verurfachet worden; hat der Verbrecher 
»den Betrug mit befonderer Kühnheit verübet ‚ oder die Betrü— 
»gereyen fi zur Gewohnheit gemacht: fo it die Strafe ſchwe⸗ 
»rer Kerker von fünf bis zehn Jahren. « 


Hofdekret vom 15. May 1824, an ſämmtliche 
Appellations- Gerichte, uber Note der allgemeinen 
Hoffammer vom 5. May 1824. Nr. 2007 d. J. G. S. 


Sämmtliche Criminal-Gerichte find im höchſten Nahmen 
anzuweifen, fi in vorfommenden Fällen von Verfälfchungen 
der Banf:Moten der privilegirten öfterreichifchen National:Banf 
nach den für die Banfo-Zettel und Einlöfungs: Scheine beftehen» 
den Vorfchriften, insbefondere den Hofdefreten vom 27. Junius 
ı805, Nr.737, 16. November 1810, Nr. 917, und 22. Fe—⸗ 
bruar ı81 1, Nr. g3ı der J. G. ©. zu benehmen, und die zu 
* Gerichts: Handen gelangenden beanftändeten Banf: Noten une 
verzüglich dem vorgefegten Appellations » Präfidium zur weiteren 
Einjendung an das Prafidium der oberjten Zuftizftelle vorzulegen. 


Hofdefret vom 19. Junius 1829, an fammtlide 

 Appellations- Gerichte, in Folge allerhöchfter Erit- 
fchließung vom 2. May 1829, über Vortrag der oberften 

Juſtizſtelle. Nr. 2412 d. J. ©: © 


Seine Majeftät haben die öffentliche Befanntmachung fol: 

gender Beſtimmungen zur allgemeinen Warnung. und Beobach- 

tung anzuordnen gerubhet. 

»Die Verfälfchung der zu was immer für einer Gattung 
von Öffentlihen Staats» Kreditd: Papieren gehörigen Zinsab- 
ſchnitte (Coupons) oder Anweifungen auf Zinsabfchnitie (Ta- 
lons), dann die Verfälfhung der Staatd: Central: Kajfa » An- 
weifungen und der von öffentlichen Staats-Kaſſen znr Erlangung 
einer Obligation oder Cartella del monte auögeitellten Anweis 
fungen und Gertififate, find als Verfälfchung öffentlicher Kres 
ditd : Papiere nach dem zwölften Hauptſtücke eriten Theiles, er: 
ften Abfchnitted des Strafgefegbuches zu behandeln.« 

In Folge diefer allerhöchiten Beftimmung macht fich der— 
jenige, der oberwähnte Urfunden nachahmer oder verfälfcht, fo 
wie derjenige, der hieran unmittelbar oder mittelbar Theil nimmt, 
des Verbrechens der Verfälfchung öffentlicher Kredits: Papiere 
und der hierauf in dem zwölften Hauptſtücke des Strafgefepbur 
ches erjten Theiled, $. ya, 93, 97 bis 102 ausdrücklich für die 
Nahahmung oder Verfalfchung der von öffentlichen Kaſſen aus— 
geitellten Schuldverfchreibungen (öffentlichen Obligationen) feit> 
gefesten Strafen fchuldig. 

Wafer’s Strafgef. über Berbr. 8 
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$. 98. 

—— Mitſchuldiger dieſes Verbrechens iſt, wer die bey 

a öffentlichen Kredits Papieren gewöhnliden Mappen 
nachfticht, Papier, Stempel, Matrigen, Buchitaben, 
Prefien oder was immer zur Hervorbringung faljcher 
Kredits- Papiere dienen kann, obgleich nur in einem 
einzelnen Stücke verfertiget, und zum Vorſchube der 
Nachmachung wiſſentlich überliefert, oder auf was im- 
mer für eine Art zur Nachmachung mitwirfet, weun 
gleich feine Mitwirkung ohne Erfolg geblieben wäre. 


$. 94, 
Strafe: a) det Menn ein ald Minze geltendes Kredit3 - Papier 


nasmasung (Balıko- Zettel) wirklich verfertiget worden ift, wird 
ae der Verbrecher jowohl als jeder Mitfchuldige mit den 


teutien Be Tode beftraft. 


Hofdefret vom 5. Dezember 1808, an ſämmt— 

lihe Appellationd= Gerichte, in Folge höchfter 

Entſchließung über Vortrag vom 10. September 1808. 
Nr. 8700.93. G. ©. 


Aus Gelegenheit eines wegen Nachmachung der Banfos 
Zettel neuerlich unterfuchten Verbrechers haben’ fich die Anftände 
ergeben: | 

2 Db in jenen Fällen, weldhe gemäß des $. 221 deöd neuen 
Strafgefeped ausnahmsweiſe zur Unterfuchung einem andern Erir 
minal» Gerichte als jenem zugewiefen find, in deifen Bezirke der 
Beſchuldigte angetroffen wird, das Geitändniß, welches der Bes 
fhultigre nad) Maßgabe des $. 236 bey jenem. Criminal: Ges 
richte, in deffen Bezirfe er betreten worden ift, abgelegt hat, bey 
jur Unterfuchung des ihm. angefchuldeten Verbrechens aber ei: 
gen bejtimmten Eriminal:Gerichte zu beftätigen ‚verweigert, nad) 
den $$. 398 und 3gg unter a) als ein rechtlicher Beweis der eins 
geftandenen Iharfachen angenommen werden fönne, und 

2) ob bey dem Verbrechen der Verfälfchung öffentlicher Kre= 
ditö: Papiere, wenn bloß mit einigen ‚vorbereiteten Werkzeugen 
der Drud und die Stämpel, nicht aber auch das Papier nachge: 
macht worden it, das Verbrechen nach dem $. 94 ald vollendet 
zu betrachten, und mit dem Tode zu beftrafen, oder nad) $. 96 
als ein nicht ganz ausgeführter Verfuch anzufehen, und bloß mit 
der Kerferitrafe zu belegen fey ? 

Hierüber haben nun Seine Majeftät zu erflären gerubet, 
daß ad ı) ein Beftändniß, welches vor was immer für einem 
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inländifhen Criminal» Gerichte abgelegt wird, über die einge 
ftandene That den rechtlichen Beweis herfielle, und ad 2) daß 
der Begriff des ausgeführten Verbrechens der Bankozettel-Nach-⸗ 
machung die Antvendung aller hiezu nöthigen Werkzeuge nicht 
fordere, fondern daß es zu dem im $. 94 bezeichneten Verbrechen 
genug fey, wenn Banfozettel gemäß de8.$. 92 und 93 überhaupt 
mit vorbereiteten Werkzeugen, ohne Rüdfiht auf die Gattung 
und Zahl der legteren, nachgemacht werden: j 

Uebrigens hat es in Hinficht der bloß mit der Tinte und 
u nachgemachten Banfozettel bey der ſchon befichenden höch⸗ 

en Erklärung fein ferneres Bewenden. 


$. 95. | 


Die Todeöftrafe hat auch gegen den Theilnehmer 
Statt, welder nachgemachte öffentliche Kredit = Pa- 
piere in Verftändnig mit dem Nachmacher oder einem 
Mitfchuldigen ausgegeben hat. 


Hofdefret vom 21. Sulius 1810, at fäntmtlide 

Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Entſchlie— 

fung über Vortrag der Hofkommiſſion in Juſtiz-Geſetzſa⸗ 
chen. Nr. 9os d. J. G. S. 


Da der 5.96 des Geſetzes über Verbrechen feinen Unter⸗ 
fhied macht, ob dad Verftändniß eines Ausgebers der ald Münze 
geltenden Kreditd: Papiere mit dem Nachmacher oder einem Mit- 
ſchuldigen vor, während oder nach der Nachmachung ge: 
troffen worden iſt; fo hat die Todesftrafe auch gegen jenen Theil: 
nehmer Statt, weldyer mir dem Nachmacher oder einem Mits 
fhuldigen erft nach vollendeter Nachmachung dad Verſtaͤndniß 
getroffen, und demfelben gemäß ſolche nachgemachte Kredito-Pa⸗ 
piete auögegeben hat. 
$. 96. 


Iſt die Nachmachung der ald Münze geltenden 
öffentlichen Kreditö Papiere zwar verfucht, aber die 
Berfertigung nicht ganz ausgeführet worden; fo ſoll 
jeder, welcher hierzu mitgewirket hat, mit ſchwerem 
Kerker von zehn bis zwanzig Jahren, und bey beſon⸗ 
derer Gefährlichkeit mit lebenslangen ſchweren Kerker 
beftrafet werden, 


) 


8# 


Strafe des 
Berfuces- 
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Hofdefret vom 25. Oftober 1805, an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Entfchlie= 

fung über Vortrag der oberften Juſtizſtelle vom 6. Sep- 
tember n. 3. Nr. 7s81 d. J. G. S. 

Da die Nachmachung eines Banko⸗Zettels durch Tinte und 
Feder nicht einhellig nad) dem $. 96 des Strafgefepes, fondern 
als Betrug beurtheilt wurde, wird zur Behebung diefes Zwei: 
fels feftgefeßt: daß jede Nachmachung der Banfo -» Zettel durd) 
Zinte und Feder das in dem $. 96 bezeichnete Verbrechen des 
Verſuches der Verfälfhung öffentlicher Kredits: Papiere dar: 
ftelle. | 
— vom 3. Dezember 1808. Nr. 870 d. J. G. S. bey 
"oh — — 


$. 97. 

Strafe: 3 der — Menn eine von einer öffentlichen Kaffe ausgeftellte 
Hrasmagung Schuldverfchreibung nachgenacht worden, ift der Ber- 
de aenetisen hrecher fowohl, als jeder Mitjchuldige, mit lebenslan- 
f@reibungen. gem fhiveren Kerfer, welder bey beſonders bedeukli- 

hen Umjtänden des Verbrecheus verjchärft werden full, 

zu beftrafen. 

| $. 98. 

Gleiche Strafe trifft den Theilnehmer „ welcher 
nachgemachte öffentliche Kredits - Papiere ın Verftänd- 
nig mit dem Nachmacher oder einem Mitſchuldigen aus: 
gegeben hat. 

$. 99. 
Strafe dus Menn die im $. 97 angeführte Nachmachung der 
“ Öffentlichen Kredits: Papiere verfucht, aber nicht ganz 
ausgeführet worden; ſoll jeder, welcher hierzu mitge- 
wirfet hat, mit ſchwerem Kerker von fünf bis zehn, 
und bey befonders gefährlichen Umftänden des Berbre- 
chens, von zehn bis zwanzig Jahren beftrafet werden. 


$ 100. 
en Der Verfälſchung der öffentlichen Kredits-Pa— 
Kreditss pas Piere ift auch derjenige fchuldig, welder dergleichen 
ächte Papiere in eine höhere Summe, als für welcye 
fie urfprünglich ausgeftellet gewefen find, abändert, 
oder dazu Hilfe leiftet. 
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$. 101. 
Ein folher Verbrecher ſoll mit ſchwerem Kerker State bes 
von zehn bis zwanzig Jahren; und ift die Verfälſchung 
zwar verfucht, aber_nicht vollbracht worden, von ent 
bis > zehn Zahren beftrafet werden. 


$. 102. 

Mer im Berftändniffe mit dem WBerfälfcher die — 
fälſchlich abgeänderten öffentlichen Kredits-Papiere aus- 
gegeben hat, ift mit ſchwerem Kerker von fünf bis zehn 
Jahren zu beſtrafen. 


"Drevzehntes Hauptftüd, 
Bon der Miinzverfälfchung. 


ae $ 108. 
7 * Das Verbrechen der Münzverfälfhung begeht 
erjenige ; 

a) der unbefugt nach einem, wo immer im Umlaufe 
gangbaren Gepräge Münze fhlägt, obſchon Schrott 
und Korn der echten Münze gleich, oder noch hältiger 
wäre; | 

b) der nad) einem, wo immer gangbaren Gepräge 
entweder aus echtem Metalle geringhältigere, pder aus 
geringfchäßigerem Metalle unechte Münze ſchlägt, oder 
jonft falſcher Münze das Anſehen echten Geldes gibt; 

c) der echte Stücke Geldes auf was immer für eine 

Art in ihrem inneren Werthe und Gehalte, nad) wel- 
chem fie gemünzet worden, verringert, oder ihnen die 
Geſtalt von Stücken höheren MWerthes zu. geben fuchtz 
d) der Werkzeuge zur falſchen Münzung berbey: 
fchafft, oder auf was fonjt immer für eine Art zur 
Verfälſchung mitwirket. 


$. 104. 

Strat⸗ Die Strafe dieſes Verbrechens ift ſchwerer Ker- 
Fer von fünf bis zehn Jahren; wenn aber befondere 
Gefährlichkeit, oder großer Schade dazu Fommt, von 
ehn big zwanzig Jahren. Nur dann, wann die Ber- 
—2* ſich für Sedermann kennbar darſtellet, oder, 
wann die unbefugt geprägte Münze der echten am 
Schrott und Korn gleich it, kann die Strafe zwiſchen 
einem und fünf Sahren ausgemeſſen werden. 


$. 105. 
ne. Als Theilnehmer an der Münzverfälfchung begeht 
verfärgung, ein Verbrechen, wer, verfälfchtes Geld im Berftänd- 
| niſſe mit demjenigen, der die Verfälſchung begangen, 
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oder begehen aeholfen hat, auszugeben, auf ſich nimmt; 
oder die heile, um welche die echten Geldftücke in 
Hi Falle des $. 103, c) verringert worden, an fic) 
djet. 
$. 106. 

Eine ſolche Theilnehmung foll mit ſchwerem Ker- 
Fer von einem bis fünf, und bey verurfachtem großen 
Schaden, bis zehn Zahren beftrafet werden. 


Strafe. 


Religions: 
ftörung. 


Strafe. 


Vierzehntes Hauptſtück. 
Von der Religionsſtörung. 


JF. 107. 
Dis Verbrechen der Keligionsftörung begeht: 
a) wer durch Keden, Schriften oder Handlungen 
(Bott läftert; | 
b) wer eine im Staate beftehende Religionsübung 
ftöret, oder durch entehrende — an den zum 
Gottesdienſte gewidmeten Geräthſchaften, oder fonft 
durch Handlungen, Reden, Schriften öffentlich der 
Religion Verachtung bezeiget; 
c) wer einen Chriſten zum Abfalle vom Chriften- 
thume zu verleiten, fich anmaßet; 
d) wer. Unglauben zu verbreiten, oder eine der 
riftlihen Religion widerftrebende Irrlehre auszu— 
ſtreuen, wer Sectirung zu fliften ſich beftrebet. 


$. 108. 

Iſt durch die Keligionsftörung öffentliches Uer- 
gernig gegeben worden, oder eine Verführung erfol- 
det oder gemeine Gefahr mit dem Unternehmen ver- 

unden gewefen; jo joll diefes Verbrechen mit ſchwe— 
rem Kerker von einem bis auf fünf Sahre; bey gro- 
Ker Bofheit oder Gefährlichkeit aber auch bis auf zehn 
Sahre bejtrafet werden. 


$. 109. 
Treffen Eeine der in dem vorhergehenden Para: 
graphe erwähnten Umftände mit ein; fo ift die Reli— 
gionsflörung mit Kerker von ſechs Monaten bis auf 
ein Sahr zu beftrafen. 


\ 


— — &· — — 


Fünfzehntes Hauptſtück. 
Bon der Nothzucht und anderen Unzuchtsfällen. 


$., 110. 

Wer eine Weibsperſon durch gefährliche Be— Rotbeudht. 
drohung, wirklich ausgeübte Gewaltthätigkeit, oder 
durch argliſtige Betäubung, ihrer Sinne außer Stand 
feet, feinen Lüften MWiderftand zu thun, und in fol 
chem Zuftande fie ſchändet, begeht das Verbrechen 
der Nothzucht. | en 

I $. 111. 


Die Strafe der Nothzucht ift fehwerer Kerker Siraie. 
zwifchen fünf und zehn Zahren. Hat die Gewalttha- 
tigfeit einen wichtigen Nachtheil der Beleidigten an 
ihrer Gefundheit, oder. gar am Leben zur Folge ge: 
habt; fo foll die Strafe auf eine Dauer zwifchen zehn 
und zwanzig Jahren verlängert werden. 


$. 112. 
Die an einer Perjon, welche noch nicht vierzehn Scändung ei» 
Jahre alt ift, unternommene Schändung wird eben- sen Perfon. - 
falls als Nothzucht angefehen und beftraft. 


$. 113. | 

Als Verbrechen werden auch nachftehende Arten Bersreser der 
der Unzucht beftrafet: u —æA— 

J. Unzucht gegen die Natur. 

II. Blutſchande, welche zwiſchen Verwandten in 
auf= und abſteigender Linie, ihre Verwandtſchaft mag 
von ehelicher oder uneheliher Geburt herrühren, be: 
gangen wird. 


Hofdefret vom 14. Auguſt 1824, an das Appel 
lations-Geridht für Tyrol und Vorarlberg, 
nad gepflogener Rückſprache mit der Hoffommiffion in 
Suftiz» Gefeßfachen. Nr. 2035 d. 5. ©. ©. 

Ueber die Anfrage: ob die Selbſtbefleckung überhaupt, und 
. insbefondere, wenn diefelbe in Gegenwart mehrerer Perfonen öf- 


die Natur, 
"und der Blut: 
ſchande. 
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fentlich oder gemeinfchaftlich getrieben wird, als Verbrechen der 
Unzucht gegen die Natur anzufehen ſey, oder nicht? wird auf 
die dem K. 113, erften Theiles des Strafgefepbuches zum Grunde 
liegende nähere Bezeichnung des $. 71, zweyten Theiled deö Jo⸗ 
fephinifchen allgemeinen Gefegbuches über Verbrechen und deren 
Beltrafung zu weifen befunden *). 


j $. 114. 
Strafe. Die Strafe ift Kerker zwiſchen ſechs Monaten 
und einem Jahre. | 
| $. 115. 


rt. III. Verführung, wodurch Jemand eine feiner 
un? Kuppsio» Erziehung oder Aufficht anvertraute Perfon zur Uu— 
zucht verleitet. F 

IV. Kuppeley, wofern dadurch eine unſchuldige 


Perſon verführet worden. 


$. 116. 
Strafe. Die Strafe ift ſchwerer Kerker von einem bis 
fünf Zahre. 
— — — — — — — — 


*) Allgemeines Geſetzbuch über Verbrechen vom 13. Jänner 1787, 
Nr. 611. .H. Thl., $. 71. » Wer die Menfhheit in dem Grade 
»abmwürdiget, um fich mit einem Viehe, oder mit feinem eigenen 
»Geſchlechte fleifchlih zu vergehen, macht ſich eines politifchen 
» Berbrechens ſchuldig. « 


Sechzehntes Hauptſtück. 
Von dem Morde und Todtſchlage. 


.$. 117. 
Wer gegen einen Menſchen, mit dem Entſchluſſe wer 
ihn zu tödten, auf eine folhe Art handelt, daß deſſen 
Rod darand nothwendig erfolgt, macht fich ded Ver⸗ 
brechens des Mordes fhuldig. 


$. 118. 


—V = — m Ai Gift, oder fonf 
1) Meuchelmord, welcher durd) Gift, oder fonft Sattungen 
tückiſcher Weiſe geſchieht; | — 
2) Raubmord, welcher in der Abſicht, fremdes Gut 
mit Gewaltthätigkeiten. gegen die Perfon an fich zu 
bringen, begangen wird; | 
3) der beftellte Mord, wozu Jemand gedungen, 
oder auf eine andere Art von einem Dritten beiwogen 
worden it; 
4) der gemeine Mord, der zu Feiner der angeführ- 


ten jchweren Gattungen gehört. 


E19 | 
Leder vollbrachte Mord fol ſowohl an dem um Gtrafe des 


tr 
mittelbaren Mörder, als an demjenigen, der ihm etıva "More. 
dazu beftellet, oder ihm die That ausüben geholfen 


hat, mit dem Tode bejtrafet werden. 


Hofdekret vom 10. DOftober 1807, an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte, einvernehmlich mit der Hof: 
fommiffion in Geſetzſachen. Nr.8202.9.®6&. 


' Ueber die erregten Zweifel wegen der Wereinigung der 
66. 119 und 120 erften Theiled des Strafgefeges wird erklärt: 

Der $. 119 beftraft, wie aus deifen wörtlihem Inhalte 

und der Vergleihung mit dem $. ı20 und beziehungsweife des 

$. 5, 1. Theiles zu entnehmen ift, außer dem unmittelba- 
ren Mörder und dem Befteller, denjenigen Mitfthuldigen mit 
dem Tode, welcher unmittelbar bey der Vollziehung des Mordes 


Strafe der 
entfernten 
Theilnahme- 


Strafe des 
Verſuches. 


Strafe dus 
Kindermordis. 
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felbft Hand angelegt, oder auf eine thätige Weife mitgewirkt 
hat. Der $. ı20 hingegen redet von den entfernterenXheil: 
nehmern, welche, ohne unmittelbar bey der Bollziehung des Mors 
des felbit Hand anzulegen, und auf eine thätige Weife mitzuwir⸗ 
fen, auf eine andere, in dem $.5 enthaltene entferntere 
Art zur That beygetragen haben. Nur iſt derjenige, welcher den 
Mörder auf was immer für eine Art zur Ermordung des Drit: 
ten bewogen hat, nach dem $. 118 dritten Abſatzes, ald Beftel: 
ler mit der im $. 119 beftimmten Strafe zu belegen. 


$. 120. 

Diejenigen, welche auf eine entferntere, in dem 
$. 5 bemerkte Art an dem verübten Morde Theil ha— 
ben, follen, ben einem gemeinen Morde mit ſchwerem 
Kerker von fünf bis zehn Zahren, wenn aber die Mord- 
that an Berwandten der auffteigenden oder abfteigen- 
den Linie, an dem Ehegenoffen des Thäters, oder 
Theilnehmers, da ihnen dieſe Verhältniſſe befannt 
waren, oder wenn ein Meuchelmord oder Raubmord 
verübet worden, zwijchen zehn und zwanzig Jahren 
beftrafet werden. 


$. 121. 


Der unternommene, aber nicht vollbrachte ge: 
meine Mord ift au dem Thäter und den Mitſchuldi— 
gen mit ſchwerem Kerker von fünf bis zehn Jahren; 
an den entfernten Theilnehmern von einem bis fünf 
Sabre zu beftrafen. ft aber ein Kaubmord, Meu— 
chelmord, beftellter Mord, oder ein Mord an den in 
dem vorigen Paragraphe erwähnten Angehörigen ver: 
juchet worden; fo ift die Strafe des ſchweren Kerkers 


gegen den Thäter und die Mitſchuldigen zwiſchen zehn 


und zwanzig Kahren, und ber befonders erfchiwerenden 
Umftänden auf lebenslang ; ‚gegen die entfernten Theil- 
nehmer aber zwifchen fünf amd zehn Jahren auszu: 
mejjen. 

| $. 122. 

Gegen eine Mutter, die ihr Kind bey der Geburt 
tödtet, oder durch abfichtliche Unterlaffung des bey der 
Geburt nothigen Beyftandes umkommen läßt, ift, wenn 
der Mord an einen ehelichen Kinde gejchehen,. lebens: 
langer jehwerfter Kerker zu verhangen. War das Kind 


125 
ımehelich, jo hat im alle der Tödtung zehn- bis zwar: 
zigjährige; dafern aber das Kind durch abſichtliche 
Unterlafjung des. nöthigen Beyſtandes umkam, fünf— 
bis zehnjährige fehwere Kerkerſtrafe Statt. 


Suftiz.Hofdefret vom A. November 1808. 


Das Verbrechen des Kindesmorded Fann nach dem 6. ı22 
des Strafgefehes nur von einer Mutter, die ihr Kind bey der 
Geburt tödtet, oder vorfäglid umfommen läßt, begangen wer- 
den. Jeder Andere, der ein neugebornes Kind tödtet, oder vor: 
fäslich umfommen läßt, begeht das im $. 117 beftimmte Verbre: 
chen des Mordes. | 


Hofdefret vom 19. Auguft 1814, an das Inner 

Defterreihifhe Appellations-Gericht, einvers 

ftändlid) mit der Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen. 
4 Nr. 1098 d. J. G. S. 


Bey dem entſtandenen Zweifel, ob der $. 121 des Straf: 
gefebes bey Veftrafung des Verfuches des Mordes an einem un: 
ehelichen Kinde bey der Geburt angewendet werden fönne, und 
als Hätte das Geſetz einen dieöfälligen Verfuch in Beziehung auf 
die Strafe ganz unberührt gelajfen, wird die Weifung dahin er: 
theilet: | 
Sn dem $.7 des Strafgefehbuches wird als ein nach der 
Ueberfchrift des eriten Hauptſtückes von allen Verbrechern über: 
haupt geltender Grundfag aufgeftellt : daß ſchon der Verſuch eis 
ner Uebelthat unter den dafelbit angegebenen Bedingungen das 
Verbrechen fey; eben fo klar it aber auch der $. ao, zu Folge 
dejfen die unterbliebene Bollbringung des Verbrechens immer als 
ein die Befchaffenheit der That, mithin die Strafe mildernder 
Umftand anzufehen, und der Milderung nach dem Maße Plag 
zu geben ift, als der Verſuch noch von der Vollbringung des 
Verbrechens entfernt gewefen. Diefe allgemeinen Regeln müſ— 
ſen nothwendig auf alle Fälle angewendet werden, wo nicht- im 

Geſetze bey einigen Verbrechen aus auffallenden befondern Grün 
den eine befondere Anordnung über den Verſuch derfelben vor- 
kömmt. Wenn alfo in dem $. 119 bis 121 vom Morde indge- 
mein, dann im $. 122 indbefondere vom Kindesmorde bey der 
Geburt gehandelt, und nur bey der erftern Gattung von Vers 
brechen zwifchen der vollbrachten That, welche die Todesftrafe 
nach ſich ziehen fol, und dem bloßen Verfuche unterfchieden, 
auf den Kindesmord bey der Geburt aber ohne Unterfchied nur 
Kerferftrafe gefebt wird, fo folgt daraus offenbar, daß bey dem 
Kindesmorde bey der Geburt, fo wie bey allen übrigen nicht 
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audgenommenen Verbrechen, der Verſuch nach der allgemeinen 
Anordnung des $.7 und 40, dann der damit zufammenhängens 
den $$.47 und 48 des Gefegbuched zu beurtheilen, folglidy die 
in dem $. s22 auf das vollbradhte MWerbrechen gefegte Strafe 
nah Maß der Umflände von dem Richter zu mildern fey. 

Es ift daher $. 121 des Strafgefeges auf diefen Fall of⸗ 
fenbar nicht anwendbar, und ohne fih an den $.7 allein zu 
balten, iſt vielmehr diesfals die nothwendige Verbindung der 
$$. 40, 47 und 48 in Acht zu nehmen, 


| | $. 128. | 
Todifalag- Mird die Handlung, wodurd ein Menfc um das 
Leben kommt, zwar nicht mit dem Entjchluffe ihn zu 
tödten, aber doc) in anderer feindjeliger Abſicht aus⸗ 
geübet; fo ift das Verbrechen ein Todtſchlag. 


$. 124. | 
33 Wenn bey der Unternehmung eines Raubes ein 
30. Menſch auf eine fo gewaltſame Art behandelt worden, 
daß daraus deffen God nothwendig erfolgt ift; fol der 
Todtſchlag an allen denjenigen, weldhe zur Tödtung 
mitgewirket haben, mit dem Tode bejtrafet werden, 


$. 125. 
Strafe des In andern Fallen eu der Todtfchlag mit ſchwe⸗ 
adörfginges, rem Kerker von fünf bis zehn Jahren; wenn aber 
der Thäter mit dem Entleibten in naher Verwandt: 
fchaft, oder gegen ihn fonft in befonderer Verpflich- 
tung geftanden wäre, von zehn bis zwanzig Jahren 
bejtrafet werden. | 
$. 426. 

MWenn in einer zwifchen mehreren Leuten entitan- 
denen Schlägeren Zemand getödtet worden, ift jeder, 
der ihm eine tödtlihe Wunde verfeßet hat, des Todt— 
ſchlages ſchuldig. Iſt aber der Tod nur durch alle 
Wunden zufanmen verurfahet worden, oder' läßt ſich 
nicht beſtimmen, wer die tödtliche Wunde verſetzet 
habe; ſo kann zwar keiner des Todtſchlages, aber alle, 
welche an den Getödteten Hand angelegt haben, ſollen 
der ſchweren Verwundung ſchuldig erkannt werden. 
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$. 127. | 
Derjenige, der Zemanden in Anwendung einer 
—— Nothwehr tödtet, begeht Fein Verbrechen. 
8 muß jedoch bewiefen, oder aus den Umſtänden der 
erfonen, der Zeit, des Ortes, mit Grund zu fchlie- 
en jeyu, daß der Thäter fich der nöthigen Berthei- 
digung gebraucht habe, um fein oder feines Neben- 


menfchen Leben, Vermögen oder Freyheit zu ſchützen. 


Nothwehr. 


| Siebenzehntes Hauptftüd. 
Von der Abtreibung der Leibesfrucht. 


$. 128. 


ztbtreibung der Ein. Meibsperfon, welche abſichtlich was immer 
a für eine Handlung unternimmt, wodurch die Abtrei- 


Etrafe- 


Abtreibung 


einer fremden 
Leibesfrucht. 


Strafe. 


bung ihrer Leibesfrucht verurſachet, oder ihre Entbin- 
dung auf folche Art, daß das Kind todt zur Melt 
Eommt, bewirket wird, macht ſich eines Verbrechens 
ſchuldig. — nem 

$. 129. 


Iſt die Abtreibung verfucht, aber nicht erfolgt; 
fo fol die Strafe auf Kerker zwiſchen ſechs Monaten, 
und einem Jahre ausgemeffen, die zu Stande gebrachte 
Abtreibung mit ſchwerem Kerker zwifchen einem und 
fünf Sahren beftrafet werden. 


$. 180. 
_ . Zu eben diefer Strafe, jedoch mit Verſchärfung, 
ift der Vater des abgetriebenen Kindes zu verurtheilen, 
wenn er mit an dem Verbrechen Schuld trägt." 


$. 131. 
Diefes Verbrechens macht fih auch derjenige 
KMubis, der aus was immer für einer Abficht, wider 
iffen und Willen der Mutter, die Abtreibung ihrer 
Leibesfrucht bewirket, oder zu bewirken verfuchet. 


$. 1832. 

Ein folder Verbrecher fol mit fchwerem Kerker 
zwifchen einem und fünf Zahren; und wenn zugleich) 
der Mutter durch das Verbrechen Gefahr am Leben, 
oder Nachtheil an der Befundheit zugezogen worden iſt, 
zwiſchen Flinf und zehn Zahren beftrafet werden. 


_— m 


BR A Safe rat 
Achtzehntes Hauptſtück. 
Bon Weglegung eines Kindeo. 


=> $. 138. Zu 
Wer ein Kind in einem Alter, da es zur Ret— 
tung ſeines Lebens ſich ſelbſt Hülfe zu verſchaffen un— 
vermögend iſt, wegleget, um dasſelbe der Gefahr des 
Todes auszuſetzen, oder auch nur, um ſeine Rettung 
dem Zufalle zu überlaſſen, begeht ein Verbrechen, was 
immer für eine Urſache ihn dazu bewogen habe. 


$. 134. 

Menn ein Kind an einem abgelegenen, gewöhnlich 
unbefuchten Drte, oder unter folchen Umftänden weg« 
eleget worden, daß die baldige Wahrnehmung und 
ettung desjelben nicht Teiche möglich) war; fo: ıft die 
Strafe ſchwerer Kerker von einem bis zu fünf Jahren; 
und wenn der Tod des Kindes erfolget ift, von fünf 
bis zehn Jahren. ' ’ 


$. 135. 


Weglegun 
——*—— 


Strafe. 


Menn aber das Kind an einem gewöhnlich beſuch⸗ 


ten Orte, und auf eine Art weggeleget worden, daß 
die baldige Wahrnehmung und Rettung desſelben mit 
Grund erwartet werden konnte; ſo iſt die Weglegung 
mit Kerker zwiſchen ſechs Monaten, und einem Jahre 
u beſtrafen. Wäre der Tod des Kindes dennoch er: 
I; jo ift die Strafe Kerker von einem bis fünf 
ahre. — 


* 


Wafer’d Strafgef. über Berbr. 


Neunzehntes Hauptſtück. 
Von Verwundung und anderer körperlicher Verletzung. 


$. 186. 


Verbrechen der Wer Jemanden in der Abſicht, ihn zu beſchä— 
Bermundung digen, ſchwer verwundet, oder verletzet, oder dem: 


förperlichen 
Verlegung. 


Strafe. 


felben an feiner Geſundheit Nachtheil zuziehet, begeht 
ein Verbrechen. — — 


Wenn a) mit der zugefügten Beſchädigung Le— 
bensgefahr verbunden, oder die Beſchaͤdigung ſo be— 
ſchaffen iſt, daß der Beſchädigte wichtigen Nachtheil 
an feinem Körper zu leiden hat; 

b) wenn die Beſchädigung mit einem folchen Merk: 
zeuge, und auf folhe Art unternommen worden, wo— 
mit gemeiniglid) Lebensgefahr verbunden ift; 

c) wenn der Anfall tückifcher Weiſe gefchehen, und 
in folhem eine Perfon gewaltfam, wäre es auch nur 
mit Schlägen, verleget worden; fo ift die Strafe Ker- 
Fer zwijchen eiuem und fünf Zahren. Nach der Größe 


der Boßheit, Gewaltthätigkeit und Befchädigung wird 


auch auf ſchweren Kerker von einem bis auf fünf Zahre 
zu erkennen feyn. an 


Andere, in dem vorhergehenden Paragraphe nicht 
ansgedrückte ſchwere Verwundungen oder Verletzungen 
find mit Kerker zwiſchen ſechs Monaten und einem 


Jahre zu beftrafen. 
| $. 189. 


Diejenigen, welche wegen des in einer Schlägerey 


geiepenen Todtſchlages nach dem $. 126 ded Ver— 


rechens der ſchweren Verwundung — erklärt 
werden, ſind zum ſchweren Kerker zwiſchen einem und 
fünf Jahren zu verurtheilen. 


u — 


Zwanzigftes Hauptſtück. 
Bon dem Zweykampfe. 


$. 140. 
Wer Jemanden aus was immer für einer Ur⸗ Seorati. 
fache zum Streite mit tödlichen Waffen herausfordert, 
und wer auf eine ſolche Herausforderung ſich zum 
Streiteftellet, begeht das Verbrechen des Zweykampfes. 


$. 141. 
Diefes Verbrechen fol, wenn es auch ohne Fol- Etate. 
gen geblieben ift, mit ſchwerem Kerker von einem bis  - 
auf fünf Zahre geftrafet werden. 


$. 142. 


Iſt in dem Zweykampfe eine Verwundung ge- 
fhehen ; jo ſoll auf fünf- bis zehnjährigen ſchweren 
Kerker erkennet werden. . 


$. 148. 

Iſt aus dem Zweyfampfe der Tod eines Theiles 
erfolget; fo fol der Todtfchlager mit zehn: bis zwanzig: 
jährigem ſchweren Kerker beftrafet, der Keichnam des 
Getödteten aber, wenn er auf der Stelle todt geblieben 
ift, unter Begleitung der Wache auf einen außer der 
gewöhnlichen Begrabnißftätte gelegenen Drt gebracht, 
und dafelbft eingefcharret werden. 


| $. 144. 

In jedem Falle ift der Herausforderer ftrenger 
ald der Herausgeforderte zu beftrafen, folglich anf 
längere Zeit zu verurtheilen, ald er, wenn er der 


Herausgeforderte gewejen wäre, würde verurtheilet 
worden ſeyn. | 


| . 145. 
Mer zur Herausforderung, oder zur Annahme „Steeider 
derfelben, auf was immer für eine Art bengetragen, aa 
9 
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oder demjenigen, der die Herausforderung abzuwenden 
fuchte, Beratung gedrohet, oder bezeiget hat, ift 
mit Kerker; wenn aber fein Einfluß bejonders wichtig 
geweien, und Verwundung oder gar Tod erfolgt ifi, 
mit ſchwerem Kerker von einem bis auf fünf Sahre 


zu bejtrafen. 
$. 146. 


Diejenigen, die fid) als Beyſtände, oder jo ge— 
nannte Sekundanten für einen der Streitenden zu dem 
Zweykampfe geftellet haben, follen zu ſchwerem Kerket 
von einem: Jahre, und nad der Größe ihres Ein: 
fluffes und Des erfolgten Uebels, auch bis auf fünf 
Jahre verurtheilet werden. 


Ein und zwanzigſtes Haupt ſt ück. 
et! Don der Brandlegung. 3 


$. 147. ae 
" Das Verbrechen der BZ — 
jenige, der eine Handlung unternimmt, aus welcher | 
nach feinem Auſchlage an fremdem Eigenthuitie eine: 
Feuersbrunft entitehen foll; wenn gleich das Feuer 
nicht ausgebrochen ift, oder Leinen Schaden ver: 
urſachet hat. we Du 


Hofdefret vom 5. Februar 1830, an: ſämmtliche 
Appellations⸗Gerichte,, in Folge allerhöchfter ‚Ente. 
fhließung vom 12. Jänner 1830, über Vortrag, der. ver= 
einigten Hoffanzley. Nr. 2450 d. J. G. S, 
Seine Majeftät haben zu genehntigen geruhet, daß für die 
Entdefung von Brandlegern im Allgemeinen feine Taglia feſt⸗ 
zuſetzen ſey; jedoch wollen: Allerhöcjitdiefelben :geftätten:, daß 
in jenen befondern Sällen, wo fich die Brandlegungen in. einer. 
Provinz mehr häufen, von den Länderftellen im Einverftändniffe 
mit den Appellationss Gerichten- zeitweilige Belohnungen für die. 
Entdeder der Brandleger fefigefept werden, worüber jedesmal 
die Anzeige an die vereinigte Hoffanzley und beziehungsweile an 
die oberfte Juftizftelle zu erftatten ift. | 


$. 148. | 
Die Strafe ift nach folgendem Unterfchiede aud- Strafe 

zumefjen: Ä — 
a) Wenn das Feuer ausgebrochen, und dadurch ein 
Menſch, da es von dem Brandleger — 
den konnte, getödtet wird; wenn der wirklich ausge— 
brochene Brand zu wiederhohlten Malen geleget; oder 
wenn der Brand durch beſondere, auf Verheerungen 
gerichtete Zufammenrottung bewirfet worden, ift die 
Strafe der Tod. ee N 
b) Wenn das Feuer ausgebrochen, und ein für den 
Berunglücktenerhebliher Schade entftanden iſt; wie aud) 
:c) wenn der Shäter die Brandlegung zu verfchie: 


N 7 
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denen Malen, obgleich jedes Mal ohue Erfolg unter: 
nommen hat, foll er lebenslang mit fchwerem, bey 
befonderer Boßheit und Größe des Schadens aber mit 
fchwerftem Kerker beftrafet werden. 

d) Menn das Feuer ausgebrochen, jedoc) mit Feinem 
bisher angeführten Umftande begleitet iſt, ſoll auf ſchwe⸗ 
ren Kerker von zehn bis zwanzig Jahren erfennet werden. 

e) Wenn das Feuer zwar nicht ausgebrochen, aber 
zur MNachtzeit, oder an einem folhen Orte, wo es 

bey dem Ausbrechen fich leicht hätte verbreiten können, 
‚oder uuter ſolchen Umfländen, woben zugleich meuſch— 
liches Leben .augenfcheinlicher Gefahr ausgeſetzt war, 
augeleget worden, foU der Thäter mit ſchwerem Ker- 
fer von ya bis zehn Jahren beftrafet werden. 

f) Sit die That bey Sage, und ohne befondere Be- 
—* unternommen worden, und das gelegte 

er, ohne auszubrechen, erloſchen, oder ohne Scha⸗ 
den gelöſchet worden; ſo hat der Thäter ſchwere Ker⸗ 
kerſtrafe zwiſchen einem und fünf Jahren verwirket. 

g) Hat der Thäter ſelbſt aus Reue, und noch zur 
rechten Zeit fid) fo verwendet, daß aller Schade ver- 
— — ſo iſt die Strafe des ſchweren Kerkers 
zwiſchen ſechs Monaten und einem Jahre auszumeſſen. 


ar vom 7. May 1813, an fämmtlide 
Appellations-Gerichte, einverftändlich mit der Hofe 
Fommiffton in Yuftiz» Gefeßfachen. Nr. 1046 d. J. G. S. 

Die Worte des $. 148, Iit. a, wenn der wirflich ausgebros 
chene Brand zu wiederhohlten Malen geleget worden, bezeichnen 
nad dem natürlihen Verjtande jenen Fall, wenn der Thäter 
öfter Beuer gelegt, und diefes endlich, obgleich nur Ein Mal 
wirflic ausgebrochen ift; da die Wiederhohlung diefes fchweren 
Verbrechens, wenn fie auch jedesmal ohne Erfolg geblieben ift, 
fhon für ſich nach eben diefem Paragraphe sub c) mit lebend» 
langem ſchweren oder fchwerften Kerfer beſtraft wird, 


Hofdefret vom 10. Dftober 1828, an das Nied, 
Deft, Appellations» Gericht, in Folge allerhödfter 
Entſchließung vom 7, Dftober 1828, über Vortrag der 
oberſten Juſtizſtelle. Nr. 23650.5.86©. ı 
Zur Befeitigung unrechter Auslegung des $.a4B erften Theiles 
ded Strafgefepbuches und des Erläuterungs » Defretes vom 7. 
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May ı813, Nr. 1046 d. J. ©. S., wird dem Appellations⸗ 
Gerichte bedeutet: Daß nach dem Wortlaute und dem Sinne 
diefer Gefege die Wiederhohlung der Brandlegung, folglich ſchon 
die zwepte Werübung dieſes fchweren Verbrechens, an dem 
nähmlichen oder einem anderen Gegenitande dann, wenn das 
Feuer auh nur ein Mal, fen es dad erfte oder wiederhohlte 
Mal, wirklich ausbricht, mit dem Tode zu beftrafen fey. 


Hofdetret vom 12. Juny 1837, an dad böhmifche 
Appelbations⸗Gericht. — 

Dem Appellations⸗Gerichte wird bemerkt, daß deſſen Ans 
fiht: der Abſatz sub f) des $. 148 erſten Theiles des Straf: 
gefegbuches fpreche nur von einem bey Tag und ohne befondere 
Gefährlichkeit gelegten nicht ausgebrochenen euer offenbar uns 
richtig ſey, indem diefer Paragraph ausdrücklich auch den Fall 
umfaßt, wenn dad unter den erwähnten Umftänden gelegte Feuer 
jwar auögebrochen,, jedoch ohne Schaden gelöfcht worden ift. 


* $. 149. : Yin? 
Mer durch die, aus was immer für einer böfen Don ber Gtrafe 

Abſicht unternommene Anſteckung * ines Eigenthumes, gen, ver feine 

auch fremdes Eigenthum der Feuersaefahr ausfeget, Base in 

wird ebenfalls der Brandlegung ſchuldig, und nad) der 

in dem vorhergehenden Paragraphe bejtimmten Aus— 


meffung zu beftrafen ſeyn. 


Ä $. 150. Ä 
Weer fein Eigenthum in Brand ftecket, ohne daß 
dabey fremdes Eigenthum Befahr länft, von dem Feuer 
ergriffen zu werden, ift zwar. nicht dev Brandlegung, 
wohl aber des Betruges ſchuldig; im fo fern er dadurd) - 
Kechte eines Dritten zu verkürzen, oder Jemanden 
Verdacht zuzuziehen fucht. | | — 


— 2m 


Zwey und szwanzigftes Hauptſtück. | 
Bon dem Diebftahle und Veruntreuungen. 


$. 151. Zur 
Diebſtahl. Wer um feines Vortheiles willen fremdes bes 
weglihes Gut aus eines Andern Befiß, ohne defien 
Einwilligung entzieht, begeht einen Diebftahl: 


Hofdekret vom 18. Map 1805, an die Nied- Deft, 

Negierung über. deren Anfragsbericht vom 16. März 

v. $. einderftändlich mit der Hofkommiſſion in Geſetzſachen. 

2 DXr. ⁊7⁊30 d. J. G. ©. J 

Wenn gleich die in dem erſten Theile des Strafgeſetzbuches 

aufgeſtellte Erklaͤrung des Verbrechens des Diebſtahls nicht im 

ſtrengſten Sinne auf die Beraubung eines Grabes paſſet, ſo iſt 

“ws doch die Analogie dieſer That mit einem Diebſtahle augenſcheinlich. 

nn Der Thäter eignet fich ein ihm nicht angehöriges, ihm in feinem Vers 

— ſtande zugedacdhtes Gut zu, er begeht alfo eine Entfremdung, 

welche dadurch, daß fie an einer unter dem Schuge der religiöfen 

Meinung ftehenden Sache begangen wird, als eine ſchwere Ueber⸗ 

tretung nach dem $. 210 des zweyten Theiles, mit ſchwerem Ars 

refte, auch bis zu drey Monaten zu beftrafen, und wenn noch 

der Umftand hinzu kömmt, daß der Gefundheitsftand gefährdet 

würde, diefe Strafe noch durch die im eben diefem Paragraphe 
bepgefegten Verfchärfungen abſchreckender zu machen iſt. 

j 3 §. 152. 4 
uefände, mes Der Diebftahl wird zu einem Verbrechen, entive: 
Rabfzur@rimis DET gus dem Betrage, oder aus der Befchaffenheit 
Kung ver, Der That, oder aus der Eigenfchaft des entzogenen- 

wed: Gutes, oder aus der Eigenfchaft des Thaters. 
$. 458. 
zo,sesötere Der Betrag macht den Diebftahl zu einem Ver: 
breden, wenn derfelbe oder der Merth desjenigen, 
was in einem oder mehreren Angriffen geftohlen wor: 
den, mehr als fünf und zwanzig Gulden Wiener Wäh— 
rung ausmacht. Der Merth aber ift nicht nad) dem 
- Bortheile des Diebes, fondern dem Schaden des Be— 
ftohlenen zu berechnen. 
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Hofdefret vom 19. April 1811, an ſämmtliche 
Appellations⸗-Gerichte, einverftändlic mit der Hof- 
fommiffion in Juftiz « Öefeßfacyen. Nr. 941 d. .J. G.S. 


Die in dem Finanzpatente vom 20. Februar 18a: aufge⸗ 
flellte allgemeine Erklärung der. Wiener Währung iſt auch auf 
den. in dem erjten Theile des Strafgefeged :vorfommenden Auds 
drud: Wiener Währung, und auf: alle nad) dieſem Geſetze, feit 
der Kundmachung des erwähnten. Patente noch zu: beurtheilene 
den Straffälle, in Ausmeſſung ſowohl des Schabunbhtrage,; als, 

der davon abhängenden Strafe anzuwenden. 
(Siebe. a h. Enefließung vom 33. Zunias el Sy‘ alas VL 
t. 1.Der Ginleitung ).. 


Hofdekret vom 20. März 1812, an. das Galizifge 

Appellations: Gericht, über deffen Anfrage vom 

7: Sanuar 1812, und das hierüber mit der Hoflommiſſi vn 

in Juſtiz⸗Geſetzſachen gerffogene Einvernehmen. Nr. 981 
d. J. G. S. 

Da der 5. 153 erften Theiles des Strafgeſehbuches allge: 
mein erfläret, daß der Diebftahl zum Verbrechen werde, wenn 
der Werth deſſen, was in einem oder mehreren Angriffeit geſtoh⸗ 
len worden, mehr als fünf und zwanzig Gulden beträgt, fo macht 
& in dem Begriffe diefes Verbrechens feinen Unterfchied, ob der’ 
erwähnte Betrag auf Ein Mal oder auf mehrere Male ,: Einem 
oder mehreren Eigenthümern entwendet, ob der Diebjtahl an 
Einem oder an verſchiedenen Gegenſt anden vollbracht worden AR 


Hofdekret vom 11. May 1816, an das Inner 

Defterreihifche Appellations-Geri t *) ein⸗ 

verftändlich mit der Hofkommiſſi ion in Juſtiz kſebſahen. 
Nr. 1243 d. J. ©. © 


Ueber den erregten Zweifel: ob bey dem — des 
Diebſtahls aus der Beſchaffenheit der That, aus der Eigenſchaft 


ded geſtohlenen Gutes und aus jener des Thaͤters, ferner bey = | 


den Veruntreuungen und dem Betruge der zur Criminalität in 
den 65. 154, 155, 156, 161, 163 und 179, des Strafgeſetzes 
beftimmte Betrag bey jeder einzelnen That eintreten müffe, oder von 
‚ mehreren Angriffen oder gleichgeachteten Vergehungen zufammen 
zu nehmen fey, damit fie zur Criminalität erwachfen ?. wird zur 
genaueften Darnachachtung hiermit bedeutet: In Ruͤckſicht auf 





| *). Diefe Berordnung wurde über eine ähnliche Anfrage unter dem 
20. Dftober 1816 auch an das Appellations » Geriht in Tyrol 
und Vorarlberg erlaffen. 


158 


den Diebſtahl iſt in dem $.153 des eriten Theiles ausdrücklich 
entſchieden dab, foweit feine Criminalität einzig durch den Be⸗ 
* beſtimmt wird, es gleichgültig ſey, ob legterer in Einem 

mehreren Angriffen fünf und zwanzig Gulden Wiener Wäh- 
rung :überjleige; es auch feinen Unterfchied niache, ob der Betrag 
über fünf und zwanzig Gulden Wiener Währung aus einem oder 
mehreren. gleichzeitigen oder wiederhohlten Angriffen, bey Einem‘ 
oder mehreren: Beichädigten erwachfen ſey. Diefer Paragraph 
iſt zugleich die er fte Stelle, in welcher das Geſetz in Rücſicht 
der. drey nahe verwandten Verbrechen: Diebftapl, Verum« 
treuung, Betrug, über. das Erforderniß ded Schadenbetra— 
ge& ſich erklärt.  Diefer Paragraph ift alfo auch als die Haupt« 
stelle zu betrachten ‚ in Hinſicht auf welche der Gefeggeber in der 
Folge fich kürzer faſſen konnte. Es ift daher dem $.6 der Ein- 
leitung: zum Strafgeſetze viel mehr gemäß; ald entgegen, daß, 
wenn im .fpäteren dem $.153 nachfolgenden Stellen bey dem 
Diebftahle, der Veruntreuung. und dem Betruge ein gewiller Bes 
trag ohne Unterfchied, ob er aus Einer oder mehreren Handlun⸗ 
gen entjtehe, zur Criminalität erfordert wird, es gleichgültig ſey, 
ob derfelbe aus Einer oder aus mehreren Handlungen hervorgehe. 

Dabey bleibt ed. noch immer wahr, daß nur dasjenige als 
Berbrechen behandelt werde, was durch das Geſetz ausdrücklich, 
dad heißer nicht bloß durch die allgemeinen Definitionen der, 
$$. ı bis b der Einleitung, fondern in den einzelnen Hauptſtücken 
des eriten Abfchnittes insbefondere dafür erflärt wird, wenn man 
gedachte Hauptitüde und Stellen im Zufammenhange, nicht aber 
bloß einzelne Stellen mit der irrigen Forderung lieft, daß der 
Gefepgeber jede Verfügung an. fo vielen Orten buchitäblich wies 
derhohlen ſollte. Durch die entgegengefegte Auslegung würden 
auch diergedachten Anordnungen fehr vereitelt und umgangen 
werden, da es zumalen Dienftleuten und Beamten fehr leicht 
fällt, durch einzelne unmerfliche kleine Diebftähle und Verun— 
freuungen' dem Dienftheren und dem Staate großen — zu 


— 
$. 154. 


— Aus der Beſchaffenheit der That iſt der —2 
— ein Wertzechen 

I: Ohne alle Rückſi cht auf den Betra 

a) wenn er wahrend. einer — Waſſer⸗ 
noth, oder eines andern gemeinen, oder dem Beſtoh— 
lenen inſonderheit zugeſtoßenen Bedrängniſſes verübet 
worden; 

b) wenn der Dieb mit Gewehr, oder andern der 
perſonlichen Sicherheit gefährlichen Werkzeugen ver: 
ſehen geweſen. 
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IL Wenn der Diebftahl mehr als fünf Gulden 

beträgt, und zugleich ER 

a) in Geſellſchaft eines oder mehrerer Diebögenoffen ; 
" b) an einem zum Gottesdienfte geweihten Orte; 

ec) an — Gute; 
ch an Holz, entweder in eingefriedeten Waldungen, 
oder. mit betrachtliher Beihädigung der Waldung ; 

e) an Fiſchen in Veichen; —— 

f) an Wild, entweder in eingefriedeten Waldungen, 
oder mit beſonderer Kühnheit, oder von einem, gleich⸗ 
ſam ein ordentliches Gewerbe damit treibenden Thäter 
perübet worden ift. — 


Juſtiz-Hofdekret vom 5. Juny 1804. | 

Seder von dem Gefege insbefondere in den $$. 154 — 156 
angeführte Umſtand macht, entweder mit, oder ohne Rückſicht 
auf den Betrag, wie das Gefeg Flar andeutet, fchon einzeln bes 
trachtet, den Diebftahl zu einem Verbrechen. Wenn alfo z. B. 
ein Diebſtahl an Holz, in Gefellfchaft eines oder mehrerer Diebs— 
genoffen in einer uneingefriedeten Waldung, aber ohne beträcht« 
liche Vefhädigung der Waldung begangen wird; fo ift er fchon 
des erften erfchwerenden Umflandes wegen, nämlich $. 154 Il. 
lit. a ein Verbrechen. | 


Sufiz:Hofdefret vom 5. Oftober 1804. 


Ob der Verſuch des Diebſtahls an einem verfperrten Gute, 
wenn der Thäter behauptet, daß er nicht über fünf Gulden 
am Werthe entwenden wollte, als ein Verbrechen nach dem $. 151. 
erften Theiles, oder nur als eine ſchwere Polizey - Uebertretung 
zu beftrafen fey, hängt von den die That begleitenden Umftänden 
ab. Wußte der Thäter, oder fonnte er mir Wahrfcheinlichfeit 
vermuthen, daß in dem verfperrten Behaͤltniſſe nur Sachen, 
deren Werth nicht über fünf Gulden fteiget, aufbewahret feyen, 
dann fann man auch nicht annehmen, daß feine böfe Abſicht auf 
ein Gut von höherem Werthe gerichtet war, folglich ift der Ver« 
fuch nur als eine fchwere Polizey» Uebertretung ftrafbar. Wenn 
aber die verfperrten Sachen den Werth von fünf Gulden über: 
fleigen, und zum Theile dem Thäter die oberwähnte wahrfcheinliche 
Entfchuldigung nicht zu Statten fommt, fo hat er die Vermu— 
thung wider fich, daß fich feine Habgierde des ganzen verfperrten 
Gutes, in fo fern es ihm möglich war, bemächtigen wollte, und 
liegt ihm aus andern Umftänden der Beweis des Gegentheild ob. 
Ohne Beobachtung diefes in der Natur der Sache liegenden Un: 
terfchiedes würden die Fühnften und fräflihiten Verſuche durch) 
dad Läuguen des Thaͤters abgelehnt werden. | 
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Hofdekret vom 7. Februar 1818, an ſämmtliche 
Appellations⸗-⸗Gerichte, einverſtaͤndlich mit der Hof⸗ 
kommiſſion in Zuftiz« Geſetzſachen. Nr. 1415 d. J. G. S. 


Aus dem Hofdekrete vom 33. Juny ı808, welches bey der 
zweyten Auflage des Strafgefegesin den Anhang IL. unter Nr. XII 
aufgenommen worden ift, und aus dem Negifter unter dem 
Worte: »Wilddiebſtahl« it der Zweifel erhoben worden: ob der 
Diebftahl an Wild auch aus dem Betrage über fünf und zwan« 
54.9: Gulden nad dem $. 153 erften Theiles, oder nur in Folge 
deö $. 154, Abfap IL £, aus, der. Befchaffenheit. der That zum 
Verbrechen werde? 

Zur Befeitigung desſelben wird erklaͤret: daß nach dem 
angeführten $. 153 auch am Wilde in einer uneingefriedeten 
Waldung ein Diebftahl begangen werde, der fchon aus dem Bes 
trage, wenn er in einem oder mehreren Angriffen fünf und zwans» 
sig Gulden ‚Wiener Währung überfteigt , zum Verbrechen ger 
eignet ılt. 

Wird aber der Wilddiebſtahl unter den erſchwerenden Um⸗ 
ftänden des $. 154 I1.f) begangen, fo ift er auch ſchon bey einem‘ 
Betrage über fünf Gulden Wiener Währung aus der BE, 
fenheit der That als ein Verbrechen zu behandeln. 


$. 158. | 
„an Die Sioene Aus der Eigenschaft des geftohlenen Gutes wird 
fobtenen &u Der Diebitahl. um Berbrechen: 
— J. Ohne Rückſicht auf den Betrag, wenn ſolcher 
an einer unmittelbar zum Gottesdienſte gewidmeten 
Sache, mit einer den chriftlichen Keligionsdienft belei= 
digenden —— begangen worden: 
11. Wenn er mehr als fünf Gulden beträgt, und 
a) an Feld» und Baum — 
b) am Viehe auf der Weide, oder vom Triebe; 
c) an, Ackergeräthihaften auf dem Selbe, verübet 
worden ift. 


Hofdekret vom 50. Auguft 1833, an fänmtlice 
Appellations-Gerichte, in Folge —— — 
ſchließung vom 9. May 1833. Nr. 2628 d. J. G 


Nachdem ſich der Zweifel ergeben hat, ob nach dem — 
des Geſetzes das Laub der Maulbeerbäume zu den Baumfrüchten 
gehöre, wovon der h. 155 des Geſetzbuches über Verbrechen han⸗ 
delt, jo haben Seine Majejtät zu bejtimmen gerubet, daß in den 
Ländern, in welchen die Zucht der Seidenwürmer einen Zweig 
der Induftrie und der Landwirthfchaft bildet unter den im 


1/pl 


$. 155, Nr, II. lit’ a de#&efepbuches über Verbrechen vorkom⸗ 
menden Ausdrude: Baumfrücte,: auch das Laub der Maul 
beerbäume, welches zur Sütterung der Seidenwürmer dient, zu 
veritehen, und daher der Diebjtapl an diefem Laube, wie der 
Diebftahl an Baumfrüchten, nach Vorfchrift des $. 155. Nr. II. 
* a zu behandeln und zu beſtrafen ſey. 


| $. 156. 
Aus der Eigenſchaft des. Shäters: ift der Dieb- ‚d) Die gefäse, 
ftahl ein Verbrechen: fenpeit desThäs 


I. Ohne alle Kückficht anf den Betrag, wenn “* 
ber — ſchon zwey Mal Diebſtahles wegen geſtrafet 


— Mit Rückſicht auf den Betrag von fünf Gul⸗ 
den, wenn 
a) der Diebftahl von Dienftleuten an ihren Dienft- 
herren, oder Dienftfrauen; - 
‘ b) von Gewerböleuten oder Saglöhnern an ihrem 
Meiſter, oder denjenigen, welde die Arbeit he 
haben, verubet wird. | 


Hofdefret vom 5. Dftober 1804, an das Böhs 
mifde Appellations-Geridt, zo... m der 
‚Hoffommiffion in Gefeßfachen. Nr. 692 d. J. ©. 


Die vorhergegangene von dem Öefeße geforderte — 
Beſtrafung wegen Diebſtahls mag im Criminal: Wege, oder von 
der politifchen Obrigfeit verhängt worden feyn, fo wird der fol: F 
gende Diebftahl ohne alle Rücficht auf den Betrag zum Ver .· 
brechen. Doc iſt dieſe gefegliche Verfügung in Hinſicht des 
Diebftahles auf das Met Verbrechen der BEENDEN 
nicht auszudehnen. 


Juſtiz-Hofdekret vom 23. Auguſt 1815, an das 
Inner» Deft. Appellations- Geridt, 


Ä Auf die vorgelegten Anfragen: ı) ob nad) dem $. 156 II. 
ded erften Theiles des Strafgefeges ſchon ein Betrag von fünf 
Gulden (und nicht über fünf Gulden) den Diebſtahl zum Wer: 
brechen eigne, oder ob man den hier von dem höchſten Geſetzgeber 
gebrauchten Ausdrud als gleichlautend mit jenem in den $$. ı54 
und 155 II. annehmen, und fomit nur jene Diebftähle als Ver: 
brechen anfehen folle, welche den Betrag von fünf Gulden Aber- 
eigen? _ 

2) Ob der Diebftahl, welchen Dienftleute an den Rindern 
ihrer Dienftherren oder Dienjtfrauen, oder welchen Gewerböleure 
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oder Taglöhner an den Kindern Ihred Meifterd oder Arbeitöbes 
ftellers verüben, ebenfalls al& unter dem $. ı56 II. lit.a) und b) 
begriffen anzufehen und zu beftrafen fey ? | 

3) Ob die Anordnung des $.1ı58 des Strafgefehes auch auf 
jened Verbrechen des Diebitahled angewendet werden Fönne, 
welcher in zwey Angriffen, und zwar einmal ſchon dem Betrage 
nad) ald Verbrechen begangen wird, das andere Mal aber nicht 
dem Betrage nad, fondern nur begleitet von einem der in den 
6$. 154, 155 und 156 enthaltenen Erfchwerungsumftänden, 
oder ob 

4) die Anwendung des $. 158 des Strafgefeges nur dann ein» 
trete, wenn bey einem und dem nämlichen diebifchen Angriffe 
zwey Umſtaͤnde, die es zum Verbrechen machen, vorhanden find, 


z. B. wenn 30 fl. am verfperrten Gute, oder ı0 fl. am vere 


fperrten Gute und in Gefellfchaft geitohlen werden? bar das 
Appellationd: Gericht das ſich anfragende färnthnerifche Stadt⸗ 
und Landrecht anzuweifen: 

Ad ı) fich genau nad) dem beftimmten Wortlaute des $. 156, 
II., welcher zum diesfälligen Verbrechen nur die Entwendung 
eined Betrages von fünf Gulden fordert, zu benehmen. 

Ada) ift demfelben zu bedeuten: der $.156 II. a) undb), es 
möge der Diebftahl von Dienftleuten an den Kindern ihrer Dienft- 
berren oder Dienftfrauen, oder von Gewerböleuten oder Taglöh— 
nern an den Kindern oder an der Gattin ihred Meilterd oder 
Arbeitsbeftellers, fo fern fie in gemeinfchaftlicher Haushaltung 
leben, verübt werden, laſſe in Zufammenhaltung des $. VI. 
der Einleitung zum Strefgefege mit dem buchftäblichen Inhalte 
des $.ı56, UI. a) und b) des erſten Theiles diefes Geſetzbuches 
feine Ausdehnung des legtgedachten Paragraphes über die darin 
beitimmt genannten Perfonen zu. | 

Ad 3 und4) it dad Appellations » Öericht ganz recht daran, 
daß, da diedfalld zwey Umftände, deren jeder für fich den Dieb— 
ftapl zum Verbrechen eignet, vorhanden feyn müjjen, damit der 
$. 158 in Wirffamfeit fommen fönne, mehrere diebifche Angriffe 
aber an und für fich fein Verbrechen, dem bloßen Antrage nad) 
find, außer fie überfleigen zufammen genommen den im $. 153 
bezeichneten Betrag von fünf und zwanzig Bulden, hieraus fich 
"deutlich ergebe, daß in den aufgeftellten Fällen, nämlich a) wenn 
in einem "Angriffe 26 fl. ohne Erfchwerung, und in dem zwey- 
ten Angriffe 6 fl., aber am verfperrten Gute — oder b) wenn 
einmal 24 fl. ohne Erfhwerung, das andere Mal aber ı0 fl. in 
Geſellſchaft, allenfalls auch c) in fünf Angriffen, in dem erften 
6 fl., in den übrigen aber jedes Mal 5 fl. an verfperrtem Gute 
oder in Sefellfchaft geftohlen werden, der in wiederhohlten Ans 
griffen verübte Diebftahl fowohl aus dem Betrage, ald aus der 
Befchaffenheit der That als Verbrechen erfcheine; daß dagegen 
d) wenn zuerft 30 fl. und dann 4 fl. in Sefellfchaft, oder e) ein« 


145 


mal 22 fl. unbefchwert, und in einem andern Angriffe 4 fl. in 
Gefelfchaft oder am verfperrten Gute entfremdet worden, der 
in mehreren Angriffen verübte Diebſtahl offenbar nur aus dem 
Betrage zum Verbrechen erwachfe, wornach dann auch nur in 


den Fällen ad a, b und c, nicht aber ad d und e die Anordnung = 


des $. 158 des Strafgefeped Statt haben fönne. 


Hofdekret vom 24. April 1827, an das Nieder: 

Oeſterreichiſche Appellations-Gericht, im Ein- 

vernehmen mit der Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen. 
Nr, 2275 d. J. G. S. 

Ueber die Frage: ob der. 166, IL. lit. b des erſten Theiles 
des Strafgeſetzes auch auf Lehrjungein anwendbar ſey? wird die 
Belehrung dahin ertheilet, daß der $. 156 II. lit. b erfter Theil 
des Strafgefeped allerdingd auch auf den von Gewerbss Lehr: 
jungen an ihren Meijtern verübıen Diebſtahl anzuwenden fey. 


$. 157. 

Iſt der Diebftahl außer dem, was in den vier 
vorhergehenden Paragraphen zum Berbrechen erfordert 
wird, nicht weiter beſchweret, jo ſoll er mit fehwerem 
Kerker zwifchen ſechs Monaten und einem Jahre bes 
ftrafet werden. | 

$. 158. 


Kommt aber zu dem, was fchon für fich zur Ei- 
genfchaft eines Verbrechens genug ware, noch ein 
weyter in gedachten Paragraphen ausgedrückter Um— 

and; jo ift die Strafe des ſchweren Kerkers zwifchen 
einem und fünf Jahren auszumeffen. 
(Siue Hofdekret vom 23. Auguft 1815, bey 5156.) 


$. 159. 

Beläuft fih die Sunme des Beftohlenen über 
drey hundert Gulden, oder ift dem zu. ein 
nad) feinen Umſtänden empfindliher Schade zugefüget, 
oder der Diebftahl mit befonderer Berwegenheit, Ge— 
walt oder Arglift verübet worden, oder, hat der Thäter 
ſich das Stehlen zur Gewohnheit gemacht; fo foll auf 
fünf- bis zehnjährigen ſchweren Kerker erkannt werden. 


S. 160. 


Eiin zur Nachtzeit verübter Diebftahl ift entweder 
in der Ausmeffung der Dauer, oder in der Verſchär— 


Strafe des 
Verbrechens 
des Diebſtah⸗ 
les. 


14% 


fung der Strafe ftrenger zu beſtrafen, als werner uuter 
Thrigens gleichen Umſtänden bey Tage geſchehen wäre. 


Hofdefret vom 17. Auguft 1804, an dad Oft: 
Galiziſche Appellationd= Gericht, über deſſen 
Bericht vom 4. April v..3. Nr. 6782.8.8.6. 


. Ein zur Nachtzeit verübter Diebftahl iſt, wenn der Betrag 
des Beftohlenen nicht mehr als fünf und zwanzig Gulden beträgt, 
und feiner von den in den 69. ı54, 155 und 156 des neuen 
Strafgefeged angeführten Umftänden eintritt, keineswegs ein 
Verbrechen. 

-$. 461. 


Die Veruntren · Als ein Verbrechen ift diejenige Veruntrenung zim® 
ung wir u eb hehandeln, wodurch Jemand ein, vermöge feines df- 
er ge, fentlichen Amtes, oder bejonderen obrigfeitlichen Auf: 
Iwafienheit des trages ihm anvertrautes Gut, in Betrag von mehr 
als fünf Gulden, vorenthält oder fid) zueignet. 


Hofdekret vom 21. Julius 1826, an ſämmtliche 

Appellations- Gerichte, mit Ausnahme jener von 

Tyrol und Dalmatien, in Folge a, h. Entfchliefung vom 

19. Junius 1926, über Vortrag der vereinten Hofkanzley, 
Nr, 2204 der $. G. ©. 


Seine Majeftät haben zu befehlen geruhet, daß diejenigen, 
welche zur Erhebung Iandesfürftlicher Steuern aufgeftellet find, und 
in Empfang genommene Steuergelder vorenthalten, oder ſich zu⸗ 
eignen, fo wie diejenigen, welche hieran Theil nehmen, nach den 
$$.161, 163, 165 und 166 des erften Theiles des Strafgeſetzbuches, 
oder in fo fern die vorenthaltenen oder zugeeigneten Gelder den 
Betrag von 5 fl. nicht erreichen *) follten, nach dem $. 2,1 des 
zweyten Theiled des Strafgefegbuches zu behandeln und zu bes 
ftrafen feyen, diefe Vorfchrift Aber nur für die nad) erfolgter 
Kundmachung derfelben eintretenden Bälle zu gelten habe 


Hofdefret vom 13. July 1827, an ſämmtliche 
Appellationss Gerichte, in Folge allerhöchfter Ent- 
fhliefung vom 18. November 1826, über Vortrag der 
oberften Juſtizſtelle. Nr. 2291 d. J. G. ©. 

Ueber die Strafen einer unredlichen Verwaltung obrigfeit= 
liher Waiſen- und Depofiten s Kaffen wird für das Künftige 
Folgendes feitgefegt : 

Obrigkeitliche Beamte und Gutsherren, welche fih Waifen: 


*) Aufolge Hofdelretes v. 8. Zulius 1831 ift anftatt v»erreihen« 
zu leſen: v»überfteigen«. 


oder: Depofiten» Belder, zueignen, oder diefelben 
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den Waiſen⸗ 


oder Depoſiten⸗ Kaſſe vorenthalten, ſo wie diejenigen, welche au 
dieſer Vorenthaltung oder Zueignung Theil nebmen, ſind nach 
den 59. 161, 163, 165 und 166 des erſten Theiles des Sträf: 
gefeged, oder in fo fern die vorenthaltenen oder jugeeigneten 
Gelder den Betrag von fünf Gulden. nicht erreichen.*) follten, 
nad; dem $. 211. des zwepten Theiles des Strafgeſetzes zu bes 


bandeln und zu beftrafen. 


Diefe Strafen treffen auch diejenigen, welche fich, unter 
Dem Vorwande eines Anlehens aus der Waifen - und Depofitens 
Kaffe einen Angriff auf die dahin gehörigen Gelder erlauben, 
und ftatt des erhobenen Betrages einen Schuldfchein in die Fafle 


legen, ohne für die Schuld vorher nach gefegliche 


e Borfchrift, 


und mit Genehmigung der Behörde, Sicherheit beftellt zu haben. 
RS Fe vom 8. März 1832, an das 
I 


Iyrifd- 


üftenländifhe Gubernium in Folge 


a. h. Entfchließung vom 31. Jänner 1832, dem. Inner— 
-Defterreihifh- Küftenländifhen Appellations- 


Gerichte mitgetheilt durh Defret der 


oberften 


Juſtizſtelle vom 22. Juny 1832. Nr.2552 


der J. G. ©. 


Die in dem Hofdekrete vom 13. July 1887 (3. ©. ©. 
Nr. 2291) enthaltene Vorſchrift über die Strafe der Verun—⸗ 
treuung der Waiſen⸗ und Depofiten-Gelder wird auf den Villacher 


Kreid, Krain und die Küftenlande ausgedehnt. 


(Siehe ben $. 153 das Hofdekret vom ı1. May 1816, ben $. 156 
das Hofdelret vom 5. DEtober ı804, und bey Abſatz VI. der Ein: 
‚leitung. die a. h. Entſchließung vom. 23. Juny 1805) 


6. 162. 


Eine ſolche Beruntrenung fol mit ſchwerem Kerker Strafe. 
von einem bis fünf. Jahre; wenn fie aber hundert Gul⸗ 
den überfteigt, von fünf bis zehn, und zwanzig Jahren 


beſtrafet werden. | 
$: 168. 
Des Verbrechens der Beruntrenung 


enthaltenen 


PH 


auch Wi fhuldig, welcher außer dem im»$:161: 


alle ein ihm anvertrautes Gut, in einem 


Betrage von mehr als fünfzig Gulden voreuthält, oder: 


ſich zueignet. 


2) Zufolge Dekretes der vereinigten Hofkanzley vom 18. ly 1831, 
it das hier vorkommende Worts erreichen, mit en 


‚überfteigenzwserfeßen. . ..<.: 


24 


Wafer's Strafgef. über Derbr, | 1 
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Hofdekret vom 1. Auguſt 1828, an das Nieder 

Defterreihifhe Appellations» Gericht, einver- 

ftändlih mit der Hofkommiſſion gi —— a F 
Nr. 2357 d. J. © 


ueber die Anfragen: 

a) Ob die mehreren Stimmen der ungeprüften Käthe bey 
einem unvollftändig befegten Magiftrate die Einleitung einer 
Eriminal': Unterfuhung befchließen können, umd 

b) ob ein in die Erefution verfallener Schuldner durch Ver» 
zehrung oder Veräußerung feiner von den Gläubigern gepfän- 
deter Fahrniſſe im Allgemeinen, oder doch wenigftend im Falle 
einer fein Vermögen überfleigenden Schuldenlaft , ein Ver- 
brechen begehe? wird bedeutet: &o viel die erſte Frage betrifft, 
ift bey den mit einem geprüften Syndifus nebit einem ungeprüfe 
ten Bürgermeifter und ungeprüften Räthen befepten Gerichten 
der Städte und Märkte auch über die Einleitung einer Eriminale . 
Unterfuhung ; im Falle einer Derfchiedenheit der Meinungen, 
der Beichluß nad) der Mehrheit der Stimmen zu faffen. In An⸗ 
ſehung der zweyten Frage werde dad Appellations» Gericht auf 
den $. 163 und den $,178 lit. £ des erften Theiles des Straf: 
gefeßbuches mit der Bemerfung gewiefen, daß von dem Oläubiger 
gepfändete, aber in der Verwahrung des Schuldners gelaffene 
Fahrniſſe allerdings ald dem Schuldner anvertraute Sachen zu 
betrachten ſeyen. 

(Siehe bey $.153 das Hoſdekret vom ı1. May ıBı6, und bey Ab⸗ 

fa VI. der Einleitung die a. h. Entſchließung v. 23. Juny 1835.) 


| ‚6.164. 

Strafe. Eine folde Beruntrenung ift mit Kerfer von ſechs 
Monaten bis auf ein Jahr; wenn aber der Betrag 
drey hundert Gulden überſteigt, mit ſchwerem Kerker 
von einem bis auf fünf Jahre; und bey beſonders er- 
ſchwerenden Umftänden zwifchen fünf und gehn Sahren 
zu beftrafen. — | 


em . Der Theilnehmung am Diebftahle oder an einer 
oder an Beru Beruntrenung macht fid derjenige fchuldig, der Fa 


treuung, lenes oder en But verhehlet, an ſich riugt, 
oder verhande 
$. 166. 
Seo. Iſt dem Theilnehmer 


a) aus.dem Betrage, oder Werthe des Gutes, oder 
aus dem Borgange bekannt, daß der. Diebftahl oder 
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die Beruntrenung auf eine Art, die fie zum Berbre: 
chen eignet, begangen worden ſey; oder | 

b) überfteigt das zu mehreren Malen verhehlte, au 
fi) gebrachte, oder verhandelte But zufammen den 
Betrag oder Werth von fünf und zwanzig Gulden; fo 
ift die Sheilnehmung mit Kerker von ſechs Monaten 
bis auf ein Fahr; nad) der Größe des Betrages, der 
— und des beförderten Schadens auch bis auf 


uf Jahre zu beſtrafen. 
§. 167. 

Jeder Diebſtahl und jede Veruntreuung hört auf Strafifigteit 
ein Verbrechen zu feyn, wenn der Thäter eher, ald were der he 
die Obrigkeit fein Berfchulden erfährt, den ganzen aus oe Reue. 
feiner That entfpringenden Schaden wieder gut macht. 

Eben diejes gilt auch von der Theilnehmung. - 


Hofdefret vom 5, DOftober 1804, an das Böh: . 
mifhe Appellations-Gericht, einvernehmlich mit 
der Hoffommiffion in Gefebfachen. Nr, 693 d. J. G. S. 


Nach den Worten und der Abſicht des Geſetzes muß der 
Thaͤter, obgleich auf Andringen des Beſchaͤdigten, nicht: aber 
ein Dritter für ihn den Schaden vor der obrigkeit— 
lihen Entdeckung gut gemacht haben. Doch reicht es zur 
Befreyung eines Theilmehmers von der Strafe bin, wenn 
der Theilnehmer an einem Diebftahle vor der obrigkeitlichen Ent: 
deckung den ganzen, aus feiner Theilnahme entftandenen Schaden, 
in fo fern ſich dieſer Antheil erheben laͤßt, gut gemacht hat. 


Hofdekret vom 14. Jänner 1822, an das Nied. 
Deft. Appellations- Gericht, im Einvernehmen mit 
der Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen. Nr. 1829 

der J. G. ©. — 


—JF 


Es iſt die Belehrung angeſucht worden, ob der $. 167 er⸗ 
ſten Theiles des Strafgeſetzbuches auf die folgenden fünf 
Faͤlle anwendbar ſey: 

Erſtens, wenn ein Beſchaͤdigter bey der Obrigkeit die 
Anzeige eined an ihm verübten Diebitahles machte, ohne nur 
aus entfernten Imzichten.auf einen Thäter deuten zu können, 
von dem Thäter aber, ehe die. Obrigkeit zur Kenntniß gelanget, 
daß er der Thäter fey, der Schade gut gemacht würde. 

Zweytens, wenn ein Dieb, bevor er das geftohlene Gut 
in Sicherheit brachte, auf der Flucht von dem Beflohlenen eins 

. 10 
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gehohlt wird ‚und e8 auf deſſen Abforderung zurüdftellet, oder 
es bey der Verfolgung hinweg wirft. 

Drittens, wenn der Thäter ſich verpflichtet, dem Be. 
fhädigten binnen einer bejtimmten Zeit Vergütung zu leiften, 
aber den Vergleich nicht hält, und dann von dem Beſchadigten 
angezeigt wird. 

Viertens, wenn unter den obigen Verhaͤltniſſen bey der 
Abſchließung des Vergleiches ein Theil des entwendeten Gutes 
zurückgeſtellt worden iſt. 

Fünftens, wenn der Thäter einen Theil des entwender 
ten Gutes vor der obrigfeitlichen Entdedung zurüdftelt, und in 
Rückſicht des Ueberreſtes einen Vergleich anbiethet, der Befchädigte 

. aber feinen Vergleich eingeht und den Thäter verhaften läßt. 

Hierüber wird bedeutet: daß, nachdem bey dem $. 167 ers 
ften Theiles des Strafgefepes, die Neue des Thäters, und die 
von ihm aus freyem Antriebe erfolgte Zurüdgabe des geftohlenen 
Begenftandes der Hauptgrund des Gefeped war, - diefer Parar 
graph aber zugleich fordert, daß der Thäter eher, ald.die Obrigs 
keit fein Verfhulden erfährt, den ganzen auß feiner 
That entfpringenden Schaden wieder gut mache; .fo ergebe fich 
hieraus, daß diefer Paragraph wohl aufden erften, nicht aber 
Auf bie übrigen vier Faue angewendet werden Fonne, | 


Hoftanzley⸗ » Defret vom 18. April. — an 
ſämmtliche Länderſtellen. Nr. 1868 d. J. G.S.“ 


Nach dem $. 216 zweyten Theiles des Strafgefepbuches, 
hören Diebflähle und Veruntreuungen, wie auch die Theilnahme 
an denſelben auf, ſchwere Polizey- Uebertretungen zu ſeyn, wenn 
vor der gerichtlichen Entdedung die freywilige Zurüchflellyng 
oder Vergütung gefcheben ilt. 

Nun ift der Zweifel entftanden, ob diefer Patagraph auch 
dann ſeine Anwendung finde, wenn zwar der Diebſtahl oder die 
Veruntreuung bereits von dem Beſchaͤdigten gerichtlich angezeigt 
wurde, der Thäter aber noch unbefannt iſt, und die Zurücjte# 
lung oder Vergütung freywillig und früher leiſtet, ehe er-ent: 
dedet wird. 

Um diefen Zweifel zu beheben, und damit von allen, Rich: 
tern über fchwere Polizey » Lebertretungen ein gleiches Verfahren 
beobachtet werde, wird nach der Analogie des $. 167 erjten Thei« 
led des Strafgefegbuches erfläret: daß in dem vorbemerften Falle 
die Beflimmung des $. 216 zweyten Theiles deö Orrafgelep: 
buches, allerdings feine Anwendung finde. 


$. 168. 


Diebnäbke, In wie fern übrigens die hier nicht vorfommen- 
famerepoligens DEN geringeren Diebftähle vder Veruntrenungen und; 
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die Theilnahme an denfelben; wie auch überhaupt die Beendet wer 
unter Ehegatten, Aeltern und Kindern, fo lange fie i 
in gemeinjchaftliher Haushaltung a ‚vorfalfenden 
Entivendungen, nad Art ſchwerer olizey⸗Uebertre⸗ 

tungen zu behandeln ſeyn, darüber ift die Vorſchrift 

in dem zweyten BR des gegenwärtigen Geſetzes 
enthalten. PP > 
Hoftanygley Dekret * do0 Nove al, an 
ſämmtliche Länderſtellen. Nr. 138189.6.©. 


AUeber Anfrage: ob die in dem $. 168 des erjten Theiles des 
Strafgefegbuches bey den unter Ehegatten, Aeltern und Kindern 
vorfallenden Entwendungen zugeftandene Begünftigung auch auf 
fremde Theilnehmer anwendbar ſey, mithin ob die Iheilnahme 
smder Perfonen an einem folhen Diebftahle deßhalb Verbrechen - 
u feyn aufhöre, weil der Diebflahl der Vorerwähnten nicht als 
erbrechen zugerechnet werde, haben Seine Majeftät zu befchlies 
fen gerubet, daß jene Befreyungen, weldye Kindern unter viers 
sehn Zahren im $.2 d, dann. den Familiengliedern in dem 
$. ı68 des erften, und dem (. 213 des zweyten Theiled des 
Strafgeſetzes zu Statten kommen, auf Theilnehmer, bey denen 
nicht die naͤmlichen — einfteichz rg auds 
zudehnen feyen. ei 
ERDE bey $. 2 Hofdelret vom: 11. * 1813.) - 


&trafe. 


Drey und zwanzigftes Hauptftäd. 
u Bon dem Naube. 


§. 169. 
u Eines Raubes macht fi fehuldig, wer einer 
ehren Gewalt anthut, nm fich ihres, oder fonft eines 
emden beweglichen Gutes zu bemächtigen; die Gewalt 
mag mit thätliher Beleidigung, oder nur mit Dro⸗ 
bung gefhehen. | 
$. 170. 


Schon eine folhe Drohung, wenn fie auch nur 
von einem einzelnen Menfchen geſchehen, und ohne 
Erfolg geblieben ift, ſoll mit fünf- bis zehnjährigem. 
ſchweren Kerker beftrafet werden. 


$. 171. 
ft aber die Drohung in Gefellichaft eines oder 


mehrerer Raubgenoffen, oder mit mörderijchen Waffen 


gefchehen, oder, ift das Gut ai die Bedrohung 
wirklid geraubet worden; fo foll auf ſchweren Kerker 
von zehn bis zwanzig Jahren erkannt werden. 

$. 172. 

Diefe Strafe findet auch Statt, wann gewalt- 
thätin Hand an eine Perfon geleget wurde, obgleid) 
der RKaub nicht vollbracht worden. 

$. 178. 

Sit aber der mit gewaltthätiger Handanlegung un⸗ 
ternommene Raub aud) vollbracht worden; fo ift die 
Strafe lebenslanger fehwerer Kerker. 

$. 174. 

Iſt bey dem Raube Jemand dergeftalt verwundet 
oder verleßet worden, daß derfelbe Dadurch wichtigen 
Nachtheil an feinem Körper gelitten Hat, oder, ift 
Semand durch anhaltende Mikhandiung oder gefähr- 
Ihe Bedrohung in einen qualvollen Zuſtand verfeßet 
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worden; on jeder, der daran Sheil hat, lebenslang 
mit ſchwereſtem Kerker beftvafet werden. 


— | $. 178: —— 

Mer ein Gut, wovon er weiß, daß es geraubet zpeimenmung 
worden, fen es auch von geringem Betrage oder Wer- *" "me 
the, verhehlet, verhandelt, oder an ſich bringt, ift 
des Verbrechens der Theilnehmung am Raube ſchuldig, 
und mit fchwerem Kerker zwifchen eiuem and. fünf 
Jahren zu beftrafen. ES SER SRRAEER 


et und wanignee Kouptfäd. 
AL Bon dem Betruge, 


— — | u r | 
ng 176. | 
War durch Tiftige Vorſtellungen oder Sara 


= einen Andern in einen Srrthum führet, durch wel⸗ 
hen Jemand an feinem Eigenthume oder andern Red) 
ten Schaden leiden foll, oder wer in diefer Abficht des 
Audern Irrthum, oder Umwiffenheit benüßet, egent 
einen Betrug. 


Hoffanzley- . Dekret vom 15. April 1822, an 
fämmtlide Länderftellen, mit Ausnahme von Ti— 
rol, in Folge höchfter Entfchliefung vom 12. Mär; 1822, 
über Vortrag der vereinten Hoffanzley. Nr. 1866 
der J. ©. ©, 


Seine Majeftät haben zu verordnen befunden: daß die bey 
den Behörden fich fälfchlich für Deferteurs ausgebenden Indie 
viduen ald Betrüger nad den beitehenden Geſetzen von den 
fompetenten Behörden behandelt, und auf diejenigen, welche: 
zugleih gewerb& = und paplofe Wagabunden find, über- 
dieß noch die hierwegen beitehenden Verordnungen angewendet 
werden follen. 

Eine unmittelbare Folge hievon iſt, daß die bey den Be⸗ 
hörden für Deſerteurs ſich ausgebenden Individuen künftig nur 
nad) der von den betreffenden Regimentern oder Corps einge— 
hohlten Beitdtigung der Wahrheit ihrer Angabe, oder wenn den 
betreffenden Behörden befonderd an ihrer frühern lebergabe 
gelegen ift, nur dann von dem Militär übernommen werden 
Fönnen, wenn die betreffenden Behörden bey der Lebergabe fich 
ausdrüclich verpflichten, dem Militär » Aerarium für den Fall, 
wenn die betreffenden Individuen nicht als wirkliche Defer- 
teure anerfannt würden, alle auf die Individuen verwendeten 
Unfoften zu erftatten, 


$. 177. 
umpände mo — Der Betrug wird zum Verbrechen, entweder aus 
—— der Befhaffenheit der That, oder aus dem Betrage 
sewäch, des Schadens, | 
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Die Fäaͤlle, in. welchen der Betrug ſchon aus Dex ‚> die Deisat- 
Beichaffenheit der That zum Verbrechen wird, find: d. Tovat. 
a) wenn. fih um ein falihes Zeugniß, fo vor Ge⸗ 
richte abgeleget werden ſoll, beworben ; wenn: ein 
falſches Zeugniß gerichtlich angebothen, oder abgeleget; 
wenn fic) in eigener Sache zu einem. falfchen Eide er- 
bothen, oder wirklich ein toller Eid geſchworen wird; 
"b) wenn Semand den SKarakter eines öffentlichen 
Beamten fälſchlich annimmt, oder einen obrigkeitlichen 
Auftrag, oder ein befonderes, von öffentlicher Behörde 
erhaltenes Befugniß Tügt; Er 
) wenn in einem öffentlichen Gewerbe falfches Maß 
oder Gewicht gebraucht wird; * 
d) wenn * eine öffentliche Urkunde, oder 
eine durch öffentliche Auſtalt eingeführte Bezeichnung 
mit Stämpel oder Probe nachmacht, oder verfälſchet; 
e) wenn die zur: Beſtimmung der Gränzen geſetzten 
Markungen weggeräumet, oder verrücket werden; 
h) wenn Jemand durch Verſchwendung ſich in das 
Unvermögen zu zahlen geſtürzet, oder durch Ränke den 
Credit zu verlängern. geſucht hat; oder durch Aufftels 
lung .erdichteter. Gläubiger, oder fonft durch betrüg- 
liches Einverftändniß, oder Verhehlung eines Theiles 
von feinem Bermögen, den wahren Stand der Mafle 
verdrehet. ren 


Hofdefret vom 5. Dftober 1804, an das Böh— 
mifhe Appellations=- Gericht, einvernehmlidy mit 
der Hoffommiffion in Gefegfahen. Nr. 694 d. J. G. S. 
... Dee $. 178 in c. ded erften: Theiles des Strafgefeges ift mit - 

dem $. 226 des zweyten Iheiled dahin zu vereinigen, . daß. der 
erfte von dem Falle fpricht, wenn der öffentliche Gewerbömann 
falfches Maß oder Gewicht gebraucht ; der $..226 zweyten Theiled 
dagegen bezeichnet jenen Fall, wo der Gewerbsmann zwar echtes 
Maß und Gewicht führet, aber in der wirklichen . Ausmeſſung 
oder Abwägung ſich einer Lebervortheilung ſchuldig made. 


Lottos Patent vom 13. März 1813. 


'» 536: In Fällen endlih, wo durch Verfaͤlſchung, Unter: 
fehiebung oder Nachahmung der neuen Lotto = Scheine die Erreis 
hung eines unrechtmäßigen Gewinnes verfucht, oder erzielt wird, 
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ift wider den Thäter nad dem XXIV. ——— beö Geſetzes 
über Verbrechen $ 178, lit. d, oder nach Beſchaffenheit der That 
$. 180, lit. e und $$. 101 und ıBa, von dem betreffenden Criminal» 
Gerichte zu verfahren; gleichwie auch die Verjährung der Strafe 
in Hinficht auf diefed Verbrechen nicht: aus dem gegenwärtigen 
Gefepe, fondern aus dem XXVIII. Hauptftüde des ne. 
Strafgeſetzes $$. 207 und 208 einzutreten hat. 


Hofdekret vom 13. July 1814, an das Nied. 
Deft. Appellations » Öericht, einverftändlih mit 
ber Hofkommiſſi on in ar Nr, 1092 
J. G. 


Der s. 178, lit: a des Strafgefehes erften Theil fordert zum 
Begriffe ded Verbrechens des Berruges nicht, daß das. gerichtlich 
angebothene oder abgelegte faliche Zeugniß zugleich die Anerbie- 
thung oder die Ablegung eines Eides in ſich begreife, fondern 
die ftrafbare Handlung ift ſchon vorhanden, wenn vor dem Richter 
ein falſches Zeugniß abgeleger wird. 

Die Zuftizpflege „muß. nothwendig fich.der Wahrhaftigkeit 
der Zeugenfchaften mit Abhaltung des Leichtfinns durch ſtreuge 
Geſetze verſichern, ohne welche ſie in ihrer Ausführung durchaus 
gelaͤhmt wuͤrde. Und eben fo hat der $. 161 des Joſephiniſchen 
Strafgeſetzes die falfche Zeugenfchaft an fih zum Verbrechen 
erflärt, fie mochte mit oder ohne Eid gefchehen, der gefuchte 
Endzwed erreicht ſeyn oder nicht. Für diefes angebothene oder 
abgelegte Zeugniß an fich tritt die Strafe des $. ı8ı ein, ohne 
—— Rückſicht zu nehmen, welche Beweidkcaft in Civil» Pro: 
zeſſen ein unbefchwornes Zeugniß habe. 

Kommt aber der erfchwerende Umftand binzu, daß der 
Zeuge freventlich einen Eid angebothen, oder abgelegt bat, fo 
kann auch die Strenge deö $. 183 des Strafgefepbuches ‚Plag 
greifen, weil diefer Paragraph zwiſchen den Zeugen und denje⸗ 
nigen, die zu eigenem Vortheile einen falſchen Eid anbiethen oder 
ablegen, nicht unterſcheidet; wo übrigens der Richter in den ein— 
zelnen Faͤllen den Grad der boͤſen Abſicht und anderer mildernden 
Umſtaͤnde zu beurtheilen hat. 


H offangley- Derroe vom 17. Map 1819, an 
ſämmtliche Länderftellem, in Folge: höchfter Ent— 
fhließung vom 19. Auguft 1818, über Vortrag der Hof: 

Fommiffto ion in Juſtiz-Gefetzſachen. Nr. 1562 d. J. ©.©. 
Zur Behebung der Zweifel, welche über den Sim der in 


dem erften Theile des Strafgefeges über Verbrechen und fchwere 
Polizey : — 9. 178 unter d — Vorſchrift 
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— ſind, und zur warnenden Belehrung wird hiermit 
erklaͤret: —— F 

a) Jede Verfaͤlſchung einer öffentlichen Urfunde, fie mag 
an was immer für einer Stelle der Urfunde, und was immer 
für einer Abficht unternommen worden feyn, ift ein Verbrechen 
des Betruges. 

b) Unter die öffentlichen Urkunden gehören auch die von 
den beeideten Vorſtehern der Innungen oder Zünfte den Geſellen 
auögeftellten Kundfchaften, oder die Stelle der Kundfchaften 
vertretenden Lirfunden.: Dahet wird durch deren Berfälfhung, 
fie möge an was immer für einer Stelle derſelben, oder an der 
beygerücten .obrigfeitlihen Vidirung oder Beftätigung , und 
aus was immer für einer Abficht unternommen werden, das 
Verbrechen des Betruges begangen. | " 

e) Die von, einzelnen Meiſtern einer Innung oder Zunft 
ihren Gefellen auögeftellten Kundſchaften, und die von Gewerbs⸗ 
Leuten überhaupt ihren Gehilfen ertheilten Zeugnifle, find an ſich 
Feine :öffentlichen Urkunden. Ward ihnen aber, um anſtatt eines 
Paſſes zu dienen, oder zu ihrer Beglanbigung, von der Behörde 
eine Vidirung oder Beftätigung beygefügt, fo ift jede, an was 
immer für eine Stelle der befräftigten Urkunde unternommene 
—— ohne Unterſchied der Abſicht, das Verbrechen des 

etrugee. ee PR 


Hofdefret vom 16. April 1822, an fämmtlidhe 

Länderftellen, in Folge höchſter Entfchliefung vom 

16. Februar 1822, über Vortrag der Hofkommiſſion in 
Juſtiz⸗Geſetzſachen. Nr. 1867 d. J. G. ©. 


Seine Majeſtaͤt haben zu befehlen geruhet: daß die War: 
nung vor der mit einer Criminalſtrafe belegten Verfaͤlſchung der 
Wanderbücher , diefeh letzteren einzufchalten fey-- :- - 

Zur Befolgung diefes Höchften Auftrages wird mit Berufung 
auf die am 17. Mah ı8ı19, Nr. 1562 der 3. ©. &. wegen der 
auf die Verfälfhuug von Wanderbüchern, Kundfchaften ꝛc. ver- 
bängte Strafe, erlaffene Belehrung verordnet: die Verfügung 
gu treffen, daß einftweilen, und bis etwa die Wanderbücher in 
den, Öfterreihifhen Staaten allgemein gefeglich eingeführt wer: 
den, dort, wo ſchon jetzt den Geſellen ftatt der fonft gewöhnli- 
chen Kundfchaften, Wanderbücher ausgefertiget werden. follten, 
denfelben diefe Warnung in der Art, eingefchaltet werde: »daß 
jede Verfälfdung des Wanderbuches ald ein Verbrechen des 
Betruges nach den $$.ı78 d, und, ı8ı des erften Theiled des 
Strafgefegbuches geahndet werde«, und daß, ‚wenn von den 
Wanderbüchern eine neue Auflage veranlaßt wird, diefe Warnung 
in denfelben im. Eingange ald Belehrung erfcheine, in fo fern 
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aber bereits gedruckte Wariderbücher vorräthig’find, die nãmliche 
Warnung fhriftlicd eingetragen werde. 

Dort; wo noch von den Kundſchaften Gebrauch gemacht 
wird, iſt dieſe Warnung ebenfalls den Kundſchaften an einem 
ſchicklichen Orte einzuſchalten. 

KS. Circular⸗Verordnung ‚der Nied. Oeſt. Regierung vom 3. De⸗ 


zemder 1828, mit Beziehung auf das Patent vom 24: —— * 
wegen allgemeiner — der Wanderbůͤcher .) 


Hofdekret vom 9. May 1823, an. fämmtlidhe Alte 

Deft: Appellations- Gerichte, mit Ausnahme des 

Galtziſchen, über Eröffnung der vereinten Hofkanzley 
vom 25. April 1823. Nr. 1940. 


Die vereinte Hoffanzley'hat eröffnet: daß fie mit Beziehung 
auf das Hofkanzley⸗ Defret vom ı7. Map 1819; Nr. 1562 der 
I. ©: ©. an fämmtliche-Länderftellen die Weifung erlaffen habe, 
- dafür zinforgen, daß die Pälle, Kundfchaften,: Wanderbücher ꝛc. 
ohne Korrekturen ausgefertiget, und dieſe auch bey Vidirungen 
vermieden werden; damit ſolcher Geſtalt der Unzukoͤmmlichkeit 
moͤglichſt vorgebeugt. werde, daß —— Beſitzer von der⸗ 
gleichen, ſchon urſpruͤnglich oder bey Vidirungen durch. Korrel⸗ 
turen verunſtalteten Urkunden dieſer Art deßwegen angehalten, 
und einer — EINE — werden. 


Hofdekret vom 14 Juny 1823, an das Böhmifce 
Appellations » Gericht, einverftändlich mit ges 
kommiſſion in Juſtiz » Gefesfathen: Nr. 1947 d. J. G. S 


Die im Namen einer oͤffentlichen Behoͤrde faͤiſchlich unter 
nommene Ausfertigung von⸗Brandzeugniſſen und: Bettelpällen- iſt 
allerdings das Verbrechen des Beiruges, —— ua deilen in 
dem 6. 176 aufgeſtellten Begriff, ais auch mach: den in dem . 


$ 178,:b und d des‘ eeden — des Safe — mein 
neten. Sällen. : 


"Punzirungs- Patent. vom. Li... Pre 1824, , * 


$- 24. Wer immer in der Verfälfchung oder Nachmachung 
einer vorgefchriebernen Punze vder auch in der Einlöthung einer 
echten Punze ald Selbſtthaͤter oder Mitſchuldiger betreten, oder 
deſſen uͤberwieſen wird, mächt ſich mach $. 78,-lit. d des erſten 
Theiles des Strafgeſetzbuches eines Verbrechens ſchuldig, verliert 
die Waare, und muß das Aeratium für den Entgang der Pine 
sirungd? Gebirhr enefhädigen: · Dem Angeber wird' Geheimhal⸗ 
tung des Namens und eine Belohnung von 100 Stüc- ukaten 
zugeſichert, zu deren Zahlung der Schuldige verhalten wird 
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Hofdekret vom 26. July 38517: un ſämmtliche 
Appellation®-Gerichte,'zu Folge a; h. Entfchlier 
fung vom 23 July 1851, über Vortrag der .oberften 
Ä Juſtizſtelle. Nr.252205.6.6© 5. 

Seine Majeftät haben zu verordnen befunden, daß die aus 
Anlaß der Cholera: Krankheit ansgeftellten Sanitätd» und Kon: 


tumaz = Päffe für öffentliche —— anzufehen feyen, und jede. 


Verfälfchung derfelben im Sinne des $. 178 des erſten Theiles 
des Strafgeſetzbuches als Verbrechen des Betruges beſtrafet 
werden ſoll. F se j° 


Circulare der k. e. Randesregierung im Erzherzog: 
thume Defterreih unter!der Enns, vom 40. Of- 
tober 1857. } 


Laut hohen Hoftanzley = Defreted vom 20. September 1837, 
8.23651, haben Seine #, 8. Majeftär mit Allerhöchfter Entfchlie: 
fung vom ı. April 1837 über die zur Sprache gefommiene Brage; 
ob-die Beſtimmung des $. 198 erften Theiles des Strafgefeg- 
buches lit. a, auch auf jene falfchen Zeugenaudfagen Anwendung 
finde, welche vor den zur Unterfuchung. der ſchweren Polizey- 
Uebertretungen beitellten Behörden abgegeben werden, anzu: 
ordnen befunden: der $. 178, lit.a erften Theiles des Strafgefeg: 
buches , ift nicht nur auf jene vor einem Civil: -und'Eriminals 
Berichte abgelegten falfhen Zeugenausfagen, fondern aud) auf 
jene anwendbar, die.im Laufe der Unterfuchung ‚einer ſchweren 
Polizey » Uebertretung vor: jener Behörde abgegeben werden, 
welcher ‚hierüber die Gerichtöbarfeit zugewiefen ift. 

(Siehe bey $. 92 die Gırcular s Verordaung vom 6. ‚De. 1817.) 


$. 179: Ä 14 
Andere Betrügereyen werden zum Verbrechen, 
wenn der Schade, der verurſachet, ‘oder auf welden 
die böſe Abficht gerichtet worden, fid) höher als fünf 
umd zwanzig Gulden beläuft. | a 


Juſtiz-Hofdekret vom 5. Dftober,1804. 


Auf die Anfrage: ob die Nachahmung eines obrigfeitlichen 
Waldzeichens (welches zum Holzausweifen gebraucht wird), die 
fih Jemand zu Schulden fommen liege, um das auf ſolche Ark 
geftohlene Holz fich unter dem Scheine eines obrigkeitlich ausge⸗ 
wiefenen Holzes zuzueignen, ald Verbrechen des Betruges zu be- 
handeln fey? wird zur Nichtfchnur "bedeutet: daß ein, folcher 
Thäter allerdings. nach den h. 176 und ı80 ein Betrüger ſey; 
doch kann er nur nad) der Vorfchrift des $. 179 behandelt wer⸗ 


J 


b) der höhere 
Betrag. 
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den, und nicht nach jener des $. 198, lit. d, wo von der Mach: 
machung der, durch öffentliche Anfalt eingeführten Bezeichnung 

mit Stempel und Probe die Rede ift. 
(Siehe bey Abfas VI. der Einfeitung die a. h. Entfchliefung vom 
a3. Jung ı835, und bey $. 153 des Hofdelretö v. ı2. May 1816.) 


8.480. 
— der Die Arten des Betruges Taffen fi) zwar wegen 
meine bepsen ihrer zu großen Mannigfaltiokeit nicht alle in dem Ge- 


erage zum Ber: ſetze aufzählen. Inſonderheit macht fich aber mit Rüd- 
nk 1: anf glei) erwähnten Betrag eines Verbrechens 
uldig: 


a) wer -falihe Privat: Urkunden verfertiget; oder 
echte verfälſchet; wer nachgemachte oder verfälfchte öf- 
— Creditspapiere, wie auch, wer verfälſchte 

ünze, obgleich ohne Einverſtändniß mit den Ver— 
fälſchern weiter verbreitet; 

) wer den Schwachſinn eines Andern durch aber⸗ 
gläubiſche, oder ſonſt hinterliſtige Verblendung zu 
deſſen, oder eines Dritten Schaden mißbrauchet; 
ñ Rn wer gefundene Sachen gefliffentlich verhehlet, und 
ich zueignet; 

d) wer. fich einen falfchen Namen, Stand, oder 
Charakter beylegt, fi) für den Eigenthümer fremden 
Vermögens ausgibt, oder fonft Hinter einem falihen 
Scheine verbirgt, um fi unrechtmäßigen Gewinn zu— 
zueignen, Jemanden an Bermögen oder Rechten Sca- 
den zu thun, oder Zemanden zu nachtheiligen Hand 
lungen zu verleiten, zu denen er fi ohne den ihm mit⸗ 
gejpielten Betrug nicht würde verftanden haben; 

e) wer ſich in einem Spiele falſcher Würfel, falſcher 
Karten, eined hinterliftigen Einverftändniffes, oder 
anderer liftiger Ränke bedienet. | 


Hofdefret vom 12. Oktober 1821, an dad Böh- 

miſche Appellationds Gericht, einverftändlicd mit 

der vereinten Hofkanzley und der Hoffommiffion in Juſtiz⸗ 
Geſetzſachen. Nr. 1810 d. J. G. ©. 

Die Verheimlichung eines Schatzes kann nicht als das in 
dem (.ı80 adc, erften Theiles des Strafgeſetzes, bezeichnete 
Verbrechen des Betruges angefehen werden, und daher auch in 
diefer Beziehung Fein Criminal: Verfahren Pla greifen ; fondern 
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diefer Gegenſtand ift bloß nach den diesfalls beſtehenden politis 
ſchen Vorfchriften. zu behandeln, und der Verhehler eines Schapes 
nad Maßgabe deö $.400 des allgemeinen bürgerlichen Gefepbu- 
ches zu beftrafen. | 
, $. 181. 
Die’ Strafe des Betruges ift insgemein Kerker 


von ſechs Monaten bis zu einem Sahre; fie kann aber 


nach dem Grade der Gefährlichkeit, nach der Schwie- 
tigkeit, fid) dagegen vorzufehen, nach der Öfteren Mie- 
derhohlung und Größe ded Betrages auf fünf Jahre 
ausgedehnt werden. | 


$. 182. 


Ueberfteigt der Betrag, den fich der Thäter durch 


das Derbrechen zugewendet, die Summe von dreyhun- 

dert Gulden, oder ift dem Betrogenen ein nad) feinen 

Umftänden empfindliher Nachtheil verurfachet worden; 

hat der Verbrecher den Betrug mit befonderer * 
eit verübet, oder die Betrügereyen ſich zur Gewohn- 
eit gemacht: ſo iſt die Strafe ſchwerer Kerker von 
ünf bis zehn Jahren. 


Hofdekret vom 13. September 1828, an dad Nies 

ders Defterreihifche Appellations-Gericht, ein- 

verftändlich mit der Hoffommiffion in Zuftize Gefegfachen, 
Nr. 2362 d. 3. G. ©. 

Ueber die Anwendbarkeit des $. ı82, erften Theiles des 
Strafgefepbuches wird die Belehrung dahin ertheilt: daß der 
darin vorfommende Ausdrud: »Betrag« nicht bloß von barem 
@elde, fondern auch von dem Werthe einer Sache zu verftehen 
fey, daß daher die Anwendung diefed Paragraphes ebenfalls 
eintrete, fobald der Verbrecher eine Sache, welche über 300 fl. 
werth ift, fich betrüglich zugewendet oder zugeeignet hat, wenn 
er auch die Sache noch nicht in Geld umgefegt, oder den Werth: 
betrag bar erhalten hätte. 


$. 188. 

Inſonderheit fol der Betrüger daun, wann fein 
Verbrechen mit einem gerichtlich angebotenen, oder ab- 
gelegten falfchen Eide begleitet ift, nebſt der beftimm- 
ten fchweren Kerkerftrafe auf der Schandbühne ausge- 
ftellet, und wenn er durch den falſchen Eid einen jehr 


Strafe des 
Verbrechens 
des Betrugs. 
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wichtigen Schaden verurſachet Hat, mit zwanzigiähri: 
em, nad) Umftänden auch mit lebenslangen — 
erker beſtrafet werden. 


5. 184: 

Betrügesenen, Betrügereyen, bey welchen Fein in den $$. 178 
yetue Ucer und 179 angeführter Umftand zutrifft, find nach Art 
Sandete wer, ſchwerer Polizen -Uebertretungen, und nach der dar- 

den über in dem zweyten Theile dieſes er vorkom⸗ 
menden Vorſchrift zu behandeln. 


Fünf und zwanzigites Hauptſtück. 
Don der zweyfachen Ehe. | 





$. 185. . 
Wenn eine verehlichte Perſon mit einer andern S2wedlache he. 
Perſon eine Ehe ſchließt, ſo begeht ſie das Verbrechen 
der zweyfachen Ehe. 


Hofdekret vom 30. Julius 1808, an das Nieder⸗ 
Oeſterreichiſche Appellations-Gerichte, einvers 
ſtaͤndlich mit der Hofkommiſſion in Geſetzſachen. Nr. 856 


Der Inhalt eines Criminal-Urtheiled über das erwiefene 
Verbrechen der zweyfachen Ehe it von dem Criminal» Berichte 
fowohl dem rechtmäßig, ald unredhtmäßig angetrauten Gatten 
des Verbrecherd, zum Schuge und Wahrnehmung ihrer Rechte, 
und Erfüllung ihrer Pflichten durch die Perfonal-Behörde, dann 
aber auch der politifchen Behörde, in deren Bezirfe die gefeh- 
widrige Trauung vor ſich ging, befannt zu machen, damit die 
Ungültigfeitö: Erflärung der zweyten Ehe von dem Seelforger 
in dem Trauungsbuche angemerfet werde. 


Hofdefret vom 11. Julius 1817, an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte, einverftandlich mit der Hofe 
fommiffion in Juſtiz⸗- Geſetzſachen. Nr. 1345 d. J. ©. ©. 


Ueber die in Betreff der Erflärung und Anwendung deö 
Hofdekretes vom 3o. Zulius 1808, Zahl 856 der Geſetzſamm⸗ 
lung, womit das Verfahren der Strafgerichte in Fällen zweys 
facher Ehe beftimmt wurde, geftellte Anfrage, wird ferner be⸗ 
flimmt. In der Regel fteht zu Folge $. 97 des bürgerlichen Ges 
fegbuches die Verhandlung über die Ungültigfeit einer Ehe nur 
dem Landrechte des Bezirfes zu, wo die Ehegatten ihren ordent- 
lichen Wohnfig haben, und diefes LTaridrecht iſt in der Regel auch 
dasjenige Gericht, welches nach $. ı22 die Erinnerung an die 
politifhe Behörde zu erlajfen hat, damit die Ungültigfeit der 
Ehe in dem Trauungsbuche angemerfet werde. Allein das Hofs 
defret vom 30. Julius ı808 macht eine Ausnahme für den Fall, 
wenn eine Perfon wegen der zweyfachen Ehe in die Criminal: 
Unterfuchung geräth, und bey diefer das. Verbrechen der 
zweyfachen Ehe erwiefen wird. | . 

Waſer's Strafgef. über Verbr. 2 
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Sn einem folhen Falle kann das Eriminal» Urtheil die Un: 
gültigerflärung der zweyten Ehe enthalten, und deffen Inhalt un- 
mittelbar von dem Eriminal:Öerichte der politifchen Behörde bes 
kannt gemacht werden, damit fie die Ungültigerflärung der zwey— 
ten Ehe den Seelforger im Trauungsbuche anzumerken auftrage. 

Aus dem Sprachgebraudye, da man unter einem Verbre— 
chen nicht das bloß verſuchte, fondern das vollbradte 
zu verftehen pflegt, aus dem ganzen Inhalte des angeführten 
Hofdefreted und vorzüglicd aus dem Beyſatze in demfelben, daß 
das Criminal» Urtheil fowohl dem rechtmäßig als unrechtmäßig 
angetrauten Gatten befannt zu machen fey, erhellet, daß das 
Hofdekret eigentlich von dem Falle zu verftehen fey, wo das voll- 
brachte Verbrechen der zweyfachen Ehe bey dem Criminal» Ge: 
richte rechtlich erwieſen und die Ungültigerflärung der zweyten 
Ehe nothwendig iſt. Unter diefer Vorausſetzung ift die Einlei— 
tung eines weitern Verfahrens bey dem Landrechte überflüffig, 
und das Urtheil ded Criminal» Gerichtes hinreichend, gleichwie 
aus einem gleichen Grunde vermöge des ı7ten. Haupıflüdes, 
I. Iheiles des Strafgefegbuches das Criminal» Gericht befugt 
it, bey dem. Verbrechen, des Diebftahles, Raubes ıc. das er= 
wiefene Eigenthum zurüdzuftellen, oder, wenn diefes nicht mehr 
vorhanden ift, über die dem Befhädigten gebührende Entfchädi- 
gung zu erkennen, obgleic) das Urtheil über Eigenthum und Ents 
fhädigung in der Regel dem Civil» Gerichte zufteht. Allein es 
gibt Fälle, wo bey einer Anfchuldigung der zweyfachen Ehe die 
erwähnte Vorausfegung nicht eintritt. Solche Fälle find: 

a) wenn ungeachtet ded Geſtaͤndniſſes des Befchuldigten, 
der fih etwa dadurch von dem Ehebande losmachen wollte, nicht 
erhoben und zweifelhaft if, daß er einen früher angetrauten Oat= - 
ten habe, folglich das mit den eingehohlten Erfahrungen nicht 
übereinftimmende Geftändniß nad) $.399 des erften Theiles des 
Strafgefegbuches für feinen rechtlichen Beweis gelten Fann; _ 

b) wenn die zweyte Ehe ohne böfen Worfag auf einen irrig 
aufgeftellten Todtenfchein gefchloffen, folglich Fein Verbrechen 
der zwenfachen Ehe begangen wurde; 

ce) wenn ein bloßer Verſuch des Verbrechens der zweyfachen 
Ehe vorläge, indem der erſte Gatte ohne Willen des Befchuldig- 
ten vor Schließung der zweyten Ehe bereits verftorben wäre; ‚oder 

d) wenn cr auch erſt nach der von dem Befchuldigten ges 
fchloffenen Ehe gejtörben, folglidy das Hinderniß gehoben wäre, 
und die zweyte Ehe convalidirt werden könnte. 

Sn diefen Fällen würde das Criminal: Gericht über. die Uns 
gültigfeit der Ehe nicht zu erfennen, und fein Erfenntniß der 
politifchen Behörde -befannt zu machen; fondern mit Ausnahme 
deö Falles in c), wo es zu einer Unguültigerflärung der zwepten 
Ehe nicht Fommen kann, die Acten dem Landrechte zum weitern 
Verfahren zu übergeben haben. 
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$. 186. 

Gleihes Verbrechen begeht diejenige Perſon, 
welche, ob fie gleich ſelbſt — iſt, wiſſent⸗ 
lich eine le te Perjon Hei 

‘$ 187. 


Die Strafe zwenfacher Ehe iR Kerker von einem 
bis auf fünf Jahre. Hat der Verbrecher der Perfon, 
mit welcher er die zwente Che gefchloffen, fehlen Ehe: 


Gtrafe- 


Stand verhehlet; fo ſoll er an 1 19Weren RR Peru —E 


werden. BR 


Sechs und zwanzigftes Haupt ſtück. 
Von der Verläumdung. 


$. 188. 
Wer Jemanden wegen eines erdichteten Ver—⸗ 


brechens bey der Obrigkeit angibt, oder auf ſolche 


Art beſchuldiget, daß ſeine Beſchuldigung zum Anlaſſe 
obrigkeitlicher Unterſuchung, oder doc zur Nachfor— 
chung gegen den Beſchuldigten dienen könnte, macht 
Ki des Verbrechens der Verläumdung ſchuldig. 


Juſtiz-Hofdekret vom 8. Oftober 1807. 


Damit der Anzeiger ald Verläumder angefehen werben 
könne, ift ed nicht ſchon genug, daß der Angezeigte für ſchuldlos 
erfläret werde, fondern ed muß der Beweis vorliegen, daß der 
Anzeiger dem Befchuldigten dad Verbrechen boshafter Weife ans 
gedichter habe. 

Werden wenigftend die Inzichten, welche der Anzeiger dem 
Gerichte vorlegte, wahr befunden, oder gab der Anzeiger den 
Grund, aus dem er die Inzichten für wahr, und den Angezeig« 
ten für den Thaͤter hält, der Obrigkeit redlich an, fo ift er außer 
aller Verantwortung. 


Hofdekret vom 22. April 1822, an das Galizi- 
fhe Appellations-Gericht, im Einverftändniffe mit 
der Hoffommiffion as ern Nr. 2091 


Nach dem beftehenden Strafgefepe begründet die erdichtete 
Anzeige eined Peitvergehend zwar nicht das Verbrechen der Vers 
laͤumdung, ift jedoch nach Weifung des $.236, zweyten Theiles 
des Strafgefeped zu beftrafen. 


$. 189. 
Die Strafe ded Verläumders ift in der Kegel 
chwerer Kerker von einem bis auf fünf Zahre; diefer 
ift aber bis auf zehn Jahre zu verlängern, wenn _ 
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a) der Berläumder ſich einer befondern Arglift, um 
die Beichuldigung glaublid) zu machen, bedienet; 

b) den Bejhuldigten einer größeren Gefahr. aus: 
gejeßet hat; oder wenn 

c) der Berläumder ein Dienftbote, en 
oder ein Untergebener des Verläumdeten iſt, oder ein 


— die Verläumdung in ſeinem Amte ausgeübet 
at. 


— 


a n ..o>, — Pre 2 ? : 
IE BL ; We EL a | (ge 


elta ia atom niegpe ey 
Sieben und zwanzigſtes Hauptſtück. 

Von dem Verbrechern geleifteten Vorſchube. 

Er — tn ER 

Borfaub u Des durch Zuthun eben die Battung von Ber- 

“or hrechen begangen werde, deren ſich der unmittelbare 

Shäter ſchuldig macht, ift ſchon in dem $. 5 erkläret. 

Aber auch derjenige, der einem Verbrecher Vorſchub 

leiftet, wird in nachftehenden Fällen felbft eines Ver⸗ 

brechens jchuldig. 


TENmM-TA 
.; X 


II —— 
2233233, Erſter Fall. Wenn Jemand, ein Verbrechen 
fung der Der zu hindern, aus Bosheit unterläßt, da er es doch 
mer Teiche, ohne ſich einer Gefahr auszufeßen, hätte ver 
hindern Eönnen. | on | 


$. 192. 

Strafe. Bey dem Verbrechen des Hochverrathes ift eine 
fo befchaffene Unterlaffung für Mitfehuld zu achten, und 
auf die in dem $. 54 beftimmte Art zu beiten en. Bey 
andern Verbrechen foll der Schuldige mit Kerker von 

ſechs Monaten bis auf ein Jahr; wenn aber die auf 
die That gefeßte Strafe der Tod, oder lebenslang 
dDauernder Kerker ift, mit fhwerem Kerker zwiſchen 
einem und fünf Jahren beftrafet werden. | 


$. 198. 
» Dur Der Zweyter Fall. Wenn Jemand der nachfor- 
ſchenden Obrigkeit die zur Entdeckung des Verbrechens, 
oder des Thäters dienlichen Anzeigungen verheimlichet, 
oder den Verbrecher vor ihr verbirgt, oder den ihm 
bekannten Berbrechern Unterfchleif gibt, oder ihre Zu= 
fammenfünfte, da er fie hindern Eönnte, begünftiget. 


$. 194. | 
Set. Ein folder Verhehler, wofern nicht zugleich der 
in dem $-55 angeführte Ball der unterlaffenen Anzeige 
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eintritt, ſoll nad) der Gefährlichkeit des verhehlten Ver⸗ 
brechers, umd nad) der durch feinen Vorſchub beför- 
derten Schädlichfeit, mit Kerker von ſechs Monaten 
bis auf drey Jahre; und im Falle des gegebenen Un- 
terfchleifes, oder der begünftigten Zufammenkinfte mit 
fhwerem Kerker bis auf fünf Zahre beftrafet werden. 


$. 195... — | 

Doch Eönnen ded Verbrechers Verwandte in auf: 
und abfteigender Linie, wie auch Diejenigen, welche mit 
ihm im erſten Grade verſchwägert find, feine Geſchwi⸗ 
und Geſchwiſterkinder, und fein Ehegenoß wegen. 
einer folhen Verhehlung allein nicht geftrafet werden. 


Hofdefret vom 14. September 1827, an das 
Snner-Defterreihifh-Küftenländifche Appella— 
tions-Gericht, über deffen Bericht vom 4. Jänner 1827, 
einverftändlich mit der Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen. 
m . Nr. 2305 d. J. G. S. 

An Beziehung auf die 66. 195 und 377 erſten Theiles des 
Strafgefeßes wird bedeutet: daß unter den in diefem, vor dem 
allgemeinen bürgerlichen Gefegbuche erlaſſenen Gefeße bezeichnes 
ten, im erften- Grade verfchwägerten Perfonen auch jene mitbe— 
griffen feyen; die nach der canonifchen Berechnung im erften 
Grade der Seitenlinie verfchwägert find. Ä 


$. 196. | 
Dritter Fall. Wenn Jemand einem wegen > Durs Bürie 
eined Berbrechens WBerhafteten die Gelegenheit zum sung eines 
Entweichen duͤrch Lift oder Gewalt erleichtert, oder Trrateten. 
der nachforfchenden Dbrigkeitin MWiedereinbringung des 
Entwichenen Hinderniß legt. R 


$. 197. | 

Menn der Borfchub von Kemanden gegeben wird, Serie. 
der zur Sorge für die Berwahrung verpflichtet iſt; 
oder, wenn derjenige, der ‚den Vorſchub geleiſtet, 
wußte, daß der Berhaftete eines Hochverrathes, einer 
Verfälſchung der Kredit: Papiere, oder Münze, ei: 
ned Mordes, Raubes, oder angelegten Brandes be: 
ſchuldiget, oder ftraffällig erkaunt iſt; wird der Ver— 
brecher mit fchwerem Kerker, und zwar, wein der 
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Vorſchub einem wegen Hocverrathes , oder verfäljch- 
ter Kreditd- Papiere Verhafteten geleiftet worden, 
zwifchen fünf und zehn Zahren, in andern hier benann- 
ten Fallen aber zwijchen einem und fünf Jahren zu 
beftrafen ſeyn. 

$. 198. 


ft der Berhaftete eines andern Verbrechens wil- 
len, als die in dem vorhergehenden Paragraphe be- 
nannt find, in der Unterfuchung oder Strafe, und hat 
derjenige, der ihm Vorſchub gethan, Feine befondere 
Pflicht auf feine Verwahrung; fo ift die Strafe Ker: 
Fer zwifchen ſechs Monaten und einem Jahre. 


8499. 
d) Durb Hülfe Vierter Fall. Menn Jemand einen zur Fahne 


ana aus dem Gefhwornen Soldaten, oder einen zu dem Miilitärkörs 

Kriegdienfte, ner gehörigen Dienftfnecht zur Entweihung aus dem 
Dienite beredet, oder ihm dazu mit Rath und That 
an die Hand geht; oder wer einem Ausreiffer durch 
Abkaufung — Montur, oder ſeines Gewehres, 
durch Anweiſung des Weges, durch Verkleidung, Ver— 
bergung, durch einen bey ſich gegebenen Aufenthalt, 
oder auf ſonſt eine Art hülfliche Hand biethet, wodurch 
die Ausreiſſung erleichtert, oder die Ausforſchung und 
Wiedereinbringung des Ausreiſſers erſchweret wird. 


Juſtiz-⸗-Hofdekret vom 22. Jänner 1808. 


Auf: das Verhältniß desjenigen, der den Vorfchub Feiftet, 
zu dem Ausreijfer fommt es bier nicht an. Werwandtfchaft ent⸗ 
ſchuldiget daher nicht von diefem Verbrechen, weil der Ausreiſſer 
— Theils nur bey ſeinen Verwandten Hülfe und Schutz 
uchet. 

Ueberhaupt wird die ſtrenge und allgemeine Handhabung 
dieſes Geſetzes neuerdings eingeſchaͤrft. 


Hofkammer-Verordnung vom 16. November 
1811, 3. 16951. Ä 


Aus Anlaß einer Anfrage: ob die Referve: Männer in Ent- 
weichungsfällen rücfichtlich der Vermögens » Eonfisfation wie 
Soldaten zu behandeln feyen? findet man die diesfalls im Jahre 
1808 erfloſſene Höchfte Entfchließung im Folgenden zur Nachach⸗ 
tung befannt zu machen: 
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Wenn die Entweichungeined Reſerve · Mannes zur Uebungs⸗ 
geit, oder fonft zu. einer Zeit, wo die Referpe in aftiven Diene 
ften ftehet, geſchſeht, fo iſt der Entweichende ein Deferteur, und 
jene, welche ihn einbringen, haben auf. die Deferteurs = Zaglia 
Anfpruch. Entweicht er aber außer diefer, Periode, fo iſt er ald 
Auswanderer zu; beftrafen, und Denjpnigegn auelche Ihn entweder 
anzeigen, oder gar einbringen, gebühren, jene Belohnungen, 
welche die Auswanderungögefege beſtimmen. | ’ 

Endlich unterliegen diejenigen, welche dem ee ro. 
bey der Entweihung Hülfe leiften, den geſetzlich beflimmten Stra⸗ 
fen entweder ald Deſerteurs-Verhehler, oder als Befoͤrderer 
der Auswanderung, je nachdem die Entweichung in einem. oder 
dem andern oben angedeuteten Zeitraume vorfällts 

Hiernach ift daher auch bey jenen’ Reſerve Männern, die 
als wirkliche Deferteurd anzufehen und zu beſtrafen ſind, die 
Vermögens » Einziehung zu verfügen, Ri J — 


S. 200, ” " 

| Ein folder Beförderer fol neb ‚Draie DaB er für 
einen Ausreiffer vom Fußvolke * zig Gulden; wenn 

er aber von der Reiterey war, hundert Gulden an die 
Kriegskaſſe zu bezahlen hat, noch überdieß im Kerker 
zwiſchen ſechs Monaten und einem Jahre angehalten 
werden. Kann er die Zahlung an die Kriegskaſſe nicht 
leiſten, fo iſt die Strafzeit länger auszumeſſen, oder 
zu verſchärfen; und kann der Umſtand, daß der Aus: 
reiffer wieder eingebradht worden, an der Anwendung 
gegenwärtiger Anordnung nichtd ändern. 


Hofdefret vom 15. DOftober 1807, an fämmt- 
lihe Länderftelten. ‘Nr. 821d. J. G. S. 


Die Geldſtrafe für die Beförderung der Entweichung eines 
Suhrwefensfnechtes wird auf zwölf Gulden dreyßig Kreu⸗ 
ger W. W. beftimmt. 


Hoffanzley« Defret vom 14. Jänner 1813, an 
fämmtlihe Länderftellen. Nr. 1023 d. J. G. ©. 


Se. Majeftät haben zu genehmigen geruhet, daß in De- 
fertionsfällen die durch das Patent vom ı2. Jänner 1781 auf 
dieſe Verbrechen feftgefegte Strafe in jenen Fällen, wo die Voll; 
firefung derfelben die zurücbleibenden Witwen und Kinder an 
den Vettelftab bringen würde, ganz oder theilweife, im Einver: 
ftändniffe mit dem k. k. Hoffriegsrathe und der k. k. vereinten 
Hoftanzley, jedoch mit der Beſchraͤnkung nachgefehen werden 


Strafe 
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fönne: daß der Erfag für dad von dem Deferteur mitgenommene 
Militär : Gut, dann für die fonftigen von dem Militär: Aerarium 
wegen eined Deferteurs getragenen Laften demfelben jederzeit ges 
leijtet werden muß. | 
Die anderweiten im Wege der Vermögens: Konfisfation 
eingehenden Geldbetrage find dem, die Refrutirungd= und Re: 
Angagirungd : Koften zu beftreiten habenden Landesfonde zu 
widmen. 


(S. bey Abfaß VI. der Einleitung die a. H. Entfhließung vom 23. Zu: 
nius 1835.) 


‚Hoffanzley- Dekret vom 27. Auguſt 1815. 


Mit hohem Hoffanzley: Defrete vom ı4. Jänner 1813, 
3. 55: wurde die a. h. Eutjchließung Sr. Majeftät bekannt ger 
geben, daß derjenige Betrag, weldyer in Defertionsfällen der 
Linien «Truppen bey eintretenden Vermögens : Confisfationen 
nach Abzug der durch den Ausreiffer dem Militär: Aerarium auf- 
‚gelaufenen Koften, noch erübriget, dem Rekrutirungslandesfonde 
zujufommen habe. Nun ift aber die k. k. vereinigte Hoffanzley - 
‘mit dem f. k. Hofkriegsrathe dahin übereingefommen, daß auch 

von dem &trafbetrage pr. 3o fl. der Fuhrwefend = Deferteurs, 
welcher vorhin ganz in die Kriegskaſſe einfloß, künftig das, was 
:davon nach Abzug des an das Militär » Aerarium zu Teiftenden 
Monturd: und Verpflegungserfages erübriget, nun nicht mehr 
‚in die Kriegskaſſe, fondern in den Landeörefrutirungdfond einzu⸗ 


fließen babe. 


{ Ar Wr 3 mrT . je; u .e" { j ’ 
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Acht uud zwanzigſtes Hauptſtück. 
Von Ertöfdung der Verbrechen und Strafen. 


$. 201. 


8. Verbrechen erliiht: 5 — — RETTEN 
a) durch den Tod des Verbrechers; a 
“ b) durch die ansgeftandene Strafe; - ° .. .° 
...c) durch Erlafjung — 
Ei, dur Berjahrung. 
|. 202. 


Der Tod des Thäters, diefer mag vor, oder * 22 
eingeleiteter Unterſuchung, vor, oder nach, geſchöpftem 
Urtheile erfolgen, hebt zwar die Verfolgung des Ber: 
brechers, und die Anwendung der Strafe auf; jedoch 
hat das bereit3 angekündigte Urtheil feine — in 
Anfehung der nach dem $.23 unter c) relornen freven 
Verfügung über das Vermogen. 


Hofdekret vom 1. Märg: 4822, an- tömmtlithe 
Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Entfchlie- 
fung vom 15. Jänner 1822, über Vortrag der oberften 

Juſtizſtelle. Nr. 1848 d. 3. ©. S. 


Ueber die Frage: ob bey eingetretenem Todesfalle eined 
Inquiſiten, mit welchem die Unterſuchung bereits gänzlich abge: 
ſchloſſen iſt, in dem Falle ſeiner Schuldloſigkeit ein Los ſprechungs⸗ 
urtheil, und im Falle feiner Strafbarkeit hinſichtlich der Entſchä⸗ 
digungs- und Criminal« Koften ein Urtheil, und von welcher 
—— su ſchöpfen ſey? haben Seine Mojeidt zu beſchließen 
geruhet: 
| Wenniein Inquiſit nach der mi ihm, vorgenommenen ‚ und 
in Folge des $.. 372, erften Theiles des Strafgefepes gefchloife: 
nen Unterſuchung, jedoch vor gefchöpftem Urtheile ſtirbt, fol im 
‚Salle, wenn er unſchuldig befunden worden iſt, das Losſpre⸗ 
chungsurtheil erfolgen; im Falle er aber des ihm angeſchuldig-· 
ten Verbrechens gefeßmäßig überwieſen ift, foll das Urtheil gleich⸗ 
falls geſchoͤpft werden, jedoch dasſelbe mit Uebergehung der 
Strafe bloß den Umſtand, daß der Unterſuchte ſchuldig befunden 
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worden, und den Ausſpruch der zu leiftenden Entfchädigung, 
nad) Weifung des $. 522, erften Theiles des Strafgefeges, und 
der Criminalfoften enthalten. Im beyden Fällen find bey den 
der Beurtheilung der höheren und höchſten Behörde vorbehalte: 
nen Verbrechen die Acten derjenigen Behörde vorzulegen, wel- 
her nach dem Gefege der Ausſpruch der Strafe zugeftauden 
worden.; * 


— —— — * 


Hofdekret vom 31. Au 1822, an das Böhmi— 
ſche Appellations⸗Gericht, einverſtändlich mit der 


Hofkommiſſion in Juſtiz⸗ Geſetzſachen. Nr. 1890: 3, ®.©. 


Wenn ein Jnquifit nach geſchloſſener Unterſuchung, jedoch 
vor Schöpfung des Urtheiles flirbt, H mit der indem Hofde⸗ 
Prete vom ı. März ı822, Nr. 1848 der J. ©. &., in Anfehung 
des Koftenerfaged und der Entfchädigung angeordneten Urtheils- 
fällung auch dann vorzugehen, wenn die Unterfuhung aus Man: 
gel rechtlicher Beweife aufgehoben wird. J 
NEE, TERN , GO, 22 
BuftizeHofdeßret vom 1. July 1855, an ſämmt⸗ 
licheAppellativns⸗Gerichte. 
a Seine Mäjeftät haben über einen von der oberften Juſtiz⸗ 
ſtelle einderftändlich mit der Hofkommiſſion in Juſtiz⸗ Gefepfa> 
chen erflatteten a. u. Vortrag mit a; h. Entfchließung vom 27. May 
1835 Nachfolgendes zu beitimmen geruhet: ..... .. F 
In jenen Faͤllen, in welchen nach dem Tode eiues Inquiſi⸗ 
sen iin Gemaͤßheit der Hofdekrete vom ı. Maͤrz 1822, Nr.,ı848, 
and 31. Auguſt 1822, Nr. a690 der 3. ©. ©. ‚ein Eriminalslir: 
theil zu ſchoͤpfen iſt, foll.dasfelbe nur Binfichtlich der in den 
65.433 und 442 des erſten Theiles des Strafgeſetzbuches vorbe= 
haltenen Verbrechen, nicht aber anderer, das ürtheil möge, falls 
der Inquiſit fortgelebt haben würde, in Anwendung der 9. 434, 
435. und 443: wie. immer ausgefallen feyn, dem Appellationd: 
«Berichte, uud: rückſichtlich der - oberften Zuftisftelle vorgelegt 
Awerden. nie | 
: f ar Gin. nt Ve Kae J — 
F 4 12 $. ‚208. Ha jr 
Wenn ein Verbrecher durch Selbftmord fich der 
Beſtrafung entzogen hat; ſoll bey: Verbrechen, die 
‚großes: Aufjehen erwecket haben, dafern das Verbre- 
‚Hen geſetzmäßig erwiefen ift, der Nahme des Berbre- 
chers mit dem Suhalte gg Verbrecheus auf diejenige 
Art Fund gemacht werden, die im zweyten Abjchnitte 


173 
$. 20 


Menn der Verbrecher die wider ihm erFannte» Die@otne, 


Strafe ausgeftanden hat, ift dad Verbrechen für ges 
tilgt anzufehen. Der Beftrafte tritt wieder in alle ge: 
meinfchaftlihe, bürgerliche Rechte , jo weit ihr. Verluſt 


dung der 
@trafe. 


nicht unter den in dem $. 23 ausgedrückten Folgen der 


Berurtheilung begriffen ift, oder nad) dem ‚$. 22 da- 
mit verbunden wird. Er kann daher in dem Genuffe 
folcher Rechte von Niemanden gehindert, oder gekrän⸗ 
Pet werden. Auch fol ihm, fo lange er feinen Wan- 
del mit Rechtſchaffenheit fortſetzet, über das: Bergan- 
gene von Niemanden ein Vorwurf gemacht, noch 
Darüber auf irgend eine Art geſchmähet werden. 


$. 208. | 
Sp weit die zuerkannte Strafe nachgeſehen wor- 


den, hat die Nachficht eben die Wirkung, wie die aus: 
geftandene Strafe. 







$. 206. | 
Durch Verjährung erlifht Verbrechen und Strafe, 
wenn der Thäter vom Tage des begangenen Verbre— 
chens an zu rechnen, in der vom gegenwärtigen Ge= 
— Zeit nicht in die Unterſuchung gezogen 
worden. | 


i §. 207. 
Die Zeit der Verjährung wird 

a) für Verbrechen, worauf lebenslange Kerkerſtrafe 
geſetzet iſt, auf zwanzig Jahre; 

b) bey ſolchen, die nach dem Geſetze mit einer 
‚Strafe von zehn bis zwanzig Jahren beleget werden 
follten, auf zehn Jahre; für alle übrigen Verbrechen 
auf fünf Jahre bejtimmet. 


Juſtiz-Hofdekret vom 7. Auguſt 1808. 


Da vermöge des $. 43ı in Verbindung mit dem Hofdefrete 
vom 5. Oftober 1804, Nr. 695 der 3. ©. ©. für junge Leute 
unter zwanzig Jahren die Kerkerftrafe von zwanzig Jahren 
die höchfte Strafe ift, fo ift bey denfelben, wenn eö ſich um die 
Verjährung eines Verbrechens handelt, auf welches fonft nach 
dem Gefege Iebendlanger Kerker oder die Todesſtrafe feitgefeget 


ie 
e) Dani 


d) Die Veriãh⸗ 
rung. 
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ift, zum Maßftabe der Verjährung die Strafdauer von zehn bis 
swanzig Jahren anzunehmen. | NEE 
18. bey $.29 das Hofdekret vom ıı. April 1834.) — 


u . 206. | 
Die Verjährung kommt aber nur demjenigen zu 
Statten, der BR 
—* von dem Verbrechen keinen Nutzen mehr in 
Händen; 

b) aud), in fo weit es die Natur des Verbrechens 
zugibt, nad) feinen Kräften Miedererftattung geleiftet; 
c) fid) nicht aus diefen Staaten geflüchtet, und 

d) in der zur Verjährung beftimmten Zeit Fein Ber- 
brechen mehr begangen hat. ° 


| $. 209. | 
Dir Die Wirkung der Verjährung ift: dag weder 
Unterfuhung noch Strafe wegen eines folchen Verbre- 

chens mehr Statt haben Eann. | 


- §. 210: . 

—* Ben Verbrechen, worauf die Todesſtrafe verhän— 

uge get iſt, ſchützt Feine Verjährung vor der Unterſuchun 
rung. und Beftrafung. Wenn jedod) von der Zeit eines fol- 
chen verübten Verbrechens ein Zeitraum von zwanzig 
Seren verſtrichen ift, und die im $.208 angeführten 
edingungen eintreten , hat die im zweyten Abſchnitte 

$. 131 enthaltene Vorſchrift ihre Anwendung. 


Bweyter Abfehnitt. 





Von dem rechtlichen Verfahren über 
Verbrechen. | 
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Erftes Hauptftüd. 
Bon der Gerichtsbarkeit in Abficht auf Verbrechen. 


& $. 211. | 
Vn allen denjenigen Fällen, welche in dem erften Wem die Se: 


Abſchmtte diefes Gefebes für Verbrechen erkläret wer: Seimznaraen 
den, follen diejenigen Gerichte die Gerichtöbarkeit aus- Nebe: 
üben, welche nad) der Berfaffung eines jeden Landes 

die Unterjuchung über Verbrechen, und die Aburthei- 

lung zu behandeln haben, und in dem gegenwärtigen 
Geſetzbuche unter der Benennung der Griminal: Gerichte 
vorkommen, 


Die allgemeine Vorfchrift über die Zuftizpflege in den Provin⸗ 
zen Kärnıhen, Trieſt, Görz und Krain, fiehe in dem Hofde— 
frete vom 20. Geptember ı8ı4, an das Snner » Defterreichifche 
Appellations » Gericht, in Folge höchfter Entfchließung über Vor— 
trag der oberjten Juftizitelle vom 16. Julius 1814, Nr. 1102 
d. J. G. S. 

Ueber die Juſtizpflege in Illyriſch-Civil⸗-Kroatien ſiehe 
Hofdekret vom 24. Jänner ı8ı5, an dad Inner⸗-Oeſterreichiſche 
Appellationd » Gericht und das Stadt» und Landrecht in Krain, 
in Folge höchſter Entfchließung über Vortrag der oberften Juftiz- 
ftele vom ı9. Jänner n. J., Nr. 1129 der 3. G. ©. 

In Bezug auf die Juſtiz-Regulirung für Tyrol und Vorarl⸗ 
berg fiehe Hofdefret vom 3ı. Oftober 1815 an die Einrichtungds 
Hoffommijjion in Tyrol, über a.h. Entfchliefung vom 23. OP 
tober 1. 3., Nr. 1184 der 3. ©. ©. 

Ueber die Organifirung der Criminal:Gerichte in Tyrol und 
Vorarlberg fiehe Hofdekret vom 3. Auguft ı816 an die Juſtiz- 
Einrichtungs-Hofkommiſſion in Tyrol und Vorarlberg in Folge 

a. h. Entfchließung über Vortrag der oberften Juſtizſtelle vom 
26. Zuly n. 3., Ne. 1271 der J. ©. ©. 

Die Vorfhrift rückſichtlich der Uebertragung der Eriminal- 
Zuftizpflege in Tyrol und Vorarlberg an landesfürftliche Gerichte 
fiehe in dem Hofdekrete vom 4. März ı8ı7 an das Appellations⸗ 
Gericht in Tyrol und Vorarlberg, in Folge a. h. Entfchließung 
vom 4. März ı8ı7, Nr. ı326 der I. ©. ©. 

Die Vorſchrift über die Juſtizpflege in Vorarlberg fiehe 

in dem KHofdefrete vom ı5, März ı8ı7 an dad Appellationd« 

gericht in Tyrol und Vorarlberg, in Folge höchfter Entfchlies 
Waſer's Strafgef. über Berbr. 12 
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fung über Vortrag der oberften Suftizflelle vom 5. März ı8ı7, 
Nr. 1328 der J. ©. ©. 

Die Vorfchrift über die Wirffamfeit der Civil», Criminal: 
und Kollegial: Gerichte zu Bozen und Roveredo fiehe in dem 
Hofdefrete vom 28. Zuny 1817 an das Appellationd » Gericht in 
Tyrol und Vorarlberg, in Folge höchſter Eutſchließung über 
Vortrag der oberften Zuftizftelle vom 19. Junius n. J., Nr. 1343 
ver J. G. ©. 

Kücfichtlih der Organifirung der Behörden im Herzog- 
: thume Salzburg fiehe Hofdekret vom 4.July ıBı8 an das Nies 
der:Defterreichifche Appellations » Gericht, in Folge hödhfter Ent— 
fhliegung vom ı9. Juny ı818, über Vortrag.der oberften Zujtizs 
flelle Nr. 1471 der 3. G. S. 

Ueber die Organifirung der Behörden des Innvierteld und 
des zurück erworbenen Theiles des Hausruckviertels ſiehe Hof: 
defret vom 4.3uly 1818, an dad Nieder: Defterreichifche Appel⸗ 
lationsGericht, in Folge höchſter Entfchliegfung vom 19. Juni 
: ne Vortrag der oberften Juſtizſtelle Nr. 1472 der 


Hofdefret vom 4. Sulius 1818, an das Nieder: 

Defterreihifhe Appellations-Gericht, in Folge 

höchſter Entfchliefung vom 19. Juny 1818, über Vortrag 
der oberften Zuftizfielle Nr. 1473 der J. G. ©. 


Seine Majeftät haben wegen Wiederherftellung der Patris 
— Gerichtsobarkeit im Herzogthume Salzburg zu beſchließen 
geruhet: 

Die Patrimonial-Gerichtsbarkeit der Hofmarken ſey wieder 
herzuſtellen. — Die Gerichtsbarkeit der vormaligen ſogenannten 
befreyten Grundherren betreffend, geſtatten ihnen Seine Majeftät, 
diefelbe abermal fo, wie fie diefelbe vormals hatten, jedoch nur 
dann, wenn fie folche durch geprüfte Beamte verfehen, und ge» 


gen dem, daß da, wo es fi 5. ®. um Abhandlungs- und 


Sterbefälle eines Grundholden handelt, deifen Befißungen zu 
verfchiedenen in der Frage ftehenden Grundherren gehören, oder 
in den gerichtlihen Vorgängen, wo mehrere Dominien intereflirt 
find, wegen der verfchiedenen Grundftücde der Grundholden die 
Jurisdicenten nur Ein Individuum unverzüglich delegiren, und 
daB nur ein einfaches Taggeld aufgerechner werden dürfe. 

Es fey daher diefen Grundherren ein beflimmter Termin 
zur Erflärung feftzufegen, ob fie unter diefen Bedingungen ihre 
in der Frage ftehende Gerichtöbarfeit antreten wollen oder nicht. 

Was die Patrimonial: Gerichtöbarfeit der Städte und 
Märkte belangt, fey fich nach jenem zu achten, was Seine 
Majeftät wegen ded Inn- und Hausruckviertels angeordnet ha⸗ 
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ben, doch fen, wein fie darauf, freywillig entfagen, es ohne 
weiterd anzunehmen. 

In Hinfiht der zweckmäßigen Regulirung der Criminal: 
Gerichte in Galizien fiebe Hofdekret vom 4. Eeptember 1818 
an dad Galizifche Appellations : Gericht, in Folge höchſter Ent— 
fchliefung vom 26. Auguft 1818, über Vortrag der oberften 
Juſtizſtelle, Mr. 1495 der 3. ©. ©. 

Die Beſtimmungen über die definitive Regulirung der Zus 
ftigpflege in dem Garlftädter Kreife fiehe in dem Hofdefrete vom 
a3. Dftober 1818 an das füftenländifche Appellations » Gericht 
und dad Krainer’iche Stadt- und Landrecht, als provijorifches 
Appellationd.Gericht für den Earljtädter Kreis, in Folge höchfter 
Eutfchliefung vom 10. September ı818, über Vortrag der obera 
ften Zuftizftelle, Nr. 1511 der J. G. ©. 

Die Vorfchrift über die Organifirung der Gerichtd-Behör- 
den für Dalmatien fiehe in dem. Hofdefrete vom 2. November 
1819 an dad Appellationd:Gericht in Dalmatien, in Bolge der 
höchſten Entfhliefung vom 24. Mai 1817 und vom 22. Dftos 
ber 1819, Nr. 1620 der I. ©. ©. 

Rüdjichtlicd der Organifirung der erften Inftanzen im Her: 
gogthume Salzburg, im Inn- und in der zurüdgefallenen Par: 
zelle des Hausrucfreifed fiehe Hofdefret vom 30. November 
ı8ı9 an dad Nieder: Defterreichifche Appellations » Gericht, im 
Folge höchiter Entfchliefung vom 3. Jänner 1818, vom 19. Juny 
3818 und vom 22. Dftober ı8ı9, Nr. 1630 der J. ©. ©. 

Rückſichtlich der Juſtiz- Verwaltung in der Bufowina fiehe 
Hofdekret vom ı0. Februar ı826 an das Appellationd- Gericht 
in Galizien, in Folge höchſter Entfchließung vom 4. Februar 1826, 
über Vortrag der oberjten Juſtizſtelle, Nr. 2161 der 3. ©. S. 


Hofdefret vom 1. May 1830, an dad Inner: 
Defterreihifche Küftenlandifhe Appellations- 
Gericht, über deffen Bericht vom 10. März 1830, 
Nr. 2462 der J. ©. ©. 


Seine Majeftät haben mit allerhöchfter Eutſchließung vom 
223. Junius 1828, um Ihren Unterthanen in Steyermarf, gleic) 
den übrigen alle Wohlthaten und Wortheile der öfterreichifchen 
©trafgefepgebung, fo weit ed nur immer thunlich ift, zufommen 
zu lajfen, und um dem Abgange einer eigenen im Eriminalfache 
urtheilenden erften Inftanz, wo ſolche bisher Statt hatte, abzu= 
helfen, das fteiermärfifche Landrecht als rechtfprechende erfte Eris 
minal » Inftanz in Steyermark zu beftellen, und diefe Beftellung 
wit weiterer allerhöchiter Entfchließung vom 16. Jänner 1830 
dahin zu beftimmen geruhet, daß hiedurch in KHinficht der Ges 
zichtöbarfeit und eigenen Urtheilsfhöpfung des Gräger Magis 
firates, wie auch der Magijtrate zu Cilly, Leoben und Marburg, 
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nichtö.abgeänbert werde, fonbern fich diefe allerhöchfte Anordnung 
lediglich auf die freyen und nicht befreyten Landgerichte und Bann⸗ 
-richter Steyermarfs zu erftreden habe. | 

Es werden daher die Landgerichte und Bannrichter rück⸗ 
fichtlich der Brage: ob eine Criminal-Unterſuchung einzuleiten. fey, 
und dann rücfichtlich Der etwaigen Ergänzungen der aufgenom⸗ 
menen Unterfuchungen und der Urtheilsfchöpfungen ganz in daſ— 
felbe Verhältniß zu dem ftegermärfifchen Landrechte geftellt, in 
weldjem fie bisher zu dem Inner:Deiterreichifch-Küftenländifchen 
Appellationd - Gerichte geftanden find, in fo ferne diefes bis nun 
in erjter Inſtanz das Amt handelte. 

Dem zu Folge haben die nicht befreyten Tandgerichte die 
DVorunterfuchungsatten zur Entfcheidung, ob das Criminal:Ber- 
fahren einzutreten babe, oder was noch allenfalld zu ergänzen 
fömmt, und die befregten Landgerichte die abgeführten Criminals 
Prozefle zur Urtheilsfhöpfung dem ſteyermaͤrkiſchen Landrechte 
vom ı. September 1830 angefangen, vorzulegen, welches letz⸗ 
tere über die Vorunterſuchung, zur Abführung des Criminal 
Prozefles entweder den bey dem nicht befreyten Landgerichte anges 
geftellten Eriminal:Richter oder einen Bannrichter, nad) Geftalt 
der Sache, abordnen wird. 

Uebrigens haben ſowohl die Landgerichte ald auch die Bann⸗ 
richter wie bisher, die vierteljährigen Eriminal:Zabellen dem In— 
ner » Defterreichifch = Küftenländifhen Appellations- und Cri— 
minal» Obergerichte, nady Weifung der $$. 550, 551, 552 und 
553, 1. Xheil des St. ©. B., zu überreichen, und fi in allem 
genau nach den beftehenden höchften Anordnungen zu benehmen. 


Hofdefret vom6.Mapy 1831, andas Gnner-Defter- 
reihifh- Küftenländifche Appellations - Ge 
richt, über deffen Bericht vom 3. Februar 1831, 
Nr. 2515 der. ©. ©. 


Die Landgerichte in Steyermarf und das Steyer’fche Lande 
recht haben auch in den Gegenftänden, weldye das legtere, als 
für Criminal· Sachen beftelltes Spruchgericht erfter Inftanz betref- 
fen, die im Allgemeinen vorgefchriebene Form ihrer wechfelfeir 
tigen Korrefpondenz zu beobachten; die Landgerichte find alfo 
auch in diefen Angelegenheiten nicht ſchuldig, fich der Form der 
Berichterftattung gegen dad Landrecht zu bedienen. 

Uebrigens bleiben fie darum nicht minder verpflichtet, dem, 
was das Landrecht rücfichtlich der Frage: ob eine Criminal:Unters 
fuchung einzuleiten ift, dann rüdfichtlich der Erfundigungen und 
Ergänzungen der anfgenommenen Unterfuchungen und der Urs 
theilsſchöpfungen zu verfügen und zu verlangen findet, eben fo 
zu entfprechen, wie zuvor den Verfügungen des Appellationds 
©erichtes in diefen Gegenftänden, 
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Stuftiz-Hofderret vom 1. July 1835, an das Böh: 
| mifhe Appellations-Gericht. 

Dem Appellations⸗Gerichte wird die angefuchte Belehrung 
über den Begriff eines Kollegialgerichtes ‚dahin ertheilet,. daß 
unter den Kollegialgerichten in Böhmen jene Magiftrate verftans 
den werden, - die entweder mit einem geprüften Bürgermeiſter 
und zwey oder mehreren geprüften Räthen, oder mit einem uns 
geprüften Bürgermeifter und drey oder mehreren geprüften Rä: 
then bejegt find. | 
(Siehe Hofdekret vom 20, April 1816, Nr. 1232 der J. G. S. beym 
Kundmach. Pat.) 


E $. 212. | 
Die Gerihtöbarkeit. des Criminal Berichtes er= umfang bierer 
ftrecket fich auf defien ganzen Bezirk. Es fol alſo Feine rei. 
Ausnahme einzelner,.in dem Umfange des Eriminals 
Berichtes befindlicher Gemeinden oder Perfonen weiter 
Statt Haben, ald in dem gegenwärtigen Gejeße aus- 


drücklich beſtimmet ift. 


$. 213. 
Die Criminal-Gerichtsbarkeit beſteht in der Pflicht, Beſtandtheile. 
die Verbrechen zu erforſchen, die Verbrecher zu unter⸗ 
ſuchen, und mit dieſen geſetzmäßig zu verfahren. 


G. 214. 
Jedermann, der ſich in dem Bezirke befindet, ift ‚Aitgemeine 
— por dem Criminal-Gerichte auf die nöthigſelen. 
efundene Vorforderung zu erſcheinen, demſelben Rede 
und Antwort zu geben, und deſſen Verfügungen zu 
gehorchen. | er 


Hofdefret vom 28. Oktober 1803, an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte, über Note des Hoffriegs- 
rathes vom 22. Oktober 1803, Nr. 631 der J. ©. ©. 


Um alle Srrungen bintanzuhalten, welche. bisher aus der 
Ertheilung von unbeflimmten Urlauben an Militärperfonen: in 
Hinſicht der Zurisdiftion entftanden find, ift nunmehr befchloffen 
worden, daß in den Urlaubspäſſen der auf die vorbemeldete Art 
beurlaubten Mannfchaft die Anmerfung:- Beſtimmt Beur— 
laubter aus dem fompleten Stande bis zur Ein: 
berufung, ausdrücklich eingetragen werden folle. Hierdurch 
wird jeder Obrigfeit von ſelbſt einleuchtend, daß, gleichwie alle 
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auf eine beftimmte Zeit auf Urlaub Entlaffenen, alfo auch diefe 
aus dem Fompletten Stande bis zur Einberufung bejtimmt Beurs 
laubten ſowohl in Straffällen, ald auch in bürgerlichen Rechts— 
bändeln und in Sterbfällen nicht unter die Civil:, fondern ledig⸗ 
lich unter die Militär + Zurisdiftion gehören. Ä 

Dabey it die Meinung gleichwohl nicht dahin gerichtet, daß 
die beftimmt Beurlaubten wegen jeder geringen, zu Feiner eigent- 
lihen Beftrafung, fondern nur zu einer obrigfeitlichen Korreftion 
geeigneten Vergebung, ald z. B. wörtliche Unbilden, Zänfereyen, _ 
Unartigfeit gegen die Obrigfeiten, geringere Uebertretungen der 
Polizey: Anftalten u dgl. zu ihren Regimentern, die öfters in 
einer andern Provinz liegen, abgefchidt werden follten; fondern, 
da folche geringe Vergehungen ohnehin nur zu einer Korreftion 
geeignet find, fo bleibt diefe Korreftion, die jedoch nur auf einen 
Verweis, oder einen Arreft durch einige höchftens durch acht Tage, 
niemald aber auf Stoditreihe, Gemeindearbeit oder fonftige 
— am Leibe ſich erſtrecken kann, der Ortsobrigkeit einge⸗ 
raumt;' 

‚Bey der Mannigfaltigfeit-der Umftände, unter welchen ders 
gleihen an fich unbedeutende Vergehungen begangen werden 
fönnen, läßt fi eine Gränzlinie nicht beſtimmen, welche Fälle 
der obrigfeitlichen Korreftion eigentlich zugewiefen find, fondern 
es bleibt der Beurtheilung der Obrigkeiten überlafjen, ob fie das 
Vergehen nur zu vorbefagten Korreftionen oder zu einer ſchaͤr⸗ 
feren Strafe geeignet finden wo: dann im legteren Balle der 
Mann nebit einem species facti dem nächiten Militär: Rommando 
abzugeben, und darin zugleich auch, anzuführen ift, ob und aus 
welchen Gründen deffelben Einziehung vom Urlaube für dienfam 
erachtet werde. ; u. 

Unter die an dad naͤchſte Militär Abzugebenden gehören 
auch jene, die zwar nur ein geringes, lediglich zur Korreftion 
geeignetes Vergeben, jedoch bereitd zu dreymalen begangen, 
und die Korreftion fihon zweymal fruchtlos erhalten haben; 
das Militär, welchem der Mann übergeben wird, bat ihn an 
das naͤchſte Regiment einzuliefern, und legteres denfelben mit 
derjenigen Strafe belegen zu-laffen, die dem Vergehen, den da= 
mit verfnüpften Umftänden und dem einem Regimentd:Kommans 
danten vermöge Reglement eingeräumten Befugniß angemeffen ift. 

"Sind hingegen die Umftände fo befchaffen, daß der Man 
nicht mehr auf. Urlaub zurücigefender werden kann; fo ift er ohne 
weiters an fein Regiment oder Corps zu inftradiren, um bey 
folhem zur verdienten Strafe gezogen zu werden. 

Gleiche Befchaffenheit hat es, wenn ein foldher Beurlaub⸗ 
ter. ein wirkliches Verbrechen begehen follte, denn in einem ſol⸗ 
chen Salle gebühret dem Civile gar feine Zurisdiftion, fondern 
die Obrigkeit hat ihn zu ergreifen, in Arreft zu nehmen, ſumma⸗ 
rifch zu konſtituiren, fohin aber denfelben nebft dem Conſtituto 
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und dem’ erhöbenen Corpore delicti .an das naͤchſte Militär 
Kommando abzugeben, und diefed mit, Vedachtnehmung auf 
die Cirfular- Verordnung vom 29. Auguft I. 3. über ihn die 
kriegsrechtliche Behandlung vorzunehmen oder denſelben zu dies 
ſem Ende an fein Regiment zu liefern... 
Dagegen ift es nicht nöthig, daß ein. auf Urlaub befindlis 
cher Mann, wenn feine Ausfage als Beſchaͤdigter, oder als 
Zeuge in Criminal» oder bürgerlihen Rechtö- Angelegenheiten ers 
forderlih wäre, zur Abhörung eigens ,zu feinem Regimente ger 
ſchickt werde, fondern er kann gleich von der Eivil-Obrigfeit auch 
eidlich abgehört werden. | 
Uebrigens gehört der beftimmt Beurlaubte durchgehends 
fo, wie jeder andere Soldat, auch in bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
ten und Sterbefällen unter. die Gerichtöbarfeit feines Regimentes 
oder Corps, und ed kann auch nur dajfelbe, wenn ed, auf,eine 
Heirath anfommt, ihm, die Licenz hierzu, gültig ertheilen, 


Hofdekret vom 17. Jänner 1818 ,.an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Entfchlies 

fung vom 16. November 1817, über Vortrag der vereinten 
Hofkänzley, Nr. 1905 der J. G. S. 


Die Juden find aniihren Fefltagen nicht vor Gericht zu 
fordern, und die Gerichtöbehörben, die fih ein genaues Derzeich- 
niß der jüdifchen Feſttage zu verfchaffen haben, zur Nachachtung 
anzuweifen,. | ana | 


Dekret der k. k. N De. Regierung vom 18. Des 
jember 1828. 


Ueber das den Eivil:Behörden eingeräumte, Befuguiß, die 
in Fleinen Exzeffen oder, fonftigen Vergehen: betretene beurlaubte 
Mannfchaft, bis zu einem achttägigen Arrefte, zu beſtrafen, hat 
die 9. Hoffanzley, im. Einveritändnijfe mit dem k. k. Hoffriegs- 
rathe, zur. künftigen Nichtfchnur und Verfländigung der unters 
fiehenden Behörden mit hohem Defrete vom 5, v. M., 3. 27782 
Folgendes angeordnet: | | ! —R 
1). Das Strafbefugniß gegen die Urlauber kommt der näͤm⸗ 
lichen Behörde zu, welcher folche gegen die ‚übrigen Einwohner 
desjenigen Ortes, in dem der, einen Erzeß oder ein fonftiges 
Vergehen verübende-beurlaubte Soldat betreten wird, in aͤhnli⸗ 
chen Geſetzübertretungen zuſtehen würde. | 

2) In den Fällen, in welchen dad Gefeg auf das, von 
dem‘ Beurlaubten verübte Vergehen eine, die achttägige Arrefts 
Dauer überfleigende Strafe audrohet, wurde bereitö mit der hof⸗ 
kriegsräthlichen Verordnung vom 4. Oktober 1803, lit, H. 741, 
und mit dem ganz übereinſtimmenden, au alle Militär Appella— 
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tions-Gerichte erlaffenen Hofdefrete vom 26. Oftober 1803, Nr. 
631, Hoffanzley: Defret vom 9. September 1803, die Beneh⸗ 
mungöweife vorgefchrieben. 

Diefem gemäß haben in folchen Fällen die Civil-Behörden 
fih nur des Beurlaubten zu bemächtigen, ihn nöthigenfalld in 
Arreft zu nehmen, ſummariſch zu verhören, und fohin denfelben 
mit dem Gonftitute und dem erhobenen Corpus delicti an das 
nächte Militär- Kommando abzugeben. Da alfo in einem ſolchen 
Balle den Cibil-Behörden über den Beurlaubten feine eigentliche 
Surisdiftion gebühret, fo können fich ihre Amtshandlungen aud) 
nur auf das fummarifche Verhör erftrecden, den Fall ausgenom- 
men, wenn der Beurlaubte in Complicität mit ©efellfchaftern 
aus dem Civilſtande ein Verbrechen oder ein Vergehen begangen 
bat, und perfönlidhe Gegenftellungen nothwendig feyn dürften, 
in welhem Falle zur Ueberweifung der Thäter aus dem Tivil- 
ſtande und zur Befchleunigung der Unterfuchung auch der Beur⸗ 
laubte von Seite der Civil» Behörde in fo weit ad specilia vers 
nommen werden fönnte, als ſolches zur Vornahme der Confrons 
tation zwiſchen ihm und feinen Mitfchuldigen nöthig wäre ; wor⸗ 
auf dann erft der Unterfuchungsaft zur Fortfegung der Unter: 
fuchung und zur Aburtheilung an die Militär: Behörde zu gelanz 
gen hätte. . | 

3) Da beym Militäe vom Feldwebel oder Wachtmeifter 
abwärts Geldftrafen nicht Statt finden, fo ift in Fällen, ‘wo 
Dad von dem Beurlaubten übertretene Gefeg eine Geldftrafe ver- 
pönt, diefer jedesmal eine, jedoch nie die achttägige. Arreſt⸗ 
Dauer überfchreitende Strafe zu furrogiren, daher im Falle der 
Burrogirung einer härteren Strafe, der Beurlaubte zur Inter: 
fuhung und Aburtheilung an das Militär abgegeben werden 
müßte. Jedoch iſt diefes nur von Verbrechen und Vergehen, 
in-fo weit fich Tegtere als fchwere Polizey-Uebertretungen datftellen, 
zu verftehen, denn in fonftigen politifchen Vergehen, z. B. Ge: 
fälls:Uebertretungen ꝛc. fann audy die Mannfchaft vom Feldwebel 
und Wachtmeifter abwärts, in fo weit fie außer ihrer Löhnung 
ein eigened Vermögen befigt, mittelft rechtöfräftigen Notionen 
der competenten Behörden, zum Erlage des Pönale verhalten 
werden, weil in einem folchen Gefeg-Uebertretungsfalle die Geld- 
ftrafen nur bey Unvermöglichen in Arreft oder fonftige körperliche 
Strafen abgeändert werden fönnen. A 


Girculare der, &,obderennfifhen Regierung 
— vom 3. May 1830. | 


Auszug aus der Verfaflung der Gränzwache in den deut: 
fhen, galizifchen und Iombardifch = venetianifchen Provinzen. 

F. 81. Die Glieder der Graͤnzwache ımterfiehen in Eivil- 
und ftrafgerichtlichen Angelegenheiten der Gerichtöbarfeit: des: 
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jenigen ©erichtöftandes , der ihrer perfönlichen. Eigenfchaft ange 
meſſen iſt. Als der Wohnfig der Individuen, die feinen dauern⸗ 
den Standort haben, wird in dieſer Beziehung der für das Come 
pognie-Rommando beftimmte Standort angefehen. 


Hoffanzley:Defres vom 9. September 1835. 


Seine Majeftät haben mit a.b. Entfchließung vom 3. Zuny - 
J. in Anfehung der Gerichtöbarfeit über die fogenaunten deut 
en, von der Krone Böhmens abhängigen Lehen und deren Befiger, 
folgende a. h. Beſtimmungen zu erlaflen gerubet 
3. Das böhmifche Appellations:Gericht wird von der, dem⸗ 
felben bisher ausnahmöweife zugewiefenen Gerichtsbarkeits⸗Ver⸗ 
waltung in erfter Inftanz über die erwähnten Lehen und deren 
Befiger enthoben, und dafür 

2. das böhmifche Landrecht, als Forum privilegiatum des 
gefanımten böhmifchen Adels, auch für die deutſchen Lehen Böh— 
mens und deren Befiger, in allen Civil-Juſtiz-Angelegenheiten, 
ſowohl in Streitfachen ald in Geſchäften des adelichen Richter— 
amtes, zum Perfonale und Nealrichter in erfter Inftanz, mit 
Vorbehalt der Berufung an das böhmifche Appellations:©ericht 
in zweyter, und an den oberften Gerichtöhof in dritter Inſtanz 
beftimmt, in deſſen Folge auch die deutfche Lebentafel Fünftig bey 
dem böhmifchen Landrechte aufbewahret und. fortgeführt wird; 
dagegen werden ER | 
| 3. ‚alle übrigen, die deutfchen Lehen betreffenden Gefchäfte 
‚in publ,politicis, dem böhmifchen Landes-Gubernium mit Vor— 
behalt der weitern Berufung an die F. #. vereinigte Hofkanzley 
jugewiefen. 

4. In Criminal Angelegenheiten aber haben die in Böh: 
men beftehenden Criminal:Gerichte die Gerichtsbarfeit auch über 
diefe Lebens » Vafallen nad) den, in dem erſten Theile des mit 
1. Jaͤnner ı804 in Wirffamfeit getretenen Strafgeſetzes enthals 
tenen Beftimmungen auszuüben. 

Diefe a. h. Entſchließung wird mir dem Beyfage zur allge 
meinen Keuntniß gebracht, daß die Beitimmungen derfelben vom 
ı. Jänner 1836 angefangen, in Wirffamfeit treten. 


Circulare der k. kan. 5. Regierung vom 18. Of: 
tober 1835. 


Auszug aus der Verfaffung der Gefällenwache : 

J. 67. Die Angeftellten der Gefällenwade unterftehen in 
Eivilz und Straf-Angelegenheiten der Gerichtsbarkeit desjenigen 
Gerichtöftandes, der ihrer perfönlichen Eigenfhaft angemeſſen ift. 
Als der Wohnfip derfelben ift der ihnen angewiefene Standort 
anzufehen, Diefelben werden für die Ausübung der. Gerichte: 
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barfeit bey fchweren Polizey⸗ Uebertretungen ımter die in einem 
öffentlichen landesfürſtlichen Amte ftehenden Perfonen gereiht. 
(&. bei $.283 d. Hofd. v. 7. Februar 1837.) 
(Siehe bei $.Ba dad Kreisſchreiben des galiz. Landes-Bubernium vom 
7. Dezember 1835.) 


| | | $. 215. i 
Ren — Das Eriminal-Bericht muß feine Gerichtsbarkeit 
5) fhteunig, von Amtes wegen ausüben. Die zu_diefer Gerichtg- 
barkeit gehörigen Amtshandlungen find — — 
beſchleunigen. Es ſollen auch alle andern Obrigkeiten 
den Criminal-Gerichten auf ihr Erſuchen ungeſäumt 
Beyſtand leiſten. | 


d _ , Die Berwaltung der Gerichtsbarkeit Fann bey den 
Riten aubs Griminal= Gerichten nur ſolchen Männern anvertrauet 
A werden, die fich über das zurückgelegte Alter von vier 
undzwanzig Jahren, über ihr fittlihes MWohlverhal- 

ten, über die mit gutem Fortgange erlernte Rechts— 
wiffenjchaft, und hinlänglich erworbene Uebung in cri- 
minal-gerichtlichen Gefchäften ausgewiefen haben, und 
nad) einer ftrengen Prüfung aus diefem Geſetzbuche 
von dem Appellationd Berichte für fähig erfläret wor⸗ 
den find. Der auf folhe Art für fähig erkläret wird, 
ſoll auch fogleih von dem Appellations- Gerichte in 
die Eidespfliht genommen werden: daß er ben jeder 
Gelegenheit, da ihm die Ausübung der Gerichtöbarkeit 
in Griminal-Angelegenheiten anvertrauet. werden wiirde, 

die Gerechtigkeit nad) den Geſetzen handhaben wolle, 


Hofdefret vom 12. Dezember 1807, an die Appel— 

lation8sGerichte in Lemberg und Krafau, über 

defjen erfteren Bericht vom 13. November n. J., Nr. 829 
der J. G. ©. 

Da nad dem $. 216 des Geſetzbuches über Verbrechen nur 
eine Appellationds Prüfung aus diefem Gefegbuche zur Ausübung 
der. Gerichtöbarfeit in Eriminal Angelegenheiten, fo wie auch 
nach dem $. 566 des Tateinifchen oder 568 des deutfchen Textes 
der galizifchen Gerichtsordnung nur eine Appellations : Prüfung 
aus den Landesgefegen, der Gerichtöordnung und der Anlage 
zum fchriftlihen Auffag- zur Ausübung der Civil» Gerichtsbarkeit 
nebit den Studien » Zeugnilfen vorgefchrieben ift, fo haben die 
biöher üblichen befondern Appellationd: Prüfungen für die Crimi— 


nal: Richter, und Criminal» Gerichts s Affefloren ; dann für die 
Landraths-, die Bürgermeifters « und Magiftratsraths » Stellen 
in der Hauptftadt und in den Landftädten, endlid für die Syn» 
dikus- und Zufligiärd » Stellen Fünftig zu unterbleiben, und ift 
denjenigen Rechts» Candidaten, welche die Prüfung aus dem 
Gefegbuche über Verbrechen beftanden haben, das Faͤhigkeits⸗ 
Defret für das Criminal: Ricyteramt, fo wie jenen, welche die 
im $. 566 des Iateinifchen oder 568 des deutfchen Textes der 
Weltgalizifchen Gerichtsordnung vorgefchriebene Civil» Prüfung 
beftanden haben; das Fähigkeitö: Defret für das Eivil»Richter- 
amt zu ertheilen, welche Fähigfeitö:Defrete fohin nach Befchaffen« 
heit der auf einer Univerfität oder einem Lyceum zurädgelegten 
Studien, und der bey den Prüfungen bezeugten hinlänglichen 
guten oder ausgezeichneten Fähigfeit, wie auch der in’ Behand⸗ 
lung der NRechtsangelegenheiten erworbenen Uebung und Vers 
dienfte zur Erlangung jeder Nichterd» oder Gerichtsvorſtehers⸗ 
ftelle in kinia judieiali hinreichend feyn follen. Doch hat es bey 
den übrigen Prüfungen, z. B. für die Advofatur, fein Vers 
bleiben. : | Er EEE “ 

Die Vorfchrift über die Beeidigung der mit der Juftizvers 
waltung beauftragten Beamten, Amtöfchreiber, Gerichtödiener 
und anderer zur Nechtöpflege zu verwendenden untergeordneten 
Beamten, fihe in dem Hofdekrete vom 5. Dezember ıBı2, an 
ſaͤmmtliche Appellations⸗Gerichte, einverftändlich mit der verein« 
ten Hoffanzley, Nr. 1018 der J. G. ©. 
Hofdekret vom 17. May 1816, an das Inner 
Defterreihifhe Appellations=- Gericht, über 

deffen Bericht vom 16. April n. J., Nr. 1245 der 
| J CM 7 


In Hinſicht der öfter Statt findenden Verwendung der Ad⸗ 
vokaten zur Schöpfung der Criminal-Urtheile bey befreyten Land: 
gerichten wird verordnet: daß Fünftig die Advofaten bey der für 
diefelben von jeher-vorgefchriebeiten firengen Prüfung aud) aus 
dem Eriminal-Strafgefege ftrenge zu prüfen feyen, und dad Ap⸗ 
pellations:Gericht wird von den neu aufzunehmenden Advokaten 
bey Ablegung des Amtseides zugleich den Criminal-Richteramtd« 
eid abzufordern haben. — 

Obſchon übrigens von den bereits beſtehenden Advokaten 
zieſer Eid insbeſondere nicht zu fordern ift, ſo wird doc) dafür 
du forgen feyn, da, wenn von einem oder dem andern befreyten 
Landgerichte einem bereits beftehenden Advofaten ‚anftatt des 
Bannrichterd die Abführung der peinlihen Unterfuchung aufge 
tragen werden wollte, hierwegen die Anzeige an das Appellationds 
Gericht vorläufig gemacht, und von dem dießfalld gewählten Ad⸗ 
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vofaten der Criminal-Richtereid, im Balle er von demſelben noch 
nicht abgenomkien v worden wäre, abgelegt werde. : 


Hofdekret vom 12, März 1824, an fämmtlige 
Appellations- Gerichte, einverftändlich mit der Hofe 
Fommiffion in Zuftiz= Gefeßfachen, Nr. 1992 der J. G. S. 


Aus Anlaß einer vorgefommenen Anfrage über die Beeidi⸗ 
gung der Candidaten für das Criminal⸗Richteramt, welche bey 
einem Criminal» Gerichte zu ihrer Ausbildung in die Praxis zus 
gelaſſen werden, und über die ihnen zu überlajfenden Gefchäfts- 
Gegenſtaͤnde, ift zur Anweifung: der unterftehenden Eriminal 
Gerichte folgende Belehrung ertheilt worden: 

Jeder Praktikant eines Criminal-Gerichtes muß —— 
beeidiget werden: daß er alle Geſchaͤfte, die man ihm anver⸗ 
trauen wird, gewiſſenhaft beſorgen, die Vorſchriften des Straf—⸗ 
geſetzbuches beobachten, insbeſondere bey den Verhören die Fra⸗ 
gen und Antworten in das Protofoll genau und richtig eintrar 
gen, und alles, was ibm von Amtögefchäften bey Gericht be: 
fanut wird, geheim halten wolle, 

Ein Ri folche Art beeidigter Praftifant hat nach Gutbefin= 
ben des Vorſtehers des Gerichted Aftenauszüge, Referatsent⸗ 
würfe und andere gerichtliche Auffäge, unter Aufſicht und Vers 
antwortlichfeit des Referenten, zu verfertigen, oder bey Verhören 
der Angefchuldigten und der Zeugen das: Protofoll zu führen, 
Zu den Kathöfigungen des Gerichtes darf fein Praftifant zuge⸗ 
laſſen werden. 

Ueber die Prüfung derjenigen, welche das Amt eines Rich⸗ 
ters übernehmen oder als Ausfultanten bey Juſtizbehörden in 
Dienſt treten wollen, ſiehe Hofdekret vom 13. April 1827, an 
fämmtliche Appellationd» Gerichte, in Bolge a. h. Entfchliegung 
vom 27. Februar 1827, über Vortrag der Hoffommiffion in 
Juſtiz-Geſetzſachen Nr. 2272 der 3. ©. ©. und Hofdekret vom 
8. May 1829, an ſaͤmmtliche Appellations-Gerichte, in Folge 
a. h. Entſchließung vom 7. Februar und 2. May ı829, über Vor⸗ 
* der oberſten Juſtizſtelle, Nr. 2399 der J. G. S. 


Hofdekret vom 12. April 1828, an fämmtlide 

Appellations » Gerichte, in Folge a. h. Entſchlie— 

fung vom 22. März 1828, über Vortrag der vereinigten 
Hofkanzley, Nr. 2335 der J. ©. ©. 


Damit in Zufunft bei Privatherrfchaften die Beamtenftellen, 
welche die Zuiti;pflege oder die öffentliche politifhe Gefchäftsver« 
waltung zu beforgen haben, mit ganz mafellofen Individuen be— 
fest werden, haben Seine Majeität zu befehlen geruhet, daß in 
Zukunft eine derley Stelle keinem Individuum mehr. verliehen 
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oder.von feinem befleidet werden dürfe, welches eined Criminals | 
Verbrechens fhuldig befunden, oder von demfelben aus Mangel 
rechtlicher Beweiſe losgefprochen worden, oder überhaupt nicht 


ganz tadellos it, daß jedoch diefe Anordnung nur für die nach des 
ren Kundmachung angeftellt werdenden Judividuen zu gelten habe. 


Hoffanzley-Defret vom 20. Auguſt 1835. 


Ueber eine a. u. gemachte Anfrage: ob und wie weit die 
dermalen vorgefchriebenen Advofaten» Prüfungen jene für das 
Civil» und Eriminal:Richteramt vertreten Fönnen, haben Seine 
k. f. Majeftät mit a. h. Entfchliefung vom 27. May I. 3. zu bes 
ſtimmen geruhet, daß der für die Advofatur und für eine Fiscals 
Adjunften» Stelle mit gutem Erfolge Geprüfte, zur Erlangung 
ber Wahlfähigfeitd-Defrete für das Civil: und Criminal:Richter= 
amt, zwar feiner befondern Prüfung für das Eivil: Richteramt 
bedürfe, wohl aber fi über eine ordnungsmäßige einjährige 
Criminal: Praris ausweifen,, und fohin eine befondere Prüfung 
für das Criminal» Richteramt mir gutemi Erfolge beftehen müffe. 

Uebrigens geruheten Seine k.k. Majeftät zu geitatten, daß 
die Gerichtöbehörden ausgezeichnete Fiscal: Adjunften und Ads 
vofaten, wenn fie auch die formelle Befähigung zum Richter- 
amte nicht erlangt haben, zu Rathsſtellen in Antrag bringen 
dürfen, wenn fie von ihrer vollfommenen Tauglichkeit dazu über: 
zeugt find. 

Welche Auditore einer neuen Prüfung bei den Eivil:Appel« 
lations:Öerichten zu unterziehen find? fiehe in dem Hofdefrete 
vom 16. Sulius 1808; fiehe auch die a. h. Entfchliefung vom 
12. May 1838, über die Zulaffung der Auditoriats:Praftifanten 
zu den Richter-Prüfungen bey den Civil-Appellationd-Gerichten. 

— — vom 11. Julius 10826, Nr. 2199 der 3. ©. ©. 
ei $. 23.) 


$. 217. 

VAuch ſollen die Criminal⸗Gerichte nad) Maß ihres Ferner: Bedin 
Bezirkes die nöthigen Gerichtsdiener anftellen, die 
Oerängniffe in angemeffener Zahl und geſetzmäßigem 

Stande unterhalten, wie überhaupt alles herbeyſchaf— 

fen, was zu der ihnen oblienenden Rechtspflege erfor- 

derlic) ift. Eine öffentliche Bezeichnung der Eriminal- 
Gerichte, oder Richtplätze ift nicht geftattet. 


Diie Beſchaffenheit des Verbrechens zu unterfu- Weisen Orr 
en, liegt demjenigen Criminal-Gerichte ob, in defjen Die Seehung 


Bezirke das Verbrechen begangen worden if.  — — er.ı ne. 
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Hofdekret vom 24. Junius 1808, an das Inner: 

Defterreihifhe Appellations-Gericht, einver- 

ftändlich mit der Hoffommiffion in Gefegfahen, Nr. 847 
ver J. G. ©. 


Iſt der Befhuldigte offenbar zur Militär » Gerichtöbarfeit 
gehörig, der Vefchädigte mag vom Civil» oder Militärftande 
feyn, fo ſteht die Erhebung der Befchaffenheit der That nur der 
Militär: Behörde zu, bey einer Gefahr am Verzuge aber, dem 
Eivil » Criminalgerichte, oder der Ortsobrigfeit nad) der. Beftim: 
mung des $. 236, welche Civil: Behörden die Verhandlung fo: 
gleich dem Militär» Gerichte zu übergeben haben. Dagegen has 
ben fich die legteren in die Thaterhebung nicht einzumengen, wenn 
der Beichuldigte zum Eivilftande gehört, obgleich der Befchädigte 
eine Militärperfon gewefen wäre; nur find fie von dem Vorfalle 
in die Kenntniß zu fegen. Wenn endlich der Thäter unbekannt, 
oder fein Stand nicht ausgewiefen ift, hat ſtets die Civil: Bes 
börde ihr Amt zu handeln, und nur nad) erhaltener Aufflärung, 
daß der Befchuldigte wirflih zum Militärftande gehöre, die Vers 
handlung abzubrehen und der Militär: Behörde zu übergeben. 


Hofdefret vom 15. Oktober 1819, an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Entſchlie— 

fung vom 22. September n. J., über Vortrag des Hoffriegs- 
rathes, Nr. 1614 der J ©. ©. 


Da ed nöthig befunden worden, die Beſtimmungen des 
Hofdekretes vom 24. Zunius ı80B, die Behörden betreffend, 
welche den Thatbeftand in Eriminal-Fällen zu erheben haben (Zus 
. fi, Gefepßfammlung von den Jahren 1804 bis ıBıı, Zahl 847, 
Anhang I. der neuen Auflage des Geſetzbuches über Verbrechen 
und fehwere Polizey-Uebertretungen Nr. IX.), auch bey der Armee 
in Anwendung zu feßen, fo wird den Behörden Folgendes zur 
Darnachachtung vorgefchrieben : 

Erſtens. Iſt der Velchuldigte offenbar zur Militär + Ges 
richtöbarfeit gehörig, fo fteht die Erhebung der Befchaffenheit 
der That, der Befchädigte mag vom Civils oder Militärftande 
feyn, nur der Militär-Behörde zu. Jedoch ift in dringenden Sällen, 
wo die Erforfchung von der Militär: Behörde wegen der Entfernung 
nicht mit derjenigen Gefchwindigfeit gefhehen Fönnte, ohne welche 
vielleicht die Gelegenheit entgehen „die Befchaffenheit der Um—⸗ 
ftände fich verändern oder das Verfahren gehemmt werden dürfte, 
überhaupt in Bällen, wo Gefahr am Verzuge haftet, das Civil⸗ 
Criminal» Geriht, und wenn etwa auch diefes wegen Entfer= 
nung außer Stande wäre, mit der nöthigen Gefchwindigfeit vor= 
gehen zu fönnen, die Obrigfeit des Orted, wo das Verbrechen 
oder die Anzeige geſchehen ijt, und wenn mehrere Obrigkeiten 
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find, diejenige, die über Ruhe, Ordnung und Sicherheit zu 
wachen hat, befugt und verbunden, alles, was zur unverzüg« 
lichen Erforfchung gehört, vorzufehren. Wenn diefes gefchehen 
it, hat die Civil-Behörde die ganze Verhandlung der Militärs 
Behörde fogleich zu übergeben. 

Zweitens Bft der Befchuldigte zum Civilftande gehö— 
rig, fo fteht die Erhebung der Beſchaffenheit der That nur der 
Eivil:Behörde zu. Jedoch bat infoldhen Fällen, wenn 
dabey Gefahr am Verzuge haftet, auch die Militär 
Behörde dasjenige, was ohne Gefahr fo lange, bis das Civils 
Eriminal: Gericht oder die competente Ortöobrigfeit das Geſetz⸗ 
mäßige einzuleiten im Stande iſt, nicht verfchoben werden fann, 
vorzunehmen , fofort ihre Verhandlung der betreffenden Eivil« 
Behörde ohne Verzug zu übergeben. | 

Drittend. Wenn der Thäter unbefannt oder fein Stand 
nicht audgewiefen ift, hat fletd die Civil: Behörde ihr Amt zu 
handeln; jedoch nach erhaltener Aufflärung, daß der Befchuls 
digte zum Militärftande gehöre, die Verhandlung abzubrechen und 
der MilitärsBehörde zu übergeben. 

Viertend An den Vorfchriften der Gefege, wie fich 
die Behörde, der die Erhebung der Befchaffenheit der That zu: 
fteht, zu benehmen habe, wenn fie der Mitwirfung eined andern 
Gerichtes bedarf, insbefondere wenn Befchädigte oder Zeugen, 
die unter einer andern Gerichtöbarfeit ftehen, abzuhören find, 
ift durch obige Beftimmungen nichts geändert. 

Fünftens In Ungarn und @iebenbürgen hat ed bey 
den hierinfalls beftehenden Vorfchriften und Beobachtungen fortan 
fein Verbleiben. 

(S. bei $. 176 d. Hofkanzleys Dekret vom ı5. April ı822, Nr. 1866 
der J. G. €.) — 


219 ' 
Das Verfahren mit der des Verbrechens beſchul⸗ Weisen das 


Berfabren mit 


digten Perjon fteht demjenigen Criminal= Gerichte zu, der sergutdigs 
in deffen Bezirke diefelbe angetroffen wird. Bi 


(S. bei 78 d. Hofd. v. 4. May 1837, Nr, 2276 d. J. G. S.) 


$. 220. 

‚ Wenn innerhalb des Staates an der Gräuze zweyer 
Griminal-Berichte das Verbrechen begangen, oder die 
beſchuldigte Perfon betreten worden, gibt die Zuvor- 
kommung den Ausfchlag. u 


$. 221. 
- Bon den vorftehenden Vorſchriften der $$. 219 Ausnapmen. 
und 220 find folgende Fälle ausgenommen; 
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1) Mem ein Iandesfürftlicher Beamter, ein land- 
ftändifches Mitglied, eine adelige Perfon, ein Mitglied 
des geiftlihen Standes der hriftlihen Religion, oder - 
ein immatrikulirtes Mitglied einer inländifchen Univer- 
fität, oder eines inländiſchen Lycäums eines Berbre- 
chens befchuldiget wird; fo ift der Beſchuldigte dem 
Magiftrate der Hauptftadt der Provinz, in welcher er 
angehalten worden, zur Unterfuchung und Aburtheilung 
zu übergeben. ' 

8.4.1.0. 2) Mer des Hochverrathes, der Verfälſchung der 
dffentlihen Credits = Papiere, oder der Münzverfäl— 
fdung befchuldiget wird, ift an das Criminal: Gericht 
der Hauptftadt der Provinz, in welcher er angehalten 
worden, zum rechtlihen Verfahren einzuliefern. 

3) Die zu einem inländischen Militärkörper geho- 
rigen Perfonen follen, wenn fie eines Verbrechens hal- 
ber angehalten worden, dem nächften Militär - Koms 
mando übergeben werden. 

4) Die auswärtigen Geſandtſchaften und das ei- 
nr BSefandtichafts - Perfonale werden nach dem 

ölferrechte behandelt, und unterliegen den Landes- 
behörden nicht. Auch diejenigen Hausleute und Dienft- 
bothen eines Gefandten , weldye unmittelbar Untertha= 
nen des Staates find, zu dem er gehört, find der ge- 
. meinen Gerihtöbarkeit nicht unterworfen. Dafern aljo 
mit folhen Haus- oder Dienftleuten eines Gefandten 
ſich ein Fall ereignete, foll zwar die Obrigkeit fich der 
Perſon des Beichuldigten verſichern, jedoch die Anzeis 
gungen dem Minifter eröffnen, damit diefer den Ver— 
| Bafteten übernehmen möge. | 

| 5) Wenn ein Eriminal- Gericht einer aus. feinem 
Bezirke entflohenen Perfon nachſetzet, muß ihm die: 
felbe, wo fie immer innerhalb des Staatöbezirfes ein= 

‚geholet wird, überlaffen werden. 

6) Wenn jemand von einem Criminal Gerichte 
um eines Verbrechens willen durch Edict vorgerufen 
ift, und in einem andern Criminal= Bezirfe betreten 
wird, ift er von diefem an jenes auszuliefern. 


. 
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Hofdefret vom 2. März 1805, an das Appella- 
tions-Gericht in Lemberg, über deſſen Anfrags- 


bericht vom 22. Jänner n. J., Nr. 716 der J. ©. ©. 


Criminal:Unterfuchungen über Adelige, welche in der Bu— 
fowina betreten werden, find.von dem nunmehr in Verbindung 
mit dem Landrechte förmlich organifirten Griminals Gerichte zu 
Ezernowig vorzunehmen. Ä 


Hofdefret vom 20. April’1805, an die Appella- 

tiondsGerichte zu Lemberg und Krafau, in 

Folge höchfter Entfchliegung über Vortrag vom 19. Dftober 
1804, Nr. 725 der J. ©. ©. 


Adelige Perfonen in beyden Galizien, wenn fie eines an= 
deren Verbrechens als jener, welche in dem zweyten Abfage des 
$. 221 des erſten Theiles des Strafgefeßed angeführt find, be= 
fehuldiget werden , follen durch dasjenige Criminal: Gericht, in 
deſſen Bezirke fie angehalten werden, und nicht ausfchließig durch 
das Criminal: Gericht der Hauptfladt der Provinz unterfucht 
und abgeurtheilt werden; jedoch ift jedes Eriminal-Gericht außer 
der Hauptſtadt verbunden, fo oft ein Adeliger bey demfelben an= 
geihuldet wird, hievon die Anzeige an das Criminal» Oberges 
richt zu machen, damit dajfelbe in den Stand gefegt werde, nach 
dem ihm durch den $. 224 eingeräumten Befugnijfe, mit Ruͤck⸗ 
ſichtnehmung auf den Stand des Befchuldigten, ftatt des ordent- 
lichen, ein anderes Criminal: Gericht zu delegiren. 


Hofdefret vom 29. May 1807, an die Appella- 

tionss Gerichte in Nieder» Defterreih, Böh— 

men, Mähren und Inner» Defterreich, über An— 

frage des Krafauer Appellationd = Gerichtes, Nr. 812 
der 9. ©, ©. 


Ueber die Anfrage: ob die Unterfuchung der die öffentliche 
Ruhe ftörenden Handlungen, welche in den $$. 57 und 58, als 
Verbrechen erklärt werden, gleich den Unterfuchungen des Ver: 
brechens des Hochverrathes von dem Criminal:Gerichte der Haupt⸗ 
ftadt zu führen, und durch das Obergericht dem oberften Gerichtö» 
bofe vorzulegen fey? wurde die Weifung dahin zu ertheilen ber 
funden: Da in dem VII Hauptflüde der St. ©. über Ver: 
breden, das Verbrechen der Störung der Öffentlihen Ruhe, 
von dem Verbrechen des Hochverrathed namentlich und deutlich 
unterfchieden wird; ſo fönnen die in den $$. 221, 433 und 442 
über die Behandlung des Hochverrathes enthaltenen Vorſchriften 
auf die Behandlung des Verbrechens der Störung der öffentli⸗ 


hen Ruhe nicht ausgedehnt und angewendet werden. 
Wafer’d Gtrafgef, über Verbr. 13 
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Hofdekret vom 24. März 1808, an das Nieder: 
Defterreihifhe Appellations-Gericht, einver- 
nehmlid) mit der Hoffommiffion. in Gefegfahen, Nr. 837 
| | der J. ©. ©. 


Der $.a21, Nr.a, erften Iheiles des Strafgefeges, wel 
cher vorfchreibt, daß der einer Verfälfhung der öffentlichen Kre= 
dits⸗ Papiere Befchuldigte an das Criminal» Gericht der Haupte 
fladt der Provinz, in welcher er angehalten worden, zum recht« 
lihen Verfahren zu überliefern fey, fann nur von dem Falle zu 
verfiehen feyn, wo gegen jemanden rechtliche Anzeigungen vor» 
kommen, daß er öffentliche Kreditd.Papiere verfälfcht, oder die 
verfälfchten im Einverjtändnijfe mit dem Thäter, nicht aber, wenn 
jemand fie außerdem irrig oder allenfalld betrüglicher Weife auds 
gegeben hat. | 

In Eriminal: Fällen, welche dem Obergerichte vorzulegen 
find, Fann der von dem unteren Richter ſchuldlos befundene Unters 
fuchte nicht fogleich auf freyen’Buß*’gefegt werden, weil nach dem 
6.448 erjten Iheiles des Strafgefeges die Freylaſſung er ſt nach 
fundgemadhtem Urtheile gefchehen kann; in den in dem 
6.433 erwähnten Criminal Fällen aber das Urtheil des unteren 
Richter noch vor der Befanntmachung dem Obergerichte vors 
gelegt, folglich deſſen Beftätigung abgewartet werden muß. 


Hofdefret vom 25. Junius 1808, an alle Appel- 
lations.»Geridhte, in Folge höchſter Entſchließung 
über Vortrag vom 18. Oftober 1807, Nr, 849 der 

st, G. S. 


Das Verbrechen der Störung der innerlichen Ruhe des Staa⸗ 
ted ift zwar nicht, wie das Verbrechen des Hochverrathed, nur von 
dem Eriminal:©erichte der Hauptftadt der Provinz, fondern von jes 
dem fonft zuftändigen Eriminal.Gerichte zu unterfuchen, wobey dem 
DObergerichte in wichtigeren Fällen, nad) dem $. 224, ohnedieß die 
Delegirung eines andern Gerichtes überlajfen iſt. Doc) ift jedes 
Urtbeil, über das in den. $$. 57 und 5B enthaltene Verbrechen 
der Störung der innerlihen Ruhe, vor der Kundmachung dem 
Dbergerichte, und von diefem der oberften Juſtizſtelle, wie in 
den Fällen des $. 442 vorzulegen. Auch hat das Criminal:Ges 
richt von einer folchen anhängig gewordenen Unterfuhung, wie 
2 den Bällen des $. 305, die Anzeige an das Kreidamt zu ere 

atten. 


Hoffanzley =» Defret vom 6. Auguft 1812, an 
ſämmtliche Länderftellen, Nr. 099 der J. G. ©. 


Da durch die nach dem letzten Kriege erfolgte neue Organia 
firung die Buhrwefend:Mannfchaft als wirkliche Militär-Mannz 
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ſchaft zu betrachten ift, umd fie auch nicht mehr unbeſtimmt, fon« 
dern bis zur Einberufung beurlaubt wird; fo find die bis. zur 
Einberufung Beurlaubten des Zuhrwefens » Corps in Hinſicht auf 
die Jurisdiftion, wie die übrige beurlaubte Militär: Mannfchaft 
zu behandeln, ſomit fönnen fie auch ohne Bewilligung des 
Buhrwefens » Corps : Kommando nad) den beitehenden Gefegen 
feine gültige Ehe eingehen; daher ſich die Magiftrate und Dos 
minien bey dergleichen vorfommenden Heirathögefuchen immer an 
das Zuhrwefens: Corps > Kommando zu verwenden haben. 


Hofdefret vom 16. Julius 1813, an dad Nieder 
Defterreihifhe Appellations» Gericht, über 
deffen Anfrage vom 28. Zunius 1813, Nr. 1064 
der J. ©. ©. 


In Bezug auf die neue Organifirung der Landwehr haben _ 
Seine Majeftät vermöge des neunten Abfchnittes diefer Inftruf. 
tion, fo viel es die Ausübung der Civil- und Criminal⸗Gerichts⸗ 
barfeit über die Sandwehr:Offiziere und Mannfchaft in Friedense 
zeiten betrifft, folgende Normal-Vorſchriften feitzufegen geruhet: 


A. 
, Ueber die Landwehr: Offiziere. | 

F. 68, Hieraus ergibt es. fich von ſelbſt, daß gegen einen 
Landwehr : Offizier, welcher der Civil» Oerichtöbarkfeit unterftes 
het, fowohl der in der Gerichts- Ordnung vorgefehene vorfichtö- 
weife, als auch der Erefutiond » Arreft von der fompetenten Ges 
richto · Behörde bewilliger werden kann; jedoch muß von diefer 
dem betreffenden Regiments-Kommando oder bey deſſen weiterer 
Entfernung dem Landwehr » Bataillond» Kommando; unter wel- 
chem der zu arretirende Offizier ftehet, vorläufig die Anzeige ger 
macht werden; diefes hat ihm feinen Degen abzufordern, welchen 
ed ihm zurüdftelle, fobald derfelbe aus dem Eivil:Arreite zurück⸗ 
fommt. Jeder Landwehr» Offizier hat, fobald er in Eivil-Arreft 
fömmt, fogleich feine Uniform abzulegen, und diefelbe erft dann 
wieder zu tragen, wenn er aus demfelben zurückkömmt, und feinen 
Degen wieder erhalten hat. 

$. 70. In Eriminal:Berbrechen (?) unterfteht der Landwehr: 
Dffizier ganz der ihn betreffenden Gerichtsbarkeit, ohne Rückſicht 
feined Landwehr: Verbandes. Gefchieht das Verbrechen während 
der Concentrirung, fo läßt ihn der Regiments Kommandant 
unter Arreft der betreffenden Gerichtsbarkeit übergeben. Außer 
der Concentrirungszeit in Straffällen hat vor der Arrerirung des 
Landwehr» Offiziers die, $. 68 erwähnte Modalität einzutreten. 
In Hinficht der Kundmachung und Vollziehung ded gegen Land» 
wehr= Offiziere wegen begangener Verbrechen gefällten Urtheiles 
ift ſich nach Maßgabe der $$. 446 und 447 des * G. 1. Thlo., 

1 
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3. Abfchnitted, 12. Hauptſtückes, zu benehmen, hiemit ift das 
Urtheil fammt Aften von dem Eriminal-Obergerichte dem Landes⸗ 
Chef einzufenden, und von diefem, einverfländlich mit dem Ges 
neral: Kommando, die dem $.446 deöd Strafgefeged angemeſſene 
Verfügung:zu treffen. 

F. 71. Bey Dienſtes- Vergehungen und Zubordinationd- 
Fehlern, welche ein Friegörechtliches Verfahren erheiſchen, wird 
der Landwehr » Offizier 34 während, als außer der Concen= 
trirungßzeit an dad Regiments: Gericht deöjenigen Regimentes, 
welchem das Landwehr : Bataillon zugewiefen ift, unter Arreft 
geſchickt, um da nach Militär: Gefegen kriegsrechtlich behandelt 
zu werden., Zn | 

In ſolchen Fällen ift aber das jus gladii et agratiandi über 
die Landwehr » Offiziere dem General: Kommando vorbehalten. 


B. 

Ueber die Landwehr: Mannfchaft. 
J. 74. Die Landwehr: Mannfchaft bleibt außer der Eon» 
centtirungdzeit ganz ihrer betreffenden Jurisdiftion untergeordnet. 
$. 75. Auch während der Concentrirungszeit unterfteht der 
Landwehrmann in Bezug fowohl auf Streitfachen, als auch des 
adeligen Richteramited dem gefepgmäßigen beftimmten Gerichte. 
DR der Landwehrmann während der Goncentrirung ein 
Verbrechen, fo läßt ihn das Regiments: Kommando arretiren, 
und an das durch das Geſetz beftimmte Criminal: Gericht abge⸗ 
ben, welches ihn nad) dem I. Theile des Strafgeſetzes behandelt. 


Hofdefret vom 15. Jänner 1814, an fämmtlide 
Appellations-Gerichte, über Note des Hofkriegs— 
rathes, vom 31. Dezember 1813, Nr: 1080 der J. G. S. 


Es bat fich zu wiederholten Malen der Fall ergeben, daß 
mehrere von den Civil:Eriminal:Gerichten verhaftete Verbrecher 
auf ihre bloße Angabe, daß fie Deferteure wären, ohne alle ge= 
nommene Rückſprache ohne weiters in das Stabs⸗-Stockhaus zur 
Unterfuchung und Aburtheilung abgeliefert worden find, und ſich 
durch die nachträgliche Erhebung die Unftatthaftigfeit ihrer An= 
gabe bewähret hat. Zur Fünftigen Vermeidung der aus dem 
obbemeldten Worgange fowohl für das Militär = Aerarium als 
auch für die Criminal:Juftizpflege überhaupt entftehenden wefent- 
lichen Nachtheile, find die Eivil- Eriminal:®erichte allgemein ans 
zuweifen, daß folche bey demfelben infigende Inquifiten, welche 
fi für Deferteure ausgeben, erft nad) der von dem betreffenden 
Senerals Kommando eingeholten Beftätigung diefer Angabe an 
das Militär abzuliefern feyn. 
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Hofdekret vom 10. DezemdeFigıs, an ſämmt— 

liche Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Ent: 

fhließung, über Vortrag der vberften Juſtizſtelle vom.2. Des 
zember n. $., Nr. 1113 der. J. G. ©, : 


Seine Majeftät haben zu befchließen geruhet, daß für die 
Zufunft alle jene Individuen, welchen Höchitdiefelben einen Rits 
terorden verliehen oder den Ritterfchlag ertheilt haben, wenn fie 
auch den Adelftand nicht nachgefucht haben, fidh des privilegirten 
Gerichtöftandes der Adeligen für ihre Perfon zu erfreuen ‚haben. 


Hofdekret vom 6. Auguft 1818, an fämmtlide 
Appellations-Gerihte, in Folge höchſter Entſchlie— 
fung vom 26. Julius 1818, über Vortrag der oberften 

Suftizftele, Nr. 1484 der 5. ©. S. ER 


Die aus Iandesfürftlihen Räthen beftehenden Collegial: 
Criminal: Gerichte find, wenn fie auch nicht in der Hauptitadt 
der Provinz ihren Sig haben, in ihrem Jurisdiftiond = Bezirfe 
über die in dem erften Äbfatze des $. 221 des Strafgefepes I. Thls. 
benannten Perfonen ihre Gerichtsbarkeit auszuüben befugt; wo— 
bey es der oberften Zuftisftelle und den Obergerichten nad) dem 
$. 224 vorbehalten bleibt, die Unterfuhung in einzelnen Fällen 
einem Criminal Gerichte inöbefondere aufzutragen: 


Hofdekret vom 5. Februar 1819, andas Nieder: 
Defterreihifhe Appellations-Gericht, in Folge 
höchfter Entfchliegung vom 25. Januar 1819 , über Vor—⸗ 
trag der oberften Juſtizſtelle, Nr. 1542 der J. ©. ©. 


Dem Oberft» Hofmarfchallamte gebühret Feine eigenthüm⸗ 
liche Criminal: Zurisdiftion; es fehreitet nur in jenem Falle ex 
delegatione ein; wenn die Anordnung des $. 221, Nr; 4, des 
erften Theiles des Strafgefeges eintritt; das heißt, wenn gegen 
Hausleute oder Dienftboten fremder Gefandten vder Gouveräne, 
welche zugleich Unterthanen derfelben auswärtigen Staaten find, 
eriminal gerichtliche Amtöhandlungen einzutreten haben, und 
bat fodann den Criminal: Senat des Wiener Magiftrates zu des 
legiren. Daffelbe findet nach dem $.283 II. Theiles des Strafge- 
feges, in Hinficht der ſchweren Polizey Uebertretungen, mit einziger 
Ausnahme deö in $. 9 der Zeuerlöfch : Ordnung vom 31. Dezem⸗ 
ber 1817 berührten Falles, Statt; nur hat die weitere Delega- 
tion an die Magiftrats - Abtheilung in ſchweren Polizey » Webers 
tretungen zu gefchehen. Hieraus folgt, daß die Haudleute und 
Dienftboten aller jener Glieder der allerdurchlauchtigften k. k. Ga: 
milie, welchen das Forum des Oberft: Hofmarfhallamtes in 
Streitfachen und im adeligen Kichteramte angewiefen ift, und 
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welche nicht zugleich fouverän find, in feinem Balle, und bie 
Hausleute und Dienftboten derjenigen Glieder der allerhöchften 
Bamilie, welche fouverän find, und diefe Begünftigung genie- 
fen, nur in jenem alle der delegirten Jurisdiftion des Oberft- 
Hofmarſchallamtes unterftehen, wenn fie zugleich Unterthanen 
derfelben Souveräne find. 


Hofdefret vom 21. Januar 1820, anfämmtlide 

Appellations: Gerichte, in Folge höchfter Entſchlie— 

fung, einverftändlich mit der Hoffommiffion in Juſtiz⸗Ge⸗ 
ſetzſachen, Nr. 1643 der 3. ©. ©. 


Seine Majeftät Haben zu befchließen gerubet, daß die Ge⸗ 
richtöbarfeit eined Criminal⸗Gerichtes über den flüchtigen Beſchul⸗ 
Digten eines Verbrechens nicht nur durch die thätige Nachfegung, 
fondern auch durch Erlaffung eines Steckbriefes begründet werde ; 
daher der Befchuldigte im Betretungsfalle. an dasjenige Criminal» 
Gericht, welches den Stedbrief erlajfen hat, zu überliefern ift. 


Hofdekret vom 8. Auguſt 1020, an das füften- 
landifhe Appellations-Gericht, über deſſen An« 
fragsberiht, Nr. 1684 der I. ©. ©. 


Ueber die Frage: ob eine bey dem Carlitädter Stadts und 
Landrechte wegen Verfälfchung öffentlicher Kredit: Papiere vorge« 
fallene Unterfuchung in Gemäßheit des $. 2aı, I. Iheiles des 
Strafgefeged, dem Eriminal:Serichte zu Trieft übergeben werden 
fouU? wird zur Behebung des Zweifeld, der fich über die Anwen» 
dung des zweyten Abfages diefed Paragraphes im Küftenlande 
ergeben fann, erfläret: 

Da die vier Kreife des Küſtenlandes, in adminiftrativer 
Hinficht, eine eigene Provinz bilden, wovon Zrieft die Haupt« 
ſtadt ift, und in der durch Hofdelret vom 6. Auguft 1018, Nr. 
1484 der Juſtiz⸗-Geſetzſammlung, Fundgemachten höchften Ente 
f&hließung vom 26. Julius n. 3., von dem zweyten Abfage des 
$. 221 des Strafgeſetzes defwegen feine Erwähnung gefchieht, 
weil es in Anfehung,der in diefem Abfage auögenommenen Ders 
brechen bey der allgemeinen Vorfchrift des Geſetzes fein Bewen— 
den haben ſoll, fo folgt , daß die Gerichtöbarfeit über die in dem 
zweyten Abſatze des erwähnten Paragraphes aufgezählten Ver— 
brechen im Küftenlande, nur dem Stadt: und Qandrechte, zus 
glei Eriminal- Gerichte , in Trieft zuſtehe; wobey es jedoch uns 
benommen bleibt, in einzelnen Sällen nach Maßgabe des $.224,. 
1, Theiles des Strafgefeßes einer Delegirung Statt zu geben. 
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Hofdefret vom 7.Fulius 1821, an fämmt liche 

Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Entfchlie- 

ßung vom 30. Junius 1821, über Vortrag der oberften 
Zuftizftele, Nr. 1776 der 9. ©. ©. 


"2 Weber die Anfrage: wie fi) gegen die Bewohner der Mi: 
litaͤr · Graͤnze bey Ausü ung der Civil- und Criminal⸗Jurisdiktion 
benommen werden ſoll? haben Seine Majeſtaͤt zu beſtimmen ges 
zubet, daß, fo viel es die Eivil-Gerihtsbarfeit betrifft, 
das Mofdefret vom 22. April 1809, Nr.Bog der Zuftiz= Gefep- 
fammlung, auch auf den Graͤnzer, ohne Unterfchied, ob er zum 
aktiven Militärdienfte verwendet werde oder nicht, Anwendung 
babe; daß aber daſſelbe weder auf die bürgerlichen Einwohner der 
zwölf Srängs Communitäten, als: Zensg Carlopago, Petri⸗ 
nia, Koſtainicza, Bellovar, Ivanich, Brod, Peterwardein, 
Carlowitz, Semlin, Paneſova und Weißfirchen, noch auf die 
in den Bezirken der Graͤnz⸗-Regimenter fi aufhaltenden Han- 
dels⸗ und fonftigen Gewerböleute, welche als ſolche conferibirt,, 
und daher von dem Militärdienfte befreyt find, bezogen werden 
könne; daß alfo die Gränzeinwohner diefer Klaffen berechtiget 
feyen, die Jurisdiftion der Civil» Gerichte freywillig zu proros 
giren ; daß endlich nicht bloß derjenige Gränzeinwohner, der zu 
einer der legt erwähnten Klaffen, fondern auch derjenige, der zu 
dem eigentlichen Graͤnzſtande gehört, folglidy jeder Graͤnzbewoh⸗ 
ner ohne Unterfchied, in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten, wo 
eine gefepliche Prorogation der Eivil » Zurisdiftion eintritt, bey 
dem betreffenden Civil» Gerichte gültig belangt werden kann. 
Was hingegen die Criminal⸗Gerichtsbarkeit be 
langt, fo it die Vorfchrift des $. 221, Nr.3, I. Theiles des 
Strafgeſetzes, auf die Gränzer ebenfalls anzuwenden, wenn fie 
auch nicht zum aftiven Dienjte verwendet werden ; gegen die bür- 
gerlihen Einwohner der fogenannten Gränz-Communitäten aber, 
und gegen die in dem Bezirken der Gränz:Regimenter wohnhaften 
Handels und Gewerböleute von vorbezeichneter Art, kann mes 
gen Verbrechen, die fie außer der Gränze begehen, von den Cri— 
minals Gerichten nach dem $. 219, 1. Theiles des Strafgefepes 
verfahren werden. Jedoch find auch Graͤnzeinwohner dieſer Klaſſe, 
wenn fie wegen eines in der Graͤnze verübten Verbrechens außer 
der Oränze angehalten werden, ohne Ausnahme, dem nächiten 
Militär : Kommando zu übergeben, damit fie an die betreffenden 
Graͤnz : Behörden: abgeliefert, und von denfelben nad den in 
der Gränze beftehenden befondern Strafgeſetzen, die fie über: 
treten haben, behandelt werden können. 
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Hofdefret vom 10. Auguft 1822, an ſämmtliche 

Appellations-⸗Gerichte, einverftändlich mit der Stu: 

dien» Hoffommiffion und der Hoffommiffion in YZuftiz= Ges 
-fegfahen, Nr. 1887 der J. ©. S. 


An Betreff der Anwendung der $$.221, 304 und 447 des 
1. Theiled des Strafgeſetzbuches auf Schullehrer, wird be« 
deutet: daß zwar Die Lehrer an den Hauptfchulen, nicht aber 
auch diejenigen, welche bey Zrivial: Schulen der Dörfer oder 
Städte Dienfte leiften, für Iandesfürftliche Beamte zu halten find. 
Diefem nach ift der $. 221 des I, Theiles des Strafgefepes nur 
bey den Lehrern an den Hauptfchulen in Anwendung zu bringen. 
Da jedoch in den $$. 304 und 447 des Strafgefeges von Perfor 
nen, die überhaupt in einer. öffentlidhen Bedienung flehen, die 
Rede ift, fo verfteht es fich von felbft, daß die Anordnungen die: 
fer beyden Paragraphe für alle Schullehrer gelten. 


Hofdefretvom 3. Dezember 1824, an dad Inners 

Defterreihifh-Küftenländifhe Appellations— 

Gericht, über deffen Anfragsberiht vom 4. Junius 
1824, Nr. 2054 der J. ©. ©. 


Aus Anlaß der von dem Zriefter Stadt» und Landrechte 
gemachten Anfrage, binfichtlic der ihm zugewiefenen Unter⸗ 
fuchung und Aburtheilung jener Seeräuber, welche von öfterreis 
chiſchen Schiffen in der Levante betreten werden, wird dem Ap⸗ 
pellationd : Gerichte die Verordnung, welche der k. k. Hofkriegs⸗ 
rath an das Marine: Oberfommando im Venedig binfichtlich der 
Verfügung mit den eingebracht werdenden Seeräubern erlafien 
bat, und: in der weiteren Beylage die Marine Jurisdiftionde 
Norm zugefendet. 


Berordbnung des Hoffriegsrathes vom 12. No⸗ 
vember 1824, an dad Marine-Oberfommando 
zu Benedig. 


Mit dem h. 2, lit.K der unter dem a5. Oftober 1824 hinauds 
. gegebenen höchſt fanctionirten Jurisdiktions-Norm wird feftgefegt, 
daß die von. der Marine zu Wafler oder zu Lande eingebracht 
werdenden Seeräuber der Marine Zurisdiftion unterftehen ; wie 
dieſes auch fchon in der während des erften öfterreichifchen Beſitzes 
der Marine beftandenen Zurisdiftiond- Norm feftgefept war. 
Hierdurch ändert fi die aus Anlaß der Aufbringung von 
Seeräubern, einvernehmlich mit der geheimen Hof: und Staatd« 
kanzley und der beftandenen Commerz-Hoffommiflion, unter dem 
13. Februar 1824 hinausgegebene Beſtimmung, wornach die 
bey der Slotille in der Levante eingebracht werdenden Seeräuber 
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nach Trieſt abgeführt, und dem dortigen CTriminab» Gerichte zur 
Aburtheilung übergeben werden follten; wogegen diefelben Fünf: 
tig nach Venedig zu bringen, und der Marine-Berichts: Behörde 
zur Aburtheilung zu übergeben jeyn werden. — 


Hofdekret vom 22. May 1829, an dad Tyrolis 
fhe Appellationss Gericht, in Folge a. h. Ent- 
ſchließung vom 16. May 1829, über Vortrag der ‚ober 

ſten Zuftigftelle, Nr. 2406 der 3. ©. ©. | 


‚Ueber die Anfrage wegen Criminal: Jurisdiftion über die 
indem $. 221 , Abfap ı des I. Theiles des Strafgefegbuches bes 
zeichneten , in Vorarlberg befindlichen Perfonen .; haben: Seine 
Majeftät zu beflimmen geruhet, daß die Gerichtöbarfeit: deö 
- Stadt: und Landrechtes zu Innsbruck in peinlichen Rechtsfaͤllen 
fi auf jene Klaſſen von Perfonen in der Provinz Vorarlberg 
auszudehnen habe, die in dem erſten Ablage ded.$. 221, J. Theiles 
des Strafgefegbuches bezeichnet werden. ara 


Hofdefret vom’ 10. Julius 1829, an das Nieder 

Defterreihifhe Appellations-Gericht, ein— 

verſtändlich mit der vereinigten Hofkanzley, Nr. 2417 
der En; G. S. 


Auf die Anfragen in Hinſicht der Steckbriefe und Perſons⸗ 
beſchreibungen, ‚welche von politiſcher Behörde erlaſſen werden, 
und ihren Wirkungen überhaupt, insbefondere aber auf Vergü« 
tung der Criminal: Gerihtöfoften, wird erwiedert: Re 

Erftens. Steckbriefe gegen eines Verbrechens befchuldigte 
SPerfonen find nad) dem $.487, 1. Teiles des Strafgefegbucheo, 
der Negel nach von dem Criminal +»Gerichte audzufertigen. 

Nur in befonderd dringenden Fällen kann die politifche 
Dbrigfeit anftatt des Criminal: Geridtes, nach dem Sinne der 
$$. 276, 277 und 301, I: Theiles des Strafgefeged, ſelbſt Steck⸗ 
briefe erlaſſen. | | | 

In Rückſicht der Perfonsbefchreibungen, welche bloß wegen 
Verdachtes einer fhweren Polizey = Uebertretung ausgeforſcht 
werden, befteht Fein Grund zu neuen Vorfchriften. 

Zweytens. Ein von politifcher Behörde gegen einen Vers 
brecher erlaffener Stecbrief begründet die Gerichtsbarkeit des⸗ 
jenigen Griminal= Gerichte, in deſſen Bezirke fich diefe politis 
ſche Behörde befindet. NE 

Drittens. In Anfehung der Zorm der Steckbriefe und 
der Perfonsbefchreibungen ift nöthigenfalls auf die Zurechtweis 
fung der einzelnen Behörden, die darin fehlen, anzutragen. 
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Hofdetret:vom ıT September 1850, at das 
SnnersDefterreihifh- Küftenländifhe Appel: 
lations⸗Gericht, über deflen Bericht vom 18. Aus 
guft 1829, einverftändlidy mit dem Hoffriegsrathe und der 
Hofkommiſſion in Juſtiz ⸗Geſetzſachen „Nr. 2481 d. J. G.S. 


Ueber die Bitte, um nähere Beſtimmung der Gerichtsbar⸗ 

Feit über die, außer dem, ftandrechtlichen Verfahren in der Mili- 
tärs Graͤnze betretenen Verbrecher, welche feine Bewohner der 
Militär» Gränze find, wird erfläret, daß, gleich wie außer dem 
Falle des Standrechtes, nach den Beftimmungen des Hofdefretes 
vom 7. Zulius 1821, Nr. 1776' der J. G. &, die Behörden 
der Militär: Gränze , über die in diefem Hofdefrete bezeichneten, 
nicht: unbedingt der Gerichtsbarkeit ‚der Militär » Oränze in allen 
‚ Bällen 'unterworfenen Graͤnzeinwohner, die Gerichtöbarkeit nur 
dann verlieren, wenn dieſe ein Verbrechen außer der. Gränze bei 
gehen, und außer der Gränze betreten werden, eben fo nothwen⸗ 
diger Weife auch im umgefehrten Salle, die Criminal» Behörden 
außer der Militär »Gränze ihre Gerichtöbarkeit nur dann verlier 
ren, wenn Einwohner. anderer Provinzen ein Verbrechen in der 
Militär« Gränze verüben, und auch dafelbft angehalten werden, 


Juſtiz-Hofdekret vom 28. Dezember 1835, 
ER 9 3 8415. 

Zufolge a. h. Entfchliefung vom.23. April 1835 haben die 
Beurlaubten der erften. Landwehr Bataillone, fo lange letz⸗ 
tere in der aftiven Militär-Dienftleiftung ftehen, unter der Mis 
litär » JZurisdiftion zu bleiben. 


Girculare der ka k. N. Deft. Sandesregierung 





F. 1. Der Ausdrut »Civil-Gerichtsbarkeit« il 
im Gegenfage zur Militär » Gerichtöbarfeit gebraucht worden. 
Die bis zur Einberufung Beurlaubten ftehen daher, fo lange der 
Urlaub dauert, unter der Civil» und Strafgerichtöbarkeit der 
Eivil: Behörden. 

F. 2. Dagegen bleibt die auf beſtimmte Zeit oder bis zur 
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Ererzierzeit, ober auf Arbeit (freywillig ober Fommandirt) beur- 
laubte Militär « Mannfchaft fortan unter der Militär» Gerichtör 
barkeit. Die Art der Beurlaubung ift in dem Urlaubs » Paife 
genau audzudrüden. DEN 
. 3. Auch die bis zur Einberufung Beurlaubten find, wenn 
fi) diefelben deö Verbrechens der Defertion fchuldig machen, von 
der Eivils Behörde an ihre Militärs Behörde zur Unterfuchun 
und Beftrafung nad) den Militär:Gefegen einzuliefern, da dar 
ihre Beurlaubung die Militärpflicht nicht aufgehoben wird. 
$. 4. Der bis zur Einberufung Beurlaubte, welcher wäh. 
rend der Zeit dieſes Urlaubes, in der Abficht, ſich dem Militär 
dienfte zu entziehen, fich felbft verftümmelt, ift gleichfalls zur 
Unterfuhung und Beftrafung nah den Militärgefegen an die 
Militär » Behörde einzuliefern. ii ea ’ 
$. 5. Hat ein nach der Anordnung der $$. 3 und 4 einge, 
liefertee Beurlaubter vor oder nach der Defertion, oder der Vers 
ftümmlung, audy andere Verbrechen oder Vergehen verübt, fo 
ift er auch wegen aller diefer Verbrechen oder Vergeben, wenn 
diefelben von dem Eivils©erichte nicht Schon beftraft worden find, 
von der Militär » Behörde mit Nückficht auf die Vorfchriften des 
Civil: Strafgefegbuches zu richten. 03 
G. 6. Für Verbrechen oder Vergehen, ‚welche von einem 
bis zur Einberufung Beurlaubten während des Urlaubes begans 
gen worden find, und von dem Civil= Gerichte zu beftrafen wa⸗ 
ren, aber erft nad) der Einberufung entdedt worden, ift derfelbe 
von dem Militär-Gerichte, jedoch mit Berücfichtigung des Eivils 
Strafgefegbuches zu unterfuchen und zu beftrafen. R 
— 7. Auch iſt der einberuſene Beurlaubte, gegen welchen 
vor der Einberufung Anzeigen von Verbrechen oder andere Ver⸗ 
geben bey der Behörde eingefommen find, nur dann zum Behufe 
der bey der Civil» Behörde zu veranlaffenden Unterfuchung und 
Aburtheilung zurüdzubehalten, wenn vor feiner. Abfendung an 
den Truppenförper, dem er angehört, bereitd die Unterfuchung 
gegen ihn eingeleitet, fomit feine rechtliche Beinzichtigung ers 
fannt worden war; im entgegengefegten alle aber die Unters 
fuhung und Aburtheilung deflelben der Militär «Behörde, mit 
Beobachtung der im $. 6 enthaltenen Vorfchrift, zu überlaifen. 
F. 8. Die Eivil» Gerichte haben in den Fällen, in welchen 
ed ihnen zuftehet, die gegen einen bis zur Einberufung beurlaubs 
ten Soldaten eingeleitete Unterfuchung zu beendigen, das Urtheil 
zu — und auch die wider ihn erkannte Strafe vollſtrecken 
zu laſſen. | | 
Sie haben jedoch, das Negiments-, Corps» oder Werbbe- 
jirf8 » Kommando, unter welches der VBefchuldigte gehört, for 
wohl von den Befchluffe, wodurch die Unterfuchung eingeleitet 
wird, ald auch von dem gefchöpften Urtheile fogleih in Kennt 
niß zu fegen. 
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. 9. Den bis zur Einberufung Beurlaubten,, welcher von 
der Eivils Behörde wegen eined Vergehens überhaupt, oder wes 
gen eined Verbrechens zu einer Strafe verurtheilt worden ift, die 
nicht einen fünfjährigen fchweren Kerfer überjleigt, hat die Mi— 
Iitär Behörde nach überftandener Strafe, wenn er einberufen 
wird, und fonft noch dienfttauglich ift, bey dem Militär einrüden 
zu lajfen, und es ift ſich in diefer Beziehung hinſichtlich eines 
ſolchen mit einer Kerferftrafe belegten Beurlaubten fo zu beneh— 
men, wie es in Betreff eines im Dienft leiftenden Stande befinds 
lichen, von dem Militärs Gerichte zur Schanzarbeit verurtheilten 
Soldaten vorgefchrieben ift. | 

10. Die im Kerker überflandene Strafzeit darf in die 
Capitulation nicht eingerechnet werden. 
$. a1. Wird ein bis zur Einberufung Beurlaubter wegen 
eined Verbrechens zu einer fünf Zahre überfteigenden ſchweren 
Kerferftrafe, oder zur Auöftellung auf die Schandbühne verur- 
'theilt, fo ift derfelbe, wenn dem Regiments-, Corps: oder Werbs 
bezirfö » Kommando nach der Anordnung des $. 8 von der Civils 
Behörde die Anzeige von dem Urtheile zufommt, aus dem Milis 
tärftande fogleich in Abgang zu bringen, und nicht mehr in das 
Militär zu übernehmen. 
$. 32: In öfterreihifche Dienfte mit Capitulation getretene 
Ausländer können nicht bis zur Einberufung beurlaubt werden, 
13: Die Eivil:Gerichte haben bey Ausübung der Gericht: 
barfeit in und außer Streitfachen über die bis zur Einberufung 
beurlaubte Militär» Mannfchaft nach den für die Civil : Gerichte 
beftehenden WBorfchriften zu verfahren, jedoch im Falle eines 
Concurſes oder einer Erefution: | 
a) den $. 12 des Patented vom 20. April 1782, Nr. 46 der 
%. ©. S., wornach bey Eoncurfen über dad Vermögen einer 
Militärperfon den Forderungen aus Aerarial« und Negir 
mentögeldern der Vorzug vor allen Gläubigern auf dasjenige 
Vermögen eingeräumt it, worauf diefelben Fein Pfand« 
recht erlangt haben, und 
b) die Anordnung des $. 618 (616) der Galiziſchen Gerichtd« 
ordnung, daß nämlich dasjenige, was zur Militär: Equi- 
pirung und zum Militärdienite gehört, in Feine gerichtliche 
Erefution oder Pfändung gezogen werden darf, zu beob- 
achten. Auch hört der im Wege der Erekution erwirfte 
Perfonalarreft eines bis zur Einberufung Beurlaubten, in 
Folge der wirklichen Einberufung deſſelben, auf. Ä 
$. 14. Durch die Beurlaubung bis zur Einberufung wird 
an den Vorfchriften über die Bewilligung der Ehen der Militärs 
Perfonen und der Beurlaubten überhaupt nichts geändert. 
— .15. Zur Ausfolglaffung des Vermögens von Seite der 
Civil: Bebörden an die bis zur Einberufung Beurlaubten ift die | 
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fchriftliche Zuftimmung ihred Regiments : oder. Eorpd-Rommando 
noch fernerhin erforderlid).. 

. $. 16. Das Eivil:Gericht, welches die Verlaffenfchaft eines, 
während des Urlaubes geftorbenen bis zur Einberufung Beur⸗ 
laubten abhandelt, hat in Rückſicht des bey dem Militär befind- 
lihen Vermögens die Vorfchriften über den Invaliden» Fonder 
Beytrag zu beobadhten. 

$. 17. Wenn ein bi zur Einberufung Beurlaubter in der 
Militär: oder einer andern Kleidung einen Deferteur einbringt, 
ift der Deferteur ald von einer Civil: Perfon eingebracht anzus 
ſehen, und dem Einbringer gebühret die Civil: Taglia. 

$. 16. Die Vorſchriften über die Evidenzhaltung der Beur⸗ 
Taubten bleiben auch in Rücficht der bis zur Einberufung beurlaub⸗ 
ten, Militär » Mannfchaft in voller Kraft. 


Kundmahung der ff. obderennfifhen Landes 
Negierung vom 22, Oktober 1837. 

Mit Beziehung auf die in Gemäßheit 5. Hoffanzley:Defres 
ted vom 5. May I. J., 3. 9817, erlaffene Regierungs /Kund⸗ 
madung vom ı2. July d. 3., wornach die bis zur Einberufung 
beurlaubte Militär: Mannfchaft der Eivil-Gerichtöbarfeit unterge= 
ordnet ift, wird zu Folge des Defretes der k. f. vereinigten Hof» 
kanzley vom 6. d. M., 3. 24665, zur öffentlichen Kenntniß ges 
bradır, daß zu Folge ded von der h. Hoffanzley mit dem F.f. 
Hofkriegsrathe gepflogenen Eınverftändnijjes die bid zur Entlaf« 
fung beurlaubte Militär: Mannfchaft nunmehr gleichfalld der 
Eivil» Gerichtsbarkeit zu unterftehen habe. 


©. bey $.23 die Hofdelrete vom 19. Julius 1805 und 9. Februar 
— Nr.2253 d. J. ©. ©. 
©. bey $.82 d. Kreisichr. d. galiz. Gub. v. 7. Dezember 1835. 
©: die bey $.85 angeführten Hofdekrete. 
: : 6. > das Hoffanzley: Dekret v. 16. April 1822, Nr. 1866 


. * G. * J 
©. bey $. 214 die Hofdekrete vom 28. Oktober 1803, Nr, 631, 9. Sep: 
tember 1835 und das Regierungs: Dekret vom 18. Dezember 1828, 


$. 222. 

Bey der für die gemeine Sicherheit be — Dich» Ben 
tigen Rechtspflege, welche den. Eriminal-Beridten an vernacäß er 
vertraut wird, it jede Vernachlaͤßigung einer ſchweren MP 
Verantwortun unterworfen. Sollte ſich demnach zei⸗ 
gen, daß ein Verbrecher aus Saumſeligkeit eines Cri⸗ 
minal⸗-Gerichtes dem rechtlichen Verfahren entgangen 
ift; jo wäre ein ſolches Criminal» Gericht zu verhalten, 
nicht nur denjenigen, die dadurch ihre Entſchädigun 
verloren haben, den Erſatz zu leiften, fondern au 
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alle etwa einem andern Eriminal=Gerichte diefes Ver⸗ 
brechers halber zur Laſt gefallenen Koften zu vergüten. 
Wer an der Saumfeligkeit Schuld trägt, iſt noch ing: 
bejondere zu beftrafen. 


$. 228. 
unterordnung Die Criminal: Gerichte find dem Appellations⸗ 
ie Gerichte ald dem Criminal» Obergerichte der Provinz, 
in welcher fie beftehen, und diefes ift der oberften Zus 
ftigftelle untergeordnet... 


Hofdekret vom 14. Februar 1816, an das Appel 
lations-Gericht in Dalmatien, einverftändlich mit 
der Central» Organifirungs = Hoffommiffion, Nr. 1209 
der J. G. ©, 


| Ueber Anfrage: ob die Gerichtöbarfeit des Appellationd- 
Gerichtes zu Zara fi) nicht auch auf die Infel Eurzola und die 
übrigen Dalmatinifchen und Ragufanifchen Inſeln zu erſtrecken 
babe, wird hiemit verordnet: daß zu dem Gerichtöfprengel des 
in Zara für Dalmatien beftehenden Appellations » und Criminals 
Dbergerichted auch diefe Infeln und alle vermöge der beftehenden 
Gefege zur Behandlung oder Entfcheidung der zwepten Inftanz 
eeigneten Civil: und Eriminal:Gegenftände in deflen Wirfungss 
reis gehören, und bey demfelben ald zweyter Iuftanz im ordent= 
lichen Wege anzubringen find, wie auch, daß alle Rechtögefchäfte 
aus diefen Infeln in dritter Inſtanz, in fo fern diefe nach den 
beftehenden Geſetzen Plap greift, an die k. k. oberfte Juitizftelle 
in Wien, fo wie aus den andern Theilen Dalmatiens ihren Zug 
zu nehmen, und derfelben ordnungsmäßig zu unterziehen feyn. 


S, 224. 
Naqht des Dem Ober Berichte ift die Macht eingeräumet, 


des Bertasren in befonderen Fällen die Verhandlung , anftatt des 


ats dem ordene, ordentlichen Criminal= Berichtes, einem andern aufzu- 
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Hofdekret vom 6. März: 1807, an das: Nieder: 

Defterreihifhe Appellationsg=- Gericht, über 

deffen Anfrags» Bericht vom 23. Fänner m. J., Nr. 802 
| der J. G. S. | 


Wenn eine befchädigte Herrfchaft gegen Unterthanen als 
Eriminal:Richter einzufchreiten hätte, ift einer Delegirung Start 
gu geben, und in einem folchen Balle wegen Delegirung eines 
andern Criminal Gerichted jedesmal‘ die Anzeige an das Ober⸗ 
gericht zu machen. | TEN a 


Hofdekret vom 18. Oktober 1816, an das Appel 
lations-Gericht in Dalmatien, einverftändlich mit 
dem k. k. Hoffriegörathe, Nr. 1289 der J. G. ©. 


So wie die Gerichts⸗-Behoͤrden und Friedensrichter verhalten 
find, die ämtliche Korrefpondenz mit den Militär » Behörden zu 
führen, eben fo müflen fie auch auf Erfuchen der Militär: Be: 
börden bey Abwefenheit des Auditord, oder bey einem andern 
dringenden Falle, wenn es die Verwaltung der Gerechtigkeit er: 
beifchet, ohne Weigerung die Audfagen der zum Militärförper 
wirklich gehörigen Individuen in Beyſeyn von wenigftend Einem 
der Sprache mächtigen Militär» Benfiger zu Protofoll nehmen, 
und das aufgenommene Protofoll zur weitern Verfügung dem 
Militärs Gerichte übergeben. Uebrigens iſt ed gleichfalls ihre 
Pfliht, den Militärs Behörden nicht nur in Eriminal» Oegen- 
ſtaͤnden, fondern auch in Verlajlenfchaftsfachen ämtlichen Bey: 
ſtand zu leiften. Ä . 


Hofdefret vom 9. May 1818, an dad Nieder 
Defterreihifhe Appellationd» Gericht, über 
deffen Anfrage vom 10, April n.$., Nr. 14535 d. J. G. S. 


Dem. Appellationd » Gerichte bleiben auch fünftig jene Des 
legirungen, wo weder die delegirte Behörde, noch die Behörde, 
welcher das Gefchäft abgenommen wird, landesfürſtliche Behörs 
den find, ohne die Genehmigung des oberiten Gerichtshofes ans 
— der bisher beſtandenen Beobachtung gemäß, übers 
aſſen. 


Hofdekret vom 20. Julius 1821, an das Nieder: 

Oeſterreichiſche Appellations-Gericht, in Folge 

höchſter Entſchließung vom 13. Julius 1821, über Vortrag 
der oberſten Juſtizſtelle, Nr. 1780 der J. ©. ©. 

Ä Ueber die Frage: ob die Dominien, welche die Juftiz Ver⸗ 

waltung nicht felbft beforgen, ſolche an benachbarte Dominien 
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oder an Beamte derfelben delegiren fönnen? haben Seine Maje⸗ 
ftät zwar zu bewilligen geruher: daß das Nieder » Oefterreichifche 
Appellationd« Gericht den Dominien feines Bezirkes in Hinkunft 
bewilligen dürfe, jlatt eines eigenen Juftiziärs fich des Juſtiziaͤrs 
eines benachbarten Dominiums zur Juftiz- Verwaltung zu bes 
dienen, jedoch nur unter-der Bedingung, daß das Dominium, 
in deffen Dienfte der Juftiziär fteht, hierzu eimwillige, der dele- 
gat. nomine aufgeflellte Gerichtsbeamte nicht weiter als zwey 
Meilen von dem delegirenden Herrfhafts + Bezirke entfernt fey, 
und fein Amt an einem beitimmten wochentlichen Amtstage im 
Orte, wo die Obrigkeit, weldye feine Delegation anfucht, ihre 
Kanzley hat, fein Amt handle und ohne Unfoften der. Untertha« 
nen erfcheine. Für die der Stadt Wien zunächft gelegenen Herr⸗ 
fchaften kann ed bey der Gerichts » Verwaltung durch Advofaten 
fein Verbleiben haben. | en made 
Dod wird das Appellations = Gericht dafür ‚verantwortlich 
gemacht, daß die Juſtiz mur durch folche Individuen, welche zur 
Ausübung derfelben fähig erklärt find, verwaltet werde. 


Juſtiz-Hofdekret vom 30. Dezember 1825, an das 
InnersDefterreihifh-K üftenländifde Appel 
lation8>Geridt, | 


Wenn unter dem Vorwande eines erlajlenen Stedbriefes 
oder aus einem andern Grunde Jurisdiftionsftreite entftehen, fo 
bat dad Appellationd » Gericht dafür zu forgen, daß mit Vorbe⸗ 
. halt der Entfcheidung über die Competen; und die Tragung der 
Koſten die Unterfuhung einftweilen, bis zur möglichit zu bes 
fchleunigenden Erledigung des Jurisdiktions⸗Streites, durch eine 
von dem Appellationd: Gerichte proviforifch zu beflimmende 
Criminals Behörde unaufgehalten mit aller pflihtmäßigen Sorg⸗ 
folt und Ihätigfeit geführt werde. 


Hofdekretvom 9. November 1827, an ſämmtliche 

Appellationd» Gerichte, in Folge a. h. Entfclie- 

fung vom 24. Oktober 1827, über Vortrag der oberften 
Zuftizftelle, Nr. 2317 dr J. G. S. 


Ueber die Anfrage: ob in Civil» und Criminal:Nechtsfällen 
zu Delegationen zwiſchen Unterbehörden verfchiedener Provinzen 
dad Einverftändniß der vorgefegten Appellations-Berichte genüge, 
oder ob hierzu die Bewilligung der oberften Zuftizftele eingeholt 
werden müjle? haben Seine Majeftät anzuordnen geruhet: 

Nicht allein in Civil-, fondern auch in Eriminal-:Rechts- 
angelegenheiten it in Faͤllen, wo es ſich um die Uebertragung 
der Gerichtöbarfeit aus dem Sprengel eined Appellations:Gerichtes 
in jenen eines andern, fomit auch um die Weränderung des Ober⸗ 
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gerichtes felbft Handelt, ſtets die Genehmigung der oberften Ju⸗ 
ftisftelle einzuholen; dagegen aber unterliegt 68 feinem Bedenken, 
daß mit Aufhebung des Hofdefretes vom 9. May ı8ı8, Nr. 1453 
der J. ©. ©., die Appellations : Gerichte in Hinfunft die Der 
legation von einem Richter erfter Inftanz zum andern innerhalb 
ihres Sprengels für ſich allein, und ohne Rüdfrage an die oberfte 
Zuftizftelle, au) dann bewilligen mögen, wenn wirklich das eine 
oder dad andere ©ericht-erfter Inſtanz ein landesfürftliches ift. 


Hofdefret vom 20. Jänner 1825, an das Appel- 

lations-Gericht in Tyrol und Vorarlberg, ein 

verftändlich mit der Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, 
Nr. 1920 der J. G. ©. 


Ein Eriminal-Untergericht, oder ein bloß zur Criminal- 
Unterfuchung befugtes Landgericht, ift nicht berechtiget, einen 
im politifchen Wege abgeurtheilten Berbrecde r ohne weis 
ters zur Criminal» Unterfuchung zu ziehen, und zur Schöpfung 
eines Criminal: Urtheiles zu fchreiten , fondern hat einen folchen 
Fall vorläufig dem DObergerichte anzuzeigen, welches, ohne ſich 
an die politifche DOberbehörde um die Aufhebung des politiſchen 
Urtheileö zu verwenden, zu beurtheilen und dem Untergerichte zu 
bedeuten hat, ob noch eine Criminal: Unterfuchung einzuleiten, 
und in wie weit für diefen Ball dad etwa vollſtreckte politifche 
Urtheil, bey der Schöpfung des Eriminal-Urtheiles, in Anfchlag 
zu bringen ift. | 
| Die zur Aufnahme von Criminal: Unterfuchungen befugten 
Landgerichte dürfen von einer angefangenen Unterfuhung, ohne 
Anfrage bey den auch zur Urtheilöfchöpfung berechtigten Crimi— 
nal-©erichten, ablaflen, und nur in den Fällen, wenn eines 
der in dem $. 433 erften Theiled des Strafgefegbuches genann- 
ten Verbrechen der Gegenftand der Unterfuchung war, haben 
fie zur Ablaffung von denfelben die Genehmigung des Appella- 
tions » Öerichted einzuholen. 
$. 225. . i 
Würde irgend eine Obrigkeit gegen die Vorſchrift „Fotze der 

Diefes Gefeßes ſich der Gerichtsbarkeit über jemanden, &ranıe ve 8er 
der eines Verbrechens befchuldiget wird, anmaßen; jo "erteit, 
FL ihre ausgeübte Handlung ungültig, und nur das 

bergericht Fann beurtheilen, wie weit etwa das, was 
davon. ſchon in Erfüllung gekommen ift, eine Wirkung 
haben möge. 


— ——— — — — 


Waſer's Strafgef. über Verbr. | 14 


Zweytes Hauptſtück. 
Bon Erforfchung des Verbrechens und Erhebung der That. 


$. 226. 


— Das Criminal⸗Gericht wird zur Ausübung ſei⸗ 
Reqhorſchuns· ner Gerichtsbarkeit aufgefordert, ſobald daſſelbe von 
einem in ſeinem Bezirke begangenen Verbrechen durch 
einen Ruf, oder auf irgend einem Wege durch Anzeige, 
oder eigene Entdeckung Kenntniß erhält. 


Siehe die allgemeine Vorſchrift über die Verfahrungsart der Galiziſchen 
Griminal:Gerichte, erſtes Hauptſtück: Bon den * Verfügungen des 
Griminal: Gerichtes; in dem Hofdekrete vom 28. Oktober ı808, au 
das Dit» und Weftgalizifche Appellations » Gericht, aus eigener Ber 
ſtimmung der oberften Zuftisftele, Nr. 867 der 5. ©. ©. 


$. 227. 


Ruf. Seder Ruf pflanzet fih durch Mittheilung fort, 
hat aber ftetö eine Beranlafjung oder einen erften Ur- 
heber. Daher ift das Criminal» Gericht verpflichtet, 
diejenigen, durch welche der Ruf von einem gejchehenen 
Derbrechen an daffelbe gelanget, zur Rede zu ftellen, 
dem Kufe von Mund zu Mund, bis zum erften Ur— 
fprunge nachzugehen, und fo viel möglich, ſich von dem 
Grunde oder Ungrunde defjelben zu überzeugen. 


$. 228. „2 
Anzeige. Alle Obrigkeiten und Aemter find fehuldig, die 
Pe ER entweder von ihnen felbft mahrgenoimmenen, oder fonft 
zu ihrer Kenntniß gelangten Verbrecher ſogleich dem 
. Eriminal= Berichte anzuzeigen, in deffen Bezirke fie 

fi) befinden. 


SuftizsHofdefret vom 4. Dezember 1807. 


Den Polizey-Behörden ftehet unftreitig dad Necht zu, den 
Verbrechen wider den Staat heimlich) nachzuſpüren, und 
nur darin geht man von dem Geſetze ab, wenn von Seite der 
Polizey Behörden nicht bloß Nachfpuirungen vorgenommen, fon= 
dern auch dann — wenn binlängliche Anzeigungen zur Eröffnung 
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des gerichtlichen Verfahrens vorhanden find, die Sache nicht an 
die ordentlichen Criminal:Gerichte zur gefeglichen Amtshandlung 
übergeben , :und wenn in den vorläufigen Nachforſchungen ein 
Verfahren beobachtet wird, welches fodann wegen unterlaufenen 
Illegalitäten das eigentliche gerichtliche Verfahren mehr erfhwert 
als befördert. 
Daher werden die politifhen Behörden angewiefen: bey 
der gefeglichen Verordnung des II. Abjchnittes, zweytes Haupt: 
ftüd des St. ©. B., zu verbleiben, mithin die legale Erhebung 
der Thatbefchaffenheit — aufer den Fällen, wo Gefahr am Ver— 
zuge haftet — künftig den dazu beitellten Criminal: Gerichten 
zu überlaffen, und ihnen auch die Verhafteten, fobald die Anzeis 
gungen zur Eröffnung des gerichtlichen Verfahrens zureichen, zu 
übergeben. | 
(Nah dem Hofdekrete vom 14. Februar 1793, Nr. 88d. J. G. S., 
wurde Die Amtöhandlung der Polizey: Direktionen in Sriminal: Fällen 
- dahin befchränft, daf fie die eingezogenen Berbreder bloß mit einer 
ftandhaften species facti , ohne fib in einiges Verhör einzulaffen, 
fogleih dem Stadtmagiftrate zur Amtshandlung überlaffen follen.) 


Hofdefret vom 26. Julius 1822, an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte, über Note der allgemeinen 
Hoffammer vom 11. Julius 1822, Nr, 1885 d. J. G. ©. 


Die ff. allgemeine Hoffammer hat fämmtlichen Zollgefälls« 
Adminiftrationen aufgetragen, daß jeder Ball, wo ein Verbres 
chen obzuwalten fcheint, bey firengiier Verantwortung des unter⸗ 
fuchenden Beamten, dem gehörigen Criminal: ®erichte, unter 
Mittheilung der Verhandlungs » Akten, ohne Auffchub angezeigt 
werden muͤſſe; weil fonft die Criminal» Unterfuchung nicht nur 
erjchwert, fondern nach Umftänden auch ganz vereitelt werden kann. 


Suftiz:Hofdekret vom 1. April 1826, an das Nies 
dersDefterreihifhe Appellations-Gericht. 
Wenn fünftig bey dem Criminal: &enate ded Wiener 
Magiftrates Fälle von Unterfuchungen vorfommen follten, 
weldye durch ungegründete Einleitungen der Polizey » Behörden 
veranlaßt worden wären; fo find diefelben dem Appellations ⸗Ge⸗ 
sichte einzeln vorzulegen. 


©. die Inſtruktion vom Zahre 1808 für Kreis» und bürgerliche Wunds 
ärzte, Apotheker uud Hebammen, $$. 22, 27 und 11. — 


$. 229. | | 
Aber auch außer den Fällen, wo die Anzeige aus Kese zur Ans 


Pflicht zu geichehen hat, ift, wer immer von einem _ He 
Verbrechen Kenutniß hat, bevechtiget, res entweder 
1 
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unmittelbar dem Criminal -Gerichte, oder der nächften 
Obrigkeit anzuzeigen. Das Eriminal= Gericht ift daher 
jede an daffelbe gelangende Anzeige anzunehmen ver- 
bunden, 


Hofdefret vom 13. Februar 1830, an. das Dal- 
matinifhe Appellations» Gericht, über deffen 
Bericht vom 21. Jänner 1830, Nr. 2451 der J. G. ©. 


. Da vorfümmt, daf auch folche Todesfälle und Verwundun: 
gen, bey welchen feine Spur und fein Verdacht eined Werbres 
chend vorhanden ift, den Zujtiz» Behörden zur eriminal ⸗ gericht» 
lichen Behandlung angezeigt werden, und diefe hierüber zu den 
Thaterhebungen und Borunterfuchungen fchreiten, weldye ihnen 
nad) dem Strafgefege weder zuftehen, noch obliegen, und fie ihren 
eigentlichen Berufögefchäften entziehen ; fo hat die vereinigte Hof: 
Fanzley die Verfügung getroffen, daß in Zufunft die Todesfälle 
und Verwundungen, die feine Epur und feinen Verdacht dars 
bieten, daß fie aus einem Verbrechen entftanden feyn könnten, 
der politifchen Obrigfeit zur Amtshandlung angezeigt werden. 

Das Appellationd= Gericht hat daher die untergeordneten 
Eriminal» Gerichte anzuweifen, falls ihnen derley Anzeigen den» 
noch zufämen, foldye ohne weiters der competenten politifchen 
Dbrigfeit abzutreten, und bievon audy die Landpräturen zu 
ihrem Benehmen zu verjtändigen. 

©. Hofd. v. 5. Februar 1830, Nr. 2450 d. 3.8.6, bei $.147- 


$. 230. Ä 
Inhalt der Ans In der Kegel muß die Anzeige eine beftimmte 
wi Nachricht von der That, wie auch Nahmen, Stand 
und Aufenthalt ded Anzeigers enthalten. Doch Fann 
u ‚ den Fall des $. 188 ausgenommen, verlangen, 

daß fein Name geheim gehalten werde. 


$. 281. 
Wirkung einer Indeſſen Fann auch auf eine Anzeige ohne Nah- 
anjeige, men, in fo fern fie beftimmte, das Verbrechen glanb- 
würdig bezeichnende Umftände enthält, zur Erhebung 
dieſer Umftände gefchritten werden, 


$. 232. 
Groerungiden Auf welchem Mege nun das Eriminal- Gericht 
Ta hendes ein in feinem Bezirke verübtes Verbrechen erfährt, 


au fchreiten, 


Sa Re oder jelbjt entdecket; fo ift daſſelbe [huldig, ohne Ver⸗ 
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[Hub die eigentlihe Beihaffenheit der That zu er- 

heben. 9 | 5 

Juſtiz-Hofdekret vom 20. Oktober 1826, an das 

Snner:-Defterreidifh- Küftenländifhe Appel« 
lations8-Geridt. 


Wenn die politifche Behörde aus Finanz « Rüdfichten befins 
det, daß die im politifchen Wege gepflogenen Erhebungen dem 
Eriminal:Gerichte zur weiteren Nachforfhung oder Unterfuchung 
nicht übergeben werden follen, fo ijt die bloße Anhaltung einer 
unächten Münze oder eines falfchen Kreditö-Papiered Fein Gegen: 
fland einer criminellen Amtshandlung. 


Verordnung des kak. Appellations-Gerichtes 
für Tyrol und Vorarlberg, ddo. 21. April 1838. 


In der Abfiht, den Criminal: Unterfuchungs » Gerichten 
eine vollftändige Weberficht der in. ihrem Unterjuchungsbereiche 
vorfallenden Verbrechen zu verfchaffen, und um felbe in den Stand 
zu fegen, die auf den Erfolg der Unterfuchungen fehr nachtheilig 
einwirfenden Werzögerungen in der Aufnahme der Borunters 
fuhungen hintanzuhalten, und um die Vorunterſuchungs-Gerichte 
in der denfelben obliegenden Amtshandlung rückſichtlich der Er: 
bebung des Zhatbeitandes und der Entdefung der Thäter nöthi« 
genfalls zu leiten und zu unterflügen, findet man Folgendes zu 
verordnen: 

1. Saͤmmtliche Landgerichte, welchen bloß die Führung 
der Vorunterſuchungen obliegt, haben über jedes in ihrem Ver 
zirke vorgefallene Faktum, welches offenbar, oder nad) der That: 
beftandserhebung fih zum Criminals Verfahren eignet, unges 
fäumt dem betreffenden Criminal» Unterfuchungs - Gerichte die 
Anzeige zu machen. 

Es verjteht fi von felbft, daß wenn folche Verbrechen vor⸗ 
fallen, zu deren Unterfuchung nad) $. 221 des St. ©. 8. I. Thl. 
ausfhließlich nur das f. f. Stadt: und Landrecht in Innsbruck 
competent äft, die Anzeige hievon an das fo eben gedachte Stadt⸗ 
und Landrecht zu gefchehen hat, und daß die Erftattung einer 
folchen Anzeige rüdfichtlich der fo eben gedachten Verbrechen an 
dad Stadt» und Landrecht aud Unterfuchung$: Ge⸗ 
richten der Provinz, nämlich den R. f. Collegial- Gerichten, den 
k. k. Eriminal:Gerichten in Vorarlberg, und den k. k. Land» und 
Criminal: Unterfuchungs = Berichten obliegt, wenn dieſe Verbre: 
hen in ihrem Worunterfuchungsbereiche fich ereignen follten. 

2. Die Criminal: Unterfuchungsd> Gerichte haben diefe an 
fie gelangenden Anzeigen eben fo in ihre Wormerfung aufzuneh— 
men, als wenn dad Verbrechen in ihrem Borunterfuhungsbe: 


21% 


reihe vorgefallen, oder die Criminal» Anzeige unmittelbar bey 
ihnen gemacht worden wäre, und nad) Umftänden die zur Errei⸗ 
hung der oben angedeuteten Zwede nöthigen Vorkehrungen zu 
treffen. 


$. 238. 
—— Der Endzweck dieſer Erhebung iſt die Wirklichkeit 
* des begangenen Verbrechens zu beſtatigen, auch fonſt 
alles, was zu dem weiteren Verfahren dienen kann, 
nach Möglichkeit in das Klare zu ſetzen. 


| $. 234. 
„Seentend Nachdem alfo die begangene That außer Zweifel 
im Aügemei geftellet ift, muß der Vorgang nad) der Keihe, wie 
".- die Umſtände ſämmtlich unter fich verbunden find, ge= 
nau aufgenommen werden, um aus demfelben beur= 

theilen zu Fönnen: 

a) Ob die That ein Verbrechen? 

b) Mit welchen erfchwerenden oder mildernden 
Umftänden fie begleitet jey ? 

c) Um den etwa nod) unbekannten Schuldigen zu 
entdecken; 

d) Um unter diefen Umftänden diejenigen, welche 
als Anzeigungen (Indicia) zur Entdeckung des Thä— 
ters, oder der Mitfchuldigen und Theilnehmer, oder 
wer jonft von der That Kenutniß hat, führen; 

e) diejenigen, welche ald Beweiſe für oder wider 
das Verbrechen dienen mögen, aufzufinden; endlih - 

f) Um die Größe des durch das Verbrechen zu= 
he Schadens, in fo fern dieſer einen Erfaß zu- 
laßt, zu beftimmen. | 


Hofdefret vom 10. September 1819, an das Gas 
lizifhe Appellations-Gericht, in Folge höchfter 
Entſchließung vom 7. September 1819, über Vortrag 
der oberften Zuftizftelle, aus Gelegenheit eines Criminals 
Rechtsfalles, Nr. 1604 d. 3. G. ©. 


Bey Verbrechen oder Handlungen, welche wenigftens das 
äußere Gepräge des Verbrechens tragen, ift der Thatbeftand in 
dem Kalle, wo der TIhäter nicht befannt ift, ‚oder nicht aufgefuns 
den werden kann, mit noch größerer Senauigfeit ald gewöhnlich 
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aufzunehmen; um. feiner Zeit nicht vieleicht den Thäter aus Manz 
gel des Beweifes loöfprechen zu müſſen. 


Hofdefret vom 25. May 1827, an das Galizi- 
fhe Appellations-Gericht, einverftändlich mit der 
Hoffommiffion in Zuftiz-Gefegfachen, Nr. 2279 d. J. G. S. 


Da das Appellationd = Gericht vermöge $.549, I. Theiles 
des Strafgefeges, verpflichtet it, darauf zu fehen, daß die Cri— 
minal⸗Gerichte ihre Amtspflicht durchaus genau erfüllen: fo liegt 
demfelben auch ob, in Fällen, wo das Criminal: Gericht eine 
Handlung für Fein Verbrechen erflärt, die politifhe Behörde 
dagegen dafür hält, daf die Handlung ein Verbrechen fey, ſich 
die Ueberzeugung zu verfchaffen, ob das Criminal: Gericht die 
Vorſchrift der Sf. 232, 233, 234 des Strafgefeges beobaditer, 
und die Befchaffenheit der That jo erhoben habe, daß mit Zuver- 
ficht beurcheilt werden fönnte, ob die That ein Verbrechen ſey 
oder nicht. Bände nun das Appellationd:Gericht, daß das Cri— 
minal-Gericht die genaue Erhebung der eigentlichen Befchaffen: 
heit der That verabfäumt, und zu voreilig fein Erfenntniß, daß 
Fein Verbrechen obwalte, gefchöpft habe ; fo ift das Appellationde 
Gericht nicht nur ermächtiget, fondern auch verpflichtet, den vor: 
eiligen Befchluß aufzuheben, dem Criminal» Gerichte die Gebres 
chen anzudeuten, und demfelben die gejegliche Amtshandlung 
aufjutragen. | 


(. 285. 
Die Erhebung der Beichaffenheit der That ift von — 7 — 
dem zur Verwaltung des Criminal-Gerichtes beftell- 
ten Beamten vorzunehmen. Für den Fall aber, daß 
diejer zur. Zeit der einlangenden Anzeige abweſend, oder 
jonft die Erhebung felbft vorzunehmen gehindert ware; 
muß ftets ein folher Beamter beftellet feyn, dem die: 
nöthige Fähigkeit mit Grund zugetrauet, und von 
welhem eine zweckmäßige Amtshandlung erwartet 
werden Kann. | 


Juſtiz-Hofdekret vom 19. Januar 1804. 


In allen Eriminal:Berhandlungen, welche die Verfälfhung 
der Banfo:Zettel betreffen, foll von den Eriminal-Gerichten mit 
befonderer Verfchwiegenheit fürgegangen, nur jenen Gerichts⸗ 
Perfonen, die bey der Verhandlung unmittelbar nothwendig eins" 
ſchreiten müffen , die Einficht der Akten geftattet, die Criminals 
Aften verfchloffen, und unmittelbar an die Präfidenten einger 
fendet, auch eben fo verfchloffen in den Kegiftraturen zurückbe⸗ 
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halten, und auf alle mögliche Art die Verlautbarung verhindert 
werden. 


Zuftiz-Hofdekret vom 5. Oktober 1804. 


Auf die gefchehene Anfrage: ob bey Entfernung von mehr 
ald zwey Meilen, dad Eriminal:Gericht felbft die Thatbeſchaffen⸗ 
beit des Verbrechens zu erheben habe, oder ob diefe Erhebung 
der ortSobrigfeitlichen Behörde, fo wie es bey dem Zeugenver- 
höre $$. 275 und 379 vorgefehen ift, überlaffen werden fann ? 
wird zur allgemeinen Richtfchnur bedeutet: daß nad) dem $. 275 
des Strafgefeged über Verbrechen in Fällen, wo die Ente 
legenheit des Criminal: Gerichtes den Zeugen, weldye abgehört 
werden follen, befchwerlich, oder fonft der Beförderung des Ges 
ſchaͤftes binderli wäre, hierwegen die politifche Obrigfeit ans 
gegangen werden fönne. 

Der $.379 fpreche ebenfalld nur vom Zeugenverhöre, das 
gegen beftimme der $. 235 die allgemeine Regel: daß die Erbes 
bung der Befchaffenheit der That, von dem zur Verwaltung des 
Eriminal:Serichtes beftellten Beamten vorzunehmen fey, und der 
$. 236 enthalte die Ausnahme von diefer Regel, daß nämlich in 
dringenden Fällen, wo die Erforfchung von dem Criminal Ge: 
richte wegen Entfernung nicht mit derjenigen Gefchwindigfeit ge⸗ 
ſchehen fönnte, ohne welche vielleicht die Gelegenheit entgehen, 
die Befchaffenheit der Umſtaände fich verändern, oder dad Verfah⸗ 
ren gehemmt werden dürfte, die Obrigkeit des Ortes, wo dad. 
Verbrechen oder die Anzeige geſchehen, und wenn mehrere Obrig» 
keiten find, diejenige, welche über Ruhe, Ordnung und Sicher- 
heit zu wachen hat, verbunden fey, alles, was zur unverzüglichen.. 
Erforfhung gehört, vorzufehren, und dann die ganze Verhand- 
lung dem Criminal-Gerichte zu übergeben. — Hieraus folgt alfo, 
daß dad Geſetz bey Ihatbefchaffenheitö-Erhebungen nirgendswo 
eine Entfernung von zwey Meilen des Criminal» Gerichtes als 
die größte angefegt habe, fondern nur für dringende Fälle das 
Criminal:Gericht zum allgemeinen Beſten von der Erhebung der 
Zhatbeichaffenheit überhoben willen wollte. 


Hofdefret vom 12. Februar 1820, an das Mäbs 

rifh-Schlefifhe Appellations-Gericht, einver- 

ftändlih mit der vereinten Hoffanzley, Mr. 1648 der 
J. G. ©. 


Da bervorfonmt, daß die Criminal» Gerichte weit mehr 
als font Lofals Kommiffionen außer dem Amtsorte vornehmen, 
und Dadurch den Criminal-Fond mit Aufrechnung von Diäten 
und Reiſekoſten fehr beläftigen ; fo find die Eriminal:Gerichte ans 
. zuweilen, daß fie nur dann Kommiffionen aus ihrem Mittel abs. 


217 


zufenden haben, wenn die Erhebung der Befchaffenheit der That 
weitläufig, und die Vernehmung vieler Perfonen nöthig, fohin 
unumgänglich erforderlic iſt, daß der Thatbeitand in dem Orte 
des begangenen Verbrechens durch das Criminals Gericht felbit 
erhoben werde; indem außerdem das Gefeg über Verbrechen in 
den $$. 236, 237, 301 und 379 die Obrigkfeiten zur Mitwirkung 
ohnedieß verpflichtet. 

Es werden daher die Glieder der Criminal» Gerichte, und 
befonders die Voriteher derfelben, dafür verantwortlich gemacht, 
daß ohne dringende Nothwendigkeit weder durch einen Beſchluß 
des Eriminal Gerichtes, noch durch Anordnung des Vorſtehers, 
eine Lokal -Unterfuchung abgefchicht werde; und find dergleichen 
Lofal » Unterfuchungen mit der möglichiten Thätigfeit und Wer 
fHleunigung vorzunehmen, audy über die verwendete Zeit dad 
vorfchriftmäßige Journal zu führen, damit deutlich erſichtlich 
werde, was der Kommillär mit jedem Tage veranlaßı hat,  ' 

Eben fo wird dem Appellations » Öerichte zur Pflicht ge« 
macht , in jenen Fällen, wo demfelben Eriminals Akten zufoms 
men, aus welchen die Abfendung einer Kommiſſion erſichtlich ift, 
die Aufmerkfamfeit zugleidy darauf zu richten, ob die Abfendung 
der Kommiſſion nöthig war, und ob fie mit der gefeglichen Be— 
förderung vorgenommen worden fey, und im Falle einer befuns 
Denen unnöthigen oder ohne Urſache zu fehr verzögerten Lokal: 
Unterfuchung die Schuldtragenden zum Rüderfage der bezogenen 
Diäten und Reifefofteny oder nad) Umftänden eined Theiles der- 
felben, zu verhalten. 

Die näheren Vorfchriften über die zweckmäßige Vertheilung 
der Civil» und Criminal: Gefchäfte unter die Räthe jener Colles 
giale Gerichte, welchen die Ausübung diefer beyden Zweige der 
Gerichtsbarkeit übertragen ift: 

Siehe in dem Hofdekrete vom 21. Julius 1820, an die Appellationds 
Gerichte in NiedersDefterreih, Znner-Defterreih, Tyrol, dem Küſten⸗ 
lande und Galizien, in Folge a. h. Entihliefung vom 11. Zulius 
1820, über Vortrag der oberften Zuftizitelle, Nr. 1677 der J. G. S. 


Hofdefret vom 4. Jänner 1821, an das Galizi— 

fhe Appellationd-Geriht, mit Beyſtimmung der 

vereinten Hofkanzley vom 21. Dezember 1820, Nr. 1728 
der J. G. ©. 


Den Eriminal:Gerichten ift die Weifung zu ertheilen, daß, 
zur Bewahrung des Criminal: Fonded vor vermeidlichen Auslas 
gen, die Criminal» Gerichte "zu Unterfuchungs » Kommijlionen 
außer dem Gerichtöorte nur dann einen ihrer Gerichtödiener oder 
©efangenwärter beyziehen können, wenn die Wichtigkeit derfelben 
oder die Umftände des Ortes es durchaus nothwendig machen. 


S. A. 1. Nr.rı. 
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Hofderret vom 5. Junius 1824, an das Galizi— 
fhe Appellations-Gericht, einverftändlid mit der 
vereinten Hoffanzley, Nr. 2013 der J. ©. ©. 

An Betreff der durch Abordnung von Kommiſſionen zur 
Erhebung des Thatbeitandes angezeigter Verbrechen, verurfachten 
Criminal:Koften, und der Mittel, diefelben zu vermindern, er= 
hält das Appellationd: Gericht die Weifung, bey eintretender 
NMothwendigfeit einer folhen Erhebung in einem von dem Sitze 
des Criminal:Gerichted entfernten Orte, nicht Criminal-Raäthe, 
fondern Gränz » Kämmerer abzuordnen, und feine Criminal: Afs 
tuare beyzuziehen. In diefer Hinficht find die neu anzuftellenden 
Gränz: Kämmerer der Prüfung aus den vier erften Kapiteln der 
zweyten Abtheilung des Geſetzbuches über Verbrechen zu unters 
ziehen. . Die Bälle der ald unrichtig befundenen Criminal Anga— 
ben, und der dadurch dem Staatöfchage verurfachten Unfoften, 
find der Kammer» Profuratur zu ihrer Amtshandlung mitzutheis 
len, wozu nah Umſtänden audy Criminal: Aftuare zugezogen 
werden fönnen. Iſt aber die Thatfache, welche der Anzeiger ans 
gegeben hat, wahr, und die Meinung des Anzeigers, als fey 
die angezeigte That ein Verbrechen, unrichtig, fo handelt es fich 
in einem felchen Falle nicht um eine falfche Anzeige, fondern um 
eine unrichtige Meinung über die Qualififation einer an ſich wah— 
ren Thatfache, wo dem Anzeiger ein Kojtenerfag nicht aufgebürs 
det werden kann. Ä 

$. 286. 


In dringenden Fällen, wo die Erforfhung von 
dem Criminal Gerichte wegen Entfernung nit mit 
derjenigen Geſchwindigkeit gefchehen könnte, ohne 
welche vielleicht Die Gelegenheit entgehen, die Beſchaf— 
fenheit der Umftande fich- verändern, oder das Ver— 
fahren gehemmet werden dürfte, ift die Obrigkeit des 
Drted, wo das Berbrechen, oder die Anzeige ge- 
fhehen, und wenn mehrere Dbrigkeiten find, Ddieje= 
nige, welde über Ruhe, Drdnung nnd Sicherheit 
zu wachen hat, verbunden, alles, was zur unverzüg: - 
lihen Erforfchung gehört, vorzufehren, und dann 
die ganze Berhandlung dem Criminal» Gerichte zu 
übergeben. Ale 


Hoffanzley-Defret vom 16. Auguſt 1815, an das 
Galizifhe Landes-Gubernium, über Note der 
oberſten Zuftizftele, Nr. 1168 dr I. 6.©. 
Da es bey eintretenden Feuersbrünften nicht genug ift, daß 

die Obrigfeiten die Anzeige an dad Kreisamt machen, fondern 
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auch in Folge der $$. 236 und 480 des Gefepbuches -über Ver⸗ 
bredyen, eriten Theiles, der Iharbeftand fogleich erhoben, und 
dem Thäter nachgeforfcht werden muß, damit legterer nicht ent= 
weder gar nicht, oder fo fpät entdecft werde, daß eine Erhebung 
der That nicht mehr vollitändig gefchehen Fönnte; fo werden 
ſaͤmmtliche Obrigfeiten hiemit belehret, und zur genauen Beob⸗ 
achtung diefes Gefeged angewiefen, den Kreisämtern aber bier: 
nad) aufgetragen, in vorfommenden Fällen von felbft unaufges 
fordert die Beobachtung diefed Geſetzes aufrecht zu erhalten, 


Hofdefret vom 29. May 1818, an dad Mähriſch— 
Schleſiſche Appellations-Gericht, einverftändlich 
mit der vereinten Hoffanzley, Nr..1461 der J. ©. S. 


Die Beurtheilung des Benehmens der obrigfeitlichen Wirth⸗ 
fchaftsämter in Criminal: Fällen, folglidy auch das Erfenntniß, 
ob fie dabey einer Verantwortung cder Strafe fich ausgefegt ha« 
ben, fteht allerdings dem Appellations = Gerichte zu. | 

Siehe bey $, 233, die Verordnung vom aı. April 1838. 


| $. 237. 

Die Erhebung der That mag von dem Crimi— 
nal= Gerichte, oder von der Drtsobrigkeit gefchehen ; 
ſo müffen derfelben ſtets zwey Gerichtsperfonen, oder 
jonft zwey Vertrauen verdienende Perfonen beygezo= 
gen werden. 


Hofdefret vom 24. März 1804, an das Lembers 
ger Appellations-Gericht, einverftändlidy mit der 
Hoffommiffion in Gefegfachen, Nr. 659 0.3.88. 


. Ueber die wegen Anwendung der $$. 288 und 418, dann 
anderer in Beziehnng ftehender Vorfchriften ded neuen Strafge- 
feßes erregten Bedenflichfeiten wird die Weifung ertheilt: Obſchon 
nad) dem neuen Strafgefege zur Erhebung der That nebft dem 
Criminal« Gerichtö + oder DOrtsobrigfeits: Beamten und zu dem 
fummarifchen fowohl, als auch zu den ordentlihen Verhören 
nebſt dem Criminal» Richter oder Unterfuchungs : Kommifläre, 
noch zwey andere Perfonen ald Beyſitzer allgemein, mithin auch 
bey dem Lemberger Criminal: Gerichte, erfordert werden ; fo ift 
die Beyziehung zweyer vertrauter Männer außer dem Gericht, zu 
den erwähnten drey Criminal: ®erichtd »- Amtöhandlungen doch 
nicht unbedingt, fondern nur für den Fall, da die Gerichtd: Pers 
fonen als Bepfiger zu diefen Amtshandlungen zu verwenden ein 
Hinderniß obwaltet, vorgefchrieben; demnach haben die Griminals 
Gerichte in Fällen, wo bey eintretenden mehrern Unterfuchungen 
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die Gerichtd : Perfonen zu Benfigern zu verwenden nicht möglich 
it, andere vertraute Männer beyzuziehen. 


Hofdefret vom 6. Zulius 1804, an beyde Galizi- 

fhe Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Ent- 

fhließung über Vortrag vom 24. März 1804, Nr. 672 
der 9. ©. ©. 


Seine Majeftät haben zu befchließen befunden, daß von Beob⸗ 
achtung der Vorſchrift in dem neuen Strafgefege wegen Zuzies 
bung zweyer Beyſitzer zu den Verhören und zu der Aburtheilung, 
keineswegs abgegangen werden fönne, daß ferner die Benfiger, 
welche nad) dem $ 418 des Strafgefeped zur Schöpfung des 
Urtheiles beyzuziehen find, nad dem Sinne und der Abficht des 
Gefeges immer auch mitzujtimmen haben; daß endlich Fein Cri— 
minal-Urtheil von drey Perfonen zu fällen, fondern fich dießfalls 
jederzeit nad den $$. 418 und 419 des, neuen Strafgefeges zu 
benehmen fey. 


Dekret der Central-Organiſirungs-Hofkom— 
miffion vom 2. Februar 1817, an das Gubers 
nium in Iyrol,und Vorarlberg, Nr. 13512 der 


. . [ 


Seine Majeftät haben zu befehlen gerubet, daß die Bezah: 
lung der dermaligen Stunden-Gebühren per 8 fr. für die Erimis 
nal:Beyfiger in Tyrol und Vorarlberg bey Einführung der neuen 
Gerichte fogleich aufzuhören Habe, und daß das für andere Pro: 
vinzen in diefer Hinfiht am 19. Dezember 1796, rüdfichtlich 
3. Jänner +807, erlaſſene Hofdekret, Nr. 794 der Zuftiz:Gefeß- 
—— nunmehr. auch in Tyrol und Vorarlberg einzufüh— 
ren ey. 


Defret der Central-Organiſirungs-Hofkom— 
miffion vom 11. Julius 1817, an das Gubers 
nium in Tyrol und Vorarlberg, Nr. 1346 der 


Seine Majeftät haben in Beziehung auf die Benfiger der 
Criminal: Gerichte in Tyrol und Vorarlberg nachftehende Ber 
flimmungen feſtzuſetzen geruhet: 

1. Die Verbindlichkeit, ſich bey Eriminal-Unterfuchungen 
als Gerichts-Beyſitzer verwenden zu laſſen, ift eine allgemeine Bür⸗ 
gerpflicht , die auf der für jeden Einzelnen wohlthätigen Abficht 
des Geſetzes, die bürgerliche Freyheit zu verbürgen, beruht. 

2. Sie muß eben daher unentgeldlich geleiftet werden, und 
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nur die Seijtlichfeit, dad Militär, der anfäßige Abel, landes⸗ 
fürftliche Beamte und_die Graduirten find davon ausgenommen. 

3. Sie it aber zunächft, da, ihre Natur feine allgemeine 
Vertheilung zuläßt, nur von jenen Ortögemeinden zu leiten, 
wo die Eriminal» oder unterfuchenden Landgerichte ihren Gig 
haben, indem auch diefen Gemeinden durch das aufgeftellte Ges 
richtö- Perfonal vermehrte Confumtiond» Vortheile zugehen. 

4. Diefem nad) ift die Einleitung zu treffen, daß von den 
politifchen Lofal= Obrigfeiten in Beyziehung der, Vorſteher und 
einiger Ausfchülle der Ortdgemeinden ordentliche Verzeichniſſe 
oder Rollen aller im Gemeindeumfange anfäßigen Gemeindeglie— 
der, welche chriftlicher Religion, 24 Jahre alt, von gutem Leus 
munde, des Leſens und Schreibens, fo viel als ihre Umterfchrift 
fordert, fundig,. und. nad) ihren. Beurtheilungsfräften. ein. güls 
tiged Zeugniß darüber, was in ihrer. Gemeinde vorgeht... und 
was aus den Ausfagen zu Protokoll genommen worden, abzugeben 
fähig find, verfaßt, zugleidy aber audy Ausweife jener Individuen, 
gegen welche alfällige Hindernijfe obwalten, aufgenommen und 
mit möglichiter Befchleunigung den Kreisämtern vorgelegt werden. 

5. Die Kreisämter haben diefe Verzeichniffe zu prüfen, nach 
Umſtaͤnden zu berichtigen, und fonach die kreisaͤmtlich vidirten 
oder rectifizirten Rollen der zu Criminal» Beyfigern fähigen Ge: 
meindeglieder den betreffenden Eriminals oder unterfuchenden 
Landgerichten mitzutheilen. 
| b: Die Eriminals oder unterfuchenden Landgerichte Haben 
dann die inrollirten Gemeinde-Infaflen vorzuladen, und fie nach 
Vorhaltung ihrer Beſtimmung in Eid zu nehmen. 

7. In der Ordnung, in weldyer die Gemeindeglieder in der 
Rolle erfcheinen, find fie auch per turnum zu den vorfommen- 
den Criminal» Unterfuchungen beyzuziehen. 
| 8. Subftitutionen find zwar gegen vorläufige Meldung 
bey dem Criminal» Berichte aus rüdfihtswürdigen Urfachen ges 
flattet; es darf jedoch nur ein folches Individuum fubftituirt wers 
den, welches in der Rolle der beeideten. Bepfiper enthalten ift. 

9. In Entfernungd -Bällen, oder bey fonft unüberwindlis 
hen Hinderniffen hat für den Erkrankten der Nächfte in der Rolle 
einzutreten. 

j 10. Im Falle ald ein angefagter Benfiger ohne regelmä- 
Bige Subftitution willfürlich ausbliebe, ift ebenfalls dem Nächften 
an der Rolle für ihm anzufagen. Der willfürlich Ausgebliebene 
hingegen ift zu einer arbitrarifchen Strafe von zwey bis zehn 
Bulden zu dem Orts⸗-Armen-Juſtitute zu verhalten, und fommt 
ſonach wieder in feiner regelmäßigen Ordnung an die Tour. Die 
Eintreibung diefer Strafe fteht, salvo recursu an das Appellas 
tions: Gericht, jenem unterfuchenden Gerichte zu, welches den 
ſaumigen Beyſitzer vorzuladen hat. 

11. Wenn ein Mitglied der Rolle aus wad immer für einer 
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Urfache zum Beyfiger untauglich wird oder in Abgang kommt, 
hat die Ortsobrigkeit folchen dem Kreisamte anzuzeigen, und dies 
fes das Criminal» Gericht hievon in Kenntniß zu fegen , damit 
die Löfchung in der Rolle erfolge. Auf eben dieſe Weife find aber 
auch die neu zumwachfenden Gemeindeglieder in die Rolle neu aufe 
zunehmen. 


Hofdekret vom 11. Auguſt 1821, an das Böh- 
mifhe Appellations-Gericht, einverftändlidy mit 
der vereinten Hoffanzley, Nr. 1790 der I. ©, ©. 


Ueber die Anfrage: auf welche Art den Criminal⸗Gerichts⸗ 
Beyſitzern für eine ‚mehrjährige fleißige Dienftleiftung eine Auss 
zeichnung zu Theil werden fönnte? wird bedeutet: daß diefe Auss 
zeichnung durdy die Ehre ded Sitzes bey den für den Bürger: 
ftand beftehenden erften Inftanzen, und durch den Beyfag »H err« 
in den an fie von diefen Gerichte:Behörden ergebenden Zufteluns 
gen, zu gewähren fey; jedoch nur in fo lange, als fie fich als 
Criminal» Beyfißer verwenden. | | Zur 


Hofderret vom 15. Julius 1828, an fämmtlide ' 
Appellationds- Gerichte, in Folge a. h. Cabinets— 
Sgreibend vom 7. Julius 1828, Nr. 2353 d. J. G. S. 


Da der 6. 288, erften Theiles des Strafgefeges, den Zweck 
der Beziehung der Griminal» Benfiger fehr deutlich bezeichnet, 
diefer Zwed aber in jenem Falle, wenn diefe Beyfiger den bey 
dem Eriminals®erichte aufjunehmenden Verhören nicht vom Ans 
fange bis zum. Ende ununterbrochen beywohnen, nicht erreicht 
werden fann; fo ift alles Ernftes über die genaue Befolgung 
diefer gefeglichen Anordnung zu wachen, und der angezeigte Uns 
fug, daß die Criminal: Beyfiger erft zu Ende der Verhöre zur 
Unterfertigung der Protofolle gerufen zu werden pflegen, dort, 
wo er etwa befteht, fogleich -abzuftellen. 


Hofdefret vom 13. Februar 1829, an fämmtlide 

Appellations-Gerichte, in Folge a, h. Entfchlies 

ßung vom 7. Sebruar 1829, über Vortrag der oberften 
Suftizftelle, Nr. 2383 der 3. ©. ©. 


Es ift durchaus nicht zu geftatten, daß Criminal» Praftie 
Fanten ald Verhörd:Benfiger, wie fie der $. 288, erſten Theiles 
des Strafgefepbuches, fordert, verwendet werden, und iſt dies 
fer Gebrauch dert, wo er allenfalld befteht, ald ein Unfug al- 
fogleih und mit allem Ernite abzuftellen. Dagegen unterliegt 
ed feinem Anftande, daß geübtere und in jeder Hinſicht verläß- 
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liche Praftitanten zu ihrem befleren Unterrichte, als Aftuare bey 
Criminal» Unterfuchungen gebraucht werden. 


HoffanzleysDefret vom 25. September 1856, 
Zahl 21363. 


Seine k. k. Majeftät haben mit a. 5. Entfchliefung vom 
9. May v. J., in Beziehung auf die nad) dem &trafgefege bey 
Eriminal » Unterfuhhungen und bey Schöpfung des Urtheiles in 
fhweren Polizey:Uebertretungen erforderlichen Beyfiger, folgende 
Beftinnmungen feitzufegen geruhet: 

‘1. Die Verbindlichkeit, fich bey Criminal-Unterfuchungen 
und bey Schöpfung des Urtheiles in fchweren Polizey : Lebertres 
tungen ald Gerichts » Beyfiger verwenden zu laſſen, iſt eine alls 
gemeine und’ ehrenvolle Bürgerpflicht, die auf der für jeden Eins 
zelnen wohlehätigen Abficht des Gefeges, die bürgerliche Freyheit 
und die Gefegmößigfeit des Verfahrens zu verbürgen beruht,  : 

2. Sie muß eben daher unentgeldlich geleifter werden, und 
nur die Geiftlihfeit, das Militär und die landesfürftlichen Bex 
amten find davon ausgenommen; Penfioniften, Quieszenten, 
Advofaten, Notare, fo wie Munieipal:Beamte und Blieder des 
Eonmunal: Ausfchujles haben fich der Neihe nach diefer Bürgers 
pflicht unweigerlich, fo wie alle andern Klaſſen von-Einwohnern, 
zu unterziehen. RE | 

3. Sie ift aber zunächft, da ihre Natur feine allgemeine 
Vertheilung zuläßt, nur von jenen Ortögemeinden zu leiften, wo 
die Griminal-Serichte und unterfuchenden Landgerichte ihren Sig 
haben, indem diefen Gemeinden durch das aufgeitellte Gerichts 
Perfonale mehrere Vortheile zugehen. Sollte jedoch eine Unters 
fuhung außer diefem Orte abgehalten werden müſſen, fo hat 
jene Gemeinde, wo die Unterfuchung abgehalten wird, die Bey« 
figer zu beftellen. | 

4. Diefem nad) ift durch dad Kreisamt die Einleitung zu 
treffen, daß von den politifchen Lofal:Behörden ordentliche Ver: 
zeichniffe aller Ortdeinwohner, welche chriftlicher Religion, vier 
und zwanzig Fahr alt, von gutem Leumunde, des Lefend und 
Schreibens, fo viel ald ihre Unterfchrift erfordert, fundig, und 
nad) ihren Beurtheilungsfräften ein gültiged Zeugniß darüber, 
was in ihrer Gegenwart vorgeht, und was aus den Audfagen 
zu Protofoll genommen worden, abzugeben fähig find, verfaßt, 
und zugleicy auch Ausweife jener Individuen, gegen welche all: 
fällige Hinderniffe obwalten, aufgenommen, und mit möglich“ 
fter Befchleunigung den Kreisämtern vorgelegt werden. 

5. Die Kreisämter haben diefe Verzeichniffe zu prüfen, 
nad) Umftänden zu berichtigen, und ſonach die von dem Kreid« 
amte vidirten und reftifizieten Werzeichnijfe der zu folchen. Bey» 
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figern fähigen Individuen den betreffenden Criminal⸗ oder mit 
der Unterfuchung beauftragten Gerichten mitzutheilen. 

6. Die Criminal: oder unterfuchenden Gerichte haben dann 
die im Verzeichnijfe aufgeführten Individuen, fo bald fie zum 
erften Mahle als Beyfiger eintreten, nad) Vorhaltung ihrer Be: 
flimmung in Eid zu nehmen. - 

7. In der Ordnung, in welcher die Individuen im Ver— 
geichniffe erfcheinen, find fie auch per turnum zu den vorfoms 
menden Criminal» Unterfuhungen und bey Schöpfung des Ur: 
theiles in fchweren Polizey » lebertretungen beyzuziehen. 

8. Subflitutionen find zwar gegen vorläufige Meldung 
bey dem: betreffenden Gerihte aus rüdfichtswürdigen Urfachen 

eitattet, und dürfen überhaupt nicht erfchwert werden ; es darf 
jedoch nur ein ſolches Individuum fubftituirt werden, welches in 
dem Verzeichniſſe der beeideten Beyſitzer enthalten it, und es 
darf dabey in feinem Falle Zwang eintreten, fondern der ſubſti⸗ 
tuirt Werdende muß jich freywillig Diefer Laſt unterziehen. - 
9. In Erkranfungsfällen oder bey-fonft unüberwindlichen 
Hinderniſſen hat für den Verhinderten der zunächft in dem Vers 
zeichniſſe Angeführte einzutreten. i 

10. Im Galle, ald ein zur Erfcheinung berufener Beyſitzer 
ohne regelmäßige Subftitution willkürlich ausbliebe, ift ebenfalls 
der nächte in dem WVerzeichnijfe für ihn vorzuladen; der wirklich 
Ausgebliebene hingegen ift zu einer arbiträren Strafe von 2 bis 
10 Gulden Couventiond - Münze zum Lokal Armenfonde zu verz 
halten, und kommt fonad) wieder in der im Verzeichniffe auöges 
fprochenen Ordnung in die Reihe. Das Straferfenntniß hat das 
unterfuchende Gericht, welches den Bepfiger vorgeladen hat, un= 
ter Freylaſſung des Nefurfes, zu fällen. Gegen ſolche Erfennt- 
niffe ift der Nefurs bey dem Gerichte, welches das Straferfennt- 
niß gefchöpft bat, fchriftlich oder zu Protofoll mündlich binnen 
der beitimmten Srift von ı4 Tagen anzubringen, wo es fodann 
dem Gerichte obliegen wird, denfelben auf dem gehörigen Wege 
ohne Aufihub an das Appellations » Gericht oder an dad Guber⸗ 
nium zu leiten, je nachdem der Rekurs gegen Erfenntniffe der 
Eriminal-Öerichte oder gegen jene der, Behörden in ſchweren Po- 
Tizey = Uebertretungen gerichtet if. 

Die Eintreibung der Strafe hat in der Art zu gefchehen, 
wie ed bey Geldftrafen zu Handen des Armenfondes überhaupt 
vorgefchrieben it. | 

1. Wenn ein Mitglied des erwähnten Verzeichniffes aus 
was immer für einer Urfache zum Beyſitzer untauglich wird oder 
in Abgang kommt, fo hat die Ortöbehörde folches dem Kreisamte 
anzuzeigen, und diefes das betreffende Gericht davon in Kennt: 
niß zu fegen, damit die Löfchung in dem Werzeichniffe erfolge. 
Auf eben diefe Weife find aber auch die neu zuwachfenden Indi: 
viduen in dad Verzeichniß neu aufzunehmen. 
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Dieſe Werzeichniffe find jährlich von den Kreißämtern zu 
berichtigen und zu ergänzen. : a 

22. Diefe Anordnungen haben jedoch nur dann Plag zu 
greifen, wenn die Gemeinde des Ortes, wo dad unterfuchende 
Gericht feinen Sig hat, durch ein freywilliged Uebereinfommen 
der Gemeindeglieder demfelben nicht ungefäumt auf jedesmaliges 
Verlangen‘ die ‚nöthige Anzahl von Beyſitzern, welche die oben 
angezeigten Erforderniffe befigen, beyzuftellen vermögen ſollte. 


ERBE F 
Laͤßt dad Verbrechen Merkmahle an einem Orte, Dit dr Erie 
oder an einer bejhädigten Perſon zurück, To ift Die sresen, die 
Erforſchung durch den Augenschein an dem Orte ſelbſt in 
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oder au der Perſon vorzunehmen. 


nee Sc. —— 

Daher iſt auch gehörig Sorge zu fragen, daß ine „Dorfstin 
defien dem Eriminal=- Gerichte. die unpeine von: demo estmehre, 
Verbrechen gemacht, und bis die Erforfchung vorge⸗ 

nommen wird, die Metkmahle, und was immer zur 

näheren Aufklärung der eigentlichen Befchaffenheit 

der That führen Bann, foweit dieſes, ohne größern 

Schaden zu beforgen, thunlich ift, in dem Zuftande 

gelafjen werden, in welchem fie fich zur Zeit:befunden, 

ald das Verbrechen entdecket worden. 


Hofdefret vom 3. Februar 1816, an ſammtliche 
Appellations- Gerichte, in Folge höchſter Ent» 
ſchließung über Vortrag der oberften Zuftizftelle vom 
„13, Sannar'n. J., Nr. 1213 d. J. G S. 
Bey jedem. zur Unterſuchung kommenden Verfälfchungsfalle 
öffentlicher Kredits-⸗Papiere find, zur Verhütung eines möglichen 
Mißbrauches, die ald falfch entdeckten und in. die Verhandlung 
genommenen Kreditd Papiere fogleich ohne weitere Verlegung 
auf der Rüdfeite mit. dem Worte: beanftändet, und mit der 
ämtlichen Fertigung der apprehendirenden politifchen oder Suftiz- 
Behörde zu bezeichnen und forgfältig zu verwahren... Die vor⸗ 
mals übliche Durchſchlagung derfelben, wodurd) die Recoguition 
erfchwert und die Ausflucht der Inquijiten erleichtert würde, kann 
aber erft nach geendigter Unterfuchung. Statt finden. 


2,90. ee 
ft das Verbrechen von folder. Art, daB „um. Warn ung, 


3 
die Beichaffenheit deffelben aus den Merkmahlen gründ⸗ seniegen? 
Waſer's Strafgef. Über Berbr. 15. 
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lich zu erforichen, befondere wiffenfchaftliche oder Kunſt⸗ 
kenntniſſe erfordert werden; fo ift ein dergleichen Kunſt⸗ 
verftändiger, und wenn es ohne bedenklihen Verzug 
geſchehen kann, find deren zwey benzuziehen. 


Hofdekret vom 4. November 1807, an. die Ap⸗ 

pellations» Serihte in Lembergiund Krafau, 

über Note der vereinten Hoffanzley vom 4. November 1807, 
Nr. 824 d. J. G. S. 


Wenn auch dad Kreis-Sanitäts-Perſonale dazu beſtimmt 
iſt, in Criminal⸗Faͤllen Anzeigen und Gutachten abzugeben, oder 
Unterfuchungs : Befunde aufjunehmen, Y in diefer Beftimmmg 
doch noch keineswegs eine unmittelbare Unterordnung ded Kreis: 
Sanitätd-Perfonals unter die Strafgerichte gegründet, und eben 
ſo fehr der Dienftordnung angemeffen, als zur Vermeidung aller 

 Eollifionen mit anderen. Berufsgefhäften und Kommilliond» 
Aufträgen erforderlich, daß in der Negel alle: Nequifitionen bee 
Strafgerichte, weldye die Verwendung eined: Areisarztes oder 
Kreiswundarztes betreffen, dieſe mögen nun ihren Sig in der 
Rreisftadt haben, oder im dem Kreife erponirt feyn, an das Kreis: 
amt geitellt, und nur in dringenden Fällen unmittelbar an das 
Sanitärd: Individuum erlaſſen werden, im welchen Iegteren Faͤl⸗ 
len aber immer die gleichzeitige Eröffnung an das Kreisamt zu 
gefchehen Hat. | er. ae 


Hofdefret vom 21, September 1822, an ſämmt— 
liche Appellations-Gerichte, einverftändlid) mit 
der vereinten Hofkanzley, Nr. 1895 der I. G. ©. 


Da fowohl in Eivil»_ als. Criminal» Nechtdangelegenheiten 
der Fall ſich ergeben kann, daß eine Gerichts-Behörde über einen 
ärztlichen Befund das Gutachten der medizinifihen Fakultät, oder 
der Profeiloren der Heilfunde, einzuholen: nöthig findet , und 
ein gründlihes Gutachten derfelben die. vollfländige Kenntniß 
des unterwaltenden Falles vorausſetzt: fo, verfteht es fich zwar 
von felbit, daß die Gerichts-Behörden in einem folchen Falle der 
medizinifchen Fakultät oder den Profefforen der Heilfunde jene 
Aften mitzutheilen haben, die zur richtigen Beſtimmung des 
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Falles beytragen fönnen. IE 
Um jedoch die in einem’, befondern Balle vorgefommenen 
Anftände für die Zufunft zu befeitigen, wird den Civil: und Cri⸗ 
minal« Gerichten die Weifung ertheilt, daß, wenn die medizinis 
ſche Bafultät, oder die Drofefleren der-Keilkunde, erklären würden, 
daß fie über die erhaltenen Akten Fein gründliches Gutachten ab⸗ 
' geben können, und hiezu noch mehrere Aften benöthigen, die Ger 
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richtöftellen folche, in fo ferne fein gegründeter Anftand obwaltet, 
mitzutheilen haben. 

Wenn aber die Gerichtd.Behörden Bedenfen tragen follten, 
diefe Akten auszufolgen: fo liegt ihnen ob, hierüber die Ent: 
fheidung des Appellations⸗Gerichtes anzuſuchen, welches zu be⸗ 


urtheilen haben wird, * Akten in Behufe ded Gutachtens 
mitzutheilen feyen. 


Verordnung des k. f. N, Oeſt. Appellations-Ge- 
richte vom 4. Julius 1823, über Note der k.k. 
allgemeinen Hoffammer vom 11. Junius 1823. 


Die Prüfung und Ausfertigung der Certififate über den 
Befund: unächter Kreditd: Papiere kann audfchließend nur von 
@eite der k. k. allgemeinen Hofkammer verfügt werden, und ges 
hört feineöwegd in den Wirkungskreis der privilegirten öfterrei« 
chiſchen Nationalbanf. 


Hofdekret vom 8. Dftober 1824, an (ämmtlige 
Appellations- Gerichte, einverftändlid mit der all« 
- gemeinen Hoffammer, Nr. 2042 der 3. ©. ©. 


Die wegen Einfendung der den Criminal» Gerichten zuge 
kommenen falſchen Banfnoten unter dem 15. May ı824, Nr. 2007 
der 3. ©. ©.*), erlaffene Verordnung, wird mit Beyſtimmung 
der f. k. allgemeinen Hoffammer auf alle Oattungen öffentlicher 
Kreditd> Papiere ausgedehnt, und zugleich dahin erläutert: daß 
zwar der Regel nach die entdeckten falfchen Kreditd: Papiere von 
dem Eriminal-Serichte an das Präfidium des Appellations x Ges 
richtes, und von diefem an das Präfidium des oberjten Gerichtö« 
hofes zu überfenden feyen; daß fie jedoch in Fällen, wo Anzeigen 
gegen eine beflinnmte Perfon vorhanden find, und die Ausfertis 
gung deö Certififated über die Umächtheit der Kreditd » Papiere 

efonders dringend iſt, aud von dem Criminal» Gerichte erſter 
Inſtanz unmittelbar an dad Prafidium der allgemeinen Hofkam⸗ 
mer eingefendet werden Fönnen; welches diefelben durch dad Prä= 
fidium der Landesftelle an das Sriminal:Gericht zurück ftellen, und 
zugleich das oben erwähnte GCertififat übermachen wird. 

Wenn das Criminal⸗Gericht die Kredits: Papiere unmittel- 
bar dem Praäfidium der allgemeinen Hofkammer vorlegt; fo ift 
diefes in den vorgefchriebenen Anzeigen an die Präfidien der Lan⸗ 
deöjtelle und des Appellationd » Berichtes zu bemerken. Sollten 
von derfelben Perfon mehrere falfche Kredit» Papiere von: ganz 
gleiher Gattung und Belchaffenheit verfertiget worden ſeyn: fo 
bleibt dem Ermeſſen des. Criminal» Gerichtes überlaffen, nad 
Erforderniß der Umftände, entweder alle vorgefundenen Kreditds 


2) Siehe bey $. 93, Seite 113. 
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Papiere, ober auch nur eines ‚oder, einige derfelben * ge. 
dium der allgemeinen Hoflammer vorzulegen. u | 


Hofdekret vom 21. $änner 1825, an fimmflühe 
Uppellations-Gerichte, in Folge a. 5. Entſchlie— 
fung. vom 11. November 1824, über a ‚der ober: 

ſten Suftizftelle, Nr. 2068 d. J. G. ©: 


; In Zukunft find chemifche BR von beygebrach⸗ 
ten —5— ‚ die nicht im Orte der That vorgenommen werden 
müffen,, mit Bepziehung eines Apothefers und in einer Apoiheke 
vorzunehmen. 


gofdekret vom 2. April 1825,.an das Satisifche 

Appellations-Geridt, einverftändlic) mit der allge- 

meinen Hoffammer- und der — on in —— 
ſachen, Nr. 2085 der J. ©. ©. 


Die wegen Aufbewahrung falfcher — bey den 
Akten des Criminal⸗Gerichtes, und wegen Ausfertigung der Zeug⸗ 
niffe über die Umächtheit der yon unbekannten Perfonen verfertig- 
ten falfchen Kreditd » Papiere, angejuchte Belehrung, wird in 
Bolgendem ertheilt: 

"Die Eriminal:Gerichte Haben anf die Zurückſtellung der ih⸗ 
ren Anzeigen an das Präfidium des Appellationd:Gerichtes bey— 
zufchließenden falfhen Kreditö- Papiere, und auf die Außfertis 
gung des Gertififates über die Art ihrer Verfälfhung, nur in 
dem Falle anzutragen, wenn Gründe zur Nachforſchung oder wirk⸗ 
lichen Eriminal:Unterfuchung gegen eine oder mehrere beſtimmte 
Perſonen vorhanden, oder mit Wahrfcheinlichfeit bald zu finden 
find. Außer diefem Balle haben die vorgefonimenen falfchen Kretitd- 
Papiere eben fo, wie diejenigen, von welchen in einer durch Abe 
Taffung erledigten Vorunterſuchung, oder in einer durch ae 
entfchiedenen Criminal: « Unterfuchung bereits der rechtliche Ges’ 
brauch gemacht worden ift, in dem von der allgemeinen Hofkam⸗ 
mer beſtimmten Verwahrungsorte fo lange zu bleiben, bid dem 
Criminal: Gerichte rechtliche Gründe zur Einleitung oder Fort⸗ 
führung einer Unterfuchung gegen eine oder mehrere beflimmte 
Perfonen befannt werden; dagegen früher weder deren Aufbes 
wahrung bey dem Griminal: Gerichte zweckmaͤßig, noch ein Ger: 
tififat über die Art ihrer Verfaͤlſchung noihwendig iſt. 


Hofdekret vom 22. Oktober. 1825, an fämmtlige 
Appellativns-Gerichte, über Nöte der allgemeinen 
Hoffammer vom 29. July 1825, Nr. 2138 d. %. ©. ©. 

Den Criminal-Gerichten ift die Weifung zu ertheilen, daß 
fie ſich alle jene Ausfänfte, welche fi fie zum Behufe der Unter- 
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fuchungen wegen Werfälfhung öffentlicher Kredits⸗Papiere in 

technifcher Hinficht, oder fonft in was immer für einer Beziehung, 

von den das öffentliche Kreditöwefen verwaltenden Behörden eins 

zuholen nöthig Haben, mittelbar oder unmittelbar von der allges 
meinen Hoöffammer; ſo wie e8 in Anfehung der Certifitate über 
verfälfchte Kreditd: Papiere durch dad Hofdekret vom 8, Oftober 

1824, Nr. 2042 der J. ©. ©. , vorgefchrieben ift, zu verfchafs 

fen, und daher hierwegeh nicht an die öfterreichifche Nationalbank 

zu verwenden haben. | | * 22 


Juſtiz-Hofdekret vom 15. September 1826, an 
DEM, Def. Appellations- Gericht, . 

' * Der Criminal: Senat ded Magiſtrates der Stade Wien 
hat die Univerfal» Staatöfchulden Kaffe angegangen, ihn zum 
Behufe einer Unterfuchung über die Merfmahle einiger Banko— 
Dbligationen, und über die Erhebung der Intereſſen derſelben 
Auskunft zu geben, oder die Intereſſen⸗Quittungen mitzutheilen. 
"Da nad der Aeußerung der F. f. allgemeinen Hofkammer 
ohne ihre Genehmigung über Gegenftände folcher Art von der 
Staatöfchulden » Kaffe nie irgend eine Auskunft ertheilt werden 
darf, und die Sntereffen : Quittungen nicht bey 'gedachter Kaffe, 
fondern bey der Kredits : Hofbuchhaltung aufbewahret werden; 
fo wird dem Appellations» Gerichte auf Erfuchen der k. k. allge⸗ 
meinen Hoffammer hiermit aufgetragen, dem hiefigen Magifträte 
zu eröffnen, daß er fich Fünftig wegen der nöthigen Ausfunft über 
dergleichen Angelegenheiten nicht mehr unmittelbar an die Kajle, 
fondern in der Negel durch das Präfivium des Appellationd:Ges 
richtes, in dringenden Fällen aber unmittelbar an die k. k. alls 
gemeine Hoffammer zu wenden haben werde, welche die gewünfch- 
ten Nahbforfhungen mit aller Befchleunigung veranlaffen, und 
den Erfolg davon dem Magiitrate, im erften Salle durch das 
Präfidium des Appellationd : Gerichte, im legteren durch das 
Prafidium der N. Def. Regierung befannt machen wird, 


Hofdefret vom 22. Dezember 1826, an fämmt— 
liche Appellations-Gerichte, einverſtändlich mit 
der allgemeinen Hofkammer, Nr. 2241 d. J. G. ©. 


Da der Zug, welchen. bisher die Anzeigen der Criminals 
Gerichte über bloße Anhaltung falfcher Papiergeld-Sorten durd) 
die Appellationd- Präjidien, und die ‚oberite Zuftizftelle an die 
allgemeine Hoffammer, und von dort durd) die nämlichen Bes 
börden zurücdgenommen haben, zu Bolge a. 5. Entſchließung vom 
21. Dftober ı826 zur Minderung der Schreiberey vereinfacht 
werden fol, fo ift man mit der f. f. allgemeinen Hoffammer übers 
eingefommen, daß die Criminal: Gerichte fünftig die Anzeigen 
über bloße Anhaltung falfcher Papiergeld-Sorten in allen Zällen, 
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welche Reiner entfcheidenden Verfügung ded Obergericdh- 
teö oder der oberflen Juſtizſtelle bedürfen, und wo es ſich etwa 
nur noch um die Leberfommung des kompetenten LUnächtheitd- 
Gertififated handelt, durch dad. Appellationd«Präfidium, ohne Da⸗ 
zwifchenfunft der oberften Juſtizſtelle, an die & #, allgemeine 
Hofkammer zu befördern haben. 


Hofdefret vom 8. May 1829, an dad Nieder- 
Defterreihifhe Appellationd» Gericht, einver- 
ftandlich mit der vereinigten Hoffanzley, Nr. 2400 

d. J. G. S. 

Ueber die Frage: in wie fern an Orten, wo keine Fakultaͤt 
beſteht, dem mediziniſchen Lehrkörper das Befuguiß zuſtehe, auf 
Anſuchen der Civil⸗ oder Criminal⸗Gerichte wiſſenſchaftliche Gut⸗ 
achten abzugeben, und wohin, wenn dieſes nicht der Fall ſeyn 
ſollte, ſich die Gerichts ⸗Behörden zu wenden hätten? wird bes 
deutet: es fey nad) Aeußerung der vereinten k.k. Hofkanzley nicht 
thunlich, die medizinifch : chirurgifchen Profefloren an Lyceen zur 
Abgabe von Kunftgutachten zu ermächtigen; daher fie ſich in Zus 
kunft in allen jenen Fällen, wo fi) die Criminal» Behörde nicht 
mit dem, durch die .$$ 240 und 241 des erften Theiles ded St. 
G. B. vorgefchriebenen Befunde einzelner Kunftverftändiger bes. 
guügen zu fönnen, fondern.ein Kollegial» Gutachten zu benöthis 
gen glaubt, an die nächfte Univerfität, wo eine medizinifche Zar 
kultaͤt beſteht, zu verwenden hat. 


Hofdekret vom 2. Dftober 1829, an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, über Note der allgemeinen 

Hoffammer vom 26. September 1829, Nr. 2429 der 
Ä 3 


Dem von der allgemeinen Hofkammer ausgedrückten Wun⸗ 
fehe gemäß wird das Appellationd« Gericht beauftragt, fämmts 
liche unterfiehende Juſtiz⸗ und vorzüglich die Eriminal-Behörden 
zu belehren, daß fie in Fällen, wo es fi um Kreditd - Gegen» 
ftände handelt, fi) niemald unmittelbar an die Kredits » Hofs 
buchhaltung (welcher firenge verboten ift, dießfalls, es fey einer 
Behörde oder einer Privatperfon, irgend eine Audfunft zu er« 
theilen), fondern immer an das vorgefepte Appellationd : Gericht 
und durch legtered an die oberjte AJuftizftelle zu wenden haben, 
Damit die allgemeine Hoffammer auf diefem Wege um jene Eins 
leitungen erfucht werden fönne, wozu fie allein berufen if. 


Defret dr Ef, N. Deft. Landes» Regierung 
vom 15. Februar 1830. 


Der Herr Finanzminifter hat unterm 11. d. M. erinnert, 
daß Gertififate über die Unächtheit der falfchen Münzen eben fo 
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wie jene über die falfchen Einlöfungd= und Anticipationd:Scheine 
im Wege der k. f. allgemeinen Hoffammer einzuholen find, da 
fie es ift, die den Umlauf des faljchen Geldes zu überwachen hat, 
und daher in fteter Kenntniß der zum Vorſchein kommenden Fal⸗ 
fifitate erhalten werden muß. 


Dekret des k. k. N. Oeſt. Appellations-Gerich 
teö vom 23. Februar 1830. 


Ueber die angefuchte Belehrung: ob ed fünftig durchaus, 
oder unter welchen befondern Umitänden, von den Verfügungen 
des höchiten Hofdefreted vom 2. April 1825, Nr. 2085 der 3. 
G. S., hinſichtlich der Veranlaffung von Eertififaten der Aunft« 
verftändigen über unächte öffentliche Kredits» Papiere, und in wie 
weit, fein Abfommen erhalte? wird bedeutet: 

Es unterliege feinem Zweifel, daß das obgefagte Hofdefret 
vom 2. April 1825, Nr.2085, gemäß weldyem auf die Ausftels 

lung der Certififate der Kunftverftändigen. über die Art ihren 
Berfälfhung nur in dem Falle anzutragen fey, wenn Gründe 
zur Nachforfchung oder wirklichen Criminal: Unterfuchung gegen 
eine oder mehrere beftimmte Perfonen vorhanden oder mit Wahr- 
fheinlichfeit bald zu finden find, durch das neuefte Hofdekret vom 
18. September 1829, Nr. 2427 der 3. ©. ©. *). feine Anwens 
dung verloren habe, indem Legteres befiehlt, daß der Tharbe- 
fland, rücfichtlich, der, nad) $. 433 und 442 des erften Theiles des 
St. ©. B., dem höhern und höchſten Erkenntniſſe vorbehaltenen 
Verbrechen, mit der moͤglichſten Genauigkeit erhoben werde. 

Zu einer folhen Erhebung aber gehört, daß bey Verfäl: 
ſchungen öffentlicher Kredits» Papiere die Frage: ob und im wel⸗ 
her Art eine ſolche Verfaͤlſchung ausgeführt oder nur verfucht 
worden fey, deutlich und zergliedert, und zwar in der Regel mit 
Beyziehung von Kunftverftändigen erörtert werde, weil der bloße 
Verſuch, gemäß $:40 des erſten Theiles ded St. G., B. ein Mil: 
derungd : Umftand iſt, unter die Gegenftände der Thaterhebung 
aber nach $. 234 auch gehört, mit welchen mildernden oder er= 
fhwerenden Umftänden die That begleitet war, weil ferners nach 
dem Hofdefrete vom 25. Oktober 1805, Nr. 75ı der J. ©. S., 
jede Nachmachung der öffentlichen Kreditö » Papiere durch Tinte 
und Feder, wenn fie auch vollendet ijt, nur das Verbrechen des 
Verfuches daritelet, und weil die nach dem Hofdefrete vom 
3. Dezember 1808, Nr.870 d. J. ©. ©. , fehr wichtige Frage: 
ob die Nahmahung wenigitens zum Theile mit vorbereiteten 
Werfzeugen gefchah oder nicht, von dem in der technifchen Kunft« 
fertigfeit ungeübten Richter oft fehwer zu beantworten ijt, fomit 
die Beyziehung der Kunftverjländigen nad) $. 240 norhwendig 
wird, 


*) Siehe bey $. 273. 
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Nach eben diefen Paragraphen kann von der Beyziehung 
der Runftverftändigen nur in jenen, freylich feltenen Fällen, ab⸗ 
gegangen werden, wenn ed offenbar und in: die Augen fallend 
ift, daß eine Verfälfchung, und mit welchen Werfzeugen gefche- 
ben fey oder nicht, daß fomit von dem Ausfpruche der Kunftver- 
ftändigen mit Grund Fein andered Reſultat zu erwarten iſt. 


Suftiz-Hofdefret vom 29. Suly 1835, an das 
Tyroliſche Appellations- Geridt. 

Dem Appellationd: Gerichte wird über feine Anfrage: ob 
zur Erhebung des Thatbeitandes in einer EriminalrUnterfuchung 
zwey folche KRunftverftändige ‘gebraucht werden Fönnen, die mit 
einander in den durch dad Hofdefret vom q. Juny 1026, Nr. 2169 
der 3. ©. S., bezeichneten Graden verwandt oder verfchwägert 
find? erwiedert, daß das obgedachte Hofdefret auf Kunftverftäns 

dige, welche mit einander verwandt oder verfchwägert find, und 
in Straffachen zur Erhebung des’ Thatbeftaudes verwendet 
werden, feine Anwendung finde. 


Derfeien - . Denn der Kunftverftändige fchon beeidet ift, ſoll 
er erinnert werden, daß. er nah Eid und Pflicht den 
Gegenftand genau zu unterſuchen, und, was Davon zu 
wiſſen nöthig ift, wahrhaft und beſtimmt anzuzeigen 
habe. a er nicht fchon beeidet, fo fol der Eid 
nach, dieſer Abfiht von ihm abgenommen werden, 


Be ten Insbeſondere muß, wenn eine Perſon verletzet, 

heung be pr, verwundet, oder getödtet worden, der Beſchädigte 

tegungen; Oder Getödtete genau befichtiget, die Zahl und Be— 

. Shaffenheit der Wunden befchrieben, wie weit jede 

Munde oder Verlegung. gefährlicd) , oder welche tödf- 

lich fen, beftimmet, das Werkzeug, womit die Ber: 

leßung oder an gejchehen, fo viel möglich, ange: 

zeiget, auc), ob der Tod nothwendig aus der That, oder 

nur aus Nebenurſachen erfolget fey, erkläret, und 

der Grad der angewandten Gewalt oder ausgeübten 

Grauſamkeit, fo weit ed die vorhandenen Merkmahle 
entnehmen laſſen, angemerfet werden. 
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Derordnung des F. Er Inner-Oeſterreichiſch— 
Küftenlandifhen Appellations =: und Crimis 
nal» Obergeridtes vom 18. September 1835. 


Es haben fi in: Steyermarf mehrere Fälle ergeben, wo 
die in Criminal Unterfuchungs : Angelegenheiten erforderlichen 
Dbduftions-Befunde ohne Beyziehung der Kreisärzte oder Stadt» 
phnfifer Tediglicdy von Chirurgen oder Wundärzten vorgenommen 
wurden. Da diefed Benehmen offenbar der Vorfchrift des $. 2 
der mit Hoffanzley » Verordnung vom 19. Sänner 1815, 3. 1125 
der J. G. S., Fundgemachten Leichenbefchau widerfpricht, welche 
die Beyziehung der Aerzte oder Phnfifer zu derley Obduktions⸗ 
Befunden zur Pflicht macht, fo werden fämmtliche, diefem F. k. 
Appellations = und Criminal-Obergerichte unterjtehenden Bezirfö- 
Dhrigfeiten, welchen die Erhebung des Thatbeftandes in Erimis 
nal:Fällen obliegt, nahdrüdlic zur Befolgung des oben ange- 
führten $.2 der Leichenbefchau » Inftruftion angewiefen. 

Siehe die allerhöchſte VBorfchrift zur Behebung der , bey gerichtlichen 
Leichenbefchauen eingeriffenen Gebrechen, in dem Hoflanzley:Dekrete 
vom 6. Auguft 1812, an ſämmtliche Ränderftellen, Nr. 998 d. J. G. ©. 


Siehe die Inſtruktion für die Öffentlich angeftellten Aerzte und Wunds 
ärzte in den. E. öfterreichifchen Staaten, wie fie fich bey gerichtlichen 
Leihenbefchauen zu benehmen haben ; in dem Hofkanzley⸗Dekrete vom 
19. Jänner ı8ı5, an ſämmtliche Ränderftellen, Nr. 1125 d. J. G. S. 


Siehe das Hofdekret vom aı, May 1824, an das Böhmiſche Appella⸗ 
tions⸗Gericht, mit der Inſtruktion für das Criminal⸗Sanitäts⸗Per⸗ 
fonale in Prag, Nr.2009 der %. G. ©. N 


Siehe die Vorſchrift zur Behebung, einiger Bedenken bey Bornahme der 
gerihtlihen Leihenbefhau; in dem Hofdekrete vom 12. Zänner 1833, 
Nr. 2587 der 5. ©. ©. 

Siehe bey $. 240 die Hofdekrete vom 4. November 1807, Nr. 824; 
a1. September 18232, Nr. 1895; 8. May 1829, Nr. 2400 d. 5. ©. 
©., und das Hofdelret vom 29. Zuly 1835. | 


9. 248. Wr 
Bey Berbrechen, durch welche auf gewaltſame, Sen Pertehuna 

oder liftige Meife an dem Vermögen Schaden zuge: tumes.  ' 
füget, oder zuzufügen unternommen worden, ift über 

die eigentliche Befhaffenheit der gebrauchten Gewalt, 

oder Lift, und der dazu angewandten Mittel, wie 

auch über den verurfachten Schaden genaue Erfundi- 

gung einzuholen, und, zugleid, darauf zu fehen: ob 

das Verbrechen von einem Shäter allein habe aus: 

geübet werden Fünnen, oder ob und was für Mithülfe 

aus den Umſtänden erhelle. 


25% 
sm 


Serga sn Ned, was von Werkzeugen, womit das Verbre⸗ 


vorgefundenen 


Werkzeugen. 


chen verübet worden, von den dad Verbrechen dar- 
ftellenden Stüden, von geftohlenem oder geraubten 
Gute, oder von des Thäters an dem Drte des Ver— 
brechens zurückgebliebenen Habjchaften bey der Erfor- 
De gehunden wird, fol in ein Berzeichniß gebracht, 
ftückweife genau beſchrieben, und fo weit es ſich thun 
läßt, gegen Empfangsſchein an denjenigen, der im 
Beſitze davon war, in gerihtlihe Verwahrung genom⸗ 
men werden. / 3 | 


Hoffammer« Dekret vom 19. April 1810. 


Sleihwie die unterm 8. Februar 1782 erlaffene Verord⸗ 
nung, wornach in Criminal» und Kridafällen dem Criminal« 
und Concurs» Richter die Anhaltung und Eröffnung der Brief: 
schaften bey den Poflämtern geftattet ift, noch immer befteht, 
und die von der Poftwagens: Expedition unrichtig angewendete 
Verordnung vom 9. April 1790, — daß auf ein beym Poſt⸗ 
wagen aufgegebened But bid zur Abgabe fein gerichtlicher Ver: 
bot Statt habe, und alfo eine Poftwagends Erpedition zur Ans 
nahme eines ſolchen Verboted nicht angehalten werden fönne —, 
nur auf gerichtliche Juftiz- Angelegenheiten, keineswegs aber auf 
Criminal⸗ Fälle auszudehnen ift, endlich auch nach dem Geſetz- 
buche über Verbrechen vom 3. September 1803, und zwar nad) 
‚den $$. 213, 215, 228, 232, 234, 244, 272, 375 und 515, der 
eriminal: gerichtlichen Verwaltung nicht nur gar fein Hinderniß 
und feine Einftreuung in den. Weg gelegt werden darf, fondern 
vielmehr von jeder Behörde aller mögliche Vorfchub und Hülfe 
geleifter werden muß; fo ertheilet man unter einem der Haupt⸗ 
poftwagend » Erpedition den Auftrag, in allen folchen Gelegen— 
—— den ‚betreffenden Criminal» Gerichten die zur Inquirirung 
enöthigten und bereits zur Poftwagend: Expedition übergebenen 
Sachen oder Briefe, gegen gehörig zu unterfertigende Recepiſſe 
ohne weiterd zu erfolgen, oder die nöthige Unterfuhung und 
Beaugenfcheinigung nach Befund und Verlangen des inquirirens 
den Gerichte zu geftatten. 
Inſtruktion für die Verwaltung des Criminal» Depofiten: 
Weſens bey dem Wiener Magiſtrat; fiehe Hoffanzley » Dekret 


vom 20. May 1813, an die Nieder : Defterreichifche Regierung, 


a mit der oberfien Suftigftele, Nr, 1049 der 
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Juſtiz-Hofdekret vom 26. November 1825, an 
dad Prafidium des Böhmiſchen Appellations 
Gerichtes. 


Die Verordnungen, welche wegen Einſendung und Aufs 
bewahrung jener falfchen öffentlichen Kreditö> Papiere, deren 
Verfertiger unbekannt oder flüchtig find, oder von welchen in 
einer durch Ablaflung erledigten Vorunterfuchung oder durch Urs 
theil entfchiedenen Eriminal:Unterfuhung der rechtliche Gebrauch 
gemacht wurde, erlajlen worden jind, fcheinen nach der Analogie 
auch auf falfche Münzen anwendbar zu feyn. 

Hiernach ift zur Aufbewahrung der falfhen Münzen das 
Hauptmünzamt beitimmt, bey welchem derley Zalfifitate befon» 
derö in Evidenz gehalten werden. 


Hofdefret vom 1. Gebruar 1830. 


Die allgemeine Hofkammer hat den Wunfch geäußert, daß, 
um eine Gentral:Ueberficht über alle Münzverfälfchungen und de« 
ren Berzweigungen berjuftellen, Fünftig ale vorgefommenen fal«. 
fhen Münzen nach beendeter Unterfuchung, dieſe möge durch 
ergangened Urtheil gegen ausgemittelte Thäter, oder in Folge 
eined Befchluffes auf Ablaſſung von einer Vorunterfuhung beens 
det worden feyn, im Wege des Appellationd:Gerihted und des 
Landes-Gouverneurs an die k. k. allgemeine Hofkammer zur Aufs 
bewahrung bey dem k. k. Hauptmünzamte eingefendet werden fols 
Ien, wo in dem Falle, daß eine aufgehobene Unterfuchung wieder 
anhängig gemacht werden follte, wegen Ueberfommung der 
falfhen Münzen dad Criminal: Gericht ſich im vorgefchriebenen 
Wege zu verwenden haben wird. 

(Siehe Hofdekret vom 23. Februar 1816, Nr. 1213 der 3. ©. ©. bey 
5 >. u Hofdekret vom a, April 1835, Nr. 2085 der J. G. 
. bey $. 240, 


Hofdekret vom 11. September 1837, an ſämmt⸗ 
| liche Appellations8s®eridte 


Ueber eine aus Anlaß eines fpeziellen Falles gemachte Ans 
frage, wie fich die Eriminaf-Gerichte und Ortöbehörden in jenen 
Fällen zu benehmen haben, wenn bey einer Thaterhebung con⸗ 
feerirte Hoftien ald corpus delicti vorfommen, wird folgende 
Weifung an das Appellations:-Gericht zur weitern Belehrung an 
die ihm untergeordneten Criminal» Gerichte erlaffen : 

Im Falle, daß confecrirte Hoftien bey einem Inquifiten ges 
funden werden, oder bey Gelegenheit einer Unterfuchung in die 
Hände der Behörden fommen, ift der $.244 des erften Theiles 
des St. ©. B. in der Art anzuwenden, daß die heiligen Hoſtien 
von allen andern bey dem Verbrecher gefundenen Gegenftänden 
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abzufondern, an einem anftänbiger Orte, und auf eine Dei Hei: 
ligfeit des Gegenftandes entfprechende Art einftweilen aufzubes 
wahren find, bis der nächte Ortöfeelforger, der fogleich herbey⸗ 
zuholen it, kömmt, dem ſie dann zu übergeben find. — Wenn 
die Gerichts Behörde die fichere Erhaltung der confecrirten Ho⸗ 
ftien nothwendig findet, fo Fann fie das Gefäß, im welchem der 

. Priefter die heiligen Hoftien übernimmt, bis zur vollendeten Uns 
terfuchung mit dem Gerichtöfiegel verfchließen. — Wenn fpäter 
ein Augenfchein nothwendig werden follte, fo ift diefer in der 
Kirche, wo die Hoftien aufbewahrt werden, bey verfchloffenen 
Thüren vorzunehmen, und der Priefter hat die confeerirten Ho⸗ 

ſtien vorzuzeigen. — Wenn die confecrirten Hoftien,' welche das 
corpus delicti ausmachen, ohnedieß in der Aufbewahrung eines 
SPriefters find, fo finder Feine Auslieferung Statt, fondern die 
fihere Verwahrung und der etwa nothwendige Augenfchein hat 
auf die gegebene Art zu gefchehen. | 


\. 245: | 

bung fpurispee: Kommt es nach Befchaffenheit des Verbred,ens 
Verbrechen. nicht aufeinen Augenfchein an; fo kann Die Erforfchung 
der That zwar an dem gewöhnlichen Gerichtäorte vor= 
genommen, aber alle dahin einfchlagenden Umftände 

müffen mit gleiher Sorgfalt erhoben, und zu dent 

Ende die in dem |. 248 angedeuteten Perfonen auf 

die darüber: vorgejchriebene Art abgehöret werden. _ 


| J $. 246. 
un Ueber die entweder durch "genommenen Augen— 
Seh oder auf andere Art gefchehene Erforfchung der 
bat ift ein Protokoll zu führen. Den Eingang dazu 
macht die Urſache, wodurd die Erforfhung veran- 
laffet worden.  Meiter follen darin alle Umſtände, 
welche bey der Erforſchung hernorgefommen, oder er- 
hoben worden, und ziwar, jo viel möglich ift, in der= 
jenigen Ordnung erzählet werden, wie fie wirklich 
auf einander gefolget find. Ä 


Hofdefret vom 10. Dezember 1808, an fämmt⸗ 

lihe Appellations - Gerichte, einverftändlich mif 

der Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, Nr. 876 der 
s J. G. S. 

Es iſt öfter wahrgenommen worden, daß die erſten Crimi— 

nal: Behörden, oder die für beſondere Fälle von dem Geſetze dazu 
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berechtigten politiſchen Obrigkeiten bey der Erhebung des That⸗ 
beitandes die ‚Darüber. aufzunehmenden ‘Protokolle ‚entiyeder gas 
nicht, oder nicht mit jener Genauigkeit veranftalten, welche in 
dem zweyten Hauptſtũcke des Geſehbuches über Verbrechen deut: 
lid) vorgezeichnet iſt. Es werden daher allen untergeordneten 
Criminal= und politifchen Behörden die gefeglichen Vorfchriften 
zur genaueften Beobadhtung unter Verantwortung hiermit neuer« 
dings wiederholt; dem zu Glge — Var RN Ynmeie. u: 
a) nach den $$.218 und 235 das Eriminal:Gericht in der Nez 

gel ſelbſt die Erhebung ‚der Befchaffenheit der That vorzus 
nehmen, und die politiſche Obrigfeit nach dem $. 236 nur 

++ in dringenden Fällen dad, was zur unverzüglichen Erfors 
ſchung, mit Rüdfiht auf den $. 239, gehört, vorzukeh⸗ 
suuzen hat — — 
B) Es möge das Criminal-Gericht oder die Ortsobrigkeit dem 
Zhatbeitand erheben, ſo hat der die Erhebung leitende. Ber 
amte bis zur Beendigung ded Augenfcheines und ded Ger 
fchäftes anwefend zu feyn, und fogleid) an dem Orte der 
Erhebung felbit, nach dem $:246, darüber ein genaued Pros 
. tofoll zu führen, auch die, 9. 237, vorgefhriebenen zwey 
Gerichts-Perſonen oder, fonft Vertrauen verdienenden Pers 
‘> fonen bey der ganzen Handlung der Ihaterhebung beyzuzie⸗ 
ben. Macht die Erhebung der Xhat _ : 

c) die Beyziehung von Kunftverftändigen, nach dem $. 240, noth⸗ 
wendig, fo muß in dem ‚gerichtlichen Protofolle erfichtlich 
gemacht werden, daß die Kunftverfländigen von. dem Beams 
ten, nach dem $. 241, entweder beeidet oder des ſchon abges 
legten Eides erinnert worden. * Der von den Kunftverftän- 
digen gefertigte Befund (Wundzettel, yisum repertum, 
oder fonflige VBefchreibung und Schägung) iſt fonach als |. 
eine Beylage entweder fogleich oder auf ihr Verlangen nach⸗ 
träglich dem Protofolle beyzufchließen, oder: auch ‘.von dens 
ſelben nad) dem $. 247, wenn fie hiezw.bereit find, münds 
lich ihre Anzeigen und Gutachten in das Protofoll aufzu⸗ 


nehmen. - | | ’ a | 

d) Endlich ift das vollendete Profofoll der. gepflogenen Thatz 
erhebung, nach dem $. 257, ſammt den Beylagen zu fchließen, 
und von allen Beyfigern zu fertigen. 


er $. 247. rum 

So wie die Ordnung des Protofolles auf das- 
jenige. führet, was nad) dem $. 244 in gerichtliche 
Berwahrung genommen worden, muß das darüber 
verfaßte Berzeihniß, und eben fo auch die. Befchrei- 
bung, welde der beygezogene Kunftverftändige über 
den befundenen Stand der Sache gegeben, beyge: 
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fehloffen werden. Mollte der Kunftverftändige, was 
er befunden hat, lieber mündlich anzeigen ;; it diefe 
Anzeige in eben das Protokoll wörtlic aufzunehmen, 
und dafelbft von ihm zu unterfchreiben. 


Berbör der Hiernächſt follen alle Perfonen, von denen ſich 
Kar wahrſcheinlich eine beftinnmte Auskunft über die Um— 
ftände der That, oder zur Zn dumm des Thäters 
erwarten. läßt, wie auc derjenige, der durch das 
Verbrechen Schaden gelitten, ausführlid abgehöret, 
und ihre Ausfage protofollirt, oder wegen Abhörung 
derjenigen, die fich unter einem andern Criminal:Ge- 
richte befinden, das Nöthige dahin erlaffen werden. 


Suftiz» Hofdefret vom 16. July 1825, an das 
N. Def. Appellations-Gericht. 
Bey Thatbeftandes-Erhebungen find fünftig die befchädigten 

Parteyen eidlich zu vernehmen. 
.. Siehe bey $. 33, die Hofdelrete vom 10. Dezember ı808, Nr. 874; 
Bus Merubruy Wr- og ud ap: Bienen 
Nr. 1407 der 5 ©. ©. oe / i — 
| . 249. — 
Berläufge Jeder, der in diefer Abficht vernommen wird, 
® fol vorher erinnert werden: daß er, was er ausfagt, 
wohl überdenfe, nur die reine Wahrheit angebe, folg- 
lich weder ungegründeten Verdacht errege, oder die 
Beſchuldigungen vergrößere, noch von den ihm be= 
Fannten Umftänden etwas verjchtweige, oder das eigent- 
liche Verhältniß zu verringern juche. 


$- 250. 
Allgemeine Sodann find die allgemeinen Fragen um feinen 
N; Vornamen, Geſchlechtsnamen, fein Alter, Geburts- 
ort, feine Religion, feinen Stand, und alles das= 
jenige, was fonft nad) Beſchaffenheit der Umſtände 
* feiner Perſon zu wiſſen nöthig iſt, an ihn zu 
en. — 
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ung der Hausleute und übrigen 


Ben 
erfonen, die von, dem Vorfalle ausjagen können, 


iſt fich nach den befonderen Umftänden zu richten, un— 
ter welchen das Verbrechen begangen worden. Ueber— 
haupt. find die Fragen fo zu ftellen, daß ‚der Be— 
fragte nicht auf ‚einzelne; Umftande geführet, jondern 
demfelben die Gelegenheit, was ihm bewußt iſt, jelbjt 
zu erzählen, geöffnet, und nur dasjenige, was an der 
Bollitändigkeit der Erzählung mangelt, durch beſon— 


dere Fr zu ergänzen, , gejuchet werde. Jedes 
Mahl aber if u erforichen,, wie die vernommene 
Derjon zur. 3 in 


enſchaft dejien gelanget- fey, was fie 
ausgejaget. | S RER. » — 
Derjenige, dem Schaden zugefüget worden, iſt 
zu vernehmen: u ee. 
a) worin der Gegenftand und wahre Betrag ded 
Schadens beftehe; FOREN Da en, 
= b auf welche Ark der Schaden zugefüget wor⸗ 
en jy; — 59 one 
0) was er von feiner Seite zur Berhirtung des 
Schadens angewendet habezs 
:  - d)- was er-etiva zur: weiteren Nachforfchung oder 
Erlangung feiner Entſchädigung amngeben:wifle | 


Pirat —— en 
Könnte der wahre Schade durch Die Ausſage des⸗ 
jenigen, den er betrifft, wegen feiner Abwejenheit, 
Geiſtesſchwäche, oder. eines. andern, Hinderniſſes wer 
n nicht zuverläßig erhoben werden; oder wäre Ur⸗ 
ache zu, vermuthen, daß derſelbe die Augabe feines 
Schadens übertriebe; fo foll in denjenigen Fallen, in 
welchen der Unterfchied des Schadens auf den Unter- 
fchied des Verbrechens Beziehung hat, der eigentliche 
Merth durch Vernehmung ſolcher Perfonen, denen 
die Sache, woran der Schade gefchehen, bekannt ift. 
oder fo weit es die Umflände zulafien, durch unpar: 
teyiſche Schäßleute erhoben werden. je 


zelondere ae 


Beh in 
Rüdfidyt des 
Schadens. 
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Denheunigen der durch das Verbrechen zu Scha⸗ 
—E "den gekommen ,. wie auch eben andern ‚in ——— 


V — — 


— a ee “s 

Die ben Folder Borlefung von dein dien ehbg 

gemachten, Bemerfungen find dem Protofolle nachzu⸗ 

tragen‘, und die geſchloſſene Ausſage ift von dem Äb— 

gehörten zu unterfchreiben. Märe er des Schreibens 

nicht Eundig; fo foll vonsihm ein Handzeihen dar- 

uunter — diefes aber von zwey eigens dazu beru⸗ 

KR run andern zz. mit — irn beftätigen 
werden. . 


Hofdetret vom 30, —* — E ae Yppek 

lations = Geridht in Tyrol und Vorarlberg, 

einperftändlich ‚mit. der Hoflommiſſio on in ZIſti⸗ Geſeb⸗ 
fahen, Nr. 1279 der J. ©... 


Da' das Criminal: Gericht ‘bey allen Dee Bern 
mungen jederzeit außer. dem Richter (Iuquirenten) und dem Pros 
tofollsführer noch mit zwey Beyſitzern verfehen feyn muß, fo ift 
bey Abhörung der ded Schreibens unfundigen Zeugen oder Bes 
fhuldigten zwey andere Zeugen, nach 2 255 des — B., bey⸗ 
— ic — 


Hofdetret vom 9. —* BT, € an * Nieden 
Oeſterreichiſche Appellations: Gericht, einver⸗ 
ſtandlich mit der Hofkommiſſion in Juſti Geſetzſachen, 

Nr. 2256 der J. © — | 


Nach dem $.382 erften Theiles des Strafgefeped ift aller» 
dings auch bey Criminal» Zeugenverhören jeder Bogen ded Pros 
tofolled von dem Verhörten ju unterfertigen, und daher find in 
vorfommenden-Bällen der Vernachläßigung dieſer Vorſchrift die 
Criminal⸗Gerichte, mit Begiehung * die — des BAR 
geſetzes, zurecht zu weifen. : | 


an 
$. 256. | 


Dann ift dem Zeugen der Eid abzunehmen, daß dus w, 


er aufrichtig, und der reinen Mahrheit gemäß ausge- 
faget habe. Doc) ift die Beeidigung damahls zu unter: 
lafien, oder doch bis zur weiteren Aufklärung zu ver- 
ſchieben, wenn dem Zeugen ein in diefem Gefeße ge= 


gründetes Bedenken entgegen fteht. 


Hofdefret vum 19. September 1806, an das Ap- 
pellations-Geridht in Lemberg, einverftändlich mit 
der Hoffommiffion in Gefegfachen, Nr. 786 d. J. G. S. 


In Eriminal:Fällen ift der Eid von den jüdifchen Religiond- 
Genoſſen mit den für das Civil-Verfahren in der allgemeinen 
Snftruftion vom 9. September 1785, $. 19 und 20, und dem 
Hofdekrete vom 24. November 1787, Nr. 748, vorgefchriebenen 
Seyerlichfeiten aufzunehmen, wobey die Zuziehung eines jüdifchen 
Religions » Lehrerd nicht verboten ift. 


Hofdefret vom 10. Jänner 1816, an dad Gali- 
zifhe Appellations- Gericht, einverftändlich mit 
der Hoffommiffion in Zuftizs Gefegfadhen, Nr. 1201 
der 3. ©. ©. 


Seine Majeftät haben-über Anfrage, wie fich in den Fällen, 
wenn jemand von der Sekte der Mennoniten nach dem Geſetze 
einen Eid abzulegen.hätte, zu benehmen fey, zu verordnen ge= 
rubet: daß foldhen Religions: Partegen, welche vermöge ihrer 
Religiond:Lehren die Eidesablegung für unerlaubt, hingegen ihre 
feyerlihe Verſicherung fo heilig ald andere Religions » Genofjen 
den Eid erfennen, die hit ihren Religions: Grundfägen nicht vers 
einbarlidhe Eidesablegung nicht aufjudringen, fondern ftatt ders 
felben ſich mit ihrer vor Gerichte, nach vorläufiger Ermahnung, 
bey der in den Gefegen auf Meineid beitimmten Verantwortlich⸗ 
feit, die Wahrheit zu fagen, zu erftattenden und mit einem Hands 
fhlage zu beftätigenden Verficherung zu begnügen fey. 


Hofdefret vom 31. Dezember 1818, an dad Mäh— 
rifh-Schlefifhe Appellations-Gericht, einver: 
ftändlid mit der vereinten Hoffanzleg und der Hoffommif- 
fion in Zuftiz= Gefegfahen, Nr, 1552 der 3. ©. ©. 
Die Gerichts: Behörden können unbedenklich angewielen 
werden, zur Eidesleiftung der Juden die Tora von der Auflage 
des Zofeph Schmidt in Wien vom Jahre 1815 zu gebrauchen. 
Da jedoch diefe Auflage mit einigen Druckfehlern'behaftet ift, und 
Waſer's Strafgef. Über Verbr. ı6 


.A. 1. Nr.i8. 
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bey gebundenen Exemplaren nicht ſelten eine Verwechſelung oder 
Auslaſſung ganzer Blaͤtter gefunden wird, außerdem aber, neben 
den hebraͤiſchen Seitenzahlen, die folgenden gewöhnlichen Ziffern 
erforderlich find, damit die Richter den 14ken Vers und die fol⸗ 
genden im ofen Kapitel, Zten Buches Mofes, worauf der ſchwö— 
rende Jude feine rechte Hand bis an den Ballen zu, legen hat, 
ficher auffinden fönnen, fo find die Gerichts = Behörden zugleich 
anzuweifen, die gedrudte Tora vorher von einem beeidigten Ken: 
ner der hebräifchen Sprache berichtigen und bezeichnen zu Taffen. 


Hofdefret vom 26. Auguft 1826, an fammtlidye 
Appellations-Gerichte, einverftändlich mit der Hof: 
fonmiffion in Juſtiz⸗Geſetzſachen, Nr. 2217 d. J. G. S. 


Die Vorſchrift des Hofdekretes vom 9. May 1806, Nr. 763 
der J. ©. ©., über die Eide der Mohamedaner wird außer Kraft 
gefegt, und dagegen, zu Folge Allerhöchſter Entſchließung vom 
14. Februar ı826, Folgendes angeordnet: 

Wenn Perfonen, die der mohamedanifchen Religion zuge: 
than find, als Parteyen bey öfterreichifchen Gerichts : Behörden 
einen Eid ablegen follen ; fo hat ihnen der Richter vor Allem die 
Wichtigfeit diefer Handlung, die Allwillenheit Gottes, bey dem 
fie den Eid fchwören follen, und die Strafe des falfchen Eides 
zu Gemüthe zu führen. 

Hierauf werden die Umftände, welche zu befchwören find, 
dem Schwörenden in der ihm befannten Sprade von Wort zu 
Wort vorgefagt, und derjelbe wird, nachdem er fie laut und 
vernehmlich. nachgefprochen hät, befragt: Schwörit du bey 
Gott? - Der Schwörende antwortet: Jemin ederim (ich ſchwöre), 
und fegt eine der folgenden Formeln, oder auch alle drey zugleich 
hinzu: Billahi Taala (bey Gott dem Allerhöchiten), oder Wallahi 
(bey Gott), oder Bismillahi (im Namen Gottes). Zur Verſtaͤr⸗ 
fung des Eides fann der Echwörende noch eine oder die andere 
der Eigenfchaften Gottes, wie z. B. ded Barmherzigen, ded Er: 
barmers, beyfügen, und fagen: Bismillahi Errahman Errahim 
(im Namen Gottes des Barmherzigen, des Erbarmers). — Zur 
Bültigfeit des Eides ift ed aber hinreichend, eine der obigen For⸗ 
meln, nämlich: Bismillahi, Billahı Taala oder Wallahi, auds 
zufprechen. Der Schwörende fann, wenn das Gericht mit einem 
Eremplare ded Korand verfehen ift, angewiefen werden, wähs 
rend der Ablegung des Eides die rechte Hand auf dajlelbe zu le— 
gen. Diefer Gebrauch des Korans ift aber zur Gültigfeit des 
Eides nicht wefentlic nothwendig. Für keinen Fall darf dem 
Schwörenden geftattet werden, bey der Ablegung des Eided den 
Zeigefinger der einen Hand in die Höhe zu halten. 

Nach eben diefen Vorfchriften: ift auch von Zeugen der mo= 
bamedanifchen Religion der Eid aufzunehmen. 
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Diefen wird eine allgemeine Betheurung, daß fie die reine 
Wahrheit ausfagen werden, oder ausgefagt haben (Erfteres in 
bürgerlichen Rechtöfachen, Lesteres in Criminal: Angelegenheiten) 
vorgehalten, und wenn fie diefelbe nachgefprochen haben, die 
Brage: Shwörft du bey Gott? an fie geitellt. | 

Im Uebrigen find in Anfehung ded Zeugen : Verhöres die 
allgemeinen Vorfchriften der Gerichts» Ordnung und des Straf: 
geſetzbuches zu beobachten. 


Hofdefret vom 17. November 1826, an ſämmt— 
lihe Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Ents 
fhliefung vom 28. Oktober 1826 , über Vortrag der Hofs- 
fommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, Nr. 2231 0.9.6. ©. 


Seine Majeftät haben anzuordnen befunden: daß fogleich 
zur größeren Feyerlichfeit des ald Beweismittel dienenden Eides, 
ſowohl im <ivil- ald criminalsrechtlichen Verfahren, derfelbe jeder: 
zeit vor einem Kruzifir und zwey brennenden Wachsferzen abge- 
legt, und hierbey von allen Anwefenden,die der Zeyerlichfeit der 
Handlung angemeſſene Ehrerbietigfeit beobachtet werde; jeder 
Eides:Ablegung aber eine ernitliche, eindringende und der Indi— 
vidualität des zu Beeidenden angemejjene Meineids-Erinnerung 
vorausgehe. | 


Hofdekret vom 5. Dezember 1828, an ſämmt— 
lihe Appellations-Gerichte, über Note des Hof- 
friegsrathes vom 11. November 1828, Nr.2374 der 
J. G. S. | | 
Die Beylage enthält die vom Hoffriegsratbe zu Folge aller: 
böchiter Entfchliefung vom 31. Oktober 1828 erlajjene Verord⸗ 
nung, wegen Beeidigung der Feld:Geitlichen, die bey Criminale 
Unterfuchungen ald Zeugen oder Beſchädigte abgehört werden. 


Beylage 


Verordnung des Hoffriegsrathes vom 11. No— 
vember 1828, an das allgemeine Militär- 
Appellations- Geridt. 


In Folge einer, über erftatteten allerunterthänigften Vor⸗ 
trag, am 31. DOftober 1838 erfloffenen allerhöchften Entfihließung, 
ijt für die Zufunft die Fatholifche Feld» Geiftlichfeit in Criminal⸗ 
Angelegenheiten, der GBeiftlihe möge ald Zeuge oder ald Des 
fhädigter vor Gericht erfcheinen, nad dem Hofdekrete vom 
12. Oftober 1789 zu beeidigen; wornach auch der in causis ci- 
vilibus fowohl als criminalibus den — Heſetzen und 
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der weltlichen Obrigkeit unterftehende griechifche nicht unirte Cle⸗ 
rus fortan zu behandeln kommt. Dagegen hat ed rüdfichtlich 
der Fatholifchen Geiftlichfeit in den Militär: Gränzen, fo weit 
diefe in causis criminalibus den ungarifchen Diöcefan-Eonfiftor 
rien zugewiefen ift, bey den bisher dafelbit beftehenden Gefegen, 
und bey der feitherigen Beobachtung fein Bewenden. 


Hofdefret vom 21. Dezember 1832, an ſämmt— 
lihe Appellations-Gerichte, zu Folge allerhöchfter 
Entfhliefung vom 20. Oktober 1832, über Vortrag der 

Hofkommiffion in en Nr. 2582 der 
.©.6©, . | 


Die Vorfhrift ded Hofdelretes vom 17. November ı826, 
Nr. 223ı der 3. ©. &., über die Beyerlichfeit bey Ablegung des 
Eides, findet, in fofern fie die Aufftellung eines Aruzifires und 
zwey brennender Wachöferzen betrifft, auf Eide, welche von hel⸗ 
vetiſchen Confeſſions- Verwandten abgelegt werden, feine An« 
wendung. 


Hofdetret vom 29. März 1837, an dad Galizi- 
fhe Appellations-Gericht. 


Dem Appellationd » Gerichte wird auf feinen Bericht, wos 
mit die Belehrung angefucht wurde, ob Sfraelitinnen wähs 
rend ihrer Schwangerfchaft zur Eides:Ablegung verhalten werden 
dürfen, bedeutet, daß, da dad Appellations: Gericht felbit über 
den Sinn der beftehenden Gefege und darüber, daß auch von 
Sfraelitinnen während der Dauer ihrer Schwangerfchaft der Eid 
abzunehmen fey, feinen Zweifel erhoben hat, eigentlich. der Ball 
einer zu ertheilenden Belehrung nicht eintrete, fohin die Sache 
durch Hinweifung auf die beftehenden Gefege und an das Hof: 
defret vom 3. Dezember 1792, Nr. 70 der J. G. S., erledigt 
fey, mit dem, daß, da dad Strafgefeß, $.445, bey Kund⸗ 
macung des Urtheiles über eine ſchwangere Weiböperfon nad) 
Umftänden die Entbindung abzuwarten, und die Gerichts- Ord⸗ 
nung, $.303, bey Ablegung des Eided, Krankheit und Alter zu 
berüdfichtigen gebietet, ed dem vernünftigen Ermeffen des Rich— 
terd überlaflen bleibt, nach Befchaffenheit des Gefundheitdzus 
ftandes der Perfon und der Dringlichkeit des Gefchäftes den ger 
eigueten Zeitpunkt zur Ablegung des Eides zu beflimmen. 


$. 257. 
und unterfets Das auf folde Art vollendete Protokoll foll den 
totalen. Wenfigern der gepflogenen Thaterhebung nad) feinem 
ganzen Inhalte nochmals vorgelefen, im Halle fie 


— 
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dabey etwas zu bemerken hätten, folhes, ohne in 
dem Texte nachzubeſſern, als Bemerkung beygeſetzet, 
das Ganze aber, jo wie jede dem Protokolle anges - 
ſchloſſene Beylage, von allen unterjchrieben werden. 


(Siche Hofdelret vom 10. Dezember ı808, Nr. 876 der 5. G. ©., 
ben $. 246.) 


Grund zur Ers 
forfhung einer 
beftimmten 
Perſon. 


Drittes Hauptſtück. 


Von Erforſchung und rechtlicher Beſchuldigung eines 
begangenen Verbrechens. 


| $. 258. 

Niemand kann um eines Verbrechens willen zur 
Verantwortung gezogen werden; es ſey denn recht⸗ 
liche Anzeigung vorhanden, worauf die Beſchuldigung 
gegründet wird. | | 


Hofdefret vom 9. Februar 1822, an ſämmtliche 

Appellations: Gerichte, in Folge höchſter Ent— 

ſchließung vom 1. Dezember 1821, über Vortrag der 
oberſten Suftizftelle, Nr. 1856 der J. ©. ©. 


Seine Majeftät haben die Anwendung der, für die Tribus 
vale erfter Inſtanz in dem Lombardifch : Venetianifchen König» 
reiche erlaffenen höchiten Vorfchrift,, zur Behandlung und Erles 
digung der Juſtiz-Geſchaͤfte in mehr oder minder zahlreichen 
Rathöverfammlungen, auf die Tandesfürftlichen Collegial-:Behör: 


‘den erfter Inſtanz, welche der oberften Zuftizftelle in Wien unters 


ſtehen, wie folget, zu genehmigen geruhet. 

F. 1. Im voller Rathöverfammlung find in Vortrag zu 
bringen: Dienft= und Beförderungsfachen; alle von höheren 
Behörden eingelangten Verordnungen jeder Art; Gutachten über 
neue gefegliche Vorfchriften; alle Beſcheide, womit ein gericht= 
liches Depofitum zurücgewiefen, angenommen, oder der Partey 
wieder verabfolget wird; die Bewilligung der Veräußerung der 
den Minderjährigen oder Pflegebefohlenen gehörigen unbeweg— 
lihen Güter; Ötrafurtheile gegen Verbrecher, die nach dem 
Gefege Iebenslängliche Kerfer» oder Todeöftrafe verwirfet haben. 

JF. 2. Bey Eollegial: Gerichten,. wo die Zahl der Näthe, 
ohne den Vorſitzenden, auf mehr als ſechs feftgefegt ift, muß 
über folgende Gegenftände die Berathfchlagung in Senaten von 
einem Borfigenden und vier Räthen aufgenommen werden: 

a) Ueber fchriftlic, verhandelte Prozeile, wenn nach -gefchloffe: 
nem erfahren ein End» oder Beyurtheil gefchöpft wer: 
den foll; 

b) über die Eröffnung eined Eoncurfes ; 


* 
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c) über alle wichtigere, nicht fireitige Rechts-Angelegenheiten, 
insbefondere über die Frage: wann und unter welchen Bes 
dingungen eine Verlaſſenſchaft eingeantwortet werden foll; 
über die Beitellung eines von dem Vater dem Mündel nicht 
benannten Vormundes; die endliche Erledigung einer Vor⸗ 

. mundfhafts: oder Eurateld: Rechnung; die Verehelihung 
eined Minderjährigen und die Genehmigung der im Namen 
der Mündel und Pflegebefohlenen von ihren Vertretern ger 
ſchloſſenen Verträge; über die Nachficht des Alters ; über 
Verfügungen, wodurd gegen Wahn » und Blödfinnige oder 
Verſchwender eine Euratel verhängt, diefelbe wieder aufge: 
hoben, eine Wormundfchaft über die Zeit der Minderjährige» 
feit hinaus verlängert, eine Nachficht des Alters bewilliget : 
wird; | i 

d) über Eriminal-Sahen: wenn ein Urtheil gefället, oder wenn 
entfchieden werden foll, ob eine Eriminal:Unterfuchung ein« 
guleiten, davon abzulaffen, diefelbe wieder aufzunehmen 
fey ; ob zum ordentlichen Verhöre zu fchreiten; ob der Ans 
geichuldigte zu verhaften, oder während der Unterfuchung in 
Freyheit zu laffen fy. 
$..3. Bey Eollegial-Gerichten, die nur aus dem Vorfigens 

den und ſechs oder einer -geringern Anzahl von NRäthen befteben, 
kann die Berathfchlagung über die im $.2 erwähnten Gegenjlände 
in Senaten von einem. Vorfipenden und zwey Näthen aufge: 
nommen werden. 

Nur zu den Beratbfchlagungen über Criminal» Urtheile ift 

auch bey diefen Behörden, die, nach dem $. 418, erften Theiles 
3 Strafgeſetzes, erforderliche Zahl von Stimmführern zuzu⸗ 
ziehen. 
F. 7. Zu Criminal⸗Unterſuchungen iſt nur ein Rath abzu⸗ 
ordnen , welcher jedoch die Vorfchriften des erften Theiled des 
Strafgefeges über die Beſetzung des Criminal» Gerichted genau 
zu beobachten hat. .. 
F. 10. Nach diefen Vorfchriften haben fich nicht minder auch 
jene Magijtrate genau zu benehmen, welche wenigitens aus drey, 
oder aber aus mehreren, in Zuitizfachen geprüften wirklichen Raͤ⸗ 
then beftehen. 


Hofdefret vom 22. März 1823, an das Galizi- 
fhe Appellations-Gericht, einverftändlicy mit der 
Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, Nr. 1929 der 

3.6, ©. | 
Ueber die Anfrage: ob durch die Vorfchrift vom 9. Februar 
1822, Nr. 1836 der 3. ©. S., wegen der Gefhäftsbebandlung 
in mehr oder minder zahlreichen Senaten, die Anordnungen der 
65.7 und 8 der GEriminals Amts» Snfteuftion vom 28. Oftober 
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ı808, Nr.867 der 3, ©. S., aufgehoben worden feyen, wird 
bedeutet: 

In Anfehung jener dringenden Verfügungen, welche nach 
den $$. 7 und 8 der Inftruftion vom 28. Oftober 1808 von dem 
Vorſteher des Criminal» Gerichted und zwey NRäthen, oder von 
dem Erfteren allein, vor Abhaltung der wirklichen Nathöfipung, 
einfiweilen getroffen werden Fönnen, fey an diefem Gefege durch 
das Hofdelret vom 9. Februar 1822 nichts geändert worden. 
Bey der, felbit in den $$. 10, 44 und 48 der Initruftion vom 
Sabre. ı808 dem verfammelten Gerichte vorbehaltenen definitiven 
Entfcheidung über die Einleitung des Criminal: Prozefjes, die 
Verhaftung ded Angeklagten und das ordentliche Verhör, fey 
aber in Anfehung der erforderlichen Anzahl von Raͤthen die Vers 
ordnung vom 9. Februar ı822 genau zu beobachten. Wenn jes 
doch fo viele Mitglieder des Gerichtes zugleich abweſend oder 
verhindert feyn follten, daß in allem außer dem Borfigenden nur 
zwey oder drey Stimmführer übrig wären; fo verftehe es fich 
von felbft, daß dem $.44 der Inftruftion vom Jahre ı808, und 
den Sinne ded $. 3 der Verordnung vom Jahre 1822 gemäß, 
auch von diefen der Befchluß gefaßt werden könne. 


Hofdefret vom 19. September 1826, an dad Up: 
pellationd- Geriht in Tyrol und Vorarlberg, 
einverftändlich mit der Hoffommiffion in Safig- Befet- 

fahen, Nr. 2220 der J. ©. 


An Betreff der von den Landgerichten zu — Be⸗ 
ſchlüſſe, wenn es ſich um Verhaftungen wegen vorhandener erimi⸗ 
neller Anzeigungen gegen beſtimmte Perſonen, um die Belaſſung 
des Beſchuldigten auf freyem. Fuße, oder um die Frage handelt, 
ob gegen denſelben die ordentliche Criminal⸗Unterſuchung einzu⸗ 
leiten fo; wird verordnet: 

Daß in ſolchen Fällen von dem Inquirenten aus den 
vorgefommenen Anzeigungen oder Vorunterfuchungen jedesmal 
ein begründeter Befchluß fchriftlich verfaßt, daher mit Anführung 
der obwaltenden Umſtände, unter Zugrundelegung der gefeglichen 
RVorfchriften, beftimmt werde, ob die ordentliche Unterfuchung 
einzuleiten, der Befchuldigte zu verhaften, oder auf freygem Fuße 
zu belaffen fey, oder nicht, 

2. Daß zu dieſen, jedesmal den Unterfuchungd-Aften beys 
äzulegenden Befchlüffen in jenen Fällen, wo der zeitweilige Ges 
richts-Vorſtand nicht felbft der Inquirent ift, von dem die Unter: 
fuchung führenden Beamten zugleich die Genehmigung des zeit: 
weiligen Gerihtd:Vorftandes vorläufig eingeholt, und von dem= 
felben, falls er nicht eine abweichende Verfügung zu treffen fin: 
det, der Beſchluß gefertiget werden muͤſſe. 

Bon diefer Anordnung, welche auch für die neu zu organi- 
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firenden Landgerichte zu Feldfirch, Bregenz und Bludenz zu gel: 
ten haben wird, find fämmtliche Landgerichte der Provinz, denen 
die Eriminals-Rechtöpflege obliegt, zur Darnachachtung, und die 
Eollegial:Berichte zur Willenfchaft und Berüdfichtigung bey Prü⸗ 
fung der ihnen zur Urtheilöfhöpfung vorgelegten Criminal: Aften 
zu verjtändigen. 


Hofdefret vom 10. Februar 1827, an das Mäh— 

rifh-Schlefifhe Appellations» Gericht, aus 

Öelegenheit eined erledigten — „Nr. 2258 der 
f 8 


— * 


Im Allgemeinen kann ein untergerichtlicher Beſchluß zur 
Einleitung einer Eriminal:Unterfuchung dem Beſchuldigten aller 
dings zu einer gegründeten Beſchwerde Anlaß geben, welche das 
Appellations Gericht zu prüfen, und nad) Befund der Nichtigkeit 
zu heben, nicht nur berechtiget, foudern auch verpflichtet ift. 

©. bey $.163 das Hofdelret vom ı. Auauft 1828, Nr. 2357. 
&. bey $. 225 das Hofdelret vom 20. Jänner 1823, Nr. 1920. 
©. bey $. 234 das Hofdefret vom 25. May 1827, Nr. 2279 d. J. G. S. 


.$. 259. 


Kechtlihe Anzeigungen find Umftände, welche, 


zwijchen dem Verbrechen, und einer Perfon einen fols 
chen Zufammenhang wahrnehmen lafien, daß nad) uns 
partepifcher Ueberlegung daraus wahrſcheinlich wird, 
dDieje Perfon habe das Verbrechen begangen. 


$. 260. 
Mie aus der Unterfuchung einer ſchon befannten 


That rechtliche Anzeigungen' entftehen koͤnnen, welche 
zur Entdeckung des Thäters führen; jo Eönnen entges 

en auch aus den Umſtänden einer Perſon fich rechtliche 

nzeigungen eines von ihr begangenen , noch nicht bes 
Fannten Verbrechens hervorthun, wenn diefe Umjtände 
fo beſchaffen find, daß fie nach aller Wahrſcheinlichkeit 
nur mit einem Verbrechen zufammen Hängen. | 


Hofdefret vom 2. Jänner 1824, an dad Nieder: 
Defterreihifhe Appellations » Gericht, über 


Note des Finanz: Minifteriums vom 11. Dezember 1823, 


Nr. 1982 der $. ©. ©. 


‚ Die Deflerreichifche National: Banf Fann den Criminal« 
Gerichten die Ertheilung der im Wege der Erforfhung von Ver: 


Q 


Begriff einer 
echtlihen Ans 
zeigung · 


uellen recht⸗ 
licher Anzei⸗ 
gungen. 
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brechen aͤmtlich amgefuchten Ausfünfte, und zu diefem Zwede die 
Einficht deponirter Effecten, nah Maßgabe der in dem Straf: 
gefege gegründeten allgemeinen Verpflichtungen nicht verwei— 
gern, und aus dem $: 50 ihrer Statuten feinen Anftand nehmen, 
Verbote von den.Criminal« Gerichten unmittelbar anzunehmen. 


$. 261. 
a. se nachdem fich aus den Umftänden der Zufam- 
zeigungen menhaug zwijchen dem begangenen Verbrechen und eis 
ner Perjon nad dem gewöhnlichen Gange der Hand- 
lungen mit mehrerer oder minderer MWahrfcheinlich- 
keit zeiget, entjtehen daraus nähere oder entferutere 
Anzeigungen. | 


$. 262. | 
Demeinfsafe Nähere Anzeigungen zur rechtlichen Befhuldigung 
Anzeigungen; entftehen insbefondere gegen denjenigen, der 
> fi) bey der Obrigkeit felbft als den Thäter 
angibt; | 
b) der eine heftige Xeidenfchaft wider den Be— 
fhadigten an den Tag geleget, und folden mit dem 
erfolgten Uebel bedrohet hat; Ä | 
c) der entweder vor der That das Worhaben, 
fie zu begehen, entdecket, oder nad) derjelben fie aus— 
geübet zu haben, erzählet, oder geftanden hat; 
der zur Zeit, und an dem Drte des verübten 
Verbrechens in einer mit der Ausübung deffelben zu— 
fammenhängenden Handlung geſehen worden; 
e) von defien Hand Briefe, oder andere Schrif- 
ten ſich finden, die ihrem natürlichen Verftande nach 
zu erkennen geben, daß er das Verbrechen begangen 


abe ; 

f) der durch falfhe Borfpieglung fi) aus dem 
Verdachte zu ziehen, oder den Verdacht auf jemanden 
zu leiten geſucht hat; - 

g) der fid) um Mittel beworben, Merkzeuge be= 
ftellet, oder angefchaffet Hat, die unmittelbar auf die 
Begehung des Verbrechens Beziehung haben; 

h) unter deffen SHabfeligkeiten Werkzeuge, die 
ſeinem Stande nah, ihm zu Feinem Gebrauche, fon= 
dern nur zu dem Verbrechen dienen Eonnten; oder 
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i) folde Gegenftände gefunden werden, woran 
ee oder Kennzeichen des Verbrechens fichtbar 
ind; oder 

k) welde von dem Berbrechen Berrühren; 

l) der fchon ehedem ein’gleiches Verbrechen, und 
mit eben ſolchen befonderen Umſtänden, wie fie im 
— Falle wieder zuſammen treffen, began— 
gen hat; 

m) der ſogleich nach der That, oder ſobald die— 
ſelbe ruchbar wurde, entflohen iſt, ohne daß eine an— 
dere Urſache ſeiner Flucht vorkommt; 

m) der, auf welchen eine durch Steckbriefe be— 
— gemachte Beſchreibung eines Verbrechers genau 
zutrifft. 


| $. 268. 
- Ben BVerbreden, deren Grund. Gewinnſucht ift, kgfondere , Sen 
find rechtlihe Anzeigungen inöbefondere: BSexwinnucht; 


a) wenn ein ſonſt übel berüchtigter Menſch einen 
für feinen Stand unmäßigen Aufwand macht; 

b) viele Geldforten, wie die geftohlenen oder ges 
raubten find, fehen läßt, oder ausgibt; 
€) wenn ein Landfbreicher , oder fonft verdächtige 
Leute, foldyes Geräthe, defjen rechtmäßiger Veſitz mit 
ihren Umftänden fich offenbar nicht vereinigen laßt, bey 
fi) führen, oder zum Verkaufe anbieten. 


$. 264. 
. Eine nähere rechtliche Anzeigung in Anſehung ei: bevm Rindess 
ned Kindesmordes ift die Zufammentreffung folgender 
‚Umftände: daß, nebit einer auffallenden gähen Ver: 
änderung am Leibe, das Kind nicht erfcheint, und bey 
einer durch dieſe Merkmale veranlaßten Befihtigung 
jih die Gewißheit einer vor Kurzem, vorgegangenen 
Geburt entdecket, 


$. 263. 

. Das Angeben eines das Verbrechen geftcheuden Ten, kin 
Mitſchuldigen ift nur dann eine nähere rechtliche An- Miiſchutdigen; 
eigung, wenn foldes, ohne daß ihm auf eine, be: 

immte Perfon gedeutet worden, freywillig gefchieht, 
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und mit Umftänden begleitet ift, die bey der weiteren 
Nahforfhung wahr befunden worden. . 


| $. 266. | 
erammene Wennmn eine mündliche Anzeige, oder eine ſchrift⸗ 
liche, worin ſich der Anzeiger genennet, eine rechtliche 
Anzeigung gegen jemanden werden ſoll; ſo muß ſie mit 
Umſtaͤnden, die auf den Thäter Beziehung haben, be— 
gleitet ſeyn. J 


$. 207. 

—— Auf eine namenloſe, oder von einem Unbekannten, 
ae am der nicht ausfindig gemacht werden kann, unterzeichnete 
Anzeige aber kann gegen Niemänden verfahren werden: 

Dafern jedoch in einer folchen Anzeige Umftände vor- 
kommen, die ſchon für ſich eine rechtlihe Anzeigung 

ind, Fann, wenn fich ſolche durch die Erforſchung be- 

tigen, Eraft diefer Anzeigung gegen den in der na- 

menlojen Anzeige genannten Shäter unterfuchet werden. 


$. 268. 
neun Verwirrte, unterbrochene Reden, Beräuderung 
der Gefichtsfarbe, Zittern, oder ſonſt was für eine 
geäußerte Furcht; rauhere Gemüthsart, Verwandt: 
Kart, oder Bekanntſchaft mit Verbrechern, und alle 
dergleihen einer unfiheren Ausdeutung unterworfene 
Umftände und ſchwankende Vermuthungen Fönnen an 
fich nicht für rechtliche Anzeigungen gelten ; ob fie gleich 
neben andern auf die That jelb zeigenden Umſtänden 
die Wahrſcheinlichkeit der Beichuldigung vergrößern. 


$. 269. Ä 
— Die angeführten, und andere ihnen gleich Fom- 
und ihre Kraft. mende nähere Anzeigungen find für fich allein zur recht- 
lichen Beſchuldigung zureihend. Uber auch entfern- 
tere Anzeigungen können zur rechtlihen Befchuldigung 
zureihen, wenn mehrere derfelben auf eine Perſon fo 
übereinftimmend zutreffen, daß eine die andere unter- 
ſtützet, oder ihr Zufammenhang durch Feinen entgegen 
ftreitenden Umftand geſchwächet wird. 
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$. 270. 


Ueberhaupt wird jede Anzeigung wichtiger, und 
die an ſich fehwächere Vermuthung dadurch ftärker, 
wenn der Beihuldigte eine Perfon von übelm Rufe 
ift, von der man fi des Verbrechens wohl verjehen 
Fan. 


$. 271. 


Wenn nun Anzeigungen auf einen beſtimmten Srüntise 
Thäter vorhanden find; fo muß die Wahrheit aller seisungendurg 
Umftände, aus welchen diefe Anzeigungen entjtehen, ——— 
mit möglichſter Genauigkeit erhoben, und dasjenige, 
worauf die Beſchuldigung ſich gründet, außer Zweifel 

efeßet werden. Zu dem Ende ſoll alles, was zur 
Erforfung diefer Umſtände dienen Fann, durd) Ver⸗ 
nehmung der Perfonen, die davon Miffenfhaft haben, - 
und fonjt durd) jede angemeffene Erkundigung auf eben 
die Art vorgekehret werden, wie diefes zur Erforſchung 
des Verbrechens in dem vorigen Hauptſtücke vorge: 
ſchrieben ift. | 

(Siehe bey $. 233 die Verordnung vom 21. April 1838.) 
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Führen die eingeholten Erfundigungen gegründe- dur Häustine 
ten Verdacht herbey, daß bey dem Befchuldiaten Sa; Prolnnung. 
chen, die auf dad Verbrechen Beziehung haben, oder 

an ihm ſelbſt Merkmale diefer Art anzutreffen ſeyn 

dürften; jo n in feiner oder des Hausvaters Gegen- 

wart, feine Wohnung, Behältniffe und Habfeligfeiten, 

nöthigen Falles au ar Kleidung zu durchſuchen, 

und an feiner Perfon felbft eine Beſichtigung vorzu= 
nehmen. Dod muß bey einem foldhen Vorgang An- 
ftandigkeit, Behutfamkeit und Vorſicht nicht außer 

Acht gelafien werden, damit der. Ruf des Unterfuc)- 

ten fo wenig ald möglid darunter leide, und die 
häusliche Ruhe nicht mehr geftöret werde, als zur Er- 

haltung der gemeinen Sicherheit und Erfüllung der 

darauf zielenden Amtspflichten unvermeidlich ift. 
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Suftiz » Hofdefret vom 17. März 1829, an das 
Nieder-Defterreihifhe Appellations-Geriht. 


. Es iftnicht die Amtöpflicht des Criminal:Richters, die Haus⸗ 
durhfuchung bey dem Inquifiten felbjt vorzunehmen, und das 
Gefeg, $. 235, fchreibt nur vor, daß die Erhebung des That— 
beftandes durch einen geeigneten Beamten gefchehen foll, dem 
die nöthige Fähigkeit zugetrauet werden kann. 


| $. 278. 

ur Gefors Menn gegen jemanden zwar Anzeigungen zur 

* Beſchuldigung, hingegen auch Umſtände vorkommen, 
wodurch dieſe Anzeigungen entkräftet werden, müſſen 
die letzteren mit gleicher Genauigkeit erforſchet wer— 
den. Sofern gegen jemanden der Verdacht eines 
Verbrechens gefaßt, und der Erforſchung der wider 
ihn entſtandenen Anzeigungen nachgegangen, dabey 
aber der Ungrund des Verdachtes entdecket worden 
wäre, ſoll ſogleich von weiterer Unterfuchung gegen- 
ihn abgelaffen werden. - ei 


Hofdefret vom 12. Oktober 1805, an das Oft 
Galizifhe Appellations = Gericht, über deffen 
Anfrage vom 4. September n. 3., Nr. 750 d. J. G. S. 


Ueber Anfrage: ob in Faͤllen, wo das Urtheil des untern 
‚Eriminal:Richterd dem Obergerichte zu unterziehen ift, auch die 
Entfcheidung, daß der Fall zur Crininal:Behandlung gar nicht 
geeignet fey, fammt den Aften dem Obergerichte vorgelegt wer- 
den foll, wird feftgefegt : s | 

Wenn ein zur Criminal: Behandlung geeigneter Fall zur 
Kenntniß des untern Richters gelanget, und wider den Befchuls 
digten rechtliche Anzeigungen vorhanden find; fo muß eine ordent« 
liche Unterſuchung eingeleitet, nach Abfchließung derfelben, ver 
möge des $.415, eriten Theiles des Strafgefeges, ein Urtheil 
gefällt, und dieſes Urtheil in den Fällen des $. 433 m. f., ed 
möge wie immer ausfallen, dem Sbergerichte vorgelegt werden. 

- Wenn aber entweder der Fall an ſich, oder die Anzeigungen fo 
beſchaffen find, daß Fein ordentliches Criminal» Werhör vorzu: 
nehmen ift; fo findet fein Urtheil, folglich auch Feine Einfendung 
der Aften Statt. 

Siehe bey |. 225 das Hofdefret vom 20. Jänner 1823, Nr. 1920 
der J. ©, © 


Eiehe bey ‘. 258 die Hofdefrete vom 9. Februar ıB22, Nr, 1836, 
und a2. März 1823, Nr. 1929 der J. ©, ©, 


255 


Juſtiz-Hofdekret vom ı2. July 1806. 


Wenn gleich in den Bällen des $.273 des Strafgefegbuches 
die Vorlegung der gefammten Akten an das Obergericht niche 


% 


- verordnet iftz; fo liegt ed doch bey der, durch die höchfte Weifung . 


vom 27. Juny ı805 anbefohlenen Anzeige von jeder. in dem Vers 
brechen der Nachmachung — Kredits-Papiere eingeleites 
ten Unterſuchung, in der Natur der Sache, daß, wenn auch 
nach der Hand von diefer Unterfuhung ob Mangel rechtlicher 
Inzichten abgelaflen wird, dennoc) mit Zulegung einer Abfchrift 
des über die bis dahin verhandelten Unterſuchungs-Akten aufges 
nommenen Raths-Protokolles, fowohl dem Landes: Präfidium, als 
auch dem Obergerichte, und. vom Legteren an den höchſten Ge: 
richtöhof die Anzeige weiter erjtattet werden müjle. 


Hofdefret vom 2. Auguſt 1819, an fämmtlide 

‚Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Entſchlie— 

fung vom 3. July 1819, über Vortrag der Hofkommiſ— 
fion in Zuftiz« Gefegfadhen, Nr. 1586 der J. ©. ©. 


Ueber die Frage: ob auch über die Ablaffung von der Unters 
fuchung, wegen der dem Erfenntnijfe höherer Behörden vorber 
baltenen Verbrechen, die Entfcheidung diefer höheren Behörde 
vorläufig einzuholen fey, haben Seine Majeftät anzuordnen ge- 
rubet: daß bey den nady Maßgabe der $. 433 und 442, erften 


Theiles des Strafgefeges, dem Erkenntniſſe der höheren und der _ 


böchiten Behörde vorbehaltenen Verbrechen, die Criminal » Ge⸗ 
richte von einer eingeleiteren Vorunterfuchung aus eigener Macht 
abzulaſſen nicht befugt ſeyen; fondern wenn fie diefed nothwendig 
finden, hierüber vorläufig die Aften dem Obergerichte vorlegen 
follen, welches bey den dem Erfenntnijfe der oberften Juſtizſtelle 
vorbehaltenen Verbrechen von diefer die Entfcheidung einzuholen 
haben wird. 


Hofdekret vom 17. November 1821, an dad Ga— 
lizifche Appellationd- Gericht, einverftändlicd mit 


der Hoffommiffion in — — Nr. 1815 der 


. . 


Ueber den gemachten Antrag: die Vorfchrift des $.. 447, 
erften Theiles des Strafgefeges, aud auf Erfenntniffe auf Ab⸗ 
laffung von der. Unterfuchung gegen öffentliche, der nicht audges 
nommenen Verbrechen befchuldigte Beamte auszudehnen, wird 


erwiedert: daß nach Mafigabe der nun beftehenden Vorfchriften. 


die Criminal» Gerichte nicht verpflichtet feyen, im alle der Ab⸗ 
laffung von der Unterfuchung gegen einen öffentlichen Beamten, 
außer den Fällen der $$.433 und 443, erften Theiles des Straf⸗ 
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gefeßes, und ded hierauf Bezug nehmenden Hofdefretes vom 
3. Auguft 1819, Nr. 1588 der J. ©. ©., die Aften dem Ober: 
gerichte vorzulegen. Uebrigens unterliegt es feinem Anftande, 
daß, wenn in einzelnen Bällen einer ſolchen Ablaſſung, die Be— 
börde, unter welcher der öffentlidhe Beamte, gegen den die Nachs 
forfchung gerichtet war, dienet, die Mittheilung der ihn betrefr 
fenden Akten zur Einfiht verlangt, ihrem Begehren zu willfah- 
ren fey. | 


Hofdefret vom 22. Dezember 1821, an ſämmt— 

liche Appellationd » Gerichte, in Folge hödhfter 

Entſchließung vom 1. Dezember 1821, über Vortrag der 
Hoffommiffion in Zuftiz» Gefeßfachen, Nr. 1826 der 


Seine Majeftät haben in Hinficht der zur Sprache gefonis 
menen Befchränfung der durch das Hofdefret vom 2. Auguft 1819, 
Mr. 1588 der J. G. S., befannt gemachten höchſten Entſchlie⸗ 
fung vom 3. July 1819, betreffend die Vorlegung der Aften an 
höhere Behörden bey vorhandener Ablaffung von einer Eriminal- 
Unterſuchung in den Fällen der $$. 433 und 442, erjten Theiles 
des Strafgefepes, zu befchließen befunden: daß ed. bey dem Hofs 
defretevom 2. Auguft 1819 fein Verbleiben Haben, dabey aber auch 
Sorge getragen werden foll, daß in Fällen, wo die Criminal» 
Berichte bloße Anzeigen und Anklagen verwerfen, oder den Ge 
genftand gleich Anfangs zurüdzumweifen finden, die Beſchlüſſe den 
Appellationd: Gerichten nicht vorgelegt, Dagegen von den Appels 
lationd = Gerichten die ihnen von den Criminal» Gerichten vorge: 
legten Ablaffungd » Befchlüffe ohne Verzögerung bearbeitet und 
erlediget werden. 


Hofdefret vom 2. September 1825, an die Ap« 

pellationd =» Gerihte in Inner» Defterreid, 

Galizien und Dalmatien, einverfiandlid” mit der 
Hoflommiffion in en > —— Nr. 2129 der 


Das Hofdekret vom 2. Auguſt 1019, Nr. 1588 der J. ©. 
S., ift auf Ablajjung von Vorunterfuchungen bey Uebertretungen 
der Peft = Anftalten nicht anwendbar. 


Hofdefret vom 18. September 1829, an ſämmt— 

lihe Appellations-Gerichte, in Folge allerhöchſter 

Entfhließung vom 8. September 1829, über Vortrag 
der. oberften Juſtizſtelle, Nr. 2427 der 3. ©. ©. 


Ueber die zur Sprache gefommene Frage: ob die Anwend⸗ 
varfeit der durch das Hofdekret vom 2. Auguft 1819, Zahl 1588 
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der J. G. S, kundgemachten allerhöchſten Entfchließung vorn _ 
3. Julius 1819 wegen Vorlegung der Beſchlüſſe auf Ablaſſung 
von Vorunterſuchungen, rückſichtlich der dem höheren Erkennt⸗ 
niſſe vorbehaltenen Verbrechen, auf jene Faͤlle, in denen bereits 
gegen eine beſtimmte Perſon Anzeigungen daß fie der Thäter 
der Verbrechens ſey, vorgefommen find zu’ befchränfen fey, 
haben Seine Majeftät zu erklären geruhers daß die allerhöchften 
Eniſchließungen vom 3. Zuly 1819 und al Dezember 1821 (Hof⸗ 
defret vom 22. Dezember 1621, Nr,aBatn der 3. ©: &.) zum 
Zwede haben, bey befonders gemeinfhädlichen Verbrechen: : 

Erftend, zu verhindern, daß gegen beinzichtigte Perſo⸗ 
nen nicht zu voreilig, oder aus irrigen Anſichten von der Unter: 
fuhung abgelajfen werde; und mie ed ar 
— Bweytend,. zu bewirten, daßa der. Thatbeſtand regel- 
mäßig und mit der möglichiten Genauigkeit erhoben, dauch die 
allfälligen Spuren des Ihäterd nicht, außer Acht gelaffen werden, 
Hiernach haben Seine Majeftät der oben erwähnten Befhränfung 
nicht Statt zu geben, und dem oberftem Gerichtshofe aufzutra⸗ 
gen geruhet, dafür zu forgen, daß bey den nah Maßgabe der 
6$. 433 und 443, erften Theiles des Strafgefegbuches, dem Er- 
fenntniffe der höhern und der höchſten Behörden vorbehaltenen 
Verbrechen, die Aften dem Appellationd-Gerichte, in alten jenen 
Fällen vorgelegt werden, wo befchlofjfen wird, eine Eriminal« 
Unterfuchung nicht einzuleiten. Bon: diefer Kegel ſeyen allein 
die Fälle ausgenommen, wo die Eriminal:Gerichte bloße Anzeis 
gen und Anflagen zu verwerfen , oder den Gegenitand zurückzu⸗ 
weifen finden. 


Circulare der R. f. Landes-NRegierung im Erz 
herzogthume Defterreich unter der Enns, vom 
7. Februar 1858. | 


Seine F.f. Majeftät haben laut h. Hoffanzley » Defretes 
vom 20. Zänner 1838, 3. 1050, in Betreff der höhern Nevifion 
der Befchlüffe der Criminal:Gerichte, wodurd von dem im Wege 
der Vorunterfuchung eingeleiteten Verfahren abgelaffen wird, 
mit allerhöchfter Entfchliegung vom 21. November 1837 folgende 
Beflimmungen feftzufegen gerubet : 

r 1. Landesfürftliche Collegial:Serichte, dann mit einem 
geprüften Bürgermeifter, und wenigftens zwey geprüften Räthen 
bejegte Magiftrate müffen nur in Rückſicht des Hochverrathes, 
und der in den $$557 und 58 des erften Theiles des Strafgeſetz⸗ 
buches bezeichneten Störungen der öffentlichen Ruhe, die Ber 
fhlüffe über die Ablaffung von dem weiteren Verfahren bey Vor: 
unterfuchungen, dem Appellationd-®erichte von Amtöwegen zur 
Nevifion vorlegen. In Ruͤckſicht aller übrigen Verbrechen find’ 


ie, ohne höhere Revifion ihrer Befchlüffe, von dem weitern 
ſ wale⸗ A über ? ſcluſe, 17 
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Verfahren den Eriminal« Unterfuchungen*) abzulaffen ermaͤch⸗ 


tiget. 

* G. 2. Die übrigen Eriminal-Gerichte find in Rückſicht aller, 
in dem 6.433 des erſten Theiled des: Strafgefeßes bezeichneten 
Verbrechen, die Beſchlüſſe über die Ablafjung von dem weiteren 
Verfahren bey VBorunterfuchungen. dem Appellationd = Gerichte 
vorzulegen verpflichtet. Ä 

3: Das Appellationd » Gericht hat, wenn ed die ihm 
vorgelegten‘ Ablaſſungs· Beſchlüſſe zu. beftätigen findet, dieſe Bes 
ftätigung'nur im Rückſicht ded. Hochverrathes und der Störung 
der öffentlichen. Ruhe von: Amtöwegen dem. oberiten Gerichtöhofe 
vorzulegen, in Beziehung ‚auf .alle übrigen Verbrechen aber, die⸗ 
felben feiner höhern Revifion zu unterziehen. : 

4.4. In foferne' nach den vorjtehenden Beftimmungen zur 
Ablaflung von. dem weitern Verfahren, bey der Borunterfuhung 
über ein vollbrachtes Verbrechen die Beflätigung des Appellations⸗ 
Gerichtes oder des oberſten Gerichtshofes erforderlicd, iſt, muß 
fie auch bey der Vorumterfuchung über den Verfuch, und bey eins 
geleiteten .Vorerhebungen zur Wiederaufnehmung einer Unter⸗ 
fuchung eingeholt werden. 

6: Wenn in den Fällen der 66. 1, a und 4 zwar eine 
Handlung: ald ein Verbrechen angezeigt, oder um eine Criminal⸗ 
Unterfuchung angefuchet worden iſt, dad Criminal ®ericht felbft 
aber zu dem Anfange einer. Vorunterfuchung fich nicht beſtimmt 
findet, und von der Anzeige oder Schrift feinen Gebrauch zu 
machen befchließt, fo bedarf 28 dazu Feiner höheren Beitätigung. 

F. 6. Diefe Verordnung iſt auf alle nah Kundmahung 
derfelben von den Eriminal»Gerichten erfter und zweyter Inſtanz 
zu faſſenden Befchlüjfe anzuwenven. Die bisher in Kraft gewes 
fenen Vorfchriften über die höhere uud höchſte Reviſion der Ab 

Taflungs » Befchlüffe werden hiemit aufgehoben. 


$. 274. 


Beweifeäfraft Die Kechtlichfeit einer Anzeigung zu beftätigen, 


der Zeugens . 


Ausfage- 


ift nicht immer erforderlich, daß fie Durch zwey un— 
bedenkliche Zeugen, oder gerichtlichen Augenſchein be= 
wiejen werde. Auch Ein glaubwürdiger Zeuge, fey es 
der Beichädigte, oder ein Dritter, ift hinlänglich, wenn 
er.don der Ausübung der That ſelbſt, oder von noth— 
wendig damit verbundenen Handlungen, oder Umftän- 
den des Beihuldigten ausjagt. | 


*), In Folge h. Hoffanzley:Defretes vom 22. März ı838, 3. 1050, 
ift ſtatt des Ausdruckes Criminal⸗Unterfuchungen« dab 
Wort »Vorunterſuchungen« zu gebrauchen. 
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F 1 
Mo die Entlegenheit des Criminal» Berichtes den ‚Mitnistung 

Zeugen, weldye abgehört werden jollen, befchwerlich, Obrigfeiten jur 

oder fonft der Beförderung des Geſchäftes Hinderlich "Seren 

wäre; hat dafjelbe die politiihe Obrigkeit, welche 

über Ruhe, Ordnung und Sicherheit Sorge zu tra= 

gen hat, um die Erforfhung der ihm angedeuteten 

Anzeigungen anzugehen. 


Ä $. 276. 

Ueberhaupt, da zur Erhaltung der allgemeinen 
Sicherheit an fehleuniger Entdeckung der Verbrecher 
alles gelegen ift; find auch die politifchen Behörden 
u dieſem Zwecke mitzuwirken verbunden. . Daher ift 
jede Obrigkeit, jedes Gericht und Amt fchuldig, was 
ihnen von AUnzeigungen, die zur Entdeckung eines Ver— 
brechers dienen, oder von Umſtänden, die auf ſolche 
Anzeigungen führen können, bekannt wird, fogleic) 
dem Griminal=- Gerichte, oder der eben gedachten po- 
litiſchen Dbrigkeit ihres Bezirkes mitzutheilen. 

— 221 das Hofdekret vom 10. July 1629, Nr. 2417 der 


—J u 
Eiehe bey — 228 das Hofdekret vom 16. Zuly 16229, Nr. 1883 der 
G. 


"u @iehe bey i. 232 die. Verordnung vom 21. April 1838. 
—— 236 das Hofdekret vom a9. May 1818, Nr, 1461 der 


| . 6 977. e 

In folhen Fallen, und überhaupt, fobald die 
erwähnte politifche Obrigkeit die Spur eines Verbre— 
chens erhält, fol fie, audy ohne eine Erinnerung des 
Griminal-Berichtes zu erwarten ,; den Anzeigungen auf 
die vorgefchrieberie Art nachforſchen, umd die Ver— 
handlung dem Griminal- Gerichte übergeben, welchem 
dann das etwa Mangelhafte zu verbeffern obliegen wird. 

Siehe Hofdekret vom ı. April 1826, bey $. 228. nn 


$- 278. F 
Keinem Criminal⸗Gerichte, oder andern Obrig- Wiverreantize 
Feit ift erlaubt, jemanden, der verdächtig ift, unmit- „fätigung der 
telbar felbft, oder durch in geheim beftellte Leute auf "Mome- 


irgend eine Art zu verleiten, fein böſes Vorhaben wirk⸗ 
17 
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ih in Ausübung zu bringen, das Verbrechen‘ 
fegen, oder zu wiederholen, um auf * Me 
Dringendere Anzeigungen oder Beweismittel gegen th 
aufzubringen. Ueber alles, was durch eine ſolche Vers 
leitung gefchehe, oder erfolgte, wäre das Griminal- 
Gericht oder die Obrigkeit zur firengften Verant⸗ 
wortung und Strafe zu ziehen. — 9* 


$. 279. 

Sorge der ne So wichtig ed der allgemeinen Sicherheit iſt, 
tautdigung. Durch Werfolgung der Anzeigungen die Verbrecher 
zu entdecken; nicht minder wichtig ift ed der öffentli- 
chen Sorgfalt, den Ruf derjenigen zu ſchützen, welche 
durch einen unglücklichen Zufammenfluß von Umſtän— 
den in den Verdacht eines begangenen Berbrechens 
gefallen find. Wenn daher fheinbare Anzeigungen 
egen jemanden eine Erforfchung veranlafiet, bey dies 
er aber ſich nicht -beftätiget haben; jo fol demjelben 
auf fein Verlangen, zu feiner Beruhigung und Recht⸗ 
jertigung hierüber ein Amtszeugniß auögefertiget 

werden, Ä 







Seraumodd Auch derjenige, dem daran gelegen iſt, daB ein 

weites der Wider. ihn ‚entftandener Ruf, eine der Obrigkeit ges 

are machte Anzeige, oder ein fonft bey der Obrigkeit er= 
regter Argwohn eines von ihm verübten Verbrechens 
an das Klare gefeßet werde, entweder, damit ihm 
nicht indefien die zu feiner Vertheidigung dienlichen 
Beweife entgehen, oder, weil er Beinen Verdacht auf 
ſich liegen laſſen will, ift berechtiget, die Unterſuchung 
feiner Beſchuldigung felbft zu verlangen. Das Eris 
minal= Gericht ift in einem foldhen Falle verpflichtet, 
ob es * a die vorhandenen Anzeigungen nicht 
für hinlänglich Hielte, die Unterfuchung nad) der allge- 
mein vorgejchriebenen Ordnung einzuleiten, und dem 
Beſchuldigten nad) Beendigung darüber das Amtliche 
Zeugniß zu ertheilen. : 


6 nn 


Viertes Hauptſtück. 


Von Verhaftung und ſummariſcher Abhörung des 
Beſchuldigten. 


$. 281. 

Wer in dem Verbrechen betreten, oder aus 
rechtmäßigen Anzeigungen eines Verbrechens beſchul⸗ 
diget worden iſt, ſoll in der Kegel in Crimiual-Ver⸗ 
haft genommen werden. | 


Hofdekret vom 19. Dezember 1307, an die Appel— 
lation8-Gerihte in Lemberg und Krafau, über 
Note der Hoflammer vom 3. Dezember 1807, Nr. 850 
d. J. G. ©. 


Die Criminal⸗Gerichte haben gegen Poſtmeiſter wegen Vers 
gehungen, DVeruntreuungen oder Gebrechen in Amtöfahen 
und ihrem Poftdienfte feine Criminal» Unterfuchung früher, 
als fie hierwegen von der politiichen Behörde angegangen wor» 
den find, zu eröffnen. 

In allen übrigen Fällen aber, wo fidy ein Poftmeifter eines 
Verbrechens wie immer fchuldig macht, hat dad Eriminal-Gericht 
ohne Rüdfrage und ohne die Bewilligung einer politifhen Ber 
börde abzuwarten, nad) dem Strafgejege $$. 2Bı und 304 gegen 
den Poftmeifter, wie gegen jeden andern Befchuldigten vorzuges 
‘ben; nur ift dem Kreisamte fogleich die Anzeige zu machen, da⸗ 
wegen des Poftdienftes die Vorfehung ohne Verfchub getrof- 

en werde, 


Hofdefret vom 28. Februar 1818, an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, über Anfrage des Nieder: 

Defterreichifchen Appellations » Gerichtes vom 16. Februar 
. 1818, Nr. 1425 der 9. ©. ©. 


Die in dem $. aBı,, erften Theiles des Strafgefepbuches, 
- aufgeftellte allgemeine Regel: daß derjenige, welcher in dem Ber: 
brechen betreten, oder aus rechtmäßigen Anzeigungen eines Ver: 
brechens befchuldiget worden ijt, in Eriminal-Berhaft genommen 
werden foll, ift nicht nur von dem unteren, fondern auch von den 


rund zur 
Berhaftung- 


Wem die Vers 
haftung zus 


. Rebe? 
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oberen Eriminal» Gerichten genau zu beobachten, und nur unter 
den in dem $.306 vorgefchriebenen Bedingungen dad Verfahren 
mit den Befchuldigten auf freyem Fuße einzuleiten. 

(Siehe die Vorſchrift über die Verfahrungsart der Galizifhen Cris 
minal:Gerichte, erſtes Hauptſtück: Bon den erften Berfügungen des 
Griminal= Gerichted; in dem Hofdefrete ‚vom 28. DEtober ı808, 
Nr. 867 der 3. ©. ©.) 

(Siehe bey $. 258 die Hofdelrete vom 9. Februar 1822, Nr. 1836; 
vom 22. März ı823, Nr. 1929, und vom 29. September 1826, 
Nr. 2220 der G. ©. ©.) 


$. 282. 

Der auf der That betretene Verbrecher ift von 
jeder Obrigkeit, die ihn betritt, oder zu der er geftel- 
let wird, handfeft zu machen, und entweder dem Cri⸗ 
minal-Gerichte unmittelbar, oder der Obrigkeit, welche 
in dem Orte über Ruhe, Ordnung und Sicherheit zu 
wachen hat, zur weiteren Einlieferung an das Criminal: 
Gericht zu übergeben. 


Hofdefret vom 10. May 1806, an die Appella- 
tions-Gerichte in Lemberg und Krafau, über 
Note der Hoffanzley vom 1. May n. J., Nr. 764 

der 9. ©. ©. | 


Die vereinte Hoffanzley hat über die Modalität der Eins 
ziehung und Einlieferung der Criminal» Inquifiten zu verordnen 
befunden: 

1. Daß eigene abgefonderte und wohl verwahrte, zugleich 
aber anftändige Behältniffe nach Thunlichfeit in den Standorten 
obrigfeitlicher Zurisdiftion, wo nicht gleich, doch nach und nad) 
verfchaffet werden. 

a. Daß die Belegung der Angehaltenen während. deö ſum⸗ 
marifchen Werhöres mit Fußeifen nicht im Allgemeinen, fondern 
in fofern, als die Inquifiten auf einem Verbrechen fchwererer Art, 
und welches eine mehr als einjährige Kerferftrafe nach fich ziehet, 
betreten, oder fchwer beingichtiget worden find, und die im Straf: 
gefegbuche angedeuteten Bälle zuläßiger Ausnahme von der Ver: 
baftung während der Unterfuchung nicht eintreten follten, Statt 
babe, und daß überhaupt von den Obrigfeiten bey der Beurtheis 
lung der Verwahrungsart fich nach den in dem $. 310 des Etrafe 
gefeges aufgeftellten Grundfägen benommen werden fol. 

3. Daß zur Begleitung und Aufficht des Transported an 
das Strafgericht, fo viel möglich ift, allegeit und befonders im 


 Ablieferungsfalle gefährlicherer und berüchtigterer Werbrecher, 


ein gefchäftöfundiger, verläßlicher obrigkeitlicher Beamter ,. und 


265 


bey deffen Unthunlichkeit ein vertrauter Mann, dem zugleich nach 
Umftänden eine gelindere Behandlung des Inquifiten während 
des Trandported einzuräumen wäre, unter Dafürhaftung der 
Obrigkeit zu verwenden fey; ob aber der Inquifit während des 
Transportes in Eifen, oder auf freyem Fuße belajfen ‘werden 
fol, fo wie die Verhaftungsart während des fummarifchen Ver⸗ 
hörs, fey lediglich der Beurtheilung der abfendenden Obrigkeit, 
jedoch eben auch unter eigener Dafürhaftung zu überlaſſen. 

4. Daß die Ablieferung an das Criminal⸗Gericht ohne Ab⸗ 
löfung der Fuhr und Wächter, und von jedem Mitfchuldigen ab: 
gefondert, zu gefchehen habe. ' | ler: 

5. Daß die Ortsobrigfeit, welche die Ablieferung einleitet, 
ihren Beamten oder Vertrauten auf ihre eigenen Koften im Falle, 
in welchem dieß nothwendig wird, beygeben fol. Endlich 

6. daß die Dominien und Magiſtrate, welche die orts⸗ 
obrigfeitliche Zurisdiftion ausüben, zur Vorbehaltung oder.Ers 
richtung angemeflener Behältnijfe zur Verwahrung betretener, 
oder ſchwer beinzichtigter. Verbrecher unter Verantwortung im 
Allgemeinen verpflichtet werden follen. | 


Hofdefret vom 1A. November 1817, an das Gas 
lizifhe Appellations-Gericht,. einverftändlich. mit 
der k. k. vereinten Hoffanzley, Nr. 1385 d. 9.6. ©. 


Die Vorfchrift des vierten Artifeld des Hofdekretes vom 
10. May 1806, Nr. 764, wird in Hinficht des Benehmens bey 
Einlieferung der Snquifiten zu den Eriminal:Seridhten für Galis 
zien dahin abgeändert: daß zur Schonung der vorfpannspflichti« 
gen unterthänigen Gemeinden, bey größerer Entfernung vom 
Sitze des Criminal-Gerichtes, die Abwechslung der Fuhren von 


vier zu vier Meilen einzutreten habe. 


Hofdekret vom 13. Dezember 1822, an das Gas 
lizifche Appellations-Gericht, über Note der all 
gemeinen Hoffammer vom 29. Oktober 1822, Nr. 1914 


. J. G. ©, 


Die wegen Einbringung einer Raͤuberrotte von wenigſtens 
drey Köpfen, in Oeſterreich, Böhmen, Mähren und Tyrol bes 
ſtehende Zaglia von 5o Dufaten, ift auch auf Galizien audges 
dehnt worden. | 
(Siehe bey 6. 147 das Hofdelret vom 5. Februar 1830, Nr. 2450 
d. 3. ©. ©.) 
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Hofdehret an fämmtlide Appellations:-Ge 
richte, mit Ausnahme jenes für Dalmatien, vom 7. Fe⸗ 
5 bruar 1837. 


Dem Appellations Gerichte wird in der Anlage eine Ab⸗ 
fchrift der von der £,-f. allgemeinen Hofkammer, im Einverftänd» 
niſſe mit der. k. k. vereinigten: Hoffanzley und dem oberjten Ge- 
richtöhofe, am 14. Jaͤnner 1837 erlajjenen Verordnung, wegen 
Berhaftung und Vorladung der zur Gränzs oder Gefällenwache ges 
hörigen Perfonen zur Wilfenfhaft und mit dem Auftrage zuges 
ſtellt, diefelbe fämmtlichen ihm untergeordneten Criminal» Ges 
richten zur Nachachtung witzutheilen. 


J — Beylage. 


Verordnung der k. k. allgemeinen Hofkammer vom 
14. Jänner 1837, an ſämmtliche Cameral— 
| Gefällen-Bermwaltungen, 


Um die Nüdfichten des Dienftes mit jenen der wirffamen 
Handhabung der Strafgefege über Verbrechen und fchwere Po—⸗ 
Tizey: Uebertretungen gehörig in Einflang zu bringen, wird im 
Einverftändniffe mit der kak. vereinten Hofkanzley und mit der 
k. k. oberften Zuftisftelle, binfichtlich der Verhaftung und Vors 
ladung von Individuen der Graͤnz und Gefällenwache » Manns 
ſchaft Folgendes feftgefegt: | 

In denjenigen Zällen, wo es fih um die Verhaftung von 
Individuen handelt, welche in dem Verbrechen betreten werden, 
oder welche eines Verbrechens, rechtlich befchuldiget und entflohen 
find, und in Kolge der Statt gefundenen gerichtlichen, oder 
obrigfeitlihen Nachfegungen eingebracht werden, oder wo bey 
fdyweren Polizey » Uebertretungen die Verhaftung nach dem Ges 
fepe fchon bey der Betretung auf der Stelle zu gefchehen hat, find 
die Gerichte und Obrigfeiten befugt, ohne fi an die Vorgeſetz⸗ 
ten der Graͤnz ⸗ und Gefällenwache zu wenden, die Verhaftung 
unmittelbar durch ihre eigenen Organe zu veranlaffen. Eben fo 
bleibt in den Sällen, in welchen ficy die Gerichte und Obrigfeiten, 
wegen der Dringlichfeit des Falles, zum fohnellen und unmittels 
baren Einfchreiten beſtimmt finden, diefed denfelben auch für die 
Zufunft unbenommen, 

Endlich hat auch dann, wenn es ſich nicht um Sndividuen, 
die zum Dienft berufen, oder in der Dienftausübung begriffen 
find, fondern um andere Angeftellte handelt, 3. B. um foldhe, 
welche beurlaubr oder wegen Erfranfung bey ihren. Angehörigen 
in Pflege find, das allgemein übliche Verfahren Plag zu greifen. 

In allen übrigen Fällen jedoch haben fich die Gerichte und 
Dbrigfeiten an die Graͤnz- und Gefällenwac : Vorgefepten zu 
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wehden, und zwar an diejenigen, welche die zugleich fuͤr den 

Dienft nöthige Vorforge zu treffen haben, damit diefe die 

Zement und die weitere Ablieferung des Beſchuldigten eins 
iten. 

Zur Verminderung von Verzögerungen koͤnnen fich die Ge⸗ 
richte und Obrigfeiten nach Butdünfen entweder an den Koms 
pagnie» Kommandanten oder Infpektor, oder an den betreffenden 
Bezirksleiter wenden. | 

Die Gränz » und Gefällenwache » Vorgefegten haben in fols 
chen Fällen der an fie ergebenden gerichtlichen oder obrigfeitlichen 
Aufforderung ungefäumt und unter eigener Verantwortung Folge 
zu leiften, und die gehörige Sorge zu tragen, Daß das befchuls 
digte Individuum an die Behörde richtig, folglich wenn es noth⸗ 
wendig ift, unter Eöforte der Gränz » und Gefaͤllenwache abge: 
liefert werde. | 

Dagegen haben aber aud die Gerichte und Obrigfeiten, 
wenn fie in den früher berichteten Faͤllen durch ihre eigenen Ors 
gane unmittelbar einfchreiten, jederzeit ungeföumt den vorgefeß« 
ten Bezirksleiter oder den Rompagnie» Kommandanten oder In⸗ 
fpeftor von dem DVerfügten zu verfländigen. In Betreff der 
Vorladung eined Befchuldigten oder Zeugen zum Werhöre hat ed 
bey den allgemeinen Beftimmungen zu bleiben. 

Dasjenige Individuum, welches eine: ſolche Vorladung er: 
hält, hat jedoch im Geifte der Dienftvorfäprift diefelbe fogleich 
dem Vorgefegten anzuzeigen, damit die des Dienfled wegen er» 
forderliche Verfügung bewirft, nöthigen Falls aber das Gericht 
oder die Obrigkeit angegangen werde, dad Verhör zu einer Zeit 
vorzunehmen, wo das Individuum durch feine Amtöverrichtungen 
nicht gehindert ift, zu erfcheinen. 

m. bey $. 214 die Cirkulare vom 3. May 1830 und ı8. Oktober 
1 


Siehe bey $. 221 das Hofdekret vom 15. Jänner 1814, Nr. 1080 
der G. ©. — * 


| $. 288. 

‚ Gründe fih die Beſchuldigung auf rehtlihe Anz 
zeigungen ; fo ift es die Pflicht der Obrigkeit, welche 
in dem Orte, wo die Anzeigung vorkommt, über Ruhe, 
‚Drdnung und Sicherheit zu wachen hat, daß fie den 
Beihuldigten, wenn er in ihrem Bezirke anzutreffen 
it in Verwahrung nehme, oder hierwegen an die 

brigkeit feines ;Aufenthaltdortes die Erinnerung. er: 
laffe, oder dem Entflohenen, wenn fihere Spur und 
Hoffnung ihn einzuholen vorhanden ift, nachjeße, und 
den auf die eine oder andere Art Eingebrachten mi 
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allem, was in Beziehung auf ihr vorgekommen, oder 
verhandelt worden, fogleih dem Eriminal= Gerichte 
überliefere. 


$. 284. 


Torfiht, br. Die Anhaltung und Verwahrung muß mit aller 


der Verhaf⸗ 
tung; 


Vorſicht, dag der Beichuldigte nicht entkomme, aber 
auch mit möglicher Schonung feiner Ehre und Perfon 
bewerfftelliget werden. Nur dann ſoll angemeffene 
Gewalt wider ihn gebraucht werden, wenn er fich 
widerjeßet, oder zu entfliehen verſuche. 


Hoffanzley- Dekret vom 15. Jänner 1833, an 
das Tyroliſch-Vorarlbergiſche Gubernium, 
zu Folge allerhöchfter Entfchließung vom 11. Jänner 1833, 
| Nr. 2589 dr J. G. ©. 

Seine Majeftät haben zu beſtimmen geruhbet, daß die Ver: 
ordnung der ehemaligen Central: Organifirungs » Hoffommiflion 
vom ı, April 1816, womit die Polizey» und Sicherheitöwachen 
gegen Verfolgte und Flüchtlinge, die auf dreymaliges Anrufen der 
Wachen zum Haltmachen nicht ftehen bleiben, zu fchießen berech« 
tiget wurden, für Tyrol und Vorarlberg außer Wirkſamkeit ge- 
fest, auch ficy in diefer Beziehung nach den Beſtimmungen des 
$. 284, erften Theiles des Strafgefeges, benommen werde. 

; . — vom 10. May 1806, Nr. 764 der J. G. S. bey 

. 283. 


$. 285 


» ste nad Sobald der Beſchuldigte entweder von dem Cri— 


der Berhafs 
\ tung. 


minal=®erichte felbft verhaftet, oder demſelben geftel- 
let worden, hat daffelbe | 

a) den Anlaß der Verhaftung, mit Beziehung 
auf die Anzeigungen, welche zum Grunde liegen; 
‘  b) eine genaue Befchreibung der äußeren Geftalt 
ind — des Verhafteten in das Protokoll auf: 
zunehmen ; 

c) die Kleidungsſtücke des Verhafteten, und was 
er etwa fonft noch bey fich getragen hat, genau zu 
durchgehen, damit nichts verborgen bleiben Eönne. 


267 


Verordnung des P.f. Nieder-Defterreihifhen 
Appellationss Gerihtes vom 14. Auguſt 1824. 

In Zukunft ift fowohl die Perfons»Befchreibung der In⸗ 
quifiten, als das Journal (Tagebuch) über die abgeführten Unters 
fuchungen, von einem Kommillfiond » Mitgliede zu unterfertigen. 


. $. 286. 

Was von Urkunden, Geld, oder fonft von Me— 
tall, Waffen, oder Werkzeugen, womit der Verhaf— 
tete fid) losmachen, oder ſich felbft Gewalt anthun 
Fönnte , oder von Gegenftäinden, oder Merkmalen eis 
nes Berbrehens bey diefer Durchſuchung gefunden 
wird, foll dem Berhafteten abgenommen, und von 
dem Criminal» Gerichte aufbeiwahret werden, 


Hofdekret vom 30. May 1818, an dad Appellas 
tions=-Geriht für Tyrol und Vorarlberg, in 
Folge Höchfter Entfchliefung vom 17. May 1818, über 
Vortrag der oberftien Zuftizftelle, Ne. 1463 d. 3. ©. ©. 


Die Verwahrung der Inquifiten in der Wohnung ded Ker- 
Fermeifterö gegen Entgeld, und auch die biöherige Gewohnheit, 
daß die Geldbeträge der Inquifiten von dem Kerfermeijter vers 
wahret werden, ift fogleicy unbedingt abzuftellen. 


Eiche die allgemeine Borfchrift über die Berfahrungsart der galizis 
fhen &riminals Gerichte, XI Hauptſtück, »von Behandlung der 
Eriminal= Depofiten ‚« in dem: Hofdelrete vom 28. Oktober 1808, 
Nr. 867 der & G. S. 


Siehe die Inſtruktion zur Beſorgung des Criminal» Depofiten : Ges 
fhäftes bey dem Mugifteate der k. k. Haupt» und Reſidenzſtadt 
— in Hofkanzley⸗Dekrete vom 20. May ıdı3, Nr. 1049 

ee . G. . 


$. 287. A | 
Unmittelbar hierauf, und ohne allen Aufſchub ift 
der Berhaftete ſummariſch abzuhören. 


$. 288. 

Jedem Verhöre find, nebft einem beeideten Ge- Petenung des 
richtöfchreiber, zwey vertraute, unpartepifche Männer Aummarirsen” 
als Benfiser bepzuziehen, welche, wenn fie nicht ſchon Tr" 
im Eide ftehen, dahin zu beeidigen find: daß fie, um 
die Echtheit des Protokolles bezeugen zu Fönnen, für 
die ordentliche Eintragung der Fragen und Antworten 


Eröffnung des 
Berböre 


höres. 


| Allgemeine 
Sragen. 
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forgfältig wachen, und bis zur Kundmachung des Ur⸗ 


theiles alles, was ihnen bey diefer Gelegenheit bekannt 
wird, geheim halten werden. 


Hofdekret vom 14. May 1806, an das Böhmis 
fhe Appellations-Gericht, über deffen Bericht vom 
28. April 1806, Nr. 766 der J. ©. ©. 


Die Criminal» Aftuarftellen, als die beynahe einzige Ger 
Tegenheit für junge Männer, fi für dad wichtige Criminal 
Nichteramt zu bilden, follen immer nur mit folhen Individuen 
befegt werden, welche beyde Landeöfprachen fertig fprechen und 
fehreiben, die juridifchen Studien fo viel möglidy mit vorzüglich 
an Tag gelegter Geſchicklichkeit erlernt haben, zugleich Uner⸗ 
fchrodenheit, Geiftesgegenwart und fihnelle Faſſungskraft mit 
untadelhafter Moralität in ſich vereinigen, und zu tüchtigen 
Eriminal- Richtern fich zu bilden Hoffnung geben. 

Uebrigens ift es nicht nöthig, daß diefe Aktuare fchon für 
das Eriminals Richteramt von dem Obergerichte geprüfet feyen, 
weil diefe Prüfung erft nach den im Criminal⸗Fache erworbenen 
praftifchen Kenntniffen Statt findet. Bey einer offenen Criminal⸗ 
Aktuarftelle ift der Coneurs dazu’ von dem betreffenden Magiftrate 
auszufchreiben, und der Vorfchlag fohin dem Obergerichte vor» 
zulegen. 

Siehe die bey $. 237 angeführten Hofdelrete : 

Ueber die Beeidigung der mit der Juſtiz⸗Verwaltung beauftragten 
Beamten, Amtöfchreiber , Gerichtödiener und anderer zur Rechts⸗ 
pflege zu verwendenden untergeordneten Beamten, ſiehe Hofdekret 
vom 5. Dezember 1812, Nr. 1018 der 3. ©. ©. 


$. 289. 

Das Berhör iſt mit der ernſtlichen Ermahnung 
an den Berhafteten zu eröffnen: Daß er die reine 
Mahrheit auszufagen habe, indem er hierzu verpflich- 
tet jey; daß lügenhafte Vorfpieglungen ihm Beſtra— 
fung zugiehen, und wegen der daraus hervorleuchtenden 
Bosheit auch die künftige Beftrafung des Verbrechens 
vergrößern würden. 


$. 290. 

Sodann ift er über feinen Vornamen, feinen Ge= 
ſchlechtsnamen, fein Alter, feinen Geburtsort, feine 
Keligion, über feine Eltern, ob er verehelichet ſey, 
dann über den Ehegenofien, und die Kinder, über ſei— 
nen Nadrungsftand, über fein Bermögen, feinen legten 
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Aufenthaltsort, ob er ſchon einmal im Berhafte gewe⸗ 
fen ſey, und endlich über Die Urfache feiner dermali- 
gen Anhaltung zu befragen. 


$. 291. 


Mollte er auf die.an ihm geftellten Fragen Feine Sertarktenes 
Antwort geben, oder feine Antwort auf ganz andere, verweigerter 
zur Sache nicht gehörige Gegenftände lenken; fo ift ar 
ihm ernftlich zu bedeuten, dag dieſes hartnaͤckige 
Schweigen oder widerſpänſtige Betragen nur zur Ver⸗ 
ſchlimmerung ſeiner Sache gereichen könne. Würde 
er dennoch darauf beharren, fo ſoll er in das Ge⸗ 


fängniß gefchaffet werden. 


$. 292. 
Gäbe der Verhaftete an, die Urſache feiner Any iii 
Haltung nicht zu wiflen; fo wäre ihm das angeſchul⸗ 
dete Verbrechen jo weit, und von den wider ihn vor⸗ 
handenen Anzeigungen fo viel vorzuhalten, als um 
mittelbar nöthig ift, ihm in die Kenntniß der Be⸗ 
fhuldigung zu jeßen. | | 


$. 298. 

Läugnet er dad Verbrechen, defien er beſchuldi⸗ 
get wird; fo iſt er zu befragen: was er zum Beweiſe 
feiner Schuldlofigkeit anführen; insbefondere, ob er 
in Rückfiht auf Zeit und Ort der geihehenen That 
fi fo ausweien könne, daß ihm Diefe That zu bes 
gehen nicht möglich geweſen ſey. 

$. 294. 

Iſt er des Verbrechens geftändig, fo ſoll Die inrksnines 
Ausſage, ohne das Verhör mehr zu unterbrechen, fo 234 
— werden, daß fie die umftändlihe Er- vten, 
zählung von dem Anlaffe, Entſchluſſe, der Unterneh: 
mung und Vollbringung enthalte. 


- 9.298. 

Laßt der BVerhaftete fih mit dem Bekenntniſſe gder, anderer 
ſolcher Verbrechen heraus , von welden Feine Anzei⸗ nie 
gungen vorhanden find; I muß auch hierüber feine 
Ausfage ganz, wie er fie ablegt, aufgenommen werden. - 
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d) Seum Bars Zeigen die Umſtände der That, dag mehrere 
ann Perfonen daran Theil haben dürften, fo ift der Ver— 
haftete auch um die Theilnehmer zu befragen. 


$- 297. 
Protofollirung de Frage, und die darauf erfolgte Antwort 
van des Nerhörten ift nach fortlaufenden Zahlen in ein 
Protokoll einzutragen. 


Ä $. 298. 

Dem Berhörten fteht frey, feine Antworten dem 
ee in die Feder zu fagen. Gebraucht 
er ſich dieſes Befugniffes nit; ſo muß der gerichte 
lihe Beamte die auf jede Frage aufgenommene Ant- 
wort dem Gerichtsfchreiber jo, daß der Berhörte je 
des Wort wohl vernehmen Fönne, in die Feder fagen, 
darin aber die eigenen Ausdrücke des Verhörten bey- 
behalten. Dede Antwort, fobald fie niedergefchrieben 
ift, fol dem Berhörten mit dem Befragen, ob fie 
auf folhe Art richtig eingetragen ſey, vorgelefen, oder 
ihm felbft, wenn er es verlangt, zum Nachlefen vor— 
geleget werden.. Verlangt er eine Abänderung , fo ift 
dieſe zwar in dad Protofoll aufzunehmen, an dem aber, 
was Hon gefchrieben worden, nichts mehr zu ändern. 


$. 299. 

ve Jeder Bogen des Protofolles foll von dem Ver⸗ 
hörten unterfchrieben, oder wenn der Verhörte des 
Schreibens nicht Eundig ift, von ihm ein Handzeichen 

darunter gejeßet, am-Ende des Protofolles aber dieje 

von dem Berhörten gejchehene Unterjchrift oder Be— 
zeichnung von den dem Verhöre beywohnenden Ge: 
richtöbeamten und Beyfigern mit ihrer Unterfchrift be= 

ftätiget werden. | or a 

mn — vom 30. Auguſt 1816, Nr. 1279 der J. G. ©. 


ey $. 255.) 
Atgemeine Bey dem ſummariſchen Berhöre ift fich in die Be- 
du: Berragen Ichaffenheit der auf die geftellten — erfoigten Ant⸗ 


des Richte 


ee oma: worten, und alſo in eine Erörterung, ob die Antwor⸗ 


* 
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ten mit den vorhandenen Anzeigungen übereinftimmen, "sen Dee» 
nicht einzulaffen. Auch darf dem Verhörten Leine Ant— 

wort an die Hand gegeben, und gegen ihu weder Züch— 

tigung noch Drohung oder Berheigung, oder was jonft 

immer für ein, obgleich gut gemeinter Kunftgriff an= 
gewendet werden, um ihn dadurch zu andern Ausſa— 

gen zu bewegen, ald wozu er felbit freywillig fi) 
verſteht. 

$. 801. 

Menn der Drt, wo die Verhaftung gefchehen ift, Wann der po 
on dem Orte, in weldem das Criminal: ®ericht fei- —— fun 
nen Siß hat, fo weit entfernt ift, daß der Verhaftete "er nennen” 
nicht innerhalb zwölf Stunden zu dem Criminal - Ge: 
richte geftellet werden kann, ſoll die Dbrigkeit, welche 
in dem Orte der Verhaftung über Ruhe, Ordnung, 
und Sicherheit zu wachen hat, das fummarifche Ver— 
hör nad) gegenwärtiger Vorſchrift aufnehmen, und 
das Protokoll nebft allen etıva in Berwahrung genom- 
menen Stücken bey der Einlieferung des Berhafteten 

ugleicy an das Griminal= Gericht überfenden. In die— 
* Falle hat das Criminal⸗Gericht dem Eingelieferten 
ſogleich das von der politiſchen Obrigkeit geführte Pro— 
tokoll, ſo weit es ſeine Ausſage betrifft, vorzuleſen, 
ihn, ob er etwas beyzuſetzen, oder abzuändern habe, 
zu befragen, und ſeine Antwort mit Beobachtung der 
an den $$. 298 und 299 erwähnten Förmlichkeit dem 

Protokolle hinzuzufügen. 
(Siehe bey $. 282 das Hofdekret vom 10. May 806, Nr. 764, und 
dad Hofdebret vom ı4. November 1817, Nr. 1385 der J. ©. ©.) 


$. 802. 


Wenn der Befhuldigte einen ordentlichen Wohnfig ‚Wersen Se 
hat, und nicht ſchon aus dem Vorgange erhellet, daß baftung, und 
feine Civil-Behörde von feiner erfolgten Verhaftung te wervör an 
unterrichtet ift; fo fol das Criminal» Gericht derjeiben Mrs fen? 
davon Nachricht geben, damit fie nad) den ihm etwa 
obliegenden Verpflichtungen das Erforderliche einlei- 


ten möge. 
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Auch in Fällen, in welchen der Verhaftete nach 
dem {.221 an ein anderes Gericht abzugeben ift, foll 
vor diefer Abgebung dennoch immer ein jummarifches 


Verhör aufgenommen, und bey der Auslieferung des 
Berhafteten mitgetheilet werden. 


j §. 504. 
S. A. 1. Nr. ſt die verhaftete Perſon ein in öffentlichen Dien⸗ 
ſten bene Beamter, ein Mitglied des geiftlichen 
Standes der riftlihen Religion, ein Mitglied der 
Landesftände, ein immatricnlirtes Mitglied einer inläns 
difchen Univerfität oder eines inländifchen Lyceums; fo 
ſoll dad Griminal-Beriht nad) dem fummarifchen Ver⸗ 
höre fogleid dem Obergerichte die Anzeige davon ma- 
chen, damit von diefem der Behörde, unter welcher 
der Verhaftete dienet, dem Biſchofe, oder dem — 
lichen Oberhaupte in der Provinz, der Landſchaft, 
F me oder dem Lyceum die Nachricht gege: 
en werde. | | | 


Hofdefret vom 26. Dftober 1810, anfämmtlide 
Appellations- Gerichte, einverftändlich mit der Hof: 
Fommiffion in Zuftizs Gefegfahen, Nr. 915 d, 3. G. ©. 

Wenn ein in öffentlichen Dienften ftehender Beamter vers 
haftet wird, ift die Verhaftung von der verhaftenden Behörde 
fogleidy unmittelbar dem Vorfteher der Behörde, wo der Beamte 
dad Amt bekleidet, dann aber auch von dem Criminal : Gerichte 
nad Vorfchrift des 5.304 dem Appellationd:Gerichte anzuzeigen. 


Hofdekret vom 26. November 1819, an fämmt- 

lihe Appellations=» Gerichte, einverftändlicy mit 

der Hoffommiffion in Zuftize Gefeßfachen, Pr. 1629 der 
5.6 ©. 


Gleichwie die Verhaftung und Aburtheilung eines Staats⸗ 
beamten nach dem Buchftaben des Gtrafgefeges, erften Theile, 
$$. 304 und 447, dem Dbergerichte, und nach der in dem Anz 
hange I. des Strafgefeges, unter der Zahl XIV, aufgenommenen 
Erläuterung, die Berkaftung unmittelbar der vorgefegten Bes 
börde des Beſchuldigten anzuzeigen ift; eben fo ift e8 auch der 
öffentlichen Ordnung und felbft dem Zwecke und Beifte der $$. 304 
und 3o6 des Strafgefeged, und der fpätern Verordnungen vom 
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17. März und 9. Junius ıBı5 angemeffen, daß von jeder auf freyem 
Fuße gegen einen Staatöbeamten eingeleiteten Criminal-Unterfus 
hung die Anzeige im Prafidial:-Wege auch an den Vorfteher der Be: 
hörde des Befchuldigten, und durch das Appellations:Präfidium 
an dad Präfidium der betreffenden Hofitelle gefchehe, damit auch 
von diefer die nöthige Sorgfalt wegen weiterer Ausübung des 
Amtes während der Criminal:Uinterfuchung des Beamten getra= 
gen werden fönne. 

Eiehe bey $. 23 die Hofdelrete vom 16. Auguft 1806, Nr. 7775 17. 
März ıdı5, Mr. 113875 9. Juny 1816, Nr. 1155; 9, Februar 
1827, Nr. #253; 1. November ı83ı, Nr, 2535 der 3. ©. ©., 
und die Hoffanzley: Verordnung vom 17. May 1828, und Regierungss 
Verordnung vom 2. Dezember ıB3ı, 


Siehe die bey $.85 angeführten Hofdelrete. 


Siehe bey $. 221 das Hofdekret vom 10. Auguft 1822, Nr ı887, und 
— ‚ dad Hofdekret vom 19. Dezember 1807, Nr. 830 der 


$. 808. 


Menn der ge des Hochverrathes, der... a. 
Verfälſchung öffentlicher. Kredits-Papiere, der Münz: "7" 
fälſchung, oder fonft eines durch große Ausbreitung 
der Mitfchuldigen dem gemeinen Sicherheitsftande ge: 
fährlihen Verbrechens beſchuldiget ift; hat das Erimi- 
nal= Gericht fogleich die Unzeige an das Kreisamt zu 
machen, damit, wenn indeffen in Rückſicht auf den 
Staat Verfügungen erforderlich waren, das Nöthige 
vorgefehret, und nad Beichaffenheit der Umftände 
. ie Bericht von dem Vorfalle gege: 

en werde. 


Juſtiz-Hofdekret vom 5. April 1805, 


In Betreff der, bey vorfommenden Verbrechen der Vers 
faͤlſchung öffentlicher Kreditö- Papiere, von den Criminal» ®ex 
richten bisher üblichen Mittheilung der abfchriftlichen Verhörs— 
Protokolle an das Landes: Prafidium, wird zur fünftigen Nichts 
ſchnur Folgendes feitgefegt. 

ı. Da die Einfendung folder Abfchriften an die Landes» 
ftelle nach vollführter Unterfuchung, wenn fie aud) in irgend ei: 
nem alle von_einigem Nugen feyn fönnte, in feinem Belege 
gegründet iſt; 

2. dadurd auch für die Criminal» Gerichte beträchtliche 
Unfoften erwachfen würden; 


3. fernerd die in den Protofollen enthaltene Befchreibung 
Waſer's Strafgef. über Verbr. ı8 
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der, bey der Verfälfchung angewendeten Kunflgriffe durch diefe 
Kopkrung zur größten Publizität gelangen würde; und 

4. fowohl die Landesftelle, ald die Polizey:Behörden volle 
Gelegenheit erhalten, die nöthigen Verfügungen zur Verhinde⸗ 
rung der Verbreitung, der Banknoten zu treffen, und die allen= 
falls Mitfchuldigen auszuforfchen, wenn das unterfuchende Cri⸗ 
minal:Gericht, nach $. 305 ded Strafgeſetzes, gleich bey Einlies 
ferung eines folchen Verbrecher, die Anzeige an die politifche 
Behörde erftattet, und auch während des Zuges der Unterſuchung 
alle, die Verbreitung der falfhen Banto- Zettel und die Mit« 
fchuldigen betreffenden Umftände ſogleich derfelben mitıheiler ; fo 
bat es von der bisher üblichen Einfendung der abfchriftlichen 
RVerhörungs: Protofolle an die Landeöftelle nach vollführter Uuter- 
fuchung abzufommen. 

Dagegen haben die Criminal» Gerichte ſich die Vorfchrift 
des 1.305 des Strafgefeged genau gegenwärtig zu halten, und 
nicht nur gleich bey Einlieferung eines folhen Verbrechers die 
Anzeige an die politifche Behörde zu erflatten, fondern auch wäh» 
rend des Zuges der Unterſuchung alle, die Verbreitung der fals 
{chen Banfo Zetttel und die Mitfchuldigen betreffenden Umftände, 
ſogleich mit Protofolld» Auszügen derfelben mitzutheilen. 


Hofdefret vom 27: Juny 1805, an fammtlide 

Appellations:» Gerichte, in Folge höchſter Ent— 

ſchließung über Vortrag der oberften Zuftizftelle vom 10. 
und 11.May n. J., Nr. 737 der J. ©, ©, 


Die Eriminal= Geridite haben von jedem WVerfälfchungd- 
falle der Staatöpapiere, fie mögen Obligationen oder Banfo: Zettel 
feyn, fo wie derfelbe dem Gerichte befannt wird, nicht allein 
dem Prafidium ded Appellationd Gerichtes, fondern auch dem 
Präfidium der Landeöftelle, wo fich der Fall zugerragen bat, die 
fchleunige Anzeige zu machen, damit durch lepteres der Chef der 
Finanzen von jedem dergleichen vorfommenden Falle um fo 
fchleuniger und ficherer in Kenntniß gefegt werde. \ 

Das Appellationd = Präfidium. aber hat die an daffelbe- ges 
langten Anzeigen diefer Fälle ungeſaͤumt an das Prafidium der 
oberſten Zuftizftelle gelangen zu laſſen. 


Hofdefret vom 16. November 1810, an ſämmt— 

liche Appellationd-Gerichte, über Note des Hof: 

fammer -Prafidiumd vom 10. Dftober n. G., Nr. 917 
d. J. 6. ©. 

In Fällen einer Banfo » Zettel: Nachmachung, oder Vers 
fälfchung hat der Magiftrat der Hauptftadt, fo oft ſich im Laufe 
der Unterſuchung über die Art der Verfertigung eine weitere Ver⸗ 
bindung der Thärer mit andern Nachmachern, die Verbreitung 
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der falſchen Banforgettel, und‘ andere bisher unbekannte Mit 
fchuldige, oder fonflige zur Entdeckung oder Verhinderung folcher 
Verbrechen wichtige Umftände entdecken follten, jederzeit die un— 
gefäunmte Anzeige, jedoch ohne Zulegung der Unterfuchungs:Aften 
und ohne Ausfegung der Unterſuchung, an das Appellationd-Prä« 
fidium zu machen, welches nach Geſtalt der Umſtaͤnde einverftänd- 
lich mit dem. Gubernial-Präfidium dad. Nöthige zu verfügen, zu⸗ 
gleich aber jedesmal die. Anzeige an das Praͤſidium der oberjten 
Juſtizſtelle einzufenden haben wird. — 


Hofdekret vom 22. Februar 1811, an ſaͤmmtliche 
Appellations-Gerichte, über Note der Hoflammer 
vom 9. Sänner mn. J., Nr. 951 der J. ©. SS, 


Nadhträglich zu dem Hofdefrete vom 16. November 1810, 
wird angeordnet, daß in allen Fällen von Berfälfchungen der. Banfo« 
Zettel dad unterfuchende Criminal: Gericht jede bedeutende Er- 
hebung, die daſſelbe nach jener frühern Weifung unverzüglich 
dem Appellationd » Präfidium anzuzeigen hat, zugleich auch, und 
unmittelbar, dem Landes: Prafidium befaunt machen folle, 


Hofdefret vom 19. Augufl 1825, an das Galizie 
fhe Appellations-Geridht, über. Note: der allges 
meinen Hoffammer vom 9. Auguft 1825, Nr. 2127 der 


. . —— 


Saͤmmtlichen untergeordneten Criminal⸗-Gerichten iſt die 
Belehrung zu ertheilen: daß die von Criminal⸗Gerichten, denen 
die Unterſuchung des Verbrechens der Verfaͤlſchung Sffentlicher 
Kreditd: Papiere nicht zuſteht, in Beſchlag genommenen falfchen 

"öffentlihen Kredits:Papiere von diefen Behörden nicht unmittels 
bat an die Präfidien des Guberniums oder des Appellationd:Ges 
richtes einzufenden, fondern mittelft: des Schreibens ‚; wodurch 
die Entdedung der falfchen Kredits # Papiere dem: Criminal: Ger 
richte befannt gemacht wird, an letzteres zu übermadjen, und 
demfelben die weiteren Verfügungen, und die Anzeigen an die 
Präfidien ded Guberniums und des Appellationd » ©erichtes, zu 
überlaffen feyen. 

Siehe bey $. 92 das Hofdekret vom 15. May ı8a4, Nr. 2007 d. J. G. S. 
Siehe bey $. 221 die Hofdekrete vom 25. Juny 1808, Nr. B4g, und 
16. July 1813, Nr, 1064 der 3. ©. ©. \ 
— 5 236 das Hofdekret vom 16. Auguft 1815, Mr. 1168 der 
Siehe bey $. 240 die Hofdekrete vom 8. Oktober ı824, Nr. 2042 5 
15. September 18265 23. Dezember 1826, Nr. 22415 a. Oktober 
1829, Nr. 2429 der 3.G.&., und das Dekret der Nieder Oeſter⸗ 
reihifhen Regierung vom ı5, Februar 1830. 
Siehe bey $.273 das Hofdektet vom 12. Zuly 1806. * 
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» Biche bey $ aBı das Hoſdekret vom 19. Dezember 1807, Mr. B3o Der 
Siehe bey $.284 das Hofdekret vom 7. Februar »837. 
| .% 806. 

In weisen Wenn a) die Beſchuldigung ein Verbrechen be- 
Kaufe ai trifft, welches 7 dem Gefehe höchftens eine einjäh- 
erhörenfen? tige Strafe nach fich ziehen koͤnnte; zugleich 

b) der Beichuldigte eine bekannte, der Entflie: 
bung halber unverdächtige Perfon, von fonft unbe: 
jholtenem Rufe ift; und _ Et 

S.4.1Nr16. c) aus feiner Freyheit nicht zu beforgen fteht, 
Ä daß die ... erichweret werde; foll der Be— 
chuldigte von der’ Verhaftung verfdhonet, umd das 

erfahren mit ihm auf freyem Fuße eingeleitet werden. 
Dod muß er dem Eriminal- Gerichte angeloben, fi) 
von feinem Aufenthaltsorte bis zum Austrage der Sache 
nicht; wegzubegeben , noch fi) verborgen zu Halten, 


Hofdefret vom. 5. May 1813, an fämmtlide 
Appellations⸗Gerichte, einverftändlich mit der Hof: 
fommiffion in Juſtiz⸗Geſetzſachen, Nr. 1043 d. 3. G. ©. 


Ein auf freyem Buße nach dem Gefege unterfuchter Be⸗ 
ſchuldigter iſt, wenn er von der erften Behörde ſchuldig erfannt 
wird; deßhalb allein während des Rekurſes an den Oberrichter 
nicht sin Werhaft zu nehmen, : fo lange die Bedingungen des 
9. 306 noch immer fortdauern, und der: Berurtheilte der. Flucht 
nicht dringender verdächtig wird. F 

+ (Die genaue Befolgung des $. 306, erſten Theiles des 
Strafgeſetzbuches wurde durch allerhöchfte. Entſchließung vom 
28. April 1819 neuerlich aufgetragen). | 

Siehe bey $. 304 das, Hofdekret vom 36. Movember 1819, Nr. 1629 

der ©. ©. — — n 


Fünftes Hauptftüd. 
Bon den Unterfuhungs » Gefängniffen. 


9807. " 

Di: Berhafteten follen nicht nur dem Geſchlechte Borfieiften 
nad) abgefondert, fondern überhaupt jeder allein, p fonderung ber 
viel möglich ift, in einem eigenen Gefängnifje verwah- Frrten; 
ref werden. Befonders ift darauf zu fehen, daß die- 
jenigen, welche einer Mitjhuld verdächtig find, von 
einander genugfam entfernt jeyn. Daher muß bey je- 
dem Criminal-Gerichte eine feinem Bezirke, und die- 
fer Abfonderung angemeffene Anzahl Gefängniffe vor: 

Banden feyn. —J— Sr 


— 
— 


Hofdekret vom 9. Jänner 1855, an ſämmtliche 
Appellations-Gerihte, zu Folge allerhöchfter Ent- 
fhliefung vom 31. Dezember 1854, Nr. 2681 der 

J. G 


Das Appellations-Gericht hat ſaͤmmtliche demſelben unter: 
ſtehende Collegial Criminal-Gerichte anzuweiſen, die beſſerungs- 
faͤhigen Inquiſiten thunlichſt von der Gemeinſchaft mit Verhaf— 
teten eines verdorbenen Charakters entfernt zu halten. 

Siehe bey h. 286 das Hofdekret vom 30. May ıBıB, Nr.1463 d. J. G. S. 
Siehe die allgemeine Vorſchrift über die Verfahrungsart der Galizi— 
fhen Griminal:Gerihte, XII. Hauptſtück: »Allgemeine Vorſchriften 
über die Zucht und Drdnung in den Gefängniffen,« in dem Hofde⸗ 
Erete vom 28. Oktober ıBoß, Nr. 867 der $ . 


G. 


| $. 808. | 
Jedes Gefängniß muß hinlänglich Luft und Licht, » üser die in 

und wenigftens fo u Kaum haben, daß der Verhaf: feneit es Öe- 

tete darin gehen könne. Es muß trocken, reinlich, und reananen 

überhaupt fo befchaffen ſeyn, daß die Gefundheit des Sonung nes 

BVerhafteten Eeiner Gefahr, und er Feinem andern 

Uebel auögefeßet werde, als die Verfiherung vom feiner 
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P on, und die Verhinderung der Entweichung noth- 
wendig mit fi) bringt. 


Hofdefret vom 7. März 1823, an fämmtlide 

Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Entfchlies 

fung vom 2. März 1823, über Vortrag der oberften Zus 
ftizftelle, Nr. 1928 de I... 

Den verhafteten Eriminal:Inquifiten ift, fo oft der Haus⸗ 
arzt für die Erhaltung ihrer Gefundheit den zeitweiligen Genuß 
ber freyen Luft durch ein oder zwey Stunden des Tages nöthig 
erachtet, derfelbe unter der nöthigen Vorficht gegen Entweichung 
und Eollufion zu geflatten. 


5a $. 809. 
> renese Allgemein follen bey Gefängniffen, fo viel die 
fiht gegen die Lage des Gebäudes zuläßt, und fonft die Umftände er- 
Entweichuns; lauben, folgende Vorfichten angewendet werden: 
a) Das Fenfter, wodurd Luft und Licht hinein⸗ 
kommt, foll auf Feine offene Straße, fondern in einen 
Sof, oder Bang gehen, und fo in die Höhe gejeßt 
feyn, daß weder von außen jemand hinein, noch der 
Berhaftete hinaus fehen, oder fid) mit jemanden be= 
fprecyen Fönne. Auch ift das Fenſter mit ftarfem, und 
engem, eiferhen Gegitter zu verfehen, damit der Ver- 
haftete dadurch nicht entkommen, und ihm von außen 
nichts — werden möge. IR 
b) Wo die Mauern nicht Died genug, oder nicht 
ganz trocken find, müffen fie inwendig mit Pfoften be= 
legt werden. 

c) Die Thüre muß aus doppelten Pfoften befte- 
ben, von außen durch]zwey oben und unten befeftigte 
eijerne Klinfen, oder fogenannte Arben, und zwey 
daran gelegte ftarfe Borhängfchlöffer verſichert wer⸗ 
den. In der Mitte der Thüre ſoll eine kleine Deffnung 
eingefchnitten ſeyn, welche ebenfalld gefperrt, und nur 
von außen aufgemacht werden Eonne; an fich aber dazu 
diene, daß dem Befängniffe Zugluft verfchaffet, und 
der Berhaftete zu allen Zeiten, ohne die Thüre ſelbſt 
# öffnen, von dem Befangenwärter beobachtet werden 

önne. 

d) Nah Bedürfniß ſollen die Gefängniſſe mit 
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Defen verfehen, diefe aber inwendig mit eifernen Stan- 
gen fiher verwahret ſeyn, damit der Berhaftete da- 
durch nicht entkommen Eönne, Auf gleiche Art ift der 
Rauchfang zu verwahren, und die Deffuung zur Hei- 
zung vorfichtig verſchloſſen zu halten. 

e) Zur Zagerftätte muß eine Britfche vorhanden, 
und fo zubereitet jeyn, daß der Verhaftete, wenn es 
nöthig ift, daran gefchlofien werden Eönne. 

f) In den zur Anhaltung gefährlicherer Gefange: 
nen beſtimmten Gefängniffen müfjen entweder Steine, 
wenigftens von dem Gewichte eines Zentners, oder ei- 
ferne in der Wand oder dem Fußboden ſtark befeftigte, 
dicke Ringe zur Hand ſeyn, um den Berhafteten auf 
allen Fall anketten zu konnen. 

) Sedes Gefüngniß ift mit einer Zahl zu bezeich— 
nen, Damit die Drdnung in der Anweiſung, Befichti- 
gung und übrigen Bejorgung genau beobachtet werden 

dune. Ä ! 


Hofdefret vom 9. Oktober 1819, an das Appel: 
lations-Gericht für Tyrol und Vorarlberg, in 
Folge allerhödyfter Entfchliegung vom 27. September 1819, 

Tr. 1612 der J. ©. ©. | 


An Zukunft ift fein Bau neuer Frohnfeiten, und feine Er: 
weiterung fchon bejtehender, ohne vorläufige Rüdfprache mit den 
betreffenden Criminal» Oberbehörden mehr vorzunehmen. 


S. 810, 

Die Art des Verhaftes, ob nämlich der Verhaf- 
tete bey Tag und Nacht ohne Eijen gelaffen, ob er 
nur zur Nachtzeit an die Britſche augefchloffen, oder 
ftets in Eifen an den Füßen, oder aud) au Händen ge: 
halten, oder an den in dem Befängniffe befindlichen 
Stein oder Ring angekettet werden fol, ift von dem 
Criminal⸗Gerichte, nah Beſchaffenheit der Umftände 
anzuordnen. Daffelbe hat dabey zur allgemeinen Re— 
gel vor Augen zu halten, daß Verhaftete, weldye eines 
fehr Ihweren Verbrechens, worauf nad) dem Gejeße 
der Tod, oder lebenslange Kerkerftrafe verhänget ift, 
beſchuldiget, oder ſchon öfter im Criminal: Berhafte 
geweſen, oder, die zu entweichen verfuchet haben, in 
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Eifen, und anf allen Fall auch an der Kette gehalten 


‚werden follen. Ben den übrigen hat das Eriminal- 


Gericht auf die Größe des Verbrechens, auf die wider 
den VBerhafteten mehr oder weniger auffallenden An— 
zeigungen, auf feine Gemüths- und Eorperliche Be— 
fchaffenheit, und das Berhalten bey der Einlieferung 
Rückſicht zu tragen. Doch full dafielbe beftändig zur 
Richtſchnur nehmen, daß eben fo, wıe an der nöthi— 
gen Vorfiht gegen Entweichung nichts verfäumet wer 
den darf, auch der Berhaftete mit aller möglichen 
Schonung, in fo fern dieſe mit der Sicherheit ver: 
einbarlich ift, behandelt werde. 

ee 28a das Hofdelret vom 10. May ı806, Nr. 764 der 


$. 811. 
Findet dad Criminal-Gericht während der Unter: 
fuhung aus den in der Verhandlung ſich ergebenden 
Umftänden, oder aus dem bewährten Berichte des Ge— 
fangenwärters über das Betragen des Verhafteten, für 
nothwendig, das Gefänguiß, oder die Vorfichtsmittel 
von Zeit zu Zeit zu verändern; fo ift es hierzu aller— 
dings befugt. Inſonderheit muß das Gefängniß da— 
mals verändert werden, wenn bemerket wird, daß zwey 
zundchft an einander Berhaftete auf irgend eine dem 
Unterfuhungsgefchafte nachtheilige Art in Unterredung 
oder Einverftändniffe ftehen; oder wenn man entde= 
cket, daß der Berhaftete Vorbereitungen zur Entflie- 
hung unternommen hat. 


$. 812. 


Dee So lange der Verhaftete fich in der Unterfuchung 


r Vorſich 


der Borfihe befindet, iſt ihm erlaubt, ſich die Koſt aus eigenem 
Senueutige Vermögen zu verfchaffen. Er Fann auch von andern 


keiten. 


Perſonen Hülfe erhalten, oder durch Arbeiten einiges 
Geld verdienen, und es zu ſeinem beſſeren Unterhalte 
verwenden. Nur iſt ihm 
n 2) Feine Unmäßigkeit im Effen und Trinken zu 
geftatten; 
b) von Speifen find ihm nur foldye, die in dem 
Berwahrungdhanfe gekocht find, zuzulaffen; 
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c) von barem Belde ſoll ihm nichts zu Handen 

Eommen, fondern alles, was ihm aus fremder Hülfe, 

oder aus feinem Berdienfte zufließt, unmittelbar dem 

Griminal- Gerichte übergeben werden, welches ihm 
davon die Koft anzufchaffen hat. 

re 386 das Hofdelret yom 3o. May 1818, Mr. 1463 der 


$. 813. | 


Mangelt es dem Verhafteten an den im vorigen ») ser den um; 
Paragraphe erwähnten Zuflüffen; fo ift das Criminals Hattsten; 
Gericht ihn mit Waſſer und Brot, und täglich einer 


warmen Speife zu verpflegen ſchuldig. 


Hoffanzleys Defret vom 12: November 1812, 
an die Landesftellen in Steyermarf, Nieder: 
Defterreih und Defterreih ob der Enns, 
Nr. 1012 der $. G. S. 


In Betreff der Verpflegung der Criminal:Arreftanten hat 
man einverftändlich mit der oberften. Zuftizftelle folgende, den 
gegenwärtigen Zeitverhältnijfen mehr entfprechende Beftimmuns 
gen zu erlajfen befchloffen : | 

1. Jedes Landgericht ift verpflichtet, feinen bey demfelben 
verhafteten Snquifiten, die ed nach der Vorfchrift des $.313 des 
Strafgefegbuches zu verpflegen fchuldig ift, täglich Waller, Brot 
und eine warme Speife, nach dem Inhalte deijelben Paragra- 
phes abzureichen. 

2, Ueber die Frage: worin diefe warme Speife zu beftehen, 
und in welcher Quantität fie täglich abzureichen fey, hat die 
Landeöftelle gemeinfchaftlicy mit dem Appellationd:Gerichte, wel⸗ 
ed von Seite der oberiten Zuftizftelle bereits die nöthige Weir 
fung erhielt, und mit Zuziehung einiger Aerzte Berathung zu 
‚pflegen, und den gemeinfchaftlichen Befchluß als Vorfchrift hin- 
‘auszugeben. (In Wien bleibt diefe Aufficht der unmittelbaren 
"Sorge der Regierung und dem Appellationd: Gerichte überlaffen.) 

‚3. Den Kreisämtern ift bey diefer Gelegenheit zur Pflicht 
zu machen, bey Kommifliond: und Kreis » Bereifungen über die 
Beobachtung diefer Befehle zu wachen, und entdedte Uebertre« 
tungen dem Appellationd» Gerichte zur Ahndung anzuzeigen. 

4. Den Landgerichten wird einftweilen das Befugniß einges 
räumt, ftatt der in dem $. 535 bewilligten Vergütung von 
Skr. täglich in den Fällen, wo die Vergütung angefprochen wer: 
den fann, den auf die vorgefchriebene Verpflegung wirklich aus⸗ 
gelegten Betrag in Aufrechnung zu bringen, jedoch mit der Ver: 
bindlichfeit, daß die dießfälligen Rechnungen mit Genauigfeit 
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verfaßt, und nach Worfchrift deö-$.539 gehörig den Akten bey⸗ 
gelegt werden. rn 


Hofdekret vom 31. Jänner 1821, an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, in Folge allerhödyfter Ent: 

fhliefung vom 16. Dezember 1820, über Vortrag der 
vereinten Hofkanzley, Nr. 1734 der J. G. ©. 


In Zufunfe ift der in Verbaft befindliche dürftige Eriminals 
Inquiſit in Betreff der Verpflegung und Liegerftdtte, wo er 
nicht bereits beiler behandelt wird, oder deſſen beilere Behand⸗ 
lung bewirkt werden fann, in feinem alle härter zu behandeln, 
als die zur geringfien Strafe verurtheilten Sträflinge vermöge 
der beftehenden Vorfchriften zu behandeln find, 


Verordnung berfE. Nieder» Defterreidhifhen 
Regierung vom 4. Februar 1826. 


Laut einer von dem k. k. Nieder » Defterreihifhen Appellas 
tions: Gerichte unterm 30 Jänner ı826 der Regierung mitges 
theilten Verordnung des oberiten Gerichtshofes vom 20. Jänner 
1826, haben Seine Majeltät den, wegen Ertheilung einer Vor» 
ſchrift für die Eriminal:Gerichte des flachen Landes von dem ers 
wähnten Appellationd » Gerichte gemachten Antrag dahin zu ges 
nehmigen befunden, daß fämmtliche Eriminal:©erichte des flachen 
Landes in Deiterreich ob und unter der Enns angewiefen werden 
follen, den Yngnifiten wöchentlich wenigftend dreimal Rinde 

fleiſch zu reichen. 


Verordnung der kak. Galizifhen Cameral⸗Ge— 
fällen-Berwaltung vom 11. May 1838. 


Das P. k. galigifche Landes» Gubernium dat mit Zufchrift 

vom 24. Mär; ı838, 3.170656, hieher eröffnet, daß die f. k. 
vereinigte Hofkanzley, im Einveritändniffe mit der k. k. oberſten 
Juftisftelle und der 5. kak. allgemeinen Hoflammer, mit Rüds 
fiht auf die Beftimmungen d. St. ©. B., erften Theiled, und. 
die hinfichtlich der Bemeilung der Alimentations: Gebühren übers 
haupt beftehenden Vorfchriften, laut 5. Defretes vom ı5. Hor⸗ 
nung 1838, 3. 1940, feftjufegen befchlojfen Habe, daß den vom 
Amte und Gehalte fufpendirten, mit einer Alimentation bes 
theilten Beamten, wenn fie fi im Criminal» Inquifitiond «Ar= 
refte befinden, fein Anfpruch auf die unentgeldliche dafelbftige 
Verpflegung auf öffentliche Koften zuſtehe, fondern daß von der eis 
nem foldhen Beamten bewilligten Alimentation vor Allem deflen _ 
eigener Unterhalt im Inquifitionds Gefängnifle zu beftreiten it. 
—* — * das Hofdekret vom 12. July 1619, Mr. 1575 der 
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Auch iſt dem Verhafteten ſich feiner eigenthüm⸗ n aleidung; 
lichen Kleidung zu gebrauchen, ſolche durch * Ar⸗ 
beit, oder aus fremder Hülfe anzuſchaffen, ſo weit es 
ſeiner Lage anſteht, erlaubt. Doch ſoll nicht nur die 
wegen des Geldes bereits in dem $.312 bemerkte, ſon⸗ 
dern auch die weitere Vorſicht beobachtet werden, daß 
ihm Fein Kleidungsftück zukomme, fo nicht vorher bey 
dem Griminal- Gerichte genau durchfuchet worden ift, 
damit ihm nichts heimlich zugeftecket werde. | 


$. 815. 

Dem Dürftigen hat das Eriminal-Beridht die nö- 
thigfte Kleidung abzureichen. Daffelbe foll aber bey 
ärmeren VBerhafteten überhaupt dafür forgen, daß die 
von ihnen mitgebradhte Kleidung während des Berhaf- 
tes nicht ganz abgenüget werde, und fie ſich dadurch 
nach geendigtem Verfahren ohne nöthige Kleidung 
finden. Daher find folhen Berhafteten ihre entbehr- 
lichen Kleidungsftücke abzunehmen, und inzwifchen bey 
dem Criminal» Gerichte aufzubewahren. Darüber i 
aber ein ordentlihes Verzeichniß abzufaffen, damit 
nichts verloren, oder verwechjelt werde. 
(Siehe die Inſtruktion zur Beforgung des Criminal» Devofiten « Ges 

fhäftes bey dem Magiftrate der kak. Haupt: und Refidenzftadt 
en A e en Dekrete vom 30. May 1813, Nr. 1049 


$. 816. 
ft der Verhaftete nicht mit einem eigenen Bette» Sasernärte; 
verſehen, deſſen er fich in dem Befängniffe bedienen 
Fönnte; jo fol ihm von dem Criminal» Gerichte ein 
Strohſack, und eine Dede, oder fogenannte Kotze 
gegeben werden, — 


Hofkanzley-Verordnung vom 31. Dezember 
1835. 
Aus Veranlaffung einer fpeziellen Anfrage, ob die den 
Criminal: Sträflingen mit allerhöchfter Entfchließung vom 20, 
Suny v. J. a. g. bewilligte Milderung hinfichtlich der Lagerftätte, 
auch auf die Eriminal:Inquifiten und fchwere Polizey-Uebertre⸗ 
ter auszudehnen fey, wird folgende Weifung ertheilt: 
Da ed unbezweifelt im Geiſte der allerhöchften Anordnung 
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vom 30. Juny dv. I. und in dee damit ausgefprochenen allerhöch⸗ 
ften Willendmeinung liegt, daß die den Criminal» Sträflingen 
und Züchtlingen a. g. zugeftandene Milderung in der Zugeftehung 
von Lagerftätten mit Strobfäden, Leintüchern und Strohpolſtern 
auch den Criminal» Inquifiten, die noch feiner Strafe verfallen, 
und deren Straffälligkeit noch in Zweifel gefegt iſt, zu Theil 
werde; fo kann diefe Wohlthat um fo weniger den fehweren Po—⸗ 
ligey = Uebertretern bey dem mindern Grade des Vergehens und 
der Strafe entzogen werden. Es kann daher auch feinem Anz 
ftande unterliegen, die Koften auf Beyfchaffung der Betterfors 
derniffe aus eben jenem Fonde zu beftreiten, aus welchem die 
übrigen Arreft:Requifiten und Erfordernijfe beftritten werden. 


(Siehe bey $. id die Hofdelrete vom 7. Dezember ı8ı5, Nr. 1193 
der 5. G. ©, und ı. Dezember 1835, und bey h. 318 das Hofs 
dekret vom 3ı. Zänner 1821, Nr. ı93$ der J. ©. ©.) 


$. 817. 
neersät Dem Berhafteten ift jede Handarbeit und Be: 
—— zu geftatten, in fo fern ſolche mit dem Ber: 
afte vereinbarlich, und nicht zu beforgen iſt, daß fie 
Gelegenheit zur Entweidhung, oder gewaltthätigen 
Gelbftverlegung gebe. | 


Juſtiz-Hofdekret vom 30. April 1809. 

Verhaftete Inquifiten, welche von außen Feine Zuflüffe 
genießen, können zu einer angemeilenen Arbeit verhalten werden, 
die fie fi ohnehin in ihrem freyen Zuftande auch gefallen laſſen 
müſſen. 


(Siehe bey h. 13 die Hofdekrete vom 9. Februar 1627, Nr. 2254, 
und 33. Februar 1827, Ne. 2261 der J. ©. ©., und bey |. ı6 
das Hofdelret vom 11. May ıBıo, Nr, 903 der J. G. ©.) 


$. 818. 
Tabak zu ſchmauchen, Licht zu brennen, oder 
was fonft eine Flamme hervorbringen Fönnte, darf 
dem Berhafteten nicht gejtattet, was aber zur Kein: 
— des Körpers noͤthig iſt, ſoll ihm verſchaffet 
werden. 


| F. 319. 
eng Wenn der in eine Krankheit verfällt, 
oder eine verhaftete Weibsperfon der Entbindung nahe 
kommt, foll dem Criminal-®erichte fogleich von dem 
Gefangenwärter die Anzeige gemacht werden, Damit 
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ohne Berzug alle Hülfe herbeygeſchaffet werde, welche 
die Menfchheit fordert. Doc iſt nur der eigens dazu 
beftellte Arzt, oder die Wehmutter zu rufen, auch da- 
bey die nöthige er gegen die Entweichung des 

Berhafteten nicht aus dem Auge zu feßen. _ 
(Siehe die Inſtruktion für das Eriminal-SanitätdPerfonale in Prag, 
in dem Hofdelrete vom a1.,May 1824, Nr.200g d. J. ©. ©.) 


Erklärte der Arzt den Zuftand des Berhafteten ® kun Todes 
für todesgefährlih; fo wäre diefem zur geiftlichen 
ne der eigens hierzu beftimmte Geelforger zuzu⸗ 
affen. ——— 


Hofdekret vom 25. September 1804, an alle Ap⸗ 
pellations » Gerichte, im Folge höchſten Cabinetss 
Schreibens vom 13. September 1804, Nr. 688 der 


In den $$. 320 und 450 ded Strafgeſetzes werden zwey 

Alle angeführt, in welchen den wegen eines Verbrechens 
erhafteten ein Seelforger zur geiftlihen Hülfe beygegeben wer- 
den muß. Diefer Zutritt zu dem Verhafteten ift dem Seelforger 
auch außer den oben gedachten Fällen zur öfterlichen Zeit, oder, 
wenn fie darum anfuchen, zu geftatten, doch follen hiezu nur 
die ſchon eigens beflimmten, oder mit großer Vorficht auszus 
wäbhlenden Seelforger verwendet, und bey diefer Zulaffung, wie 
ed ſich von felbft verfteht,, die übrigen nöthigen und: befcheidenen 
Vorfichten ‚gegen die Entweihung ded Werhafteten und gegen 
das heimliche Zubringen folder Sachen, welche dem Verhafteten 
nicht frey zugelaffen find, und gegen alle den Zwed der Unter: 
ſuchung vereitelnde Handlungen auf das Genauefte beobachtet 
werden. — 
(Siehe bey $. 13 das Hofdekret vom 22. May 1818, Nr. 1458 der 
J ©. ©.) | | 


| $. 821. 

Ueberhaupt darf niemand zu dem Verhafteten !) tnterredung 
Fommen, und ſich mit ihm: befpredhen, es fen dem" Reuden- 
mit befonderer Erlaubniß des Eriminal-Gerichtes, und 
in Gegenwart eined criminal» gerichtlihen Beamten, 
dem die Sprache verftändlih ift, worin die Unter: 
vedung geſchehen fol. Auch ann der Verhaftete nicht 
anders eine Nachricht jemanden geben, oder von je: 


m) über dad 


Amt des Se 
fangenwärters; 
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manden erhalten, als mündlich und zwar nur durch 
das Griminal-Gericht felbft. rch 


5. 822. 


Der von dem Criminal⸗Gerichte beſtellte Gefangen⸗ 
wärter ſoll die ihm anvertrauten Schlüſſel zu den Ge— 
füngniffen nie aus Handen a Iſt er durch andere 
Amtsverrihtungen, oder Krankheit an Beforgung der 
Berhafteten auf eine Zeit gehindert; fo darf er die 
Schlüfjel nur deinjenigen überlafjen, den das Criminal⸗ 
Bericht unter gleicher Verbindlichkeit ausdrücklich dazu 
beftimmet. 


Hofdekret vom 31. Auguft 1804, an den Lembers 

ger Appellations » Präfidenten, in Folge aller 

höchſter Entfchliegung über Vortrag vom 27. April 1804, 
Nr. 682 der J. ©. ©. 


Die Gerichtödiener find den körperlichen Züchtigungen nicht 
zu unterziehen, fondern bey fruchtlos verfuchten anderen Befler 
rungömitteln, nach vorausgefchicdter ernftlicher Bedrohung der 
Entlaffung von ihrem Dienfte, ohne alle Penfion zu entlaſſen, 
und die von dem Militär übergetretenen den Sarnifond » Regie 
mentern nicht zu überliefern. N 


Hofdefret vom 1. Februar 1815, an das Inner 
Defterreihifhe Appellations» Gericht, einver- 
ftändlih mit der k. F. vereinten Hoffanzley, Nr. 1131 d. 


2 . 


Die Patrimonial:Gerichtd-Inhaber haben nur ſolche Indie 
viduen ald Gefangenwärter aufzunehmen, welche nebft einem un⸗ 
befcholtenen Leumunde auch die erforderlichen Kenntniffe zur Er⸗ 
füllung ihrer Berufspflichten befigen, und ijt die dießfällige Prüs 
fung den Kreisämtern einzuräumen, auch fein Gefangenwärter 
ohne den freisämtlichen Ausſpruch, daß er die erforderlichen Eis 


genſchaften befige, aufzunehmen. 


Wenn dad Kreisamt das. ihm von dem Patrimonial » Ges 
richtö =: Inhaber zum Gefangenwärter vorgefchlagene Individuum 
tauglich findet, fo hat es daffelbe fogleich zu beeiden und zur ger 
nauen Erfüllung feiner aufhabenden Pflichten eruftlich zu ermah⸗ 
nen. Diefen Patrimonial:: Gerichtd » Inhabern ift zur Pflicht zu 
machen, zur Verfendung in was immer für Angelegenheiten ents 
weder eigene Bothen zu unterhalten, oder in den eintretenden 
Rerfendungsfällen Vothen zu miethen, damit die Gefangenwaͤrter 
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von der Erfüllung ihrer Pflichten: und die Sträflinge der nöthie 
gen Aufficht nicht entzogen werden. | 

Den Patrimonial; Gerichts. Inhabern in Steyermark it 
die Verbindlichfeit aufzulegen, die angeitellten oder anzuftellenden 
Gefangenwärter fo zu befolden, daß fie aus ihrem Solde ſich 
ihre Nahrungs =, Kleidungs» und Wohnungsbedürfniffe verfchafe 
fen können. | 7 

Endlich ift die Unterfuhung und Beftrafung eines einer 
Pflichtverlegung angefchuldeten Gefangenwärters. dem beeideten 
Landgerichts: Verwalter oder Bezirköfommillär, jedoch unter der 
Beſchraͤnkung aufzutragen, daß, wo: e8 auf eine förperliche Züch« 
tigung oder Entlajfung eines Gefangenwärterd anfommen follte, 
die Beftätigung des dießfälligen Erkenntnijjed bey dem betreffen« 
den Kreisamte nachzufuchen fey- — 


Hofdekret vom 8. Jänner 1817, an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Entfchlie 

fung über Vortrag der oberften Juftizftelle vom 21. Des 
zember 1810, Nr. 1509 der I. ©. ©. | 


Seine Majeftät Haben wegen Befegung der. Gefangenwärs 
terftellen bey den Criminal» Berichten zu befchließen befunden : 

Es hat zwar noch ferner dabey zu verbleiben, daß die Ge⸗ 
fangenwärter bey den Eivil-Arreften vorzüglich aus der halbinva» 
liden Mannfchaft genommen. werden follen, und habe der Hofe 
Triegsrath hiernach die General-Konmmanden,. an. welche fich mit 
Anzeigung der jedesmal nöthigen Eigenfchaften. der auszuwäh⸗ 
Ienden Individuen zu wenden iſt, anzuweifen,-daß fie unter eigener 
Verantwortung nur vertrante, mit: dem für den. befchwerlichen 
Dienft nörhigen phufifchen Kräften verfehene, dem Trunfe nicht 
ergebene und auch nad) der VBefchaffenheit des Landes, wo fie 
Dienft leiften folen, der Sprache fundige Individuen: den Civil 
Behörden vorfchlagen follen, widrigenfalls die Unbrauchbaren auf 
Koften derjenigen, die fie vorgefchlagen haben, zurüdgeftellt 
werden follen. 

Es geftatten jedoch Seine Majeftät, daß bey jeder Gefan- 
gen⸗Anſtalt der dritte Theil der Gefangen = Auffeher aus rüftigen 
und befannten Civil» Individuen gewählt werden dürfe, um die 
Gebrechlichern in den bärteren Dienflleiftungen zu erleichtern. 
Eben fo haben Seine Majeftät die weitere Weifung an die Ge⸗ 
neral:Rommanden ‚genehmiget: daß, um die zu große Vermeh⸗ 
zung der Civil:Gefangenwärter zur Erleichterung des Aerariums 
zu befeitigen, dort, wo eine Truppe vorhanden ift, und der 
Dienft es geftattet, die äußern Wachpoften bey den Civil-Gefan⸗ 
genhaͤuſern, wenigftend zur Nachtözeit, von dem Militär. verſe⸗ 
ben werden follen. 
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Hofdekret vom 4. März 1820, an\die Appellas 
tions-Gerichte für Tyrolund Vorarlberg, dann 
in ISnmers Defterreih und dem Küftenlande, 
einverftändlich mit der ee: Nr. 1654 


Ueber Antrag des Tyrolifchen Appellations = Gerichtes ift 
folgende, mit Hofdefret vom 16. Jänner ıB14 allen Appellas 
tions· Gerichten zugefertigte. Inftruktion für. die Gefangenwärter- 
Mannfchaft bey den Frohnfeſten und den Strafhäufern von Ty⸗ 
rol und Worarlberg, Doch. mit den Abänderungen eingeführet 
worden, daß für die in dem $. 2 .bemerften Sälle der Entweichung 
fi) auf die Vorſchriften des Hofdehreres vom ı5. März ı8ı6, 
Nr. 1221 der J. G. S.*), bezogen,: und dem h. b der Anhang 
beygefügt werden folle, daß für die Fälle, da die Gefangen 
wärter-Mannfchaft im Dienfte ‚fich, eines Verbrechens oder einer 
fchweren Poligey-Uebertretung fchuldig machen follte, immer die 
— beſtehenden Strafgeſetze in Anwendung zu kommen 

aben. 
(Nun folgt die Inſtruktion für die Geſangenwärter-Mann⸗ 
fhaft,. an fämmtliche Appellations » Gerichte der Alt Defterreis 
chiſchen Provinzen; erlajlen am ı5. Jänner 1814.) 

Wegen der Penfiond: und Provifiond» Fähigfeit ded Auf: 
ſichts· Perſonales, der Unterfuchungs: Gefängniffe und Strafanftal- 
ten, fo wie jener der Witwen und Waifen deſſelben, fiehe Hof: 
dekret vom 27. November 1630, an fämmtliche. Appellations« 
Gerichte, mit Ausnahme jener zu Mailand, Venedig und Zara, 
über Note der vereinigten Hofkanzley vom 12. November 1830, 
ſammt Beylage, Nr. 2493 der J. G. S. 


Hofkanzley⸗-Dekret vom 27. July 1833, an daß 
Steyermärfifde Gubernium,. von der oberften 
Suftizftelle dem Inner » Defterreichifch + Küftenländifchen Ap⸗ 
yellationd-Gerichte, mitgetheilt durch Dekret vom 12. July 

1833, Nr. 2619 d. J. ©. S. | 


.. Die vereinigte Hofkanzley findet in Uebereinftimmung mit 
der oberſten Zuftigftelle, unter Aufhebung des. Hoffanzley:Des 
freted vom 10. Februar 1815 (Hofdekret vom ı, Februar 1816, 
Nr. 1131 der 3. ©. ©.) -fünftighin die Prüfung und Beeidigung 
der Landgerichtödiener. den Landgerichts⸗-Herrſchaften in Steyer⸗ 
marf unter ihrer firengften Werantwortlichfeit für alle Folgen 
eined ordnungswidrigen Benehmens in diefem Gegenſtande und 
gegen dem, daß die Landgerichte die Prüfung und Beeidigung 
der Landgerichtödiener dem betreffenden Kreidamte von Ball zu 





*) Siehe bey |. 330. 
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Gall anzuzeigen haben, zu überlaffen, den Kreisämtern hiebey 
aber zugleich zur Pflicht zu machen, forgfältig darüber zu wachen, 
daß diefe Anordnung genau befolgt werde. 


$. 328. 
 Menn dem Berhafteten Eifen anzulegen, oder 
ihn überdieß anzufetten verordnet ift, muß ſolches in 
Gegenwart des Befangenwärters mit aller Vorſicht 
geſchehen; und follen hierzu Feine andern Eifen gebrau— 
het werden, als welde der Schloſſer, von dem fie 
verfertiget worden, mit feinem Namen bezeichnet hat. 


$. 824. 

Der Gefangenwärter muß täglich in jedem Ge— 
fängmiffe ‚ worin fih ein WBerhafteter befindet, die 
ande, Defen, Thüren, Yenfter und Lagerftätte mit 
Aufmerffamkeit befichtigen, ob nicht Zeichen einer von 
dem Berhafteten zur Entweichung verfuchten Vorbe— 
reitung wahrgenommen werden. Eben jo muß er täg- 
lich die Eifen befichtigen, ob ſich nicht Merkmale einer 
daran verfuchten Gewalt zeigen. In jedem Falle einer 
ſolchen Entdeckung muß er ſogleich dem Griminal= ®e- 

richte die Anzeige machen. 


9. 3825. | 

Wenmn dem Berhafteten die Nahrung gebracht 
wird, muß der Sefangenwärter zugegen ſeyn, und ſorg⸗ 
fältig darauf ſehen, daß demfelben nichts heimlich zus 
gejtecket werde. a. 


$. 826. 

Wenn der Gefangenwärter das Gefängniß betritt, 
foll er, infonderheit bey verwegenen Gefangenen, oder 
wo aus Nothwendigkeit mehrere Oefangene beyfammen 
find, wenigftens einen Gehülfen zur Seite haben. Bey 
Stellung des Verhafteten vor das Gericht ſoll gleiche 

:Behutfamkeit angewendet werden. Iſt ed nothwen- 
dig, das Gefängniß nächtlicher Weile zu betreten; fo 
fol es nie mit offenem Lichte, fondern allezeit mit einer 
-Zaterne gefchehen. 
Waſer's Strafgef. Über Berbr. 19 
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| $. 827. 

Dem Gefangenwärter ift unter feharfer Beſtra⸗ 
ung verboten, fi mit den Berhafteten in ein Ge— 
prä, das auf deſſen Umftände oder Verbrechen Be- 
ziehung hat, einzulafjen, noch unter was immer für 
einem Borwande auch nur das geringste Geſchenk an= 
zunehmen. Auch foll er an den a außer 
in dem Falle, daß er von demfelben angegriffen würde, 
nie eigenmäctig Hand anlegen; aber von allem, was 
ihm an des Berhafteten Keden oder Betragen auf: 
* „ dem Griminal-Gerichte unverzüglich Bericht ab— 
atten. 


$. 828. 

So wie der Berhaftete von dem Gerichte fowohl, 
ald dem Gefangenwärter überhaupt mit aller Scho- 
nung, Gelindigkeit und Anftändigfeit behandelt wer- 
den fol; fo muß hingegen aud) er von feiner Seite 
fid) ſittſam betragen, und in Allem, was Ordnung 
und Reinlicheit des Hauſes betrifft, fich folgfam be- 
zeigen. 


$. 329. 
u) den der Wis Mürde er fich unanftändig, oder widerfpenftig 


—— — verhalten; fo ſoll ihn das Criminal-Gericht, auf eine 
m; dem Bergehen 5 Art, entweder mit Strei⸗ 
chen, deren Zahl jedod) nie über zwanzig fich erftre- 

een kann, oder mit Faften bey Mafler und Brot 
duch einen Tag, oder mit Anfchlagung fchwererer 
Eifen, oder mit engerer Ankettung beftrafen. Doc) 
kann eine körperliche Züchtigung mit Streichen nie 
ohne vorläufige Beſichtigung und Beurtheilung eines 
Leib - oder Wundarztes verhänget werden. 

(Siehe die bey h. 20 angeführten Hofdelrete.) 


$. 880. 
0) ben verſuch⸗ Hätte der Berhaftete zu entweichen verfuchet; 
ne fo fol das Griminal- Gericht ohne allen Verzug die 
avon vorhandenen Merkmale in Augenfchein nehmen, 
ihn darüber zur Rede ftellen, und ſogleich nad Ber- 
haltniß der Umſtände auf eine oder andere in dem 


291 


vorigen‘ Paragraphe bemerkte Urt beftrafen. In 
diefem Falle kann die Zahl der Streiche auch bis auf 
fünfzig, und das Faften auf mehrere eingetheilte Tage 
ausgemefien werden. Dabey ift zugleich die zwecks 
mäßige Anſtalt zu treffen, daß den Abſichten des 
Berhafteten zuverläßig vorgebeuget werde. Wie übri⸗ 
gens diejenigen Verhafteten, weldye einander die Ge: 
legenheit zum Entweihen durd Lift, oder Gewalt 
erleichtern, I eines Verbrechens ſchuldig machen, 
ift in dem fieben und zwanzigften Hauptſtücke des 
erften Abfchnittes enthalten. 


Hofdefret vom2.März 1804, an das Böhmifche 

Uppellations» Gericht, in Zolge höchſter Entſchlie— 

ung über Vortrag der oberften Zuftizftelle vom 17. Jung 
1803, Nr. 657 der 3. ©. ©. 


Gegen einen flüchtigen und wieder zu Stande gebrachten 
Verbrecher hat der Eriminal-Richter nur dann einzutreten, wenn 
der Flüchtling während der Flucht ein neued Verbrechen began« 
gen hat; wegen der bloßen Sluchtergreifung aber, wenn während 
derfelben fein neues Verbrechen begangen worden ift, hat nicht 
der Criminals, fondern der politifhe Richter zu erfennen. 


Hofdekret vom 9. Oktober 1804, an dad Inner. 
Defterreihifhe. Appellations- Gericht, über 
deſſen Anfragsbericht vom 24. September 1804, Nr. 696 

d. " 


+ . . 


Wie die Unterfuhung der bloßen Entweichung und dieß« 
fällige Beftrafung eines Arreftanten; fo ift auch die Unterfuchung 
und Ahndung gegen die daran Theil habenden, den Kreisämtern 
und politifchen Behörden zu überlajfen. 


Hofdekret vom 15. März 1816, an dad Inner 

Defterreihifhe Appellations-Geriht, einver- 

ftändlid mit der Central» Organifirungs » Hoffommiffion, 
Nr. 12210. J. G. ©. 


Aus Anlaß der erfolgten Entweihung mehrerer Inquiſiten 
aud einem Gefaͤngnißhauſe, wurden die Fragen aufgeworſen: 

1. Ob nicht die Unterſuchun g der Entweichung, bes 
fonders das Verhör und die Beftrafung des Aufſichts 
2 erfonales, dem Eriminal.Gerichte felbft zu überlaffen wäre ? 

ann 


19* 
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Ä 2, ob nicht die ‚Verfügung getroffen werben follte, daß 
von den Perfond:Befchreibungen der Inquifiten auch dem Kerker⸗ 
meifter eine Abfchrift übergeben werde, um in Entweichungsfällen 
foldye zu den Stedbriefen fchneller bey "Handen zu haben ? 

Sn Hinfiht der erfteren Frage enthalten zwar die unter 
dem ı2. Oftober 1792, Zahl 58, und 9. Dftober 1804, Zahl 
696, erlaffenen Verordnungen die bejtimmte Weifung. 

Da fich jedoch feit Erlaffung des letzteren Hofdekretes vom 
9. Dftober 1804, weldyes vorzüglich den damaligen Beftand der 
Landgerichte Inner:Defterreih8 zum Augenmerk hatte, die dieß- 
fälligen Verhältnijfe in dem Wirfungsfreife des Appellationd- 
Berichtes bey den nun zugewachfenen Provinzen wefentlicy geän= 
dert haben, und in diefen Provinzen feine Landgerichte, fons 
dern förmlich regulirte Collegial: Criminal: Gerichte theils ſchon 
befteben, theild eheſtens ihre ‚definitive Organifirung erhalten 
werden; fo.findet man hiermit zur genaueften Darnachachtung 
feftzufegen : 

1. Daß zwar in Gemäßheit der frühern höchſten Entfchlies 
fung vom ı2. Oftober 1792 die Unterfuchung einer erfolg: 
ten Entweichung eined Eriminal:Inquifiten oder Sträflings und 
durch weſſen Schuld oder Nacläßigfeit felche erfolgt fey, da, 
wo fein förmlich organifirtes Collegial-Criminal:Gericht befteht, 
auch fortan noch unmittelbar von dem betreffenden Kreisamte 
zu pflegen, fohin aber das dießfällige Unterfuchungd: Operat 
fammt Gutachten, jedesmal von dem Kreisamte dem Landes: Gus 
bernium vorzulegen, von diefen fodann mit feinen Bemerkungen 
dem Eriminal-Obergerichte zu dem Ende mitzutheilen fey, damit das 
legtere, im fo geitalteten Einvernehmen mit dem Landes: Guber: 
nium, gegen die an der Entweichung allenfall$ Schuld tragenden, 
oder das Auffichts:Perfonale mit den nöthigen Zurechtweilungen, 
Ahndungen und Strafen vorgehen, und die bey folchen Gelegen— 
heiten allenfalld in dem Benehmen der Criminal: Gerichte felbft, 
oder in den Zuftande der Gefängnijfe wahrgenommenen Verbres 
chen alfogleich abftellen möge. 

Tagegen hat aber 

2. die Vornehmung der gedachten Unterfuchung dort, 
wo förmlich organifirte Collegial » Criminal: Gerichte (wie die 
Stadt: und Landrechte zu Klagenfurt, Laibach, Görz, Trieft) 
theils fchon beftehen, theild fünftig werden eingeführt werden, 
unmittelbar von dem betreffenden Collegials« 
Griminal:Gerichte, jedoch, wenn fich auch das Kreidamt 
im Orte befindet, mit Zuziehung eines Freisämtlichen Kommiſ— 
“fürs zu gefchehen, und hat dann das Criminal Gericht das dieß- 
fällige Unterfuchungs-Operat fammt Gutachten jedesmal unmit« 
telbar dem Criminal: Obergerichte zu dem Ende zu überreichen, 
damit daffelbe nach Maßgabe der Umftände auch allenfalls nach 
gepflogener Rückſprache mit dem betreffenden Landes: Gnbernium 
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übrigend Ä | 4 
3. die ſaͤmmtlichen untergeordneten Criminal-Gerichte nicht 
nur über das Vorausgeſchickte zu belehren, ſondern unverzüglich 
auch darauf anzuweiſen ſind, daß ſie jede Entweichung eines 
Gefangenen ſammt der Perſons-Beſchreibung dem betreffenden 
Kreisamte binnen 24 Stunden unter eigener Dafürhaftung an: 
geigen; wie auch, von jedem Verhafteten ſogleich, als er ein: 
kömmt, die genaue. Perfons: Befchreibung. nicht ‚nur vorfchrift: 
mäßig in die Akten aufnehmen, fondern folhe auch unter. einem 
nebenher in ein eigens zu baltended undgehörig 
zu indizirendes befondereds Vormerkbuch wörtlich 
eintragen, und hierüber zur mehrern Evidenzhaltung nach dem 
Geiſte des $.332 des Strafgefeges, die weiters dienlichen Anmerfun- 
gen beyfügen follen, damit im Falle der Entweichung eines Verhaf: 
teten auch für die ihm nachfegende politifche Behörde die Perſons⸗ 
Befchreibung aus diefem befondern Bormerfbuche leichter und 
fhneller, als aus den Unterfuchungsaften, die. oft nicht einmal 
zur Hand feyn fönnen, entnommen werden möge, 
(Siehe bey $- 285 die Berordnung vom 14. Auguft 1824.) 


Hofdefret vom 12. Februar 1820, an das Appel— 
lations-Gericht in Dalmatien, einverſtändlich mit 
der vereinten Hofkanzley, Nr. 1647 d. J. ©. S. 


Zur Befeitigung der Entweichung aus dem Verhafte der 
Präturen und Eollegial: Gerichte in Dalmatien, und um dieß- 
ie: Verfuchen vorzubeugen, wird folgende Vorfchrift ers 
theilet: 

9.1. Bon jeder Entweichung eines Verhafteten bey einer 
Prätur oder einem Collegial: Gerichte ift, bey firenger Verant⸗ 
wortung, ohne Verzug die Anzeige an das Criminal = Gericht, 
und zwar von den Präturen auf das fpätefte binnen 24 Stunden 
gu machen, und die Perfond-Befchreibung beyzufügen; von dem 
Criminal: Gerichte ift ohne Verzug das Kreisamt hiervon in 
Kenntniß zu fegen. | | 

$. 2. Das Eriminal- Gericht bat unmittelbar nach erhal: 
tener Anzeige, mit Zuziehung des von dem Kreisamte abzuord- 
nenden politifchen Kommilfärs, an Ort und. Stelle alle Umftände, 
fowohl über die Befhaffenheit der That, und das dabey etwa 
eingetretene Verfchulden,, ald auch über die veranlaffenden Urſa— 
chen der bewirften Flucht, gründlich zu erheben, und fich von 
den allenfälligen Gebrechen des Kerfer: Gebäudes perfönlich zu 
überzeugen. | 

F. 3. Wenn ein noch nicht abgeurtheilter Inquifit entwi⸗ 
chen iſt, wird die Unterſuchung von dem delegirten Juſtiz-VBeam— 
ten geleitet, und die Juſtiz ⸗Behörde hat über die Strafe zu ent: 


- 
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feheiden ; iſt aber ein bereitd abgeurtheilter Sträfling entflohen; 
fo hat die Leitung der Umterfuchung und die Entfcheidung politie 
fcher Seits zu erfolgen. - Wenn endlich Inquiſiten und Sträf- 
Tinge zufammen entwichen find, haben beyde Behörden gemeine 
ſchaftlich zu Werte zu gehen. ie 

F. 4. Wenn die Unterfuchung von dem delegirten Juſtiz⸗ 
Beamten geleitet worden ift, und wenn beyde Behörden gemein⸗ 
fhafılich zu Werke zu gehen angewiefen find, wird das Unter« 
fuchungs » Operat ſogleich dem Appellations » Gerichte gurächtlich 
vorgelegt, damit nach gepflogener Rückſprache mit dem Guber⸗ 
nium die nöthigen Abhülfsmittel in Hinficht des Mangelhaften 
in den Kerfergebäuden, oder der Aufficht und Bewachung ders 
felben eingeleitet und verfüget werde. Wenn die Unterfuchung 
nur allein von Seite der politifchen Behörde zu erfolgen hat, 
wird dad Unterſuchungs-Operat der betreffenden politifchen Bes 
börde zum nämlichen Endzwede unterlegt. 

F. 5. Nach Maßgabe des Verfchuldens und der Perfonen, 
welchen die Schuld zur Laft fällt, werden die verwirften Ahn⸗ 
dungen oder Beflrafungen, in fo weit fich rechtliche Anzeigungen 
eined Verbrechens nicht darftellen, im Disziplinar-Wege verfü« 
get. Im Disziplinar-Wege aber können insbefondere gegen das 
Kerker: oder fonftige Wachperfonale, wenn ein größeres Ver» 
fhulden erhoben ift, ſelbſt Arreftftrafen und förperliche Züchtie 
gungen, bey öfterem Rückfalle aber die Entlajfung aus dem 
Dienfte, ald Strafe verhänget werden. 

.6. Im Allgemeinen wird feſtgeſetzt, daß die wieder ein⸗ 
gebrachten Verhafteren, bey eintretenden gleichen Verhaͤltniſſen, 
mit einer geringeren Strafe ald dad Wachperfonale zu belegen 
feyn werden ; in befonderen Sällen aber, wo ſich die Schuld« 
Iofigfeit des Wachperfonales zeigt, und auf der anderen Seite 
eine befondere Arglift und Kühnheit der Gefangenen hervorleuch⸗ 
tet, die Beftrafung beyder audy nach einem umgekehrten Ver⸗ 
bältniffe wird Statt finden fönnen. 

F. 7. Die Vorfchriften des XI. und XXVIL. Hauptflüdes 
des Gefegbuches über Verbrechen, in den $$. 196, 197, 198 und 
330, bleiben in ihrer Wirkung. 


Hofdekret vom 21. Dezember 1822, an die Ap⸗ 

pellations » Gerichte in Böhmen und in Mäh- 

ren und Schlefien, einverftändlic mit der ‚vereinten 
Hofkanzley, Nr. 1916 d. J. G. ©. 


Ueber die Frage: wem die Unterfuchung und Entfcheidung 
suftehe, wenn ein Criminal nquifit oder Sträfling aus dem 
Verhafte entflohen ift, wird nachftehende Belehrung ertheilet. 

‚.d 2. Wenn jemand wegen eines Verbrechens von einer 
politifchen Obrigfeit zur Ablieferung an das Criminal Gericht in 
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Berwahrung genommen, oder unmittelbar von dem Criminal 
Berichte verhafter wird, hat im erſten Falle die Obrigkeit, im 
zweyten Falle aber: dad Criminal» Gericht, fogleich eine genaue 
Beichreibung feiner Perfon und Kleidungsſtücke nicht nur in die 
Akten aufzunehmen, fondern auch in ein befonderes Vormerkbuch 
einzutragen. | 

$. 2. Sollte der Gefangene aus der obrigfeitlichen Ver: 
wahrung entweichen; fo hat die Obrigfeit unter eigener Dafür: 
baftung die Anzeige davon, mit Beylegung der Befchreibung des 
Entwichenen, längftens binnen 24 Stunden dem Kreisanıte zu 
erftatten; und dieſes har nicht nur die zur Einbringung des 
Blüchtigen dienlichen Verfügungen unverzüglich zu treffen, ſon⸗ 
dern auch die. Unterfuchung zu pflegen, aus weilen Schulb oder 
Nachlaͤßigkeit die Flucht erfolge fey, und fowohl die angemeſſe⸗ 
nen Zurechtweifungen oder Ahndungen zu verhängen, als aud) 
die etwa an dem Verwahrungsorte wahrgenommenen Gebrech 
fogleich einzuftellen. in 

$. 3. Wenn bey einem Criminal» Gerichte ein wegen Ver: 
brechen zur Unterfuhung Verbafteter zu entweichen verfuchte, 
jedoch die Flucht nicht ausführte, hat das Criminal» Gericht 
felbft, nach dem $.330 erften Theiles des Strafgefegbuches, die 
Unterfuchung vorzunehmen, und ſogleich die Beitrafung zu bes 
meſſen und zu vollziehen, darüber aber dem Obergerichte die Ans 
geige mit Vorlegung der Akten unverzüglich zu erflatten. 

F. 4. Wenn bey den nicht zur Urtheilsfchöpfung berechtig- 
ten Eriminal:Gerichten zu Nifolsburg und Neutitſchein ein Cri⸗ 
minal:Inquifit oder Sträfling die Flucht wirklich ausführt, hat 
zwar dad Kreidamt unmittelbar (nicht durch ein Wirthichafts- 
Amt) die Unterfuchung zur Erforfchung der hieran etwa Schuld» 
tragenden, und der allenfälligen Gebrechen der Gefängniffe, vor: 
zunehmen, fodann aber die UnterfuchungssAften mit feinem Gut⸗ 
achten an das Landes: Gubernium zu befördern, welches. diefel- 
ben mit feinen Bemerfungen dem Appellations:Öerichte übergeben 
wird, damit diefes einverftändlich mit dem Gubernium die den 
Umftäuden angemejjenen Verfügungen treffe. 9 

$. 5. Sollte die Entweichung bey einem der übrigen Cri— 
minal:Gerichte in Mähren und Schlefien gefchehen feyn, fo hat 
das Eriminal:Gericht, wenn es fich mit dem Kreisamte an einem 
Drte befindet, mit Zuziehung eines von dem Kreidamte abzuord- 
nenden Kommiſſaͤrs, außerdem aber ‚unmittelbar in foweit, als 
es vor Anfunft eined Freisämtlichen Kommijfärs nöthig feyn Fann, 
die Unterfuchung zu pflegen. 

Iſt ein Criminal: Inquifit entwichen, fo wird auf jeden 
Fall die Unterfuhung von dem Juſtiz-Beamten geleitet, und die 
Juſtiz : Behörde hat darüber zu entfcheiden. | 

Sit aber ein Eriminal-Sträfling entflohen, fo hat im erften 
Salle die Leitung, oder im zweyten Balle die Prüfung und Vol: 


296 


lendung der von dem Criminal Gerichte vorläufig aufgenomme: 
nen.Unterfuhung, und in jedem Balle die Entfcheidung von po« 
litifcher Seite zu erfolgen. Sind endlich Inquifiten und Sträfs 
linge zufammen entwichen, haben beyde Behörden gemeinſchaft⸗ 
lich zu Werke zu gehen. Ä re 
.6. Wenn die Unterfuchung von dem Juſtiz » Beamten 
geleitet worden ift, oder wenn beyde Behörden gemeinfchaftlich 
vorgegangen find, ift das Unterfuchungs » Gefchäft fogleich dem 
Appellationd « Gerichte gutächtlicdy vorzulegen, und von dieſem 
nad) gepflogener Rüdfprache mit dem Gubernium -zu erledigen. _ 
Hat aber die Entfcheidung von politifcher Seite zu erfols 
gen: fo ift dad Unterfuchungs:Gefchäft dem Kreisamte, und von 
Diefem dem Gubernium zu übergeben, welches daſſelbe einver⸗ 
ftändlich mit dem Appellationd:Gerichte zu erledigen hat. 
- 6. 7. Die Beftrafung des Kerfermeifterd und der Gefans 
enwächter hat, wenn ihnen nicht etwa dad Verbrechen der Vor⸗ 
dhuböleiftung zur Laft fällt, nah Maß ihres Verfchuldens, in 
Verweilen, in Arreft von einem bis drey Tagen, ohne oder mit 
Verfhärfung durch Faſten oder Förperlihe Züchtigung, und 
endlich in der Entlaffung aus dem Dienfte zu beftehen. 

Das Criminal: Gericht und der von demfelben zur Aufficht 
über das Wachperfonale beftellte Kommilfär, Pönnen nach Um⸗ 
ftänden, wenn ihnen eine Vernadhläßigung ihrer Pflichten zur 
Schuld geht, durch mehr oder weniger ftrenge Zurechtweifungen 
geahndet, allenfalld auch zum Erfage der zur Einbringung des 
FSlüchtigen zu verwendenden Koften verhalten werden. 

- Wird der Blüchtling wieder eingebracht, und hat er bey 
der Entweichung oder während der Flucht fein neues Verbrechen 
begangen: fo iſt er wegen der Flucht allein, nach Berhältniß 
feiner Gefährlichfeit und der ihm moch bevorftehenden oder fchon 
zuerfannten Strafe, mit engerer Einfchließung, Faſten oder kör⸗ 
perlicher Züchtigung zu beftrafen. 


Hofdefret vom 27. Juny 1829, an fammtlide 
Appellations-Gerichte, in Folge allerhöchfter Ent= 
ſchließung vom 21. April. 1829, über Vortrag der ver: 
einigten Hoffanzley, Nr. 2415 d. I. ©. ©. 


Seine Majeität haben alle Laͤnderſtellen allergnädigft zu 
ermächtigen gerubet, für die Einbringung eines entwichenen Eri« 
minal-Sträflings, eine den Umftänden angemeffene Belohnung, 
welche jedoch den Betrag von 3ofl. C. M. nicht überfteigen darf, 
aus dem Criminal: Fonde anzuweifen. 
| Zugleidy haben Seine Majeftät zu befehlen gerubet, daß 
bey der Bemeſſung diefer Belohnung ſtets die größere oder ger 
ringere Schwierigkeit der Einbringung, und die größere oder 
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mindere Gefaͤhrlichkeit des Verbrechens, zm berücfichtigen fey; 
weßwegen der Entwichene zur Strafe verurtheilt wurde, 


j } $. 331. n *9 J 

Ueber die in den zwey vorigen Paragraphen er: 
wähnten Borgänge ift ein Protokoll zu führen, und 
den Unterfuchungsakten des WBerhafteten beyzulegen, 


$. 8832. 

Der Befangenwärter hat über alle unter feiner — 
Aufſicht ſtehende Verhaftete ein genaues Protokoll zu Seiänanife; 
führen. Die Rubriken dieſes Protokolles ſind: 

a) die Zahl, unter welcher der Berhaftete ein- 
gebracht worden. Diefe läuft nach der Reihe vom 
Anfange bis zum Ende des Sahres fort. Zu Ende 
des Sahres find die im Verhafte Verbliebenen in das 
Protokoll des künftigen Jahres nad) der Drdnung, 

“wie fie im vorigen flanden, mit wieder anfangender 
Zahlenreihe zu übertragen; | 

der Tag, an weldhem der Verhaftete einge- 
bracht worden; 

c) der Namen der Obrigkeit, durch welche die 
Anhaltung gefchehen ift; 

d) der Bor: und Zuname des Verhafteten; 

e) die Zahl des Gefängniffes , und die befonde- 

* —— unter welchen etwa der Verhaft 
auert; 

f) des Gefangenen Betragen im Verhafte; 

g) der Sag, und die Art, wie derſelbe aus dem 
Verhäfte gekommen ift; durch Tod, Entfliehung, Ent: 
lafjung, oder andere Aburtheilung. 

me 8 330 das Hoͤſdekret vom 16. März 1816, Nr. 1221 der 


9. 333. 

Das Criminal-Beriht Hat mit Zuziehung eines D Aber die in 
beeidigten Beyſitzers in den Gefängniffen von Zeit &erängnife 
zu Zeit, und wenigftens ein Mal des Monats uns 
vermuthet nachzuſehen; dabey, ob die beftehenden Vor— 
fohriften genau in Erfüllung Fommen, zu unterfuchen; 
die entdeckten Gebrechen zu verbeffern; und alles das— 
jenige einzuleiten, was dazu dienen Fann, Sicherheit, 
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one Zucht, Drdnung, und Reinlichfeit in den Ge— 


ängniffen einzuführen, und zu erhalten; zugleicy auch 
den Berhafteten ihr Schickjal, jo weit es thunlich ift, 
erträgliher zu machen. Vorzüglich ſollen die Verhaf— 
teten bey jeder ſolchen Nachſuchung allein über die Be— 
gegnung des Gefangenwärters befragt, und dieſer, 
wenn gegründete Klagen gegen ihn vorkommen, ftreng 
beftrafet werden. Ueber die Unterfuchung der —— 
niſſe iſt ein Protokoll aufzunehmen, von dem Vorſteher 
und Beyſitzer zu unterfertigen, und bey den Gerichts— 
akten aufzubewahren. 

er Ei & 33a dad Hofdelret vom 31. Auguft 1604, Nr. 683 der 


Sechstes Hauptſtück. 
Bon dem ordentlichen Unterſuchungs-Prozeſſe. 





$. 884. 
Der Hauptzweck des gerichtlichen Verfahrens gen 
‚mit einem Beichuldigten ift, feine Schuld oder Schuld» farm 
lofigkeit fo vor Augen zu legen, daß mit möglichiter 
Zuverläßigkeit darüber geurtheilet werden könne. 


(Siehe die allgemeine Vorfchrift Über die Verfahrungsart der galizis 
fhen Griminal » Gerichte, IV. Hauptſtück: »Von der Ausarbeitung 
zum Referate, und Führung der Unterfuchung,« in dem Hofdelrete 
vom 28. Oktober ı808, Nr. 867 der J. ©. ©) 


$. 8885. 
Das Griminal-Geriht muß demnach durch die ur sur. 

Unterfuchung jeden Umftand, welcher auf das dem Be- 
ſchuldigten zur Laſt gelegte Verbrechen eziehung hat, 
» wie alles, wasazu feiner Rechtfertigung behülflich 

eyn kann; e8 muß die Verhältniffe, welche das Ver⸗ 
brechen — machen, fo, wie diejenigen, welche 
die Strafbarkeit vermindern Eönnen, mit gleicher Un- 
org und Sorgfalt zu erforfchen, und den voll- 

ändigen Beweis darüber herbenzufhaffen traten. 
Es muß die Verbrechen, welche erft während des Ver⸗ 
fahrens bekannt werden, eben jo unterfuchen , wie Die, 
welche fhon bey der Verhaftung des Befhuldigten an⸗ 
gezeiget waren. 


So weit alfo dad Verbrechen, und entweder die 
Strafbarkeit des Befchuldigten, oder was zu feiner 
— — dienen kann, nicht ſchon durch die in 
den vorigen Hauptſtücken angeordneten Verhandlun⸗ 

en zur Gewißheit gebracht iſt, liegt dem Criminal⸗ 
Gerichte ob, die ordeutliche Unterſuchung durch die 
Abhörung des Beſchuldigten, und der Zeugen, durch 
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erichtlihe Beſichtigung, Herbeyſchaffung der Ur- 
unden, und alle fonft noch mögliche Aufklärung, voll- 
ftändig zu machen. 


| S. 887. 

Bertpeidigung Da die Bertheidigung der Schuldlofigkeit fchon 

en oo Amts wegen in der Pflicht des Griminal-Berichtes 
mitbegriffen. it: ge Fann der Beichuldigte weder die 
Zugebung eined Vertreters oder Vertheidigers, noch 
die Mittheilung der vorhandenen Anzeigungen verlan= 
gen, Wie er aber nad) dem $. 292 bey der Berhaf- 
tung unverzüglich in die nöthige Kenntniß der Beſchul⸗ 
Digung gejeßet werden muß, fo hat er auch während 
des ganzen Verfahrens das unbefchränkte Recht; alles 
an die Hand zu geben, was er immer zu feiner Ber: 
theidigung dienlich erachtet. - 
" Siehe bey $. 258 das Hofdelret vom ı0. Februar 1837, Mr. 2258 

der J. G. 1° — 


4 F. 838. 
Gereeämete Der weitere Zweck der Unterſuchung iſt: 
—8 a) die Mitſchuldigen und Theilnehmer an dem 
Verbrechen zu entdecken; 

b) denjenigen, die durch das Verbrechen Schaden 
gelitten haben, Entfhädigung zu verfchaffen. Auch hier- 
auf aljo erftrecket fi die dem Griminal- Gerichte in 
dem $. 356 auferlegte Pflicht. 


$. 889. 
Ye bee So weit es die Erreichung des Zweckes jeder Un- 
rung er unters terſuchung zuläßt, ift das Criminal⸗Gericht verpflichtet, 
Susscendere:: überhaupt , vorzüglich aber bey ſolchen Verbrechen die 
Sen, tie befon Unterfuchung zu befördern, welche bey dem Volke be= 
een ſonderes Aergerniß erreget haben. Ä 


$. 840. a 

bysenteineren a... Zuch dann fol dad Griminal-Bericht fi die Be- 
Besirehien; fürderung vorzüglich angelegen feyn laſſen, wenn es 
um Pleinere Verbrechen zu thun ift, und fi) aus den 
Verzuge der Unterfuhung ergeben Könnte, daß der 


— 
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Berhaft während derfelben ſchwerer ald die verwirkte 
Strafe fallen würde. 
eu — — das Hofdekret vom 5. Oktober 1804, Nr. 690 der 


$. B41. 

Wenn wider den Verhafteten Feine Anzeigungen >) ey dem to: 
eines andern Verbrechen vorkommen, ald wegen Wel: mehrerer Ber: 
ches er vor das Criminal-Gericht gezogen worden, und "9" 
wenn er nicht felbft mehrere Verbrechen befenner, als 
wider ihn angezeigt find; fo ift die Vollendung der 
Unterfuhung darum nicht aufzuhalten, weil vielleicht 
geargwohnet wird, daß er noch mehrere, zur Zeit un- 
entdeckte Verbrechen begangen habe. 


| $.. 842. | 

Iſt der Verhaftete eines ſchweren Berbrechens, d sen dem Bu 
worauf der Tod, oder wenigftens eine zehnjährige teinerer „_mie 
Kerkerftrafe gefetet if, geftändig; fo fol das Unter rn ae 
fuchungsgefchäft wegen Nachforſchung auf Eleinere Ver- 
brechen nicht verzögert werden, in fofern eine folche 
Nachforſchung mir Meitläufigkeit verbunden wäre, und 
ed dabey entweder nach der Befchaffenheit des Ber: 
brechens, oder wegen Mittellofigkeit des Berhafteten 
auf Feine Eutſchädigung ankommt. 


$. 848. - | 
Dbgleich auf die Mitfchuldigen, befonders, wenn Ya its 
die Umpftände zeigen, daß das Verbrechen nicht ohne ONdisen; 
Zigue habe verübet werden können, oder, daß der 
Verhaftete ein Mitgeſell von einer böjen Rotte gewe— 
ſen, mit allem Eruſte gedrungen werden muß; ſo 
kann doch das Verfahren mit dem Verhafteten der 
Mitſchuldigen halber nur dann, wenn Mitſchuldige be— 
reits eingebracht ſind, und nur ſo weit unterbrochen 
werden, als gegen dieſen Verhafteten der Beweis erſt 
durch die —— geführet werden müßte. 


$. 344. 
Nur bey den mit der Strafe des Todes oder Te= "Jen wihtigen 
benslangen Kerkers verpönten Verbrechen, und bey 
welchen zugleich dem Staate daran gelegen ift, alles 
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anzuwenden, um verborgene Thaten, oder Mitfchul- 
dige zu entdecken, Bann mit dem Abſchluſſe der Unter⸗ 
ſuchung fo lange eingehalten werden, ald aus den Um— 
ftänden fi) mit Grund erwarten läßt, in die Kenntniß 
— ſolcher Verbrecher, oder Mitſchuldigen zu 
gelangen. 


$. 845. 

Derpfiätung Das Eriminal-Bericht ift in allem, was immer zu 
“ur Berne, feinem Verfahren gehört, berechtiget, mit jeder poli- 
rung mittuoles gischen, oder Juſtiz⸗ Behorde unmittelbares Vernehmen 
durch Erſuchſchreiben zu pflegen; und jede Behörde ift 
verbunden, den Griminal-Berichten hülflihe Hand zu 
bieten, was an fie gelanget, fo weit es in ihre Wirf- 
famkeit einfhhlägt, von Amts wegen zu erfüllen, und 
hierüber, oder über Die etwa entgegen ftehenden — 
derniſſe Antwort und Nachricht mit möglichſter Bes 
förderung zu ertheilen. Bemerkte das Criminal⸗Gericht 
von dieſer Seite Nachläßigkeit oder Verzögerung; ſo 
iſt ed verpflichtet, ſolche dem Obergerichte anzuzeigen, 
damit die ſaumſelige Behörde durch diejenige, welcher 
fie untergeordnet iſt, zur Erfüllung der Verbindlichkeit 
angehalten, auch) zur Verantwortung, und nad) Be⸗— 
fhaffenheit der Umſtände zur Strafe gezogen werde. 
' Sollte dad Criminal-Gericht diefe Pflicht außer Acht 
laſſen; fo kann die Saumfeligkeit eines Dritten ihm in 

der Folge zu Feiner Entjhuldigung dienen. 


Hofdekret vom 9. April 1805, an das Nieder- 

Defterreihifhe Appellations-Gericht, in Folge 

allerhöchfter Entfchliegung über Vortrag vom 23. Dezem⸗ 
ber 1803, Nr, 723 der J. ©. ©. 


Nach dem Verhaͤltniſſe, worin fich dad General:Kommando 
als eine Behörde befindet, welche ihren Wirkungskreis über das 
Militär in einer ganzen Provinz verbreitert, und mit der Nieder: 
Defterreichifchen Regierung im gleichen Range ftehet, hat der 
—— ſich gegen daſſelbe der Courtoiſie: Hochlöblich, zu 

dienen. 
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Hofdefret vom 11. Movember 1807, an die Ap⸗ 

pellationd» Gerichte in Krafau und Lemberg, 

über Note der vereinten Hoffanzley vom 15. Oftober n. J., 
Nr. 826 d. J. ©. 


Die Kommunikation zwifchen dem ftändifchen Verordneten« 
Collegium und den Criminal: Gerichten hat in der Regel zwar 
durch die Criminal» Obergerichte, in Bällen aber, wo den Eri« 
minal:Gerichten eine unmittelbare Antwort zu ertheilen befunden 
wurde, oder nach den Geſetzen ertheilet werden muß, durch Come 
paß » Schreiben zu gefchehen. 


Juſtiz-Hofdekret vom 17. April 1816. 


Um den Saumfeligfeiten in Korrefpondenzfachen mit Une 
garn möglicht vorzubeugen, follen die Gerichte die im Erfuch- 
fchreiben aufgeführten Perfonen, Ortfchaften und® Ges 
richts⸗Behörden genau und richtig angeben, übrigens aber 
ſich in dem Erſuchſchreiben nicht unmittelbar an die Ortöobrig- 
feiten (die königlichen Freyfkädte ausgenommen), fondern an die 
Eomitate, wenn ihnen aber diefes nicht befannt wäre, an die 
königlich ungarifhe Statthalterey wenden. 


Hofdekret vom 4. September 1818, an fämmt- 
lihe Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Ent- 
ſchließung vom 11. May 1818, über Vortrag der Hofe 
fommiffion in Juſtiz-⸗Geſetzſachen, Nr. 1492 d. J. ©. ©. 


Ueber dad Befugniß inländifcher Gerichte, die Amtögefchäfte 
mit fremden Behörden zu verhandeln, haben Seine Majejtät fol⸗ 
gende Vorfchriften zu ertheilen gerubet: | 

1. Gerichtd-Behörden und Magiftrate, die aud mehreren 
geprüften Räthen beftehen, können fi in bürgerlichen und peins 
lichen Rechtöangelegenheiten mit ausländifchen Behörden gleichen 
Ranges, felbit jene der Nefidenzftädte nicht ausgenommen, uns 
mittelbar in dad Einvernehmen fegen. Diefe Vorfchrift gilt auch 
für die Präturen des Lombardifch : Venetianifchen Königreiches, 
amd für die Iandesfürftlihen Lands oder Pfleggerichte in Tyrol, 
Vorarlberg, Salzburg, dem Inn und Hausrudviertel. 

2. Anderen Öerichten wird nur in Eriminal-&achen, dann 
in Gefhäften, wo Gefahr am Verzuge eintritt, mit fremden 
Behörden unmittelbar zu verhandeln geftattet. Außer diefen bey⸗ 
den Fällen haben fie ſich durch dad Appellations » Gericht dahin 
gu verwenden. 
+ 3 Verhandlungen mit fremden Behörden ungleichen Rans 
ges find, wo nicht dringende Gefahr befondere Beſchleunigung 
erfordert, immer durch die Appellations » Gerichte einzuleiten. 
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4. Su Anfehung jener Länder, wo den Behörden der Ver: 
Fehr mit Defterreichifchen Gerichten und die Annahme der Erſuch⸗ 
fchreiben nur unter befonderen Befhränfungen und Formen ges 
ftattet wird, foll die bisher üblihe Art zu verhandeln fo lange 
beybehalten werden, bis durch gemeinfchaftliches Einverfländniß 
ein Anderes feftgefegt werden wird. . 

Durch die gegenwärtige Verordnung werden die Hofdelrete 
vom ı, Augujt ı806, 26. September und 19. Dezember 1807, 
fo wie das Circulare des Appellationd-Gerichtes zu Venedig vom 
5. Auguft 1815, und die Verordnung ded Buberniums zu Mais 
land vom 22. May ı816, in fofern fie fich auf die Verhandluns 
gen der Gerichte über bürgerliche und peinliche Rechtsangelegen⸗ 
heiten beziehen, außer Kraft gefeßt ; dagegen find die über die 
Auslieferung der. Verbrecher ertheilten Vorfchriften ferner genau 
zu beobachten. 


Hofdefret vom 22. July 1820, an dad füftenläm 
diſche Appellations»Gericht, einverftändlich mit 
der vereinten Hoffanzley, Nr. 1680 d. J. ©. ©. 


In Betreff einer zwifchen dem Gubernium und dem Appel⸗ 
lationd » Gerichte ded Küftenlandes Statt gefundenen Verbands 
lung, wegen der unmittelbaren Amts Korrefpondenz der dortigen 
Eollegial: Gerichte eriter Inftanz mit der Landesftelle, hat die 
k. k. vereinte Hoffanzley dem erwähnten Gubernium bemerft: daß 
ed, zur Vermeidung unnöthiger und dem Dienfte befonders in 
Eriminal:Angelegenheiten. nachtheiliger Umtriebe, den Collegial« 
Gerichten in allen Fällen, wo fie es nach den eintretenden Um⸗ 
ſtaͤnden für zwedmäßig halten, unbenommen bleiben müſſe, mit 
dem Bubernium, fo wie in andern Fällen wieder mit den Kreide 
ämtern, in unmittelbare Korrefpondenz zu treten, je nach dem 
es die beftmögliche Beförderung des Dienftes und die Befchaffen- 
heit des Falles eben erfordern. * 

Dieſe Korreſpondenz hat aber, da fie zwiſchen Behörden 
eintritt, welche, wenn gleich in ungleihem Range, doch außer 
dem Verhältniffe der. Unterordnung und auf verfchiedener Ge— 
fchäftslinie ftehen, der ämtlichen.Uebung gemäß, und eben fo, 
wie fie auch zwifchen den Appellations Gerichten und Kreisämtern 
gepflogen wird, durch Notenwechfel zu gefchehen ; indem die Be» 
er nur in dem obenerwähnten Verhaͤltniſſe Platz 
greift. | 

Uebrigens ift ohnehin nicht zu zweifeln, die Collegial= Ges 
richte werden in ihrer Korrefpondenz; mit der Landesftelle die dem 


» gegenfeitigen Range fchuldige. Achtung, und die-mit der Form 


Bei Noten vereinbarliche Höflichkeit von felbft fich gegenwärtig 
‚halten. Ä 
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ofdefret vom 3. Auguſt 1821, an das Mäht iſſch⸗ 
hlefifhe Appellationsi-&ericht, einverftänd- 
lic) mit der vereinten Hoffanzley, Nr: 1787 d. J. ©. S. 


Bey Eintreibung der Strafgelder- für den Criminal «Fond 
bat das Appellationd» Gericht, wenn Parteyen oder ihre Ver— 
treter zu Geldftrafen verfället werden, die untere Gerichtö + Be- 
börde zu beauftragen, die ihr unterftehende Partey oder ihren 
Vertreter, zur Entrichtung der verivirften Geldftrafe, durch die 
bey Eintreibung von Gerichts» Zaren Statt findenden Zwangs⸗ 
mittel, zu verhalten, und den eingebrachten Geldbetrag für den 
Criminal» Fond zu überfenden. Wenn’ hingegen eine Gerichts⸗ 
Behörde felbft, und zwar ein Magiftrat, oder ein Juſtizamt, zu 
einer Geldftrafe verfällt worden ift, und mit Einfendung derfels 
ben zögert, hat dad Appellationd= Gericht, wegen Einfreibung 
derfelben durch dad Kreidamt, fih an das Guberniumzu ver= 
wenden, welches von der vereinten Hofkanzley die gehörige, Ane 
weifung dazu erhielt. ——— 
Hofdekret vom 28. May 1822, an das Böhmifche 
Appellations-Gericht, im Einverſtändniſſe mit de 
vereinten Hofkanzley, Nr. 18748. 9.© © . 


Bey der Korrefpondenz zwifchen den Kreisämtern und den 
Magiftraten, iſt ſich in Eivilz und Eriminal« Angelegenheiten 
genau nad) der höchften WVorfchrift vom 4. Dezember 18:8 zu 
benehmen, und daher ift die ämtliche Korrefpondenz zwifchen den 
Kreisämtern und den Magiitraten in Civil= und Criminal:Anges 
Iegenheiten nicht in. Form von Dekreten oder Sjndorfaten, und 
rücfihtlih Berichten, fondern beyderfeitö duch Noten oder Ers 
ſuchſchreiben zu pflegen. 1 u 


Hofdefret vom 3. März 1823, an dad Galizifche 
Appellations-⸗Gericht, eimnverſtändlich mit der vers 
einten Hoffanzley, Nr. 1926 d. J. ©. ©. 


Wegen Eintreibung der gerichtlich verhängten Strafbeträge 
ift man mit der vereinten Hoffanzley dahin übereingefommen : 
daß die Strafbeträge, weldye den Magiftraten, Obrigfeiten oder 
ihren Zuftizämtern, und den Öränzfämmerern zuerfannt wers 
den, durch die Kreisämter einzubringen find. 

Die Art der Eintreibung hat aber bey jenen Strafbeträgen 
nicht Statt zu finden, welche Parteyen oder deren Vertreter zu 
entrichten haben, und welche das Appellations = Gericht felbft 
durch die betreffenden Behörden einzutreiben haben wird, 

Uebrigens hat das Appellations-Gericht in Fällen, wo die 
bemeilenen Strafbeträge oder ein Theil derfelben wieder nachzu⸗ 

Waſer's Strafgef- Über Berbr, i 20 
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fehen: befunden worden ift, hiervon dad Gubernium fogleidy in 
die Kenntniß zu fegen, um dadurch jene Ungukömmlichfeiten, die 
fich fonft bey der Eintreibung ergeben, zu vermeiden. 


Juſtiz-Hofdekret vom 4. November 1826, an 
das Galiziſche Appellations- Gericht. 


Ä Wenn wiederholt verhängte Geldfirafen wirfungslos blei- 
ben, und fohin nicht geeignet erfcheinen, um die faumfeligen Be— 
hörden zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeit und der Erfuchfchreis 
ben der Strafgerichte zu verhalten, fo liegt dem Appellations- 
Gerichte ob, andere zwedhmäßige Mittel anzuwenden, um die 
Eriminal» Zuftigpflege zu befördern. 


Suflig= Hofdekret vom 18. July 1837, 3. 4183. 


Die großherzoglich heſſiſche Regierung hat laut eines dem 
oberften Gerichtöhofe durch Note der k. P. geheimen Haus:, Hofe 
und Staatöfanzley vom g. Juny 1837 mitgetheilten Promemoria 
des großherzoglich heſſiſchen Gefchäftöträgers die Einrichtung 
getroffen, daß für die Provinz Nheinheilen die Verhandlungen 
mit ausländifchen Behörden über die Zuflellung der Öerichtöaften 
an In » und Ausländer von dem großberzoglichen General⸗Staats⸗ 
Profurator zu Mainz beforgt werden. 

Diefer wird die Zuftellung der in Rheinheſſen ausgefertig- 
ten Urfunden mittelft direfter Korrefpondenz mit den auswärtigen 
Gerichtö: Behörden bewirfen; dagegen werden die für Ein 
wohner der Provinz Rheinheſſen beftimmten, von ausländifchen 
Behörden herrüßrenden gerichtlichen Urfunden in Zufunft an den 
großherzoglich heilifchen General: Staatd : Profurator zu Mainz 
zu überfenden feyn. 

Für die Provinzen Starfenburg und Oberheflen werden 
die großherzoglichen Hofgerichte zu Darmftadt und Gieffen aud) 
künftig das Zuftellungsgefchäft beforgen. 
Eiehe bey $.33 die Hofdekrete vom 10. Dezember 1808, Nr, 874 ; 

ı6 Zuly 1817, Nr. 1348; 3. Juny 1819, Mr, 15665 ı9. Zuny 

1819, Nr. 16713 23. März 1622, Nr. 18545 29. May ıBag, 

Nr. 2407 der G. ©: ©. Ä 
Eiehe bey $. 211 dad Hofdekret vom 6. May ı83ı, Nr. 2515, 
Siehe bey $. 224 das Hofdekret vom 18, Dftober 1816, Nr. 1289. 
Siehe bey $. 244 das Hofdelret vom ı9. April 1810. 
ee .260 das Hofdekret vom a. Januar ı824, Nr, 1982 der 


$. 846, 
—Tagesug über Ueber jeden Berhafteten ift unter der Zahl, unter 
fugung. Welcher er nad) der Borfchrift des $. 352 in dem Ge— 
fangen=Protofolle einfommt, von dem Griminal-Ge- 


richte ein eigenes Tagebuch zu führen. In dieſes ift 
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von der Verhaftnehmung an, Tag für Tag anzumer⸗ 
ken, was in dem Geſchaäfte vorgekommen, eingelaufen, 
und vorgekehrt worden iſt. Nach dem Leitfaden dieſes 
Tagebuches ſind alle auf die Unterſuchung ſich bezie— 
henden Erſuchſchreiben und Antworten, Urkunden, Pro- 
tokolle, und was immer, ſonſt dahin einſchlägt, in der 
Ordnung, wie dieſe Stücke nach und nach erwachſen, 
Be in der Amtsſtube wohl verwahrt aufzubes 
alten, | 


Juſtiz-Hofdekret vom 5. März 1824. 
In der Regel find die bey einem Criminal » Gerichte abges 

führten Unterfuchungen mit mehreren Mitfchuldigen nur mit,ei- 
nem gemeinfchaftlihen Tagebuche und mit einem Einbeglei— 
tungsd-Berichte dem Obergerichte vorzulegen ; doch fann auch nach 
der. Eigenthümlichfeit der vorfommenden einzelnen Fälle, gemäß 
der Vorfchrift und Abficht der $$. 306, 339, 343, 344 und 
346 des erften Theiles des Strafgefepes, die Einfendung der Af: 
ten über einzelne Mitfchuldige einer Complicität ald nothwen⸗ 
dig zum Vortheile foldyer Befchuldigten fich ergeben. 


Verordnung des F.f. Nieder-Defter reichiſchen 
Appellations-Gerichtes vom 14. Auguſt 1624. 
In Zukunft iſt ſowohl die Perſonsbeſchreibung der Inqui⸗ 
ſiten als das Journal (Tagebuch) über die abgeführten Unter: 
ſuchungen, von einem: Kommiflionsmitgliede zu unterfertigen. 


rs $- 847. 

Auch über foldhe Unterfuchungen, bey- welchen noch 
Feine beſtimmte Perfon des Verbrechens befchuldiget, 
oder die beſchuldigte flüchtig, oder auf freyem Fuße 
‚gelaffen ift, muß das Tagebuch auf eben gedachte. Art, 
und unter der Zahl, unter welcher die Unterfuchung in 
dem Sahre ihren Anfang genommen hat, :geführet, 
und die Verhandlung aufbewahret werden. 


20* 


Siebentes Hanptftüd. 
Von dem ordentlichen Verhöre des Befchuldigten. - 


$. 848. | 

Segenland des Woa⸗ der Beſchuldigte in dem ſummariſchen Ver⸗ 
Berpöres. höre für oder wider ſich angegeben hat, muß, in fo= 
fern es auf ein Verbrechen Beziehung hat, und nicht 

ſchon eher erhoben ift, ungefäumt, und auf gleiche 

Art in das Klare gefeßet werden, wie von der Erfor⸗ 

fhung des Verbrechens, und der Anzeigungen in den 

vorigen Hauptſtücken angeordnet ift. — 


$. 310. — 
> me dem Hat der Beſchuldigte ſchon in dem ſummariſchen 
Berböre immer Verhoͤre feine Schnuldloſigkeit ausgewieſen, oder das 
“ges vorge: Berbrechen umftändlich einbefannt, und flimmet feine 
en mürer Ausweifung oder fein Bekenntniß mit der-eingeholten 
Erfundigung fo volltommen überein, daß kein Zweifel 
über die That, und die Zuvechnung derjelben, über die 
Mitfhuldigen und die Entfhädigung übrig ift; jo ſoll 
das Geſchaͤft durch unnüge Miederholung des Verhö— 
red. nicht verlängert, fondern das Verfahren abge= 
ſchloſſen, und im erfteren Falle der. Schuldlofe gegen 
Angelobung, daß er bis zum Urtheile fich von feinem 
Mohnungsorte nicht wegbegeben wolle, auf frenen 
Fuß gefeßet; in dem leßteren Falle aber der geftän- 
Dige Berbrecher auf die auch bey dem: Abfchlufje des 
ordeutlihen Verhöres unten vorgefchriebene Art zur 
Ueberdenfung und Angebung feiner etwa vermeinten 
Entfhuldigung angewiefen werden. 


$. 850. 
Iſt die Sache durch das ſummariſche Verhör nicht 
erjchöpfet, entweder, weil der Beſchuldigte daſ— 
ſelbe auf die im $. 291 erwähnte Weiſe vereitelt hat, 
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oder, weil die im fummarifchen Verhöre abgelegte Aus- 
fage, wenn fie gegen die übrigen Umftände gehalten 
wird, undeutlih, mangelhaft, zur Widerlegung der 
Anzeigungen unzulanglich ift, oder weil die nachgeholte 
Erkundigung fie nicht durchaus beftätiget; oder, weil 
aus dem Zufammenhange der Umſtände wichtige Gründe 
vorkommen, zu beforgen , daB der Verhaftete in meh: 
reren, noc) unbekannten Berbrechen, oder mit mehreren 
Berbrechern verflochten jey; fo muß von dem Criminal⸗ 
Gerichte zum ordentlichen Verhöre des Befchuldigten 
geſchritten werden. Br 


Hofdefret vom 17. May 1819, an das Küften 
landifhe Appellations- Geridht, Nr. 1563 der 
| | J 


“ . 


a) Es wird genehmiget, daß die im Küftenlande mit den 
Stadt» und Landrechten vereinten Criminal» Gerichte zur Beob⸗ 
‚ahtung der durch das Hofdefret vom 28. Oftober 1808, Nr. 867 
der 3. ©. ©., für die galizifchen Criminal» Gerichte erlaffenen 
Snftruftion angeiviefen werden. 

b) Sobald über den Wortrag der fummarifchen Unterfus 
hung die Vornahme der ordentlichen befchloffen und angeordnet 
wird, iſt es in der Regel unnöthig, über die im Laufe der letz⸗ 
teren fich entweder mehr aufflärenden öder neu hervorfommenden 
Anzeigungen einen eigenen Vortrag zu erftatten, und diefed nur 
in wichtigen Fällen, wegen befonderer Anftände, zuläßig. 

c) In Eutweihungsfällen ift die durch den $.330, eriten 
Zheiles des Strafgeſetzes, angeordnete Beftrafung von dem Eris 
minal» Gerichte ſelbſt auszumeffen, zu verhängen und darüber 
er Dbergerichte die Anzeige unter Vorlegung der Alten zu ers 

atten. 
(Siehe bey $. 258 das Hofdekret vom 9. Februar 1822, Nr. 1836, 
und das Hofdelret vom aa, Mär; ıB23, Nr. ı929 der 3. ©. ©.) 


$. 351. » 

Um diefes Verhör einzuleiten, ſoll der die Unter Vorbereitung 
fuhung führende Beamte aus den bisherigen Verhaud- sen Verpöres. 
lungen alle Umftände erwägen, die Gegenftände, welche 
zu erörtern find, genau betrachten, und dabey wohl‘ 
überlegen, wie die Wahrheit auf die zweckmaßigfte Art 
von dem Beſchuldigten zu erfahren ſey. Sodann foll 
er die Tragen aufjeßen, damit er vollfommen vorbe= 
reitet zu dem Verhöre ſchreiten Fönne. 
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Allgemeine 
ragen. 


Wefenttiche @is 
genſchaften der 


befonderen 
ragen. 


ö |. 852. 

Die allgemeinen Fragen find eben diefelben, welche 
in dem $.290 vorgefchrieben worden, Ihre Mieder- 
holung Fann jedoch in dem ordentlichen Verhöre fo weit 
übergangen werden, als fie bereits durch das fumma: 
rifhe Berhör außer Zweifel gefeßet find. Wenn aber 
die Dafelbft gegebene Antwort verdächtig ift, oder, wenn 
in Beziehung auf Verbrechen und Anzeigungen daran 
liegt, von den perſönlichen Umftänden des Befchuldig- 
fen, von feinen Angehörigen, von feinem Lebenswan- 
del, Umgange, dem von einer Zeit zur andern gehab- 
ten Aufenthalte, gefuchten Nahrungsftande, und über- 
kommenen Bermögen näher unterrichtet zu ſeyn; dann 
müffen die Fragen auf dieſe Punkte geitellet werden, 
um in der Folge mit möglichfter Zuverläßigfeit über 
ihn urtheilen zu Fönnen, oder auf Mittel zu Eommen, 
wodurd er, dafern er zum Läugnen Zuflucht nahme, 
oder fih mit. falfchen Entfhuldigungen loszuwinden 
fuchte, näher gefaffet, und aus feinem eigenen Geſtänd⸗ 
niffe zur Ueberführung gebracht werden könne. 


$. 358. 

Die befonderen Fragen find nad) den befonderen 
Umftänden eines jeden Unterfuchungsfalles abzufaffen. 
Ihr Zweck ift, den Befragten dahin zu führen, daß 
er die That mit ihren wahrhaften Umftänden eröffne, 


‚oder die ihm zur Laſt fallende Befchuldigung ablehne. 


Das Weſentlichſte, worauf bey Abfaffung der bejon- 
deren Fragen Kückficht zu nehmen ift, befteht darin: 

) daß jeder Fragepunft an und für fich, oder in 
Hinfiht auf das Ganze zur Sache gehöre, nichts Un- 
nüßes, Unfchickfames eingemenget werde; 

b) daß die Fragen zufammen genommen, die zur 
Sache gehörigen Umſtände der Abficht, und Bewe— 
gungsurfache der That, des Drtes, der Zeit, der Art 
und Weiſe, der gebrauchten Mittel, der Wiederholung, 
der Hülfleiſtung vollftändig erfchöpfen ; | 

c) daß die Fragen nicht etwa dahin zielen, um 
den Beſchuldigten durch Zwendeutigkeiten oder Ber- 
wiclung zu fangen, fondern jede Frage Furz, deut: 


* 
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lich, und nur über einen Umſtand gefaſſet ſey, da= 
mit der Befragte fie wohl begreife, und beſtimmt 
beantworten könne; = | 
- d) daß eine Frage aus der andern fließe, wie ſich 
nämlich die Begriffe an einander reihen, und die Um— 
ſtände auf einander folgen; ve 
e) daß nicht die Frage zum voraus Umſtände 
enthalie und bezeichne, die von dem Befragten, wenn 
A ie ausfagen will, am erjlen eröffnet, werden 
ollten; — — 
f) daß bey einem Befragten, der in feinen Aut 
worten Berfchlagenheit zeigt, die ihm zur Laſt liegen: 
den Anzeigungen und Beweismittel in die Fragen 
nad) und nad), immer mit mehrerer Stärke eingerüs 
cket, und er dadurch auf die jelbft eigene Ueberzeu⸗ 
gung geführet werde, daß fein äugnen wider die be= 
reits vor Augen liegenden Beweiſe vergebens fen. 
Die ausdrückliche Beziehung auf die vorhandenen Bes 
weife ift in den Fragen nur in jo weit nöthig, als 
der Befragte in feinen Antworten denfelben wider 
fprechen will. Ben einem folhen Widerſpruche jollen 
ihm die wider ihn ftreitenden Beweife vorgeleget, die 
Zeugen namhaft gemacht, und die wejentlihen Gtel- 
len aus derfelben Ausjagen — werden; 

) daß in den Fragen, welche auf Die Mitſchul⸗ 
digen hinauslaufen, die zu derfelben genauer Beichreis 
bung dienlichen Fragepunfte ebenfalls vorkommen müf- 
fen. Nach den Grundfäßen, welche in den 65.335 und 
und 336 vorgefchrieben find, müſſen 

h) die Fragen audy dahin gerichtet ſeyn, alles 
zu erforfchen, was des Befragten Kechtfertigung und 
Schuldlofigkeit, oder doc) feine geringere Schuld in 
das Licht feßen und beweiſen kann; und nach. dem 
$. 3358 gehört | | 

1) aud) alles dasjenige zu den Fragen, was dazu 
dienen Eaun, dem durch das Verbrechen Beleidigten 
oder Beſchaͤdigten die Wege zur Erhaltung feiner 
Genugthuung und Entfhädigung zu öffnen oder zu 
erleichtern. | 
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j | $. 351. 
Befelung d⸗ Das ordentliche Verhör ift in Beyſeyn eben der 
erventtigen Perſonen vorzunehmen, welche nach dem $. 288 dem 
Berdere · ſummariſchen Verhöre beygewohnet haben. Nur aus 
re Urſachen können die Beyſitzer verändert 
werden. | 


$. 858. 

— Das Criminal-Gericht ſoll das Verhör, ſobald 
"ed ſich dazu im Stande findet, anfangen, das ange— 
fangene aber ohne wichtiges Hinderniß nicht durch 
längere Zeit unterbredden. Die Urfachen, wegen wel- 
cher daffelbe fpäter vorgenommen oder langer uns 
terbrochen worden wäre, follen jedes Mal in dem Pro⸗ 
tokolle getreu aufgeführet werden. Dagegen fteht dem 
Criminal: Gerichte frey , dad Berhör an jedem age, 
zu jeder Stunde, fo oft, und fo lange ed ihm zuträg- 
lich ſcheint, fortzufegen. Inſonderheit ſoll dann nicht 
ausgefeßet werden, wenn der Befragte in aufrichtis 
‚gem Bekenntniffe des Berbrechens oder in zufammen- 

ängender Ausweifung feiner Schuldlofigkeit begriffen, 

oder, wenn wahrgenommen wird, Daß er durch die 

ihm geftellten Fragen dahin gebracht worden, der 
Mahrheit nicht ausweichen zu Eönnen, oder, daß fonft 

ſich Gelegenheit anbiete, auf nähere Spuren zur Ent- 


deckung der Wahrheit zu kommen. 


$, 856. 

Zergeet Sem — Wenn der Befchuldigte nur eine folhe Sprache 
„der Berauls redet, weldye der die Unterfuchung führende Beamte 
de Bprace nicht befißet; fo muß dem Werhöre ein Dolmetjcher, 
ver; der des Lefens und Schreibens in dieſer Sprade wohl 
Eundig ift, beygezogen, und wenigftens ein diefer 

Sprache kundiger Benfißer gewählet werden. Der Dol- 

metjher muß vorläufig einen Eid ablegen, daß er die 

Tragen aus dem Munde des Beamten, und die Ant» 

worten aus dem Munde des Befragten ohne Aende- 

rung genau und getreu überfeßen, nichts weglaflen 

oder hinzufügen, fondern alles fo zu Papier bringen 

werde, wie er es vernommen hat. ft ein folder Dol- 

metſcher, und wenigftens ein der Sprache des Unter: 
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fuchten Fundiger Benfiger in dem Bezirke des Eriminal- 
Berichtes nicht zu finden; fo muß dem Dbergerichte 
die Anzeige gemacht werden, damit dafjelbe dem Gri- 
minal:Serichte einen ſolchen Dolmetfher und Beyſitzer 
zumeife, oder die Verfiigung treffe, daß der Beſchul— 
digte an ein Eriminal- Geriht, wo der Sprade kun— 
dige Beamte vorhanden find, abgeliefert werde. 


$- 857. 
Menn der Beſchuldigte ſtumm ift, aber fchreiben wenn er num 
Fann, ift jede Frage mündlich oder fehriftlih an ihn zu" p. 
ftellen, und darauf von demfelben die ſchriftliche Beant- 
wortung zu fordern. Einem Tauben , der aber lefen 
und reden kann, ift die Frage fchriftlic vorzulegen, 
damit er fie felbft lefe, und die Beantwortung darauf 
gebe. Sollte der Stumme nicht fehreiben, der Taube 
nicht leſen können, oder der Bejchuldigte zugleich taub 
und ſtumm feyn; jo wäre der Vorfall dem Oberge— 
richte anzuzeigen, und Die weitere Unordnung zu ers 
warten. 


$. 858. F 
+ Das Berhör foll mit Gelaſſenheit und Anſtändig⸗ algemein 
Feit aufgenommen werden. die Yufnchs 


nung, 
Hofkanzley-Dekret vom 11. Februar 1811. 


Aus Anlaß. der von einem Staatöbeamten im Laufe einer 
Befhäftsverhandlung gegen ftraffällig befundene Untertanen 
fi) erlaubten Schimpfworte, haben Seine Majeftät zu befehlen 
geruhet, daß, da Fein Vorgefegter oder Richter dad Recht hat, 
einen Sträfling zu befhimpfen, und hierdurch felbft das Anfehen 
des Amtes leidet, allen Staatöbeamten ein folder Mißbraud) 
ihreö Anfehens auf das firengfte zu verbieten fey. 


a §. 359. 

Ueber das Verhör iſt ein Protokoll zu führen. und Procoroms 
Daffelbe foll auf halb gebrochenen Bogen fortlaufend, """"sirce. 
wenn gleich das Berhör in unterbrocdhenen Sißungen 
‚ aufgenommen wird, gefhrieben werden. Am Eingange 

deffelben, und bey jeder weitern Sitzung, fol Tax 
und Stunde, wann damit angefangen worden, neb 
den Perfonen, welche dabey gegenwärtig find, am 
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Schluffe die Stunde der geendigten Sitzung, angemers 
et werden. Auf der links liegenden Spalte ift die ge- 
ftellte Frage, auf der rechten die gegebene Antwort 
wortlich einzutragen. Menn nach dem $.356 ein Dol- 
inetjcher beygezogen wird, iſt zuerft die Frage in der 
Sprache des Berichtes und gleid) darunter die wörtliche 
Ueberjegung , und eben fo die Antwort, zuerft in der 
Sprache des Befragten, und gleich darunter in der 
wörtlichen Ueberfeßung niederzufchreiben. Jede Frage 
erhält eine Zahl, die in dem ganzen Verhöre ununter- 
brochen fortläuft, und jede Antwort wird mit der Zahl 
der Frage bezeichnet, zu der fie gehört. 


Zuftiz-Hofderfret vom 28. Dezember 1833, an 
das Appellation8-Gericht für Tyrol und 
Vorarlberg. 


Die Vorſchrift des $. 359, erſten Theiles des Strafgeſetz- 
buches , dad Protofoll über das Verhör des Inquifiten halbbrüs 
chig gefchrieben fortlaufend zu führen, bringe es allerdings 
mit fih, daß das Verhörs: Protofoll ein Ganzes bilden müſſe, 
von.welchem die einzelnen Verhöre integrirende Theile find. 

Wenn daher bey den diefem Appellationd =» Gerichte unters 
ftehenden Eriminal:Öerichten die Hebung beitehe, die Protofolle 
über die Verhöre den Aften vereinzelt beyzulegen, fo fey diefe 
Uebung fehlerhaft und abzuitellen. Die Führung des Tagebuches 
werde aber dadurch nicht erfchwert, daß alle einzelnen Verhörs⸗ 
Protokolle in ein Ganzes zufammengefaßt werden, da nach der 
Vorfchrift des 5.346, erften Theiles des Strafgefegbuches, jedes 
für fich gefegmäßig aufgenommene, unterfertigte und mit den 
Siegeln der Kommillion verfehene Verhörs » Protofoll nach dem 
Tage, an welchem ed aufgenommen. worden, im Tagebuche ers 
fheinen muß, und dann feinem einzelnen Verhörs: Protofolle 
eine eigene Nummer, fondern, dem aus allen einzelnen DVer- 
* Protokollen gebildeten Ganzen eine Zahl gegeben wer- 
den foll. 


$. 860. 

Mas der Befragte antwortet, ed mag zu feiner 
Beihwerung oder Bertheidigung führen, ift in das 
Protokoll aufzunehmen. In der Art, die Antworten 
zu Papier zu bringen, fol ſich eben fo verhalten wer- 
den, wie bey dem ſummariſchen Berhöre in dem $. 298 
vorgefchrieben wird. 
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$. 361. Ze vo e 
Der Befragte iftin der Beantwortung nicht zu Berondere Bor 


übereilen. Scheint er die Frage nicht vollkommen zu Seracnıng der 
begreifen; fo ift ihm folche zu wiederholen. Dieſe ’en — 
Wiederholung hat inſonderheit dann zu geſchehen, wenn Belennendeit; 
die Antwort der Frage nicht anpaſſend iſt, und nur 

die auch hierauf wiederholte obgleich nicht anpaſſende 
Antwort, ſoll in das Protokoll eingetragen werden. 

Bey Fragen, die auf beſondere Umſtände oder auf ent- 

ferntere Bit hinaus gehen, muß dem Berhörten eini- 

ges Nachdenken, um fih auf das Eigentlihe zu befin- 

nen, a werden. Sollte dadurd) eine längere 
Unterbrechung des Verhöres veranlaffet werden, jo ift 

diefer Umftand in dem Protofolle anzumerken. 


$- 862. | 
Würde der Verhörte durch Furcht oder Gemüths- 
beflemmung aus der Faſſung gebracht, und ließe ſich 
wahrnehmen, daß dieſe Bangigkeit hauptſächlich aus 
dem inneren Bewußtſeyn der Schuld herrühre; ſo ſoll 
das Gericht mit anſtandigem Ernſte in ihn dringen, die 
Mahrheit zu entdecken. Darüber ſowohl, als über— 
haupt, wenn an dem Befragten bey einer Frage oder 
Antwort eine befondere Gemüthserfhütterung oder auf: 
age Kegungen beobachtet werden, ift die Bemer- 
ung nach der wahren Beichaffenheit in das “Protokoll 
einzurücden _ 


| . 863. | 
Mird die Beantwortung mit einer auffallenden ») im Zaue eis 
Sinmenverwirrung gegeben; jo hat das Griminal-Ge- "Simnenser 
richt den Berhafteten von ziwey Aerzten und Mund WU 
Ärzten unterfuchen, und von denfelben das Gutachten 
ſchriftlich geben zu laſſen: ob fie die anfcheinende Ber: 
wirrung für einen wahren Anfall oder für DVerftellung 
Sn allt das Gutachten dahin aus, daß ed Ber: 
ellung fen; jo ift der Berhaftete, nad) vorausgegans- 
gene: Marnung, zuerft durd) drey auf einander folgende 
age bey Waſſer und Brot zu halten: dann aber, nach 
wiederholter Warnung, mit Streihen von drey zu 
drey Tagen dergeftalt zu beftrafen, daß mit zehn Strei⸗ 
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hen der Anfang gemacht, die Zahl jedes Mal mit fünf 
vermehret , und bis auf dreyßig hinauf geftiegen wird. 
Lift der Verhaftete and) dann nod) von der Verſtel⸗ 
lung nicht nad; fo ift der Vorfall mit Beylegung 
ſämmtlicher Akten dem Dbergerichte vorzulegen, und 
die Entfcheidung hierüber abzuwarten. Iſt nah Mei 
nung der Aerzte die Sinnenverwirrung wahr, oder, 
Fönnten fie nach Pflicht und Rechtfchaffenheit Feinen be— 
ftimmten Schluß le oder, wären fie in ihrer Mei- 
nung getheilt; jo ift ebenfalld dem Dbergerichte die 
umftändliche Anzeige zu machen, und von. daher die 
Belehrimg zu erwarten. In diefe Anzeige find auch 
die Bemerkungen einzurücken, welde dem: Eriminal- 
Gerichte felbft und dem Gefangenwärter bey Beobach⸗ 
tung des Berhafteten aufgefallen find. 


Hofdekret vom 18. Januar 1812, an das Mäh— 
riſch-Schleſiſche Appellations-Gericht, über 
deſſen Anfragsbericht vom 22. Oktober 1811, und mit 
der Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen gepflogenes Eins 
vernehmen, Nr. 969 der 5. &. ©. F 
Wenn der eines Verbrechens Beſchuldigte bey dem ordent⸗ 
lichen Verhöre eine Sinnenverwirrung vorſpiegelt, oder hart⸗ 
nädig auf die an ihn geſtellten Fragen ganz und gar Feine Ant» 
wort gibt, oder ſich boshaft, auf eine ungeftüme und beleidigende 
Art beträgt, oder bey erwiefenen Lügen beharret, fönnen die in 
den $$. 363, 364 und 365 des erften Theiled des Strafgeſetzes 
beflimmten Strafen fogleih von der vorfchriftmäßig beftellten 
Unterfuhungsfommiffion, unter den in dem Geſetze beftimmten 
Vorfichten, verhängt werden. 


$. 864. 

ist „sit ein Verhafteter fo hartnäckig, daß er auf die 
an ihn geftellten Fragen ganz und gar Feine Antwort 
gibt; fo muß er mit Ernfte an die Pfliht, dem Ge— 
richte zu antıworten, erinnert, und ihm die Vorftellung, 
daß er fich durch feine Hartnäcigkeit Strafe zuziehe, 
gemacht werden. Menn diefes nicht verfängt, ift er 
feines fortdauernden hartnäckigen Schweigens wegen 
auf eben die Art zu behandeln, wie in dem vorher— 
gehenden Paragraphe bey dem verftellten Wahn: 
fine vorgefchrieben wird. 
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Eine angemeffene Strafe mit Streichen , oder Fas d wer oftensar 
ften, hat andy dann Statt, wenn der Werhaftete Anweren. 
während des Verhöres ſich boshaft auf eine unge . 
ftüme und beleidigende Art beträgt; oder, wenn er 
durch die Angabe eines offenbar als falfch bewiejenen 
Umftandes die Unterfuchung zu verzögern ...oder das 
Gericht irre zu führen gefuchet hat, und des ihm da= 
gegen vorgehaltenen Elaren Beweifes ungeachtet, bey 
dem Zügen beharret. In einem foldhen Falle kann 
jedody die Strafe nicht über zwanzig Streiche oder 
dreymaliges Faſten in einer Woche ſich erſtrecken. 


Juſtiz-Hofdekret vom 4. November 1806. 


Da an einigen Orten der $.365 des neuen Strafgeſetzes, 
fo wie ehehin der $. 1 10 der vorigen Eriminal-Gerichtd-Ordnung oft 
dahin gemißdeutet wird, ald ob die das Verbrechen in Abrede jtels 
lenden Inquiſiten, wider welche zwar Anzeigungen, 3. ®. Ans 
fhuldigungen der Laftergehülfen u. f. w., aber noch feine recht« 
lien Beweife vorhanden find, mit Schlägen behandelt werden 
dürften, dieſes aber dem Geſetze offenbar zuwider ift, worin es 
ausdrüclich heißt: daß wider die läugnenden Inquifiten nur dann... 
mit Streichen oder Faften vorgegangen werden fann, wenn fie 
durch Angabe eines offenbar als falfch bewiefenen Umftandes die 
Unterfuchung zu verzögern, oder dad Gericht irre zu führen ges 
fucht haben, diefer Mißbrauch ferners dem mißhandelten Inqui— 
fiten zum Widerrufe des folchergeftalt erzwungenen Geftändnilles 
Anlaß gibt, und dadurch zur ungemeinen Verzögerung der Juſtiz 
führet; fo wird das Appellations » Gericht fämmtliche Criminal» . 
Gerichte auf die genaue Befolgung des $.365 deö neuen Straf: 

gefeged und Abftellung der dagegen eingefchlichenen Mißhräuche 
anzuweiſen haben. b 


Hofdefret vom 20. Sänner 1816, an dad Inner 
Defterreihifhe Appellations- Gericht, 
Pr. 1203 der $. ©. ©. 


Bey Verhängung der in dem $.365 ded Strafgefegbuches 
auf offenbar Tügenhafte Antworten feftgefegten Strafe ift, in 
Beziehung auf den Maren Beweis der Unwahrheit der Angabe 
des Befchuldigten, die Gegenftellung dejlelben und der Zeugen 
nur in fo weit nothwendig, als foldye nach den $$.387 und 388 
deö Strafgefeges zur Herftellung eines rechtlichen Beweifes über: 
haupt erforderlich ift; übrigens aber ift die Sreylaffung einer 
eigenen Bedenkzeit zwifchen der Androhung der in dem $.365 
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beftimmten Züchtigung und derfelben Vollzuge in dem Geſetze 
: nicht vorgefchrieben. 
N rn Ya das Hofdelret vom 18. Jaͤnner ıBı2, Nr. 969 der 


(Auf eine geftellte Anfrage: ob der unbefugte Befig einer 
Amtd:Urfunde zur Anwendung von Zwangsmaßregeln gegen den 
Befiger nach den $$. 364 und 365, erſten Theiles des Strafgefep- 
buches, berechtige, wurde von der $. f. Hoftommillion in J. G. ©. 
unter dem 19. Zuly 1810 geäußert : daß nur der Eriminal:Richter 
bey gefebmäßigen Anzeigungen einer Verleitung zum Dienſtver⸗ 
rath dazu berechtiget fey, außerdem der Befiper vielmehr in der 
Eigenfchaft eines Zeugen nach $. 375 mit Geld» oder Leibesftrafen 

zur Ausfage der Wahrheit anzubalten wäre.) 


$. 366. . 

Jede, nach einem der vorhergehenden drey Pa- 
ragraphen vorgenommene Beftrafung muß, nebft ihrer 
Beranlaffung, in dem Berhörs - Protokolle genan an: 
gemerkt werden. 


$. 867. | 

über die Un die zum vorans entworfenen Fragen ift fich 
scan ber dem Verhoͤre nur in fo weit zu halten, als fie 
taßten Bragen. zu den erhaltenen Antworten fich. ſchicken. Wenn da= 
er aus, einer Antwort ſich der Anlaß ergibt, neue 
ragen zu ftellen, müffen folche ſogleich zweckmäßig 
‚abgefafiet, in die Keihe gebracht, und an den Verhör— 

ten gejtellt werden. 


| $. 368.. ’ 

————— Niemals darf eine Vorſpieglung falſcher Anzei— 
jorichung· gungen, oder erdichteter Beweismittel, eine Verhei⸗ 
* gelinderer Strafe, oder der Begnadigung, noch 
irgend eine sahen N oder was immer für eine 
Thätigkeit gegen den Befchuldigten gebraucht werden. 
Eben jo ift * bey Protokollirung der Antworten von 
aller eigenmächtigen Deutung, die mit dem Willen 
und dem natürlichen Verſtande der Worte des Befrag- 
ten nicht übereinkäme, zu enthalten. Jede Uebertre— 

tung Diefer Art unterliegt firenger Verantwortung. 


$. 869. 


Auch ift nicht erlaubt, dem Verhörten in den 
Tragen den Namen irgend eines Mitſchuldigen in den 


v 
| 
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Mund zu legen, wider welchen nicht ſchon vechtmäßige 
Anzeigungen diefer Mitjchuld - vorhanden Ir Hätte 
jedoch der Verhörte bereits durch längere Zeit ſich dem 
Berbrechen ergeben; fo Bann er, aud) ohne befondere 
Anzeigung einer Verbindung, im Allgemeinen befragt 
werden: ob ihm nicht Kotten von Berbrechern, Wer: 
hehler, oder jonft gemeinſchädliche Leute bekannt find, 
um folhem gefährlihem Gefinde näher nachſpüren zu 
Fönnen, | Ä 
G. 870. J | | 
Nach jeder geendigten Sikung des Verhöres iſt Form des Pros 
das Protokoll von allen zu unterſchreiben, die bey vbee. 
dem Berhöre zugegen geweſen find. Beſteht das Pro— 
tokoll aus mehreren Bogen, fo müffen dieje ſämmtlich 
mit einem Faden oder mit einer Schnur geheftet, beyde 
Ende des Fadens oder der Schnur mit hartem Siegel- 
wachſe feſt gemacht, und das Petfhaft der Alnwejenden 
Darauf gedrucket werden, damit Fein Bogen verloren 
oder untergefchoben werden könne. In Anſehung 
der Unterfchrift des Verhörten felbft ift-eben das zu 
beobachten, was bey dem ſummariſchen Verhöre in dem 
6.299 vorgefchrieben wird. 


F. ; Sr? | 

Mann alles, was dem Criminal» Gerichte nad) Wanndas Der. 

den $$. 335 und 336 zu erforfchen obliegt, erjchöpfet a 
oder. eine Hoffnung übrig ift, das Mangelnde voll: Ä 


ftändig zu machen, foll das Verhör geſchloſſen werden. 


I G. 872. Ä 
Nach dem gefchloffenen Verhöre iſt dem Berhör: Praner ve 

ten zu bedeuten, daß er drey Tage — um zu Derhöre. 
überdenken, was er etwa noch zu feiner Kechtfertigun 
und zu feinem Schuße angeben könne. Nach Berlau 
diefer drey Tage ift er noch einmal zu hören, und was 
er von Erinnerungen und Behelfen zu feiner BVerthei- 
digung oder zur Bewirkung eines gelinderen Urtheiles 
vorbringt, fol getren und mit den vorher erwähnten, 
auf die Heftung. und Unterfchreibung ſich beziehenden 
Borfichten zu dem Berhörs: Protokolle hinzugefüget 
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werden. Diefe Anorduung hat auch für den Fall zu 
elten, weun nad) dem $.349 das Verfahren über das 
ummarijche Berhör, und das von dem Beſchuldigten 
darin abgelegte Bekenntniß gefchloffen wird. 


Hofdefret vom 8. März 1816, an fämmtlide 
AUppellationd= Gerichte, einverftändlid mit der 
Hofkommiſſion in Zuftiz- Gefeßfahen, Nr, 1218 der 
— J. S. 

Da der 5.372 des Strafgeſetzes beſtimmt und ohne alıe 
Ausnahme den Berhötten die dreytägige Bedenfzeit einzuräumen 
- befiehlt, ift den Inquiſiten darauf Verzicht thun zu laſſen, keines⸗ 

wegs geftattet. — 


Hofdekret vom 16. April 1831, an das Galizi— 
ſche Appellations-Gericht, einverſtändlich mit der 
vereinigten Hofkanzley, Nr. 2511 der J. ©. ©, 

| Auch mittellofen, auf freyem Fuße befindlichen Inquifiten 

Fann, zu Folge Hofdefretes vom 8, März 1316, Nr. 1218 der 

3.8. S., eine Verzichtleiſtung auf die dreyrägige Bedenfzeit 

nicht geitattet werden, jedoch ift den auf freyen Fuß befindlichen, 

anı ©erichtsorte nicht wohnenden, und mittellofen Eriminals 

Inquifiten fire die. Dauer ihred Aufenthaltes im Orte des Cri⸗ 

minal · Gerichtes, zum Behufe ihrer Verpflegung, der Betrag 

von fünf Kreuzern in Conventiond: Münze täglich aus den Ver— 
lagögeldern des Criminal: Gerichted zn verabreichen. 


(Siehe bey $. 202 die Hofdekrete vom ı. März ı8a2, Mr. 1848, und 
31, Auguft 1822, Nr. ı890 der J. ©, ©.) 


$. 878. 
zzemtiser , Dem Berhörd Protokolle hat das Criminal= Ge- 
Seiser: und Ge Ficht alles dasjenige anzuhängen, was von ihm wäh— 
a m rend der Unterfuchung über die Eörperliche und fittliche 
. teren Beichaffenheit des Verhafteten beobachtet worden, fo 
weit folches einigen Einfluß auf die Schöpfung und 
Vollziehung des Urtheiles Haben mag. Auch ijt der 
Verhaftete durdy einen Leib und Mundarzt, eine 
verhaftete Weibsperfon aber durch eine Hebamme zu 
befichtigen, und die genaue Beichreibung von der Lei— 
beöbeichaffenheit, den Kräften und Gebrechen der bes 
ſichtigten Perfon in die Akten zu nehmen, 


— ——— — — 


Achtes Sanptftüd. 
Bon Abhörung der Zeugen. 


$. 874. 


&; gehört zum Mefentlichen der Unterfuhung, weise Yertos 
fnunehmen, welche die inneren umd jhafk verutore 


alle Seuguifle au 
äußeren 

und der dazu gebrauchten Mittel erläutern , die Ause 
— des Beſchuldigten hekräftigen, oder widerlegen, 
eine Schuld oder Schuldloſigkeit, ſeine mehrere oder 
mindere Strafbarkeit an den Tag legen können. Das 
ber müffen alle Perfonen — werden, von wel⸗ 
hen entweder aus den ſchon aufgenommenen Verhören 
der Zeugen oder des Beichuldigten felbft vorkommt, 
oder fonft nad) der Natur der Sache, oder nad) der 
während des Berfahrens erhaltenen Spur fid) erwar⸗ 
ten läßt, daß fie etwas zu ſolchem Zwecke »Dienliches 


auszufagen im Stande find. Eben fo muß der bereits. 


abgehörte Zeuge, N fern feine Ausfage nicht deutlich 
genug, oder in der Folge unvollftändig befunden wird, 


noch ein Mal vernommen werden, um das Zweifelhafte 


zu erörtern, dad Mangelnde nachzuholen, 


| $. 875, 

FJeder Zeuge muß feine Ausfage vor Geriht münd⸗ 
li) ablegen. Wollte A ſich deffen weigern ; fo fol 
er durch gerichtlichen Zwang geftellet, und mit Geld» 


ejlimmungen eines begangenen Verbrechens, 


re 


Verb indlich⸗ 
eit zur Er⸗ 
ſcheinung · 


oder Leibesſtrafe zur Ausſage verhalten werden. Nur 


dann, wenn der Zeuge Krankheit halber nicht zu Ge⸗ 
richt kommen kann, oder aus andern Ir erheblichen 
Urſachen, ift er in feiner Wohnung durch das Gericht 


abzuhören. Bey flummen, tauben, oder bloß einer 


dem Gerichte unverftändlihen Sprache Eundigen Zeus 
—* ſich an die Vorſchriften dev $$. 556 und 357 zu 
en. 


Siehe bey $. 214 die Hofdekrete vom 28, Oktober 1803, Nr, 6315 
Walers Strafgeſ. über Verbr. 21 
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7. Zinner 818, Nr. 1408 der Y. G. S., und dad Regierungs⸗ 
Dekret vom ıB. Dezember ıBa8. 
Siehe bey $. 282 das Hofdebret vom 7. Februar 1837, und nr 345 
das Hofdekret vom 3. Auguft 1821, Nr. 1787 der J. G. ©. 


Durch eine Note der k. k. Hoftommiflfion in Juſtiz⸗Geſetz⸗ 
fachen vom ı2. März 1812 wurde erflärt: daß auch Perfonen 
geiftlichen Standes, wie die übrigen Zeugen, in Eriminal:Fällen 
vor Gericht das Zeugniß nach Vorfchrift der Gefege abzulegen 


haben. 
$. 876. 
Weihe perſe - Mur ſolche Perfonen find nicht abzuhören , welche 


nen von ber . r 
"Zeugenigaft zur Zeit, ald fie das Zeugniß ablegen jollten, wegen 
elften Leibes⸗ oder Geiftesbeichaffenheit die ahrheit anzu⸗ 


fegen? eben außer Stande find. 


| : & 877. 

on  Db des Beichuldigten Bertvandte in aufs und ab- 
nächte Ber fleigender Linie, feine Geſchwiſter und Geſchwiſterkin⸗ 
wandie? dor, oder die ihm noch näher verwandt find, fein Ches 
enoß, oder die ihm in dem erften Grade verſchwägert 

And, ein Zengniß ablegen wollen, hängt von ihnen 

jelbft ab. Dieſelben Eönnen zwar, um auf allen Fall 

ihr Zengniß zu vernehmen, vorgefordert, fie müſſen 

aber an die ihnen zuftehende Freyheit, ſich der Aus- 

fage entichlagen zu können, ausdrücklich erinnert, und 

diefe. Erinnerung muß in dem Protokolle angemerket 
werden. Nur dann Fönnen fie das Zeugniß abzulegen, 

fi nicht weigern, wenn e8 um dad Verbrechen des 
Hochverrathes zu gr ift, und fi zugleich mit Grund 
erwarten laßt, daß ihr Sengnib einen Aufſchluß zur 
‚näheren Erforfhung noch verborgener Umftände geben 


v 


könne. 


Verordnung des kak. Nieder-Oeſterreichiſchen 
Appellations-Gerichtes vom 15. Juny 1824. 


Die Vorſchrift des 5.377 des erſten Theiles des Strafge⸗ 
ſetzbuches kann nur auf ſolche Perſonen bezogen werden, welche 
in das in Frage ſtehende Verbrechen nicht mitverwickelt find ; be⸗ 
ftehet aber gegen eine beftimmte Perfon dießfalld eine allgemeine 

Anzeigung, fo fan ſich diefelbe keineswegs mit Berufung auf 
den $. 377 der Ausfage entfchlagen. 
(Siehe bey $. 195 das Hofdekret vom 14, September 1827, Nr. 2305 
der 3. G. ©.) 
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$. 878. 

Insgemein find Die Zeugen von dem Criminal Don weisen 
Gerichte abzuhören, in je Bezirke fie fi) zur Zeit Beugen zu ver 
befinden. Halt fi) der Zeuge in dem Bezirke eines ren! 
‚andern Eriminal-Berichtes, ald desjenigen auf, welches 
die Unterfuchung zu führen hat; fo fol Erjteres von 
. dem Legteren um die Abhörung erfuchet, ihm hierzu 
die Fragen beygefchloffen, und die Kenntniß von dem 
Geſchäfte in fo weit mitgetheilet werden, als fie ihm 
nöthig feyn mag, um nah Maß der Antworten des 
Zeugen die Sude Durch weiter angemeflene Fragen 
aufzuklären. 

(Siehe die bey $-345 angeführten Hofdekrete.) 


9. 879. 

Wenn jedoch der Aufenthalt der Zeugen von dem 
Eiße des Criminal: Berichtes weiter ald zwey Meilen 
entfernt iſt; foll die Abhörung ei das Drtögericht 

eihehen, unter welchem der Zeuge ſich befindet. Daſ⸗ 
elbe ift aljo in einem folchen Falle entweder von dem 
unterfuchenden Criminal-Gerichte unmittelbar, wenn 
deffen Bezirk fid) dahin erftrecket, vder von dem durch 
ai erfuchten Criminal» Gerichte um die Abhörung 
auf die in dem vorigen Paragraphe erwähnte Art ans 
zugehen. 
| $. 880. | 

Menn über die. Perfon des Beſchuldigten ein 
Zweifel ſchwebet, zu deffen Hebung nöthig ift, dem 
Beſchuldigten den Zeugen perfonlid) fehen zu laſſen; fo 

find Zeugen, die nicht über ſechs Meilen entfernt find, bey 
dem Griminal-Gerichte, welches den Beichuldigten im 
*3* hat, zu erſcheinen ſchuldig. Bey weiterer 
Entfernung hat das Griminal- Gericht die Anzeige an 
das Dbergericht zu dem Ende zu machen, damit Die 
BVorftellung. des Beſchuldigten auf eine den Zeugen 
minder bejhwerliche, und dem Unterſuchungsgeſchäfte 
unbedenklihe Art veranftaltet werde. 


$. 881. 
‚, Stimmen die. Zeugen in ihren Ausſagen über Sesentsttun 
wichtige Umſtände nicht überein; fo find fie darüber 
| 21 
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einzeln gegen einander abzuhören, und ihre Ausfagen 
in dem Protokolle neben einander nieder zu fihreiben. 


$. 382. 
Art des zw — — Megen der Zengenabhörung felbft, der Fragen, 
genverheret · welche zu ftellen find, und der Art, das Protokoll zu 
führen, ift fi nad) dem zu richten, was in den $$.249, 
250, 251, 254, 255, 298, 209, 356, 357, 359 und 
370 angeordnet wird. | 


(Siehe bey $. 255 die Hofdekrete vom 30. Auguft 1816, Nr. 1279, 
und g. Februar 1827, Nr. 2356 der J. ©. ©.) , 


$. 888. 

Den während des Unterſuchungs-Prozeſſes ab⸗ 
gehörten Zeugen foll der Eid über ihre Ausjagen auf 
eben die Art abgenommen werden, wie bey der er⸗ 
ften Erforſchung in den SS. 254 und 256 vorgejihries 


ben ift. 
(Siehe die bey $. 256 angeführten Hofdelrete.) 
| $. 884. 
rg A ide ang Perſonen aber Können nicht beeidet 


det werden kön wer : j | 
* a) die ſelbſt in Verdacht ſtehen, daß fie dad Ver⸗ 
brechen begangen haben, worüber fie abgehöret werden; 

b) die der Mitfchuld oder Theilnahme an diefem 
Berbrechen verdächtig find; 

0) die fich wegen eined Verbrechens in der Unter- 

ſuchung oder Strafe befinden ; 

5 4 die das vierzehnte Jahr noch nicht zurück ge⸗ 
gt haben 

e) die mit dem Beſchuldigten in Feindſchaft leben, 
wofern ſie gegen ihn ausſagen; 

f) die in ihrem Verhoͤre weſentliche Umſtäude an⸗ 
gegeben haben, deren Unwahrheit bewieſen iſt, und 
worüber fie nicht einen unverfänglihen Irrthum aus⸗ 
weiſen können. 


Hofdekret vom 10. Dftober 1801, Nr. 541 
der J. G. ©. : | 
Fur das Criminal» Verfahren beſteht die eigene, von der 
für die Eivil-Angelegenheiten beflehenden ganz verfhiedene Ges 
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richto · Ordnung, worin die verwerflichen oder bedenflichen Zeugen 
genau angeführt werden; unter diefen aber ijt die Zeugenfchaft 
eined Juden fir einen Juden gegen einen Chriften nicht begriffen; 
ed kann alfo hier fein analoger Schluß aus den Vorfchriften der 
Eivil» Gerichtö» Ordnung allein gezogen werden. 


$. 888. 
Ueber Zeugniffe, welche aus den Beburtd:, Weise Beug. 


Srammgs und Todten-Regiſteru ausgezogen, Oder, cnusen Berk 

welche von Öffentlihen Aemtern, oder auch nur von ng yefren 
einem einzigen zur Ausftellung folder Amtszeugniffe 

berechtigten Beamten, mit Berufung auf en Amt 

und feinen Dienfteid , ausgeftellt werden, bedarf es 

Feiner DBeeidigung. Sofern es aber auf Zeugniffe 

einzelner Beamten, felbft über Amtsverrichtungen au: 

kommt, find diefe andern Zeugen gleich zu halten. Ju 

Anfehung der Kunftverftändigen if allgemein zu beob⸗ 

achten, was in dem $. 241 verordnet ift. 


Hofdefret vom 8. Februar 1812, an ſämmtliche 

Appellations- Gerichte, über Note der geheimen 

Hof- und Staatsfanzley. vom 5. Februar-n. J., Nr. 971 
der J. G. ©. 


Bey dem öfter eintretenden Falle, daß Vollmachten, Wech- 
fels Protefte und andere Notariats Schriften, welche aus frem⸗ 
den DOrtfchaften, in denen ein k. k. Konful beiteht, nach den Erb: 
flaaten gefendet, von Seiten der Behörden ald gültig anerfannt 
und angenommen werden, obgleich ihnen die Legalifirung des 
Konfulates mangelt; durch die Unterlaffung der Legalifirung 
aber den Urkunden die erforderliche Rechtöfraft entzogen wird, 
wurde am 13. Jänner ıBog, Nr. 880 der Geſetzſammlung, die 
Weiſung ertheilet, Fünftig derley Urkunden, wenn fie aus Ders 
tern eingefendet werden, in welchen ſich ein Pf. Konful befindet, 
nur dann ald gültig anzuerfennen und anzunehmen, wenn dens 
felben die Legalifirung des Konfulates beygerüdt ift. 

Diefe Verordnung wird nun neuerdings beftätiget, und 
mit dem Beyſatze wiederholet, daß durchaus feine Vollmachten, 
noch Wechfel:Protefte, Urtheilsfprüche oder Notariats-Urfunden 
aus Ländern und Gegenden, wo fich eine k. k. Gefandtfchaft oder 
ein öfterreichifches Konfulat befindet, von den Behörden ange: 
nommen, und für rechtögültig anerkannt werden follen, fie feyen 
denn, fo oft es fih um dad Recht F. k. Unterthanen handelt, 
. von gedachten Sefandtfchaften oder Konfufaten felbft auögeftellet, 
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oder wenn fie in den Erbftaaten anfäßige Fremde betreffen doch 
wenigſtens von Erſteren ordentlich legaliſirt. 


Hofdekret vom 2. July 1813, an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte, über Note der k.k. geheis 
men Hof» und Staatöfanzleyg vom 22. Junyen. G., 
Nr.1058 der 3. ©. ©. 


In Gemäßheit der mit der Föniglich bayerifchen Regierung 
getroffenen Hebereinfunft, ift eine Cegalifirung der bayerifchen aͤmt⸗ 
lihen und gerichtlichen Urkunden durch die k. k. Gefandtfchaft 
nicht mehr zu fordern. 


Hofdefret vom 21. September 1827, an fämmt- 
liche Appellations-Gerichte, über Eröffnung der 
vereinten Hoffanzley vom 30. Auguft n. J., im Einvers 
ftändnifje mit der geheimen Hof» und Staatöfanzley, 
Nr. 2307 der J. G. S. 


Da bey dem herzoglich modeneſiſchen Hofe der in Florenz 
reſidirende öſterreichiſche Geſandte affreditirt, und fein anderer 
öfterreichiicher Nepräfentant oder Konful dort ſich befindet, daher 
alle ın den Staaten von Modena errichteten, die Legalifirung durch 
den Repräfentanten der öfterreichifchen Regierung bedürfende Urs 
Funden nach Florenz geſchickt werden müjfen, welches für die 
Parteyen manchmal befchwerlich erfcheint : fo ift die Verfügung 
getroffen worden, daß die von dem befagten Miniſterium audges 
ftellten Urfunden in Zufunft auch von den Präfidien der Gubers 
nien von Mayland und Venedig zu legalifiren feyn werden, weldye 
Legalifirung von allen Behörden der öfterreichifchen Monarchie 
als gültig anzuerkennen ift. 

(Durch Note der k. F. Hoffommilfion in Zuftiz-Gefegfachen 
vom 8. April 1813 wurde erflärt: Polizey Beamte find nach 
Verfchiedenheit der Fälle, je nachdem fie im Criminal» oder Po» 
lijey: Wege vernommen werden, oder bloße Amts:Urfunden aus⸗ 
fertigen, zur Ablegung des Eides verpflichtet.) 


Cireulare der EP. NiedersDefterreihifhen Ne— 
gierung vom 27. Oktober 1837. 


Die Hohe Hoffanzley hat mit Defret vom ao. Dftober J. J. 
eröffnet, daß in Ruͤckſicht der in Branfreich errichteten Notariatds 
und andern öffentlichenlirfunden, derfegalifirung der königlich frans 
söfifchen Bothſchaft in Wien, oder eines von der oͤſterreichiſchen 
Regierung anerkannten franzöfifhen Konfuls volle Beweiskraft 
beyzulegen fey. 
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$. 886. | 
Geſchieht die Abhörung auf ein Erſuchſchreiben; „orise in 

fo ſoll das hierum erfuchte Criminal= Gericht oder Yranahrung 
Ortsgericht eine Abfchrift von dem Verhörs-Proto— ’* Zapaenver 
Eolle, um ſich auf allen Fall damit rechtfertigen zu 

Eönnen, zurückhehalten, das Driginal aber dem Gri- 
minal-Gerichte, fo das Erſuchſchreiben erlaffen hat, 
ungefäumt zufchicken. 


Reuntes Hauptftüd. 


Von der Gegenftellung des Befchuldigten und | der i 
Zeugen. a 


W $. 887. 

re enn ein Zeuge wejentlihe Umftände wider 

Statt finder den Beichuldigten-ausgefagt Hat, welche diefer Täugnet, 
und, wenn der Beſchuldigte ungeachtet deffen, was 
ihm hierüber nach Borfchrift des $. 353, f, vorgehal- 
ten worden, im Läugnen beharret, dennoch aber ge: 
gen den Zeugen und deſſen Ausjagen nichts Gründ- 
liches anbringt; fo foll der Zeuge perfünlich ihm ent- 
gegen geftellet werden. | 


$. 888. 

Menn aber die dem Befchuldigten vorgehaltenen 
Ausfagen der ihm namhaft gemachten Zeugen ſchon 
für ſich allein einen rechtskraftigen Beweis machen, 
und der Beichuldigte nicht ausdrücklih ihre Gegen- 
ftellung verlangt; hängt ed von dem Ermeffen des 
Kichters ab, ob eine Begenftellung vorgenommen wer: 
den foll, oder nicht. 


$. 889. 

Den werten Die Begenftellung ſoll indgemein bey dem Cri⸗ 
* ror minal-Berichte, wo die Unterſuchung anhängig iſt, vor⸗ 
enommen werden. Märe aber die Erſcheinung des 
ee bey dem Criminal» Berichte mit zu vieler Bes 
ſchwerlichkeit wegen feiner Entfernung verbunden; fo 
ıft die Anzeige an dad Dbergericht zu machen, weldes 
Die Einleitung zu treffen hat, daß entweder der Zeuge 
mes gehalten, oder der Verhaftete unter der erfor- 
ichen Vorficht an einen zur Gegenftellung ſchicklichen 

Ort geliefert werde. | 
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Ä Iſt der Zeige wegen Mitfehuld an demfelben Ver⸗ 
brechen, oder ſonſt eines Verbrechens halber bey einem 
andern Griminal-Berichte verhaftet; fo ift fi) mit die= 
fem Berichte zu verftehen, damit derjelbe wohl verwahrt 

geftellet werde. — 

| — $. 891. 

Ueberhaupt muß dann, wenn es auf die Gegens Worsereitung 
ftellung eines Mitſchuldigen ankommen ſoll, ſich vock iggree- 
derſelben Einleitung, durch ausdrückliches Befragen 
deſſelben verſichert werden, daß er ſein Zeugniß dem 
Beſchuldigten in das Angeſicht beſtätigen wolle und 


könne. 

Ehe die Gegenſtellung ſelbſt vorgenommen wird, 
iſt der Beſchuldigte noch zu ermahnen, daß er vom 
Läugnen abſtehe, und es nicht darauf ankommen laſſe, 
daß ihm Zeugen entgegen geſtellet werden, die ihm die 
Wahrheit in das Angeſicht zu ſagen fähig ſind. 

5. 898. | 

Beharret der Beichuldigte deffen ungeachtet im et der Segen 
Läugnen; fo ift der Zeuge vorzurufen, und, fofern Feluns. 
er ein beeideter Zeuge ift, an den abgelegten Eid zu 
erinnern. Es ift nicht nöthig, ihn feine Ausſage wieder: 
holen zu laffen; bloß die Hauptumftande, die den Bes 
fhuldigten unmittelbar befchiweren, find Punkt für 
Punkt zum Gegenftande des Verhöres zu nehmen. 
Ueber den erften von den Zeugen beftätigten Punkt ift 
unmittelbar darauf der Beſchuldigte zu hören, ob er 
der Perfon des Zeugen oder deffen Uusfage, über die 
weiteren Punkte aber, ob er der Ausjage des Zeugen 
eine Einwendung entgegen zu feßen habe. Hat er gan 
Feine, oder Doch Feine gegründete Einwendung; fo i 
die beyderfeitige Bernehmung fo lange fortzufeßen, als 

irgend ein beſchwerender Umftand vorhanden iſt. 


‘ $. 894. 


| Die ganze Verhandlung ift in das Verhörs-Pro⸗ Yrototomirung- 
tokoll des Befchuldigten, ald eine Fortſetzung davon, | 
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aufzunehmen. Mas der Zeuge im Beyſeyn des Be⸗ 
ſchuldigten auöfaget, und Lebterer darauf erwiedert, 
ift in dem Protokolle neben einander nieder zu fchrei- 
ben. Auch ift bey jedem Punkte das Verhalten des 
Zeugen und des Befchuldigten anzumerken. . - . 


Ä $. 895. u Ä 

Wenn mehrere Zeugen dem Beſchuldigten entge- 
gen zu flellen find; fol Die Gegenftellung mit jedem 
insbefondere vorgenommen werden. | 


4 


Zehntes Hauptſtück. 
Von der rechtlichen Kraft der Beweiſe. 


$. 896. 

Un nach gefchloffener Unterſuchung zum Urtheile rund des 
ſchreiten zu nn, muß der Richter dr vorhandenen ** . u⸗ 
Be genau erwägen. Nur dasjenige Bann in der 
Beurtheilung für wahr gehalten werden, was rechtlich) 
bewiejen ift. 

$. 897. I 

Die Schuldlofigkeit des Verhafteten ift dann für wenruiser Ve⸗ 
rechtuch erwielen zu halten, wenn die wider ihn vor⸗ @Sunieng 
gekommenen AUnzeigungen vollkommen entkräftet find. een. 


| 898. 
Das eigene Geftändnig des Beſchuldigten ift ein Kesrise Be 
a Beweis des ihm zur Laft liegenden Ver⸗ Een 
‘ $. 899. 
Das Geftändnig muß aber folgende Eigenfchaften Srierdernme 
en: ’ hen änd» 
a) daß der Befchuldigte daffelbe in dem Verhöre er... 
— — EEE te abgeleget, oder doch be: 
et habe; 
'b) dag er folches in einem Zuftande gethan Habe, 
da er Gier Sinne volllommen mächtig war; 
c) daß er Elar und beftimmt, nicht etwa durch 
zweydeutige Ausdrücke oder Beberden geftanden habe; 
‚. d) daß das Geftändniß nicht auf einer bloßen Be- 
jahung einer vorgehaltenen Frage, fondern auf des 
Beſchuldigten eigener Erzählung berube ; 
e) daß es mit den über die Umſtände des Ber: 
brecheus eingeholten Erfahrungen übereinftimme. 
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Hofdefret vom.14. September 1804, an das Lem- 

berger Appellations-Gericht, über deffen Bericht 

vom 16. April n. J., einverftändlich mit der Hofkommiſ⸗ 
fion in Gefebfahen, Nr. 683 der J. ©. ©. 


Nah dem neuen Strafgefepe hat das von einem Verbre⸗ 
her im Verhöre bey der politifchen Obrigfeit abgelegte, bey dem 
Griminal:Gerichte aber fodann widerrufene Geftändniß, zu Folge 
deö $. 399, nicht die Kraft eines rechtlichen Beweiſes. 


Hofdefret vom 24. Dezember 1817, an das Ups 
pellations-Geriht in Tyrol und Vorarlberg, 
in Folge höchfter Entſchließung über Vortrag der oberften 
Suftizftele vom 7. September n. J., Nr. 1398 der 
J. 6. ©. 


Dad Seftändniß, welches von einem mit der Eriminal:Ges 
richtobarkeit nicht begabten, jedoch nach der Vorfchrift der $$. 236 
und 301 des Gefegbuches über Verbrechen einfchreitenden Praͤ⸗ 
tur⸗, Landpfleg» oder Parrimonial- Gerichte abgelegt wird, 
ftellet den rechtlichen Beweis der eingeflandenen That eben fo, 
wie dad unmittelbar vor einem Criminal» Gerichte abgelegte 
Geftändniß her, wenn dieſes Gericht zu der Zeit mit einem zum 
Nichteramte fähig erflärten und beeideten Richter, und nach der 
Vorſchrift des $. 288 befegt war. 

* 85 das Hofdekret vom 3. Dezember 1000, Mr. 870 der 


Hofdefret vom 6. Dftober 1821, an das Füften- 

ländifche Appellations- Gericht, einverſtändlich 

mit der Hofkommiffion g SI Nr. 1806 
.&©. ©. 


Da das Hofdefret vom a4. Dezember 1817, Nr. 1398 der 
J. G. S., weldes erflärt, daß ein vor einer Prätur, einem 
Landpfleg⸗ oder Patrimonial:Gerichte abgelegtes Geftändniß den 
rechtlichen Beweis der eingeftandenen That eben fo, wie. dad vor 
einem Criminal-Gerichte abgelegte Geftändniß herftellt, nur übers 
haupt fordert, daß jenes Gericht mit einem zum NRichteramte 
fähig erflärten und beeidigten Richter beſetzet fey, folglich einen 
nur aus dem Eivil:Zuftizfache geprüften Richter nicht ausfchließt ; 
ift au) von den Criminal: Gerichten, wenn es fih um die Bes 
weisfraft des vor einem folchen Richter abgelegten Geſtaͤndniſſes 
handelt, in eine Unterfcheidung zwifchen dem Civil» nnd Erimi- 
ee und der dießfalls erflärten Faͤhigkeit, nicht ein: 
zugeben. 
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$. 400. 

Ein fo befchaffened Geftändnig verlieret nichts an 
feiner Beweiskraft, wenn gleicy nicht mehr möglich ift, 
die eingeftandene That vollkommen nach) allen Umſtän⸗ 
den zu erforfchen: es ift genug, daß einige Umftände, 
wodurd das gefhehene Verbrechen beftätiget wird, 
erhoben find, und daß nichts hervorfommt, was die 
Mahrheit des Geftändniffes zweifelhaft made. Märe 
es aber durchaus unmöglich, außer dem Geftändniffe 
eine weitere Spur von dem Berbrechen zu erhalten; 
fo ift das Geftändnig allein Fein vechtliher Beweis, 


} $. 401. , 

Ein Geftändniß, weldes der Vorſchrift des Ge— 
feßes zuwider, durch Bereifung, Drohung, Gewalt: 
thätigfeit, oder fonft unerlaubte Mittel erhalten wor: 
den, Fanıı nicht An einem rechtlichen Beweije angenom⸗ 
men werden. Wenn aber der Verhaftete nad) der 
Hand eben diefes Geftändniß in einem Zuftande able- 

et, da fein Gemüth von einem ſolchen widerrechtlichen 

influffe frey, und vor aller Beſorgniß deffelben in 
Sicherheit geftellet war, und dad Geſtändniß dabey 
ſolche Umftände der That enthält, die mit den Erfah» 
rungen von der Bejchaffenheit des Verbrechens zutref: 
fen, dem Berhafteten aber nicht bekannt feyn Eonnten, 
5— er nicht der wirkliche Thäter wäre, dann hat 
dieſes Geſtändniß die Kraft eines rechtlichen Beweiſes. 


| $. 402. 
Der Beweis and dem Geftändniffe wird durch 
darauf gefolgtes Läugnen oder MWiderfprechen des Be: 
fhuldigten nicht entkräftet; es ſey denn, daß derjelbe 
eine glaubwürdige Urfache, warum er das falſche Ge— 
ftändniß abgelegt habe, oder folche Umftände_vorbringe, 
weld)e nad) der darüber eingeholten Erfahrung die ah ⸗ 
heit des vorigen Geſtändniſſes mit Grund in Zweifel 
ziehen laſſen. | 
Die Bengenaubfage Eann yum vehtlihen Beweife 

ie Zeugenausfage Fann zum rechtlichen Beweiſe 1. die Besen, 
Ben ‚ wenn fie mit folgenden Erforderniffen verfe " 

en ift; 
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Cigenfaften a) fie muß freymäthig abgelegt, weder durch Ver⸗ 

Sen gegen» ſtändniß , Anftiftung, Verdrehung, Beftehung, Bes 

 Topmung, noch durch Bedrohung oder Gewaltthätigkeit 
dem Deu en in den Mund gelegt jeyn; 

) * muß die That oder den Umſtand, wovon 
ſie die Wahrheit beſtätigen ſoll, deutlich und beſtimmt 
enthalten; und 

c) auf des Zeugen eigener ſicheren Kenntniß, nicht 
auf Hörenjagen, Vermuthungen, Wahrſcheinlichkei— 
ten oder Schlußfolgerungen beruhen ; 

d) fie muß beſchworen feyn; 

e) es muß fi) weder aus den perfönlichen Ver— 
hältniffen des Zeugen, noch aus dem Inhalte der Aus» 
fage eine Bedenklichkeit außern, welche nad) unpar- 
teyifchem Begriffe die Glaubwürdigkeit ſchwäche; 

f) die Ausfage muß mit den übrigen vorhandenen 
Erfahrungen wenigftens in fo weit übereinftimmen, daß 
in wefentlihen Umftänden Fein Widerſpruch erfcheint. 


$. 404. 
In tele fern bie Sm Allgemeinen find die Ausſagen zweyer Zeits 
einch Beinen gen zum rechtlichen Beweife erforderlich. Doch iſt 


hen Beweis a) in dem Falle, wo der Beweis der That auf 
made? 8% andere Art nicht möglid wäre, die Ausfage desjeni- 
gen, an dem das Berbrechen verübet worden, für zu: 
se anzufehen,, um die Befchaffenheit der That zu 

eweifen. 

b) Der Betrag des aus dem Verbrechen entftan- 
denen Schadens, jo weit es fid) um deſſen Erſatz han- 
delt, wird durch das Zeugniß desjenigen rechtlich bes 
wiejen, dem der Schaden zugefüget worden, oder in 
defien Verwahrung die Sache, woran der Schade ge: 
ſchehen iſt, fic) befunden hat, obſchon die Entfchädi: 
gung oder Genugthunng erfolget. 

c) Um diejenige Erfahrung über die Umftände des 
Verbrechens einzuholen, welche * rechtlichen Be⸗ 
weiskraft des Geſtändniſſes des Beſchuldigten erfor⸗ 
dert wird, iſt die damit übereinſtimmende Ausfage Ei⸗ 
ned Zeugen genug, 
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Hofdetret vom 20. July 1810, an das böhmifche 
Appellations-Gericht, einverftändli mit der Hofs 
Fommiffion in Zuftiz = Gefegfachen, Nr. 905 der J. G. ©. 


Die Audfage des Befhädigten wirft nah dem Geſetze ei- 
nen rechtlichen Beweis über die Befchaffenheit der That auch in 
den von dem Belchuldigten nicht eingeräumten Umjtänden, wenn 
der Beweis der That auf eine andere Art nicht möglid) ift, und 
der Ausfage des Bejchädigten, nad) dem $. 414, feine Bedenfen 
entgegen ftehben. Sie beweifen auch den Betrag ded Schadens, 
ohne zu unterfcheiden, ob der Schade an baren Vermögen, oder 


. an Gegenftänden, die einer Schägung unterliegen, verurfacht 


worden fey. | 
In Folge diefes Hofdekretes wurde dem böhmifchen Appel« 
lations⸗ Gerichte folgende Belehrung ertheilt: 


Das Strafgefeß macht von der Regel, daß zum rechtlichen Bes 
weife die Ausſage zweyer Zeugen erforderlich fey, in dem $. 404, sub 
lit. a die Ausnahme, daß, wenn der Beweis der That auf andere Art 
nicht möglich fey , die Ausſage desjenigen, an welchem die That verübt 
wird, für hinreihend anzufehen fey, um die Befchaffenheit der That zu 
beweifen. Da diefe Ausnahme in dem Kapitel vom Beweife überhaupt 
aufgeftellt wird, und allgemein lautet, fo kann fie nicht wohl auf den 
Fall eingefhränkt werden, wo fie dazu dienen fol, dem Geftändnifie 
des Beichuldigten, oder feiner andermweiten Lebermweifung die Glaubwür— 
digkeit zu verſchaffen. Sie iſt vielmehr auch dann anzuwenden, wenn 
der eines Verbrechens bereits geitändige oder überwiefene Verbrecher, 
einen von dem Beihädigten ausgefagten erfchwerenden Umſtand, z. B. 
daf das geitohlene Gut verfperrt war, in Abrede ftellt ; folglich es ſich 
um die Entfheidung handelt, ob eine gelindere oder fchärfere Strafe 
aussumefjen fey ? dieß fordert die öffentliche Sicherheit, und läßt nicht 
leicht eine widerrechtliche Härte gegen den Verbrecher beforgen; denn Ver⸗ 
breden werden gewöhnlich mit der Vorficht begangen, daß außer dem 
Beihädigten Feine andern Zeugen zugezogen find. Der Berlegte er« 
fheint als ein unbefholtener Zeuge, der fehr oft gar Fein Intereſſe da⸗ 
bey hat, ob der erfchmerende Umjtand, 3. B. daß das geitoblene Gut 
verfperrt war, für wahr angenommen werde oder nicht. Der geftän« 
dige oder überwielene Verbrecher dagegen hat die Vermutung der Un⸗ 
beicholtenheit verwirkft, und er hat immer ein wichtiges Intereſſe, den 
erfhmwerenden Umftand zu läugnen. Indeſſen febt fhon der Umftand — 
eben dieſe Borfchrift des $. 404 in a die — Bedingung, daf der Beweis 
der That auf eine andere Art nicyt möglich fey, wodurch dem Richter 
nicht undeutlich zur Pflicht gemacht ift, die Wahrfcheinlichkeit der Aus« 
fage des Verletzten forgfältig zu prüfen. Fügt man wohl noch hinzu: 

a) daß nach der durd die Criminal⸗Praxis gegebenen Erfahrung die 
Einwohner der öfterreihifchen Provinzen weit mehr geeignet find, das 
2008 eines Befchuldigten dur ihre Zeugenfhaft zu mildern als zu er 
fhweren, und daß 

b) zu Folge des $. 414 Fein Beweis für fih wlein, foudern jeder in 
Verbindung mit dem ganzen Unterfuhungsgefchäfte zu betrachten, mit« 
bin entweder die Unparteylihkeit der Zeugniffe duch perfönlihe Vers 
bältniffe, oder die Glaubwürdigkeit eines Beweiſes durch entgegenfte: 
hende Erfahrungen bedenklich gemacht wird, der auf ſolche Art geihwächte 
Beweis nicht mehr als rechtlich zu betrachten fen; endlich daß 
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c) dem Verurthellten der Rekurs; und ſowohl dem untern als dem 
obern Gerichts hofe das Recht, die firenge gefehliche Strafe zu mildern, 
zukomme; fo fann ein Mißbrauch der im $. 204, a, ertheilten Macht nicht 
wohl beforget werden. | 
Auf gleihe Art wird in dem f. 404, b, allgemein ausgeſagt, daf 
die Ausſage des Beſchaͤdigten über den Betrag des Schadens, info weit 
ed ſich um defien Erſatz handelt, vollen Glauben verdiene, ohne zu uns 
teriheiden, ob der Schade an barem Vermögen oder an Gegenftänden, 
die einer Schäßung unterliegen, verurſacht worden fey. ‚Damit ſtimmt 
aud im Grunde der $. 516 überein, und wenn man damit noch die 
Vorſchrift des $. 253, fo wie die bey dem vorigen Abfaße zu a, des (. 404, 
gemachten Bemerkungen verbindet , fo Kann hier eben fo wenig ein Miß⸗ 
brauch der richterlihen Gewalt beiorget iverden. 


$. 405. 

Was von dem Eriminal= Berichte oder einer an⸗ 
dern Obrigkeit über eine mit der Unterfuchung verbun- 
dene Amtöhandlung in den Protokolien angemerket 
wird, iſt für vechtlid bewiefen zu Halten. Aber das 
Zeugniß eines einzelnen criminal- gerichtlichen Beam 
ten über Umftände, die während der Unterfuchung her- 
vorkommen, ift, außer dem Falle des $. 385, andern 
Zeugniffen gleich zu achten. | 


$. 406. 

Deffentlihe Urkunden, wovon in dem $. 385 er- 
wähnet worden, find allgemein für rechtliche Beweife 
— anzuſehen, was fie enthalten; es wäre denn, 
dag der Ausfteller einer folhen Urkunde aus einem 
Zeugniffe Vortheil ziehen, oder Berantwortung und 
Schaden von ſich ablehnen, folglid mit der in der Un- 
terſuchung befindlichen Sache verfiochten ſeyn ſollte. 

Siehe die bey $.385 angeführten Hofdekrete. 


. 407. 

Wo nach diefem Geſetze das Zeugniß eines Kunft- 
verſtändigen erfordert wird, iſt das, was er befun⸗ 
den zu haben, auf die vorgefchriebene Art bezeuget, 
für rechtlich bewiefen zu Halten, 


$. 408. ; 

en Läugnet der Befchuldigte das Verbrechen; fo kann 
er deſſelben, entweder unmittelbar durd) a 
oder aus dem Zufammentreffen der Umftände, für. 
rechtlich überwiefen gehalten werden. 
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j g. 409. 

Zur Ueberweiſung durch Zeugen wird erfordert, „Erfordernifte 
daß zwey beeidete Zeugen, deren jeder zur Zeit des fung Dura Bew 
geichehenen Verbrechens das achtzehnte Zahr feines &a-ı. Mens. 
Alters zurück gelegt hat, unmittelbar von dem durd) 
den Beichuldigten verübten Verbrechen, einftimmig, 
aus eigener vollkommenen Gewißheit, und nad) der 
übrigen im $. 403 vorgefchriebenen Richtſchnur ausge: 
fagt, und im Falle der angeordneten Gegenſtelluug 
ihre Ausfagen dem Beihuldigten in das Angeficht be- 
ftätiget haben, ohne daß gegen ihre Glaubwürdigkeit 
aus der Verantwortung des Beſchuldigten, oder jonft 
— Unterſuchungsgeſchäfte einiges Bedenken her⸗ 
vorkommt. 


Hofdekret vom 10. Dezember 1808 an die Ap⸗ 

pellations- Geridhte in Oft- und Weſt-Gali—⸗ 

zien, einverftändlich mit der Hoffommiffion in Zuftiz = Ges 
fegfahen, Nr. 875 der 3. G. ©, 

“ Da die Befchädigten in den $$. 376 und 384 nirgends 
als verdächtige Zeugen erflärt werden; fo fann auch durch die 
Ausfage zweyer Befchädigten der rechtlidye Beweis zur Ueberführ 
rung des Befchuldigten hergeftellet werden, wenn anders nad) 
dem $. 403, lit. e, ihre Glaubwürdigfeit wegen des eigenen In⸗ 
tereffe nicht gefchwächt erfcheint, welches der Richter in eingels 
nen Fällen, zu Folge 99. 409 und 414, nah dem Zufammen- 
bange der Sache und der perfönlichen Eigenfchaften der Zeugen 
und des Befchuldigten zu beurtheilen hat, 


$. 410. 

Auch) die Ausfagen der Mitſchuldigen Eönnen dann Si pie fern die 
für Zeugniffe zur rechtlichen Ueberweifung des Beſchul⸗ —— 
digten gelten, wenn zwey Mitſchuldige einhellig wider e 
den Beſchuldigten, von deſſen mit ihnen verübten Ber: "Ha tm? 
breden gezeuget, und ihre Ausfagen nicht uur dem 
Beihuldigten bey der gerichtlichen Gegenftellung in 
das Angeficht wiederholet, fondern auch nad) der ihnen 
gefhehenen Ankündigung des Strafurtheiles, nad) wel 
cher fie in einem ſolchen re noch ein Mal ausdrück- 

lid) darum zu befragen find, befräftiget haben. Zu: 
gleich müffen ihre Ausfagen 
Waſer's Strafgef. über Verbr. 223 
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111, Beweis 
aus dem Zu 
fammentreffen 
der uUmftände, 


a) mit den Erforderniffen des $. 403, a, b, c, 
e, f begleitet jeyn; a: 

b) in der Beantwortung folder Fragen, die ihnen 
über befondere, mit dem gemeinfchaftlichen Verbrechen 
verbundene Umftände geftellet worden, und die fie vor 
dem Verhafte nicht vorausjehen Fonuten, unter fich 
ganz übereinftimmen ; 

c) in allen wejentlihen, den Mitfchuldigen felbft 
zur Laſt liegenden Umftänden durch beftimmte Beweije 
deutlich beftätiget feyn; daß folchergeftalt e8 dem un— 
parteyiſchen Richter unmöglidy wird, ein vorläufiges 
Verſtändniß zu argwöhnen, vder fonft an der Wahr- 
heit diefer Ausfagen zu zweifeln, 


Hofdefret vom ı7. Dezember 1819, an dad Ga— 

liziſche Appellations-Gericht, einverftändlich mit 

der Hoffommiffion in Zuftiz» Gefeßfahen, Nr. 1637 der 
S. G. S. 

Ueber die Frage: ob nach dem $. 410 des Geſetzbuches über 
Verbrechen die einhelligen Ausfagen zweyer Mitfchuldigen. eines 
Diebftahles für Zeugniſſe zur rechtlichen Leberweifung eines läug- 
nenden Iheilnehmers an dem Diebjtahle gelten, wird erwiedert: 
daß die Vorſchrift des $. 410, des Gefegbuches über Verbrechen, 
auf alle, welche in dem $.5 des Verbrechens für fchuldig erflärt 
werden, ohne einen Unterfchied zwifchen dem unmittelbaren oder 
mittelbaren Thäter zu machen, anzuwenden fey. 


Eiehe beym Kundmahungs:Patente das Hofdelret vom 3. Dezember 
ı806, Nr. 792 der J. ©. ©, 


$. 411. 

Unter gleihen Vorſehungen Fann die Ueberwei- 
fung auch dann Statt haben, wenn neben der befchivo- 
renen, und mit den übrigen Erforderniffen der $$. 403 
und 409 begleiteten Ausjage Eines Zeugen, die nad) 
dem $. 410 mit demfelben übereinftummende Ausfage 
Eines Mitfhuldigen vorhanden ift. 


$. 412. 

Damit die rechtliche Ueberweifung eines die That 
läugnenden Verbrechers aus dem Zufammentreffen der 
Umftände entftehen Fönne, müſſen folgende Erforder- 
niffe mit einander verbunden ſeyn: 
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1. Es muß rechtlich bewiefen feyn, daß die That 
ſich wirklid) ereignet habe, und mit den beftimmten Um- 
ftänden begleitet gewefen fey. Wenn aljo die That, 
mit ihren Umſtänden volltommen zu beweifen, nicht 
möglich ift, kann auch die Ueberweifung aus dem Zu— 
fammentreffen der Umſtände nicht Statt haben. 

Il. Aus der Verbindung der durch die Unterfu- 
hung aufgeflärten Berhältniffe muß ſich eine fo nahe, 
fo dentliche Beziehung der gefchehenen That auf die 
bejchuldigte Perjon zeigen, daß, wenigftens nach dem 
natürlichen und gewöhnlichen Laufe menſchlicher Hand- 
lungen, unmöglic) zu begreifen ift, daß ein Anderer, 
ald eben nur der Befchuldigte, in fo naher Gelegen- 
heit, bey ſolchem Anlaffe, und in diefer Beftimmung 
fi) befunden habe. 

III. Ben Verbrechen, die ſich auf Tödtung oder 
eine andere Eörperliche Verlegung beziehen, muß aus 
der Unterfuchung deutlich erhellen, daß der Befchuldigte, 
Haß, Feindfchaft, Eiferfuht, Zorn, Unwillen, oder 
eine ähnliche heftige Keidenfchaft wider den Getödteten 
oder Verletzten geheget; Daß er ihn mit dem Tode, 
oder mit der Eörperlichen Berleßung bedrohet, oder 
doc) deffelben Tod oder Verlegung aus Habfucht, zur 
Erreihung eigennütziger Abfichten, oder zur Entfer- 
nung irgend eines Hindernifjes gewünjchet habe. 

Nebit dem müffen wenigftens zwey der nachite- 

henden Umftände auf den Befchuldigten zutreffen, 
und rechtlich bewiefen feyn: 

a) Daß die Entleibung oder Verlegung mit einem 
Merkzeuge gefchehen ſey, in deffen Befiße damals nur 
der Beſchuldigte geweſen. 

b) Daß der Beſchuldigte an dem Orte des Ver— 
brechens, zu der Zeit, da es verübet wurde, gefehen 
worden ſey; und Feine andere Befchäftigung oder Ver: 
anlaffung mit MWahrfcheinlichkeit angeben Eönne, wegen 
welcher er fich dafelbft eingefunden habe. 

c) Daß er nach ruchbar gewwordenem Berbrechen, 
ohne andere fcheinbare Urfache entflohen fey, oder ſich 
verborgen gehalten habe. | 

d) Daß er mit Werkzeugen, die zur Verübun 
des Verbrechens geeignet find, und deren er do 

22 
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Er fih nicht zu gebrauchen pflegte, angetroffen 
worden. 

e) Daß er fhon vor dem Verbrechen an einem 
Drte, den der nun Getödtete oder Verlegte gewöhn- 
lich befuchte , verfteckt oder lauernd gejehen worden. 

f) Das Merkmale des Verbrechens oder des bey 
Verübung deffelben erlittenen Miderftandes an feiner 
Derfon oder Kleidung entdecket worden. i 

g) Daß _etwas bey ihm * ‚ oder von ihm 

bey der Verfolgung weggeworfen worden, was der 
- Getödtete oder Berlegte zur Zeit des an ihm verübten 
Verbrechens ben fid) hatte. 
Wenn das Miderfpiel deffen, was der Befchul- 
digte zu — Verantwortung über die gegen ihn ſtrei— 
tenden Anzeigungen vorbringt, rechtlid) bewiefen, folg- 
lich) feine Verantwortung offenbar falſch iſt; dann Fann 
aud Einer der hier bemerkten Umſtände zur Ueberwei— 
fung hinreichen. 

IV. Bey andern Verbrechen muß fih aus der 
Unterfuhung Elar zeigen, daß der Befchuldigte ein 
Menſch ift, zu dem man fi) des angejchuldeten Wer: 
bredyens allerdings verfehen kann; entweder, weil er 
* eher um eines Verbrechens willen in gerichtliche 

nterfuhung gezogen, und nicht für ſchuldlos erkannt 
worden; oder, weil er fid) über keinen ehrbaren Nah: 
rungsweg auszuweiſen vermögend ift; oder, weil er 
mit berüchtigten Verbrechern Gefellichaft und vertraus 
ten Umgang gehabt hat. 

Nebft dem müſſen wenigftens zwey der nadfol- 
genden Umftände auf den Befchuldigten zutreffen, 
und rechtlich bewiefen feyn: 

a) Daß bey ihm oder in feiner Wohnung, oder 
in einem andern für ihn zugänglichen Aufbewahrungds 
orte foldye Werkzeuge gefunden worden, die zur Aus⸗ 
übung des Verbrechens dienen, und demfelben in feinem 
Stande und Gewerbe ganz überflüfiig find ; 

b) daß bey ihm oder in feiner Wohnung, oder 
in einem von ihm gewählten Aufbewahrungsorte Ge: 
genftände des Verbrechens, oder zurück gelaffene Merk⸗ 
male defjelben, worin fie immer beftehen mögen, ans 
getroffen worden; | | 
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c) daß er an dem Drte, wo das Verbrechen be- 
gangen worden, vor, während, oder nach) der That 
ſich eingefhlihen oder verborgen gehalten, oder daraus 
fortgeichlichen habe; 

d) daß er nad) ruchtbar gewordenem Verbrechen 
ohne andere fcheinbare Urſache entflohen, oder ſich ver- 
borgen gehalten ; 

e) daß er einen Handwerksmann oder Künftler 
angegangen habe, ihm eine Arbeit zu liefern, die ’ 
Feinem andern erlaubten, oder mit feinem Gewerbe 
zufammenhängenden Gebrauche, wohl aber zu dem ihm 
angejchuldeten Verbrechen dienen konnte; 

f) daß Verfuhe des begangenen Verbrechens, 
Fein in demjelben von feiner Hand fich haben fin- 

en laffen; 

g) daß er in Geftalt, Waffen, Kleidern genau 
fo erſheine, wie der Thäter des Verbrechens von dem⸗ 
jenigen,, an dem es verübet worden , oder von andern 
Anweſenden befchrieben wird. 

Menn rechtlich bewiefen ift, dag die Berantwor- 
tung des Beſchuldigten über die gegen ihn flreitenden 
Anzeigungen falſch ſey, kann ber jeder Gattung von 
Verbrechen einer der hier bemerkten Umftände eben fo 
zur Meberweifung hinreichen , wie folches vorher bey 
dem Berbrechen des Mordes und der Eorperlichen Ber- 
leßung gemeldet worden, 


Patent vom 6. July 1833, Nr. 2622 der I. G. ©. 


. Bey Anwendung der in dem h. 412, des J. Theiled des Straf- 
gefebbuches, enthaltenen Vorfchriften über den Beweis aus dem 
Zufammentreffen der Umftände (Anzeigungen) haben fi Schwie: 
rigfeiten ergeben. Wir haben Uns daher beftimmt gefunden, in 
Beziehung auf die nach Kundmachung diefed Gefeges einzuleiten- 
den Criminal Unterfuchungen diefen Paragraph aufzuheben, und 
an deilen Stelle Folgendes feftzufegen : 

$. ı. Ein die That Täugnender Unterfuchter kann nur dann 
durch das Zufammentreffen der Anzeigungen für rechtlich über- 
wiefen gehalten werden, wenn folgende drey Bedingungen zus 
gleich eintreten:- 

J. Es muß die That mit den Umjländen, die fie zum Ver— 
brechen eignen, vollftändig bewiefen feyn. 

II. Es müffen gegen den Befchuldigten die in den folgen: 
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den Paragraphen bezeichneten Anzeigungen in der dafelbft feftge 
festen Zahl zufammentreffen. 

II. Aus der Verbindung der durch die Unterfuchung erho— 
benen Auzeigungen, Umjlände und Verhaͤltniſſe muß fich eine 
fo nahe und deutliche Beziehung der That auf die Perfon des 
Beſchuldigten ergeben, daß nach dem natürlichen und gewöhn- 
lihen Gange der Ereignijfe nicht angenommen werden fann, es 
babe ein Anderer, als der Befchuldigte, die That begangen. 

$. 2. Allen oder doch mehreren Verbrechen gemeinfchafts 
liche Anzeigungen find: F 

ı. wenn der Beſchuldigte um die Zeit der Verübung der 
That eben dailelbe Werkzeug oder Mittel beſeſſen bat, womit 
dad Verbrechen begangen worden ift; . 

oder wenn er zur Ausführung des Merbrechens dienliche 
Werkzeuge oder Mittel, die ihm nach feinem Berufe oder nach 
feiner Beſchaͤftigung überflüffig und bey Leuten feines Standes 
ungewöhnlich find, verfertigt, angefchafft oder zu erhalten ges 
fucht hat; | 

oder wenn bey ihm oder in feiner Wohnung oder an einem ans 
dern von ibm gewählten Aufbewahrungsorte ſolche Werfzeuge 
oder Mittel gefunden werden. 

2. Wenn der Befchuldigte einen Andern zur Werübung des 
Verbrechens zu verleiten gefucht hat; , 

oder wenn er über die Mittel der Ausführung Rath und Er- 
Pundigung eingeholt hat. 

3. Wenn er die Abficht, das Verbrechen zu begeben, durch 
vorausgegangene Drohungen oder durch fchriftliche oder münd⸗ 
liche Yeußerungen beftimmt zu erfennen gegeben hat. | 

4. Wenn der Beihuldigte in Geftalt, Waffen, Kleidung, 
oder nach andern befondern Kennzeichen genau fo erfcheint, wie 
der Ihäter von demjenigen, an dem das Verbrechen verübt wors 
den ift, oder von einem Zeugen befchrieben wird. 

5. Wenn der Befchuldigte Verfuche, die fich auf das Verbre: 
— gemacht, oder ſich in Handlungen ſolcher Art ges 
übt hat. 


6. Wenn der Befchuldigte an dem Orte des Verbrechens zu 
der Zeit, ald es verübt wurde, gegenwärtig war; 

oder wenn dafelbft eine Sache angetroffen wird, welche der: 
felbe um die Zeit der Verübung des .Verbrechend befeifen hat, 
ohne daß in diefen beyden Fällen eine andere Urfache davon mit 
Wahrfcheinlichfeit hervorgeht; 

oder wenn er fich an dem Orte des Verbrechens oder in deffen 
Naͤhe Furz vor, odernadh der That vermummt, Iauernd oder ver- 
ftet befunden hat; 

oder wenn er an diefem Orte und zu diefer Zeit in Handlun= 
gen, die fich füglich nicht anders ald durch das Vorhaben oder 
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* wirkliche Verübung des Verbrechens erklaͤren laſſen, begrif⸗ 
en war. 

7. Wenn bey dem Beſchuldigten oder in ſeiner Wohnung oder 
an einem andern von ihm gewählten Aufbewahrungsorte Sa: 
hen, die der Befchädigte zur Zeit der an ihm verübten That be= 
feifen hat, oder Gegenitände des Verbrechens gefunden werden. 

8. Wenn an der Perfon oder an den Kleidungsftüden des Bes 
fhuldigten, oder an andern ihm gehörigen oder bey ihm ange: 
troffenen Sachen Merkmale ded Verbrechens oder der Verübung 
deffelben, oder der dabey eingetretenen Gewalt entdedt werden. 

9. Wenn der Befchuldigte nad) der Zeit des begangenen Ver: 
brechens ohne andere glaubwürdige Veranlaffung entflohen ift, 
oder fich verborgen gehalten hat. 

10. Wenn er Spuren des Verbrechens entfernt, unterdrückt, 
oder vertilgt bat, oder diefelben zu entfernen, zu unterdrüden 
oder zu vertilgen, oder auf eine andere Art der obrigfeitlichen 
Nachforfchung vorzubeugen bemüht gewefen ift. 

F. 3. Befoudere aus der eigenthümlichen Befchaffenheit ein- 
zelner Verbrechen entjtehende Anzeigungen find: 
A. Bey dem Hochverrath, Aufitand oder Aufruhr: 

1. Briefwechfel verdächtigen Inhaltes, oder verdächtige ge— 
heime Zufammenfünfte mit einer Perfon, gegen welche ein fol: 
ches Verbrechen erwiefen, oder welche deifelben rechtlich beins 
zichtiget ift, oder welche zu einer von der öffentlihen Verwal: 
tung für ftaatögefährlich erklärten Partey gehört; 

oder Annahme geheimer aus anderer Abſicht füglich nicht er» 
Härbarer Geſchenke von einer folchen Perſon. 

2. Auf geheimen Wegen in größerer Menge angefchaffte Waf- 
fen oder zu deren Gebrauche dienliche Erforderniffe 

B. Ben den Verbrechen des Kindesmordes, der Weglegung 
eined Kindes, oder der Abtreibung der Leibesfrucht entfteht eine 
befondere Anzeigung aus den nach dem Ausfpruche der Kunft« 
verjtändigen bey der Befchuldigten entdeckten fihern Merkmalen, 
oder aus dem rechtlichen Beweife einer kurz vorhergegangenen 
Geburt oder Fehlgeburt, wenn ihre Teibesfrucht vermißt wird. 

C. Bey Verbrechen, die aus Gewinnfucht entftehen, find 
befondere Anzeigungen: 

ı. Wenn. der Befchuldigte, nachdem das Verbrechen begangen 
worden ift, einen fein Vermögen offenbar überfteigenden Auf: 
wand gemacht hat. 

2. Wenn er Sachen, die den Gegenftänden des Verbrechens 
gleichen, und deren Werth oder Befchaffenheit feinen Verhält: 
niſſen nicht angemeffen it, heimlich oder auf verdächtige Weife 
oder weit unter dem wahren Werthe veräußert oder zu veräus 
Bern gefucht hat; 

oder wenn die bey dem VBefchuldigten vorgefundenen oder von 
ihm auögegebenen Geld: oder Münzforten in der Menge und 
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Beſchaffenheit mit denjenigen, welche der Gegenftand des Ver: 
brechens waren, fo auffallend übereinftimmen, daß fie mit Wahr» 
fheinlichfeit für eben diefelben gehalten werden fönnen, 

$. 4. Als Anzeigungen find ferner anzufeben: 

ı. Ein freywilliges, mit den im $. 399, lit. b,c,d, edes 
1. Theiles des Strafgefegbuches angegebenen Eigenfchaften ver: 
fehenes, außergerichtliches mündliches oder fchriftliches Geftändniß. 

2. Die mit allen Erforderniffen des $. 403, des I. Theiles des 
Strafgefegbuches, verfehene Ausfage Eines Zeugen, wenn fie fich 
unmittelbar auf die Verübung des Verbrechens durch den Be: 
ſchuldigten bezieht, und der Zeuge zur Zeit der hat das viers 
zehnte Jahr zurückgelegt hatte. 

3. Die eben fo befchaffene unbefchworene Ausfage zweyer Zeu⸗ 
gen, welde zur Zeit der Verübung des Verbrechens auch nur 
das zehnte Jahr zurückgelegt hatten, wenn fie nur darum nicht 
beeidiget worden find, weil fie zur Zeit ihrer Abhörung daß vier⸗ 
zehnte Jahr noch nicht zurückgelegt hatten, oder weil fie fih zu 
diefer Zeit wegen eines Verbrechens in der Unterfuchung oder in 
der Strafe befunden haben. 

4. Die von dem Vefchädigten , der vor feinem Ableben nicht. 
mehr gerichtlich vernommen oder beeidigt werden fonnte, bey 
berannahendem Tode abgegebene Aeußerung. welche den von ihm 
deutlich erfannten Befchuldigten als Thäter bejtimmt bezeichnet. 

9. Die mit den Erforderniffen des $. A410, des I. Iheiles des 
Strafgefegbuches, verfehene Ausfage Eines Mirfchuldigen. 

6. Die eben fo befchaffene Ausfage mehrerer Mitfchuldigen, 
bey denen die Beftätigung nach Anfündigung des Urtheiles nicht 
Statt finden Ffonnte. 

$- 5. Zum rechtlihen Beweiſe aus dem Zufammentreffen 
der Anzeigungen find, in fo fern auch die übrigen im $.ı feſtge— 
festen Bedingungen eintreten, drey der in den vorhergehenden 
$%. 2, 3, 4 beſtimmten und in jedem Paragraphe durch eigene 
Zahlen abgefonderten Anzeigungen erforderlich. 

Treffen mehrere unter derfelben Zapl in einem Paragraphe 
vorfommende Anzeigungen ein, fo find fienur für Eine zu rechnen. 
Ueberhaupt Fann ein einzelner Thatumftand immer nur einmal 
in Anfchlag gebracht werden, undnie, in verfchiedenen Beziehun: 
gen aufgefaßt, mehrere Anzeigungen bilden. 

F. 6. Zedoch find auch zwey der in den $$. 2, 3, 4 bezeich⸗ 
neten Anzeigungen unter den Beſtimmungen des $. 5 zum recht= 
lichen Beweife hinreichend, wenn aus der Unterfuchung, unab- 
bängig von den erwähnten Anzeigungen, mit Rückſicht auf den 
Ruf, die Verhältniife, den Lebenswandel oder die Gemüthöbe- 
fhaffenheit des Beſchuldigten, für ihm ein befonderer Beweg⸗ 
grund oder eine Geneigtheit deſſeiben zur Verübung des ihm an⸗ 
geſchuldeten oder eines auf ähnlicher Triebfeder beruhenden Ber: 
brechens klar hervorgeht, als zum Beyſpiele: 
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a) Wenn derfelbe wegen eined früheren auf ähnlicher Triebfe- 
der beruhenden Verbrechens, oder einer ſolchen fchweren Polizey: 
übertretung entweder fchon früher von der Behörde in Unterfus 
hung gezogen, und durdy das darüber erfolgte Urtheil nicht für 
ſchuldlos erflärt worden ift, oder in der gegenwärtigen Unterſu⸗ 
hung für ſchuldig erfannt wird. 

b) Wenn er mit einer oder mehreren Perfonen, die ihm als 
Verbrecher befannt find, vertrauten und verdächtigen Umgang 
gehabt hat. 

c) Bey Verbrechen aus Gewinnfucht, wenn er ſich über Feinen 
ehrbaren Nahrungsweg auszuweifen vermag. 

. 7. Zwey der in den $$. 2, 3, 4 bezeichneten Anzeiguns 
gen find unter den Beflimmungen des $. 5 ach in dem Kalle 
zum rechtlichen Beweife hinreichend, wenn das Gegentheil def: 
fen, was der Befchuldigte zur Entfräftung der gegen ihn vorhans 
denen Anzeigungen angebracht bat, rechtlich bewiefen, mithin 
feine Verantwortung offenbar falfch ift. 

$. 8. Die in den si 2, 3, 4 bezeichneten Anzeigungen, 
fo wie die in dem $. 6 erwähnten Umstände müjfen für fich recht= 
lich bewiefen feyn , und weder durch die Verantwortung des Bex 
ſchuldigten, noch durch entgegenftehende Anzeigungen oder andere 
Verhaͤltniſſe, welche für die Schuldlofigfeit des Befchuldigten 
fprechen, und von dem Richter nach der Beftimmung des $.4ı4, 
des I. Theiles des Strafgelegbuches forgfältig zu würdigen find, 
entfräftet werden, oder ihre Wichtigfeit verlieren. 

$. 9. Außer dem $. 412 wird durd) gegenwärtiged Geſetz 
an den übrigen Beftimmungen des I. Theiles des Strafgefegbus 
ches nichtö geändert. 


Hofdefret vom 2. May 1834, an dad Dalmati- 

nifhe Appellations-Geriht, im Einvernehmen 

mit der Hofkommiffion in Suftiz« Gefeßfachen, Nr. 2653 
der 9. ©. ©. 


Das Patent vom 6. Zuly 1833 (3. ©. ©. Nr. 2622) ift 
in dem ©erichtöbezirfe eines jeden der mit Criminal:Gerichtöbar: 
Feit verfehbenen Zribunale von dem Tage an für kundgemacht zu 
halten, an welchem die öffentliche Befanntmachung deſſelben an 
dem Orte, wo das Tribunal feinen Sig hat, erfolgt ilt. 

Die Eriminal:Unterfuhung muß von dem Tage an als eins 
geleitet betrachtet werden, an welchem das die Criminal:Gerichtd« 
barfeit verwaltende Collegial: Gericht den Befchluß gefaßt hat, 
eine beitimmte Nerfon in Criminal: Unterfuchung zu ziehen. 

Das Patent vom 6. Zuly 1833 ift auf Verbrechen, wor: 
über in diefem Sinne die Unterfuchung erft nach Kundmachung 
des Gefepes eingeleitet worden ift, anzuwenden, wenn fie auch) 
vor der Kundmachung verübt worden find. 


» 
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. 418. 

hie MBenn der Befhuldigte zwar die That eingefteht, 
ten Borfages- aber den böſen Borfaß laugnet; fo ift darauf zu fehen, 
. ob nad) den fi) aus der Unterſuchung zeigenden Um— 
ftänden die That ſich plößlich ereignet, oder der Thä— 
ter zur Borbereitung derjelben Mittel angewendet, Hin: 
derniffe zu entfernen gefucht habe. Im erften galle 
kann die Entfchuldigung in fo fern Statt haben, als 
das Uebel nach der natürlihen Drduung der Dinge 
nicht ſchon nothwendig aus der Handlung entftehen 
mußte. Hat aber der Beichuldigte Gelegenheit und 
Mittel, die That auszuüben, vorbereitet; fo ift er 
aud) des böfen Borfages für überwiefen zu halten; es 
iD denn, daß aus der Unterfuchung befondere Um— 
ande hervorfommen, welche füglid) eine andere Ab— 

fiht erkennen Laffen. | 


$. 414. 
ae Ueberhaupt ift zur Richtfchnur zu nehmen, daß 
SAN Fein Beweis für ſich allein zu beurtheilen, fondern je= 
der in Berbindung mit dem ganzen Unterfuchungsge- 
fchäfte zu betrachten fey. Nachdem aljo entweder die 
Unparteplichkeit der Zeugniffe durch perfünlide Ber: 
hältniffe, oder die Glaubwürdigkeit was immer für ei— 
nes Beweiſes durch entgegen ftehende Erfahrungen, 
bedenklid) gemacht wird, verliert der Beweis an fei- 
ner Kraft, und ein auf ſolche Art geihwächter Beweis 
- Fan nicht mehr als rechtlid) betrachtet werden. 


Eilftes Hauptftüc. 
Bon dem Urtheile. 


$. 415. 
Weser jede Unterfuchung, wodurch jemand um Wanrı der sau 


eines Verbrechens willen zur Verantwortung gezogen Urne am 
worden, muß nad) dem Abſchluſſe derjelben ein Weeheil * 


ergehen. 


Hofdekret vom 28. Auguſt 1818, an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Entſchlie— 

fung vom 5. Auguſt 1818, über Vortrag der Hofkom— 
miffion in J. G. ©., Nr. 1486 der J. ©. ©, 


Es find Fälle vorgefommen, in welchen die Criminal⸗Ge⸗ 
richte eine in Gemäßheit des IV. Hauptftüdes, zweyte Abtheis 
fung, eriten Theiled des Strafgefepes ſummariſch geſchloſſene 
Unterfuhung, nicht nach Anweifung des $. 415 durdy förmliches 
Urtheil erlediget; fondern fich erlaubt haben, eine fummarifche 
Unterfuchung ohne Urtheilsfchöpfung abzubrechen. 

Diefer Unfug ift fogleich abzuflelen, und die Criminal» 
Gerichte find anzuweifen, fich die Vorfchrift des $. 415, erften 
Theils des Strafgefeges, genau gegenwärtig zu halten, vermöge 
welcher jede, auch ſummariſch gefchloffene Unterfuhung, durd) 
foͤrmliches Urtheil zu erledigen ift. 


Hofdefret vom 19. März 1819, an das Nieder: 

Defterreihifhe und böhmiſche Appellations— 

Gericht, einverftändlicd mit der Hoffommiffion in Juſtiz— 
Gefegfahen, Nr. 1549 dr . G. S. 


Ueber die in Beziehung auf dad Normale vom 28. Auguft 
1818, Nr. 1486 der Zuftiz« Gefegfammlung gemachte Anfrage: 
was unter einer fummarifch gefchloffenen Unterfuchung zu verftes - 
ben fey, wird die Belehrung dahin ertheilt: da eine nach dem 
$. 2, erften Theild des Strafgeſetzes, der Zurechnung des Vers 
brechens fähige Perfon, nad) dem $. 258 eines Verbrechens wes 
gen nur dann zur Verantwortung gezogen werden Fanu, wenn 
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gegen fie Anzeigungen , wodurch die rechtliche Befchuldigung eis 
ned Verbrechens begründet wird, bereitö erhoben find; in die: 
fem Falle einer über die rechtlihe Befchuldigung abgeforderten 
Verantwortung aber die $$. 273, 279 und 280 feine Anwens 
dung mehr finden, wohl aber diefe Unterfuchung, wodurch Ses 
mand eines Verbrechens wegen zur Verantwortung gezogen wird, 
nach ihrem Abfchluffe, der Maren Morfchrift des $. 415 gemäß, 
ftetö durch Urtheil zu erledigen ift; fo bat dieſes auch dann zu 
gefhehen, wenn fchon in dem fummarifchen Verhöre durch die 
Berantwortung die rechtliche Beſchuldigung vollfommen wider: 
legt, und hierüber mit Beobachtung der Vorfchrift der $$. 349 
und 372 die Unterfuhung, ohne zum ordentlichen Verhöre zu 
fohreiten, alfo fummarifch abgefchloffen wird. 2 
Siehe bey $. 202 die Hefdelrete vom ı. März ı822, Nr. 1848, und 
81. Auguft 1822, Nr. ı890 der 3. ©. ©.; und bey $. 273 das 
Hofdelret vom ı2. Oktober 1805, Nr. 750 der 3. ©. ©. 


Hofdefret von 13. Jänner 1826, an das Inner: 
Defterreihifh-Küftenländifhe und böhmiſche 
Appellations-Gericht, einverftändlich mit der Hof: 
kommiſſion in Juſtiz ⸗· Geſetzſachen, Nr. 2156 der I. ©. ©. 
Das Inner⸗Oeſterreichiſch Küſtenlaͤndiſche Appellations-Ges 
richt hat, wenn ed über eine gegen mehrere Perfonen geführte 
‘ Eriminal:Unterfuchung in erfter Inftanz fpricht, für jeden Mit- 
ſchuldigen ein eigenes Urtheil aus;ufertigen, und eben fo, wie 
das böhmifche Appellations:Gericht, die unterftehenden Criminal: 
Behörden eriter Inftanz zur Audfertigung eined eigenen Urthei- 
les für jeden Mitfchuldigen anzuweifen. 


$. 416. 
—— ae Das Criminal» Gericht , welchem das Verfahren 
ſauet were? mit der Perfon des Befchuldigten zufteht, hat auch 
das Urtheil über diefelbe zu fprechen. 


Ordentliche Be: $. 417. 

Relunadesder — Das Urtheil muß bey ordentlich beſetztem Ge— 
rihte, und mit gehöriger Berathihlagung gefället 
werden. 


S. A. 1. Nr. 20. g. 418. A 
Zur ordentlihen Befeßung des Berichtes wird 
die Berfammlung wenigftens von drey Männern, 
welche von dem Dbergerichte in Criminal: Saden für 
fähig. erkläret find, und von zwey beeidigten Beyfißern, 
nebſt einem Gerichtsſchreiber erfordert. 
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Hofdefret vom 13. Jänner 1804, an das Nie— 
der- Defierreihifhe Appellations- Gericht, 
einverftändlic mit der Hoftommiffion in Geſetzſachen, 
Nr. 646 der J. ©. ©. 


Da der $. 418 des Strafgefeged anordnet, daß zur Ver 
fegung des Griminal:Öerichteö, welches das Urtheil fället, wer 
nigftens die Verſammlung von dreyen Männern, die von dem 
Obergerichte in Criminal:Sachen für fähig erflärt find, und von 
zwey beeidigten Beyſitzern, nebft einem Gerichtsfchreiber erforz 
dert werde, fo gibt das Geſetz nicht undeutlich zu erfennen: 
daß, wo ed immer shunlich it, dem Gerichte nur rechtöverftän- 
dige Beyfiger beygezogen werden follen; es it daher die bisher 
in Nieder » Defterreidy üblidy gewefene Art, über eine von dem 
Landgerichte geführte Unterfuchung durch ein von Rechtöfreune 
den zufammengefegtes Gericht das Urtheil fällen zu laſſen, dem 
Geſetze vollfommen angemeffen; nur darf dem Unterfuchten feine 
größere Urtheildtare, ald welche in dem $. 535 beflimmt ift, aufs 
gerechnet werden, 

(Siehe bey $. 237 die Hofdefrete vom 24. März 1804, Nr. 659, 
und 6. July ıBo4, Nr. 672 der J. ©. ©.) 


Hofdefret vom 25. September 1807, an das Ins 

ner» Defterreihifhe Appellations- Gericht, 

über deffen Bericht vom 4. September n. 3., Nr. 817 
der 9. G. ©, 


Nach den Flaren Worten des $. 418 werden zur ordentli« 
hen Befegung des ein Urtheil fchöpfenden Criminal: Gerichtes 
außer dem Vorſitzenden wenigſtens vier Benfiger erfordert; bier: 
von müffen wenigftend zwey von dem Obergerichte in Eriminal« 
fachen für fähig erflärt feyn; die andern zwey Stellen aber fön- 
nen mit zwey, obgleich ungeprüften, beeidigten Beyſitzern erſetzet 
werden. Hieraus folget von felbit, daß nebft dem Vorfigenden 
drey rechtöverftändige Benfiger nicht zureichen, fondern die Stelle 
des geprüften Benfigerd, wenn es nicht anders thunlich iſt, von ei⸗ 
nem ungeprüften aber vertrauten beeidigten Manne erfeget wer- 
den müſſe. Aus den Worten und der Abficht des Gefepes er: 
gibt ſich zugleich, daß auch die ungeprüften Beyſitzer der Berath⸗ 
fhlagung beyzuwohnen haben, und daß ihnen gleich den geprüf: 
ten, da dad Gefeg feinen Unterfchied macht, ein entfcheidendes 
Stimmrecht gebühre. 

Siehe bey $. 216 die Hofdekrete vom 17. May 1816, Mr. 1245, und 
ı2. März 1824, Nr. 1992 der 3. ©. ©. 

Siehe bey $. 237 die Hofdekrete vom 11. Zuly ı8ı7, Nr. 13465 
15. July 1828, Nr. 2353; 13. Februar 1829, Nr. 2383 der 3. 
G. S., und das Hoflanzley-Defret vom 25. September 1836. 
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Siehe —* — das. Hofdekret vom 9. Februar 1822, Nr. 1836 
der %. ©. ©. 
Siehe vn 288 das Hofdefret vom ı4. May ı806, Nr. 766 der 
4.6. ©. 


J. 419. 

Sedem Criminal: Gerichte, bey dem eine folde 
Beſetzung nicht thunlich ift, fteht frey, die Unterfu: 
chungsakten in die Hauptftadt an das Eriminal-Bericht, 
oder an ein nach dem vorigen SParagraphe zufammen 
geſetztes Gericht der Provinz einzufenden, damit da- 
jelbjt das Urtheil im Namen des einfendenden Criminal⸗ 
Gerichtes ‚gefchöpfet werde. 


$. 420. | 

Mer mit der Perfon, über welche zu nrtheilen 

ift, in einem ſolchen Berhältniffe fteht , daß er in bür- 

gerlichen Angelegenheiten Bein unbedenklicher Zeuge für 

oder wider diefelbe wäre, kann nicht zum Criminal: 
Berichte gelaffen werden. 


Siehe die allgemeine Gerichts⸗-Inſtruktion vom 9. September 1785, 
Nr. 464, erfte Abtheilung, $$.. 3ı und 62, 


| $. 421. 
Beitpunft, die Zur Berathfchlagung und Schöpfung des Urthei- 

erathfchlas z Re E . 
Bang vor les muß mit möglichfter Befchleunigung gefchritten 
FF werden. Das Urtheil fol in der — von Zeit der 
geendigten Unterſuchung, binnen acht Sagen; bey wich- 
tigeren und weitläufigen Unterfuchungen aber wenig: 

ftens binnen dreyßig Tagen ergehen, 


$. 422. 

Die — iſt immer an einem Werk⸗ 
tage, Vormittags, und bey verfammeltem Gerichte zu 
halfen. Eine von einem Abweſenden etwa fehriftlic) 
eingefdickte Stimme hat Feine Gültigkeit. 


Hofdefret vom 27. Dezember 1826, an fämmt- 
lihe Appellation8-Geridhte, in Folge allerhöchfter 
Entſchließung vom 11. Dezember 1826, über Vortrag der 
Hoffommiflion in 3. ©. S., Nr. 2244 der J. ©. ©. 
Seine Majeftät Haben über die vorgefommene Anfrage, be« 
treffend dad Befugniß eines Eollegialz Gerichte, nach aufgeho⸗ 
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bener Sikung feinen Befhluß abzuändern, zu befehlen gerubet: 
daß es bey der bisherigen Vorfchrift der Amts:Initruftion, vers 
möge welcher ein Rath einer Juſtizbehörde, von einer über was 
immer für eine Rechtdangelegenheit abgegebenen Meinung nur 
im Laufe derfelben Sigung zurüdzutreten, und eine neue abzu— 
geben, oder einer ſchon abgegebenen eines andern Rathes beyzu⸗ 
pflichten befugt it, zu verbleiben habe. | 

Um jedoch die möglichite Vorficht zu beobachten, daß die 
Rechtsgeſchäfte bey den Juftizbehörden mit gewillenhafter Auf: 
merffamfeit und Umficht behandelt werden, find in Zufunft die 
wichtigern, Rechtdangelegenheiten immer in den erften Stunden 
der Sitzung, und die leichteren in den legteren Stunden derfels 
ben vorzunehmen, die Sıkungen felbit aber nicht leicht, und 
nur in den dringendften Fällen, oder wo ed wegen des Zufam: 
menhanges nicht anders feyn kann, über den Zeitraum von vier 
Stunden auszudehnen. 


§. 428. 

Bey der Berathihlagung muß das Tagebuch, ordnung des 

wovon in dem $. 346 erwähnet worden, zum Leitfaden "ee 
dienen. Alle Protokolle und andere Schriften, wie fie 
Stück für Stück in der Unterfuchung erwachfen find, 
müffen nach ihrem ganzen Inhalte, und ohne daß da— 
von einen Auszug zu verfaflen geftattet ift, abgelefen 
werden. Die Gerihtömänner find zur den pri 
genauen Aufmerkjamkeit verpflichtet, damit fie über 
die ganze Sache ihre Meinung gewiffenhaft und gründ— 
lid) zu geben ſich in Stand gefeget finden. Zeiget fic) 
ein Mangel in der Unterfuchung, weldyer die zuverläßige 
Aburtheilung hindert; fo ift die Verbeſſerung defielben 
unverzüglich einzuleiten. 


Hofdefret vom 11. Jänner 1811, an dad Nieder: 

Defterreihifhe Appellationds Gericht, einver- 

ftändli) mit der :Hoffommiffion in Zuftiz« Gefegfachen, 
Nr. 921 der J. G. ©. 


Die wegen Ablefung fämmtlicher Aftenftüde bey dem Vor: 
trage eines Criminal: Prozeifes in dem Strafgefege enthaltene 
Vorſchrift ift nicht dahin zu verftehen, daß fchlechterdings alle 
Schriften und Stellen des Criminal: Prozeifed abgelefen werden 
follen, fondern nur jene, welche auf die Verurtheilung oder Los: 
fprehung, dann auf die erfchwerenden oder mildernden Umftände 
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Beziehung haben; e8 find daher über die Criminal:Prozeffe, wie 
vormals, auch jegt ordentliche Referate zu verfallen. 


(Siehe die allgemeine Gerichts-Inſtruktion vom 9. September 1785, 
Nr.464, erite Abtheiluna, 65.35, 47, 48, 49, und das IV, und V. 
Hauptftüd der allgemeinen VBorfchrift über die Berfahrungsart der 
galizifhen Griminal:Geridyte, in dem Hofdelrete vom 28. Oktober 
1808, Nr. 867 der 3. ©. ©.) | 


| $. 424. 
Risefenur aur Seder, der feine Stimme zu geben hat, foll beden- 
Etimmfüs Pen, daß nicht MWillfür, fondern nur die Gejeße das 
rung. Recht beftimmen, und daß die Anwendung derfelben 
auf die That, die Perfon, und die Beweile das Ur— 
theil ausmachen müffe; daß ein Schuldlofer leiden, 
und felbft der Straffällige nicht ftrenger, als das Ge: 
jeß verhänget, behandelt werden foll; daß aber aud) 
der gemeinen Sicherheit und dem darauf gegründeten 
Wohlſtande der bürgerlichen Geſellſchaft weſentlich dar- 
an gelegen ift, das Verbrechen zu bejtrafen; daß da— 
her die Gerechtigkeit eben fo durch übel verftandene 
Menfchenliebe, als durch übertriebene Strenge verleßet 

werde. 


$. 425. | 

zer de Um Der Gerichtsmann, dem dad Geſchäft zum Vor⸗ 

Ensfgeidung. frage zugetheilet worden , hat feine fchriftlich vorberei⸗ 
tete Meinung bey der Berathichlagung abzulefen, und 
der Vorſitzende nachher die weitere Umfrage zu halten. 
Sede Stimme muß mit den angeführten Gründen von 
dem Berichtsfchreiber genau protofolliret werden. Das 
Urtheil wird nah Mehrheit der Stimmen abgefaffet. 
Der Borfigende hat nur Eine, und zwar die lebte 
Stimme, mit welder er, wenn die vorigen Stimmen 
ſich gleich theilen, den Ausfchlag gibt. Hat bey glei- 
hen Stimmen der Borfigende eine dritte Meinung; 
jo ift das Urtheil nach der Meinung abzufaffen, wel» 
cher die Stimme des Vorfißenden am nachiten kömmt. 
Iſt fie von beyden Meinungen ganz verfchieden; fo ift 
die Umfrage zu wiederholen, und wenn aud) dann eine 
Mehrheit der Stimmen nicht den Ausfchlag gibt, nad) 
derjenigen der gleich getheilten Meinungen abzufchlie= 
Ben, welche die gelindere ift, 


J 
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Hofdekret vom 18. April 1818, in Folge höchfter 
Entſchließung vom 17. März n.3., Nr. 1438 der J. G. ©. 


Ein Präfident ift nach dem Sinne des $.425, erften Theis 
les des Strafgefeged, im Falle die Stimmen über eine härtere 
oder gelindere Strafe fich gleich theilen, nicht verbunden, der ges 
linderen Meinung den Ausfchlag zu geben, fondern hat nach 
feiner Ueberzeugung den Schluß zu fallen. 

(Siehe die allgemeine Gerichts: Fnitruftion vom 9. September 1785, 
Nr. 464, erſte Abtheilung, $$- 56, 57, 58, und bey $. 422 das Hof⸗ 
dekret vom 27. Dezember ı826, Wr. 2244 der 5. G. ©.) 


$. 426. 
In dem Urtheile müffen folgende Stücke ausge: Inhatt des ur 
drücket werden: — 


J. Der Vorname und Zuname des Beſchuldigten, 
und ſein Spitzname, wenn ihm ein ſolcher in einer 
u — Verbrechern, oder ſonſt im gemeinen Leben 

egeben iſt. 

* IL. Die Benennung der Verbrechen, worüber das 
Urtheil gefället wird, und die Beflimmung, ob fie 
nur verfuchet worden, oder, ob fie eine Mitſchuld und 
Theilnahme an dem Verbrechen ſeyn. Die Beuennung 
ift nad) dem in dem Befeße angenommenen Ausdrucke, 
mit wenigen Morten, ohne fic) in eine Befchreibun 
der That einzulaffen, doch dermaßen anzuführen, da 
die unter dem allgemeinen Begriffe eines Verbrechens 
enthaltenen mehreren Gattungen, in fofern fie von dem 
Geſetze felbft von einander abgefandert find, nad) diefer 
abgejonderten Benennung bemerket werden. 

Ill. Der Tag, da der Beihuldigte bey dem Eri- 
minal-Gerichte das erfte Mal verhöret worden, der 
Tag des Abjchluffes der Unterfuchung, und der Tag 
des en Urtheiles. 

IV. Der eigentlihe Inhalt des richterlichen Aus— 
fprudhes, nach) welchem 

a) der Beichuldigte entweder für fchuldlos oder für 
fraffällig erkannt, oder die Unterfuchung aufgehoben; 
b) die Entſchädigung, fo der Berurtheilte etwa aus 
Berbrechen zu leiten hat, beftimmet oder vorbe- 
alten; 
c) der Erfaß der Eriminal-Berichtöfoften auferlegt, 
oder erlafien wird. | | 
Waſer's Strafgef. über Verbr. a3 
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Hofdefret vom 16. Oftober 1824, an das Appel: 
lationssGeriht in Galizien, über deffen Anfrage 
vom 14. September 1824, Nr. 2044 der J. G. ©. 

In Betreff der durch einen Unterfuchten zu zahlenden Eri- 
minal:Koften wird bedeutet: daß in den Eriminal:Urtheilen, dem 
$. 537 des erften Theiles des Strafgefepbuches gemäß, wenn 
der Befchuldigte für ftraffällig erfannt, oder die Unterfuchung 
nur aus Abgang rechtlicher Beweiſe für aufgehoben erflärt wird, 
in Anfehung der Gerichtöfoften auszudrücden fey, daß er fie zu 
erfegen fchuldig ift; folglich dad Criminal» Urtheißinicht zu ent= 
halten habe / ob die Koften einbringlich, oder wegen Armuth des 
Unterfuchtch oder aus anderen Urfachen uneinbringlich feyen. 


Hofdekret vom 14. April 1826, an fammtlide 
Appellations-Gerichte, in Folge höcyfter Entfchlie« 
fung vom 4. März n. J., Rr.2179 der J. G. S. 

Wenn durch Urtheil mehrere Individuen zugleich zum Tode 
verurtheilt werden, muß darin auch die Ordnung angezeigt wer⸗ 
den, im welcher die Todesſtrafe zu vollziehen ift. 

(Siehe bey $. 202 die Hofdelrete vom ı. März 1822, Nr, 1848; und 


3». Auguſt 1822, Mr. 1890 der J. G. © ; und bey $.4ıd da3 
Hofdekret vom 18. Zänner 1826, Nr. 2156 der J. G. ©.) 


. 427. 
Beringungund „Findet dad Bericht, daß der Beichuldigte von den 
SEoefpregung; Anzeigungen ganz gereiniget, daß alfo nad) der vor: 
liegenden Berhandlung feine Schuldlofigkeit offenbar 
ift; fo hat das Urtheil dahin zu lauten: daß er von 
dem ihm Schuld gegebenen Verbrechen losgejprochen, 
und ſchuldlos erkannt werde. Ä 


$. 428. 
») der Aufhes Wenn aus den Akten der Unterfuchung fich zivar 


ungderlintere . . . 

mung; Bein vechtlicher Beweis des von dem Beſchuldigten be- 
gangenen Verbrechens zeiget, dennoc aber Gründe 
der Wahrfcheinlichkeit deffelben noch beftehen; fo ift das 
Urtheil zu faffen: Die Unterſuchung werde aus Abgang 
rechtlicher Beweife für aufgehoben erkläret. 


$. 429. 


o) der, Beruts Mird der Befchuldigte aus rechflihen Beweifen 
HF eines oder mehrerer Verbrechen fchuldig erfannt; fo 
muß die Strafe mit gejeßmäßiger Rückſicht auf die 
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Berhältniffe der That, des Thäters, der Milderungs- 
und Beihwerungsumftände ausgemefjen werden. Hier 
nach muß das Urtheil die beftimmte Strafart, folglid), 
wenn auf Kerkerſtrafe geurtheilet wird, den Brad, die 
Zeit der Dauer, wie auch die etwa hinzugejeßten Vers 
ihärfungen, den Verluft des Adels, oder die Landes- 
verweifung fo deutlich ausdrücken, daß bey dem Voll: 
zuge nicht der mindefte Zweifel entjtehen Fönne. 
Siehe bey $. 13 das Hofdekret vom 16. Februar 1616, Mr. 1214 
der %. ©. ©. 
Siehe bey $. 20 die Verordnung vom 3. Januar 1815. 
Siehe bey $. 23 die Hofdekrete vom 24. Zung ı8ı5, Nr. 11565 4. Aus 
auft ı815, Nr. 1165; 24. Januar ı8ı6, Nr. 1204; 2. Augujt 1817, 
Nr. ı355; 20, Juny ıBı8, Nr. 1469; dı. Januar ı8a2, Nr. 18345 


a0. April 1827, Nr. 2274 der J. ©. ©.; 6. Ditober 1835 und 
7. Oktober 1835. 


F. 480. — 

Auf Todesſtrafe kann das Urtheil nur damals insserondere 
ergehen, wenn das von dem Geſehze mit dieſer Strafe’” frac. 
belegte Berbrechen wider den Beſchuldigten durch fein 
Geſtändniß oder durch geſchworne Zeugniffe rechtlich 
bewiefen, und zugleich der Shatbeftand vollfommen, 
nach allen erheblihen Umſtänden rechtlich erhoben ift. 
Kann der Thatbeftand auf folhe Art nicht mehr erho- 
ben werden, oder ift der Beſchuldigte nur durch Mit 
fhuldige, oder aus dem Zufammentreffen der Umftände 
rechtlich überwiefen; fo Bann er zu Peiner längeren ald 
ziwanzigjährigen Serkerftrafe verurtheilet werden. 


Hofdefret vom 17. Sanuar 1818, au fammtlidye 

Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Entfchlies 

fung vom 13. Dezember 1817, über Vortrag der 

oberften Zuftizftelle vom 11. Dftober 1817, Nr. 1404 
v..9%68 ©. 


Zur Befeitigung der Zweifel, was für ein Grad der Kers 
ferflrafe unter der zwanzigjährigen Kerkerſtrafe in dem h. 430, 
eriten Theiles des Gcfegbuches über Verbrechen und ſchwere Pos 
ligeg = Uebertretungen, zu verftehen fey; dann, ob diefer Para: 
graph auf den Beweis des böfen Vorſatzes, und ob eben diefer, 
wie auch der folgende, $. 431, nicht auch auf die Tebenslängliche 
Kerferftrafe anzuwenden feyen, werden diefe beyden Paragraphe 
nun auf folgende Art ausführlicher beftimmt: ' 

$. 430. Auf Todesftrafe oder — —— 

2 


© 4.1.Rr. 8. 
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kann dad Urtheil nur dann ergehen, wenn das von dem Geſetze 
mit diefer Strafe belegte Verbrechen wider den Befchuldigten 
durch fein Geftändniß, oder aud) durch befchworne Zeugniife, 
rechtlich bewiefen, und zugleich der Thatbeſtand volllommen, nad) 
allen erheblichen Umjtänden, rechtlich erhoben ift. 

Kanu der Thatbeftand auf folche Art nicht mehr‘ erhoben 
werden, oder iſt der Befchuldigte nur durch Mitfchuldige, oder 
aus dem Zufammentreffen der Umftände, rechtlich überwiefen; 
fo kann er zu Feiner längeren als zwangzigjährigen fchweren, oder 
nad) Befchaffenheit der Umjtände, fhwerften Kerkerſtrafe verur« 
theilt werden. 

Das Läugnen des böfen Vorfages, wenn der Befchuldigte, 
deifen nach Vorfchrift des $. 413, eriten Theiles, für überwiefen 
gehalten werden muß, hindert nicht, die ordentliche, von dem 
Befege gegen das Verbrechen verhängte Strafe anzuwenden, 

F. 431. Auch dann, wenn der Verbrecher zur Zeit des bes 
gangenen Verbrechens das Alter von zwanzig Jahren nody nicht 
zurüctgelegt hat, iſt anftatt der Todesitrafe oder Iebenslänglichen 
Kerkeritrafe, auf ſchweren Kerfer zwifchen zehn und zwanzig Jah 
ren zu erfennen. Auf diefe Tegtere Strafe ift fiatt der Todes» 
firafe auch in dem Falle zu erfennen, wenn von der Zeit des be= 
gangenen Verbrechens ein Zeitraum von zwanzig Jahren ver- 
Be ift, und die in dem $. 208 enthaltenen Bedingungen eins 
treffen. 


$. 481. 
Auch dann, wenn der Verbrecher zur Zeit des 
begangenen Verbrechens das Alter von zwanzig Jah⸗ 


ren noch nicht zurückgelegt hat; oder, wenn von der 


Zeit des begangenen Verbrechens ein Zeitraum von 
zwanzig Jahren verfloffen ift, und die im $.208 ent- 
haltenen Bedingungen eintreffen, ift anſtatt der Todes⸗ 
ftrafe auf ſchweren Kerker zwijchen zehn und zwanzig 
Sahren zus erkennen. 


Hofdefret vom. 5. Oftober 1804, an das Böhmi— 
fhe Appellations-Gericht, Nr. 695 der J. G. S. 


Da y Verbrechern unter zwanzig Jahren felbft die Todes» 

ftrafe in dine zwanzigjährige Kerferftrafe verwandelt wird; fo 

folgt von felbit, daß auch in den Verbrechen, auf welche der 

lebenslange Kerfer verhängt ift, höchftens ein zwanzigjähriger 

Kerker gegen diefelben erfannt werden Fönne. . 

. (Siehe bey $. 430 das Hofdelret vom 17. Januar 1818, Nr. 1404 
der 3. G. S.) 
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$. 482. 


- Das nad) der Mehrheit der Stimmen ausgefallene ——— 
Urtheil muß durch den Vorſitzenden wörtlich zu dem sung des Urs 
Protokolle gegeben, auf der Stelle die Ausfertigung * 
Darüber durch den Gerichtsfchreiber gemacht, und dieſe 
von ſämmtlichen Mitgliedern des Berichtes unterfchries 
ben werden. | 


Dekret der kak. NiedersDefterreidifhen Lan- 
des-Regierung vom 5. May 1827. 


Das ff. Nieder: Defterreichifche Appellationd: Gericht Hat uns 
term 24. v. (2.1.) Monats, Zahl 4418, das Erfuchen geftellet, 
allen Landgerichten befannt machen zu laſſen, daß von nun an 
jedem an dieſes Obergericht vorzulegenden Criminal: Unter: 
fuchungsafte nebft dem Driginal:Urtheile, welches mit den Aften 
immer zurüdgefendet wird, ſtets, alfo auch dann, wenn das 
Urtheil durch einhellige Stimmen gefällt wurde, eine von Amts- 
wegen zu vidimirende Abfchrift des Verathichlagungs: Protofolles 
beyjulegen fey. 

In diefem Protofolle find am Eingange nebft dem Namen 
bed Gerichted und dem Zage der Sigung fünmtliche Gegens 
wärtige, fohin der. Name des Referenten, die Zahl des Gefchäfts« 
ftücfes und die furze Anführung des Gegenſtandes anzubringen. 

Hierauf hat der Antrag des Referenten nebft dejfen Grün 
den, alfo mit Hinweglajlung der faftifchen Darftellung des Aftens 
Auszuged, dann genau die allfälligen verfchiedenen Meinungen, 
endlich wörtlich der ausgefallene Beſchluß nebſt der Fertigung 
der Stimmführer zu erfcheinen, 

Uebrigens darf die hiermit angeordnete Vorlegung vidi— 
mirter Abfchriften der Protofolle durchaus feinen Grund der Ver: 
zögerung in der wirklichen Akten-Vorlage abgeben, fondern diefe 
Alten find, wie bisher, jedesmal ungefäumt vorzulegen. 

(Siehe die allgemeine Gerichts:nftruftion vom 9. September 1785, 
Nr.464, erfte Abtheilung, Sf. 63 u. f.; ferner die allgemeine Bor: 
fhrift über die Berfahrungsart der galiziihen Criminal = Gerichte, 


festes , fiebentes und achtes Hauptfiüc, in dem Hofdekrete vom 
28. Dftober 1808, Nr. 867 der 3. ©. ©.) 


$- 483. 

Wenn eines aus folgenden Verbrechen der Gegen: Sale, Urin 
fand der Unterfuhung war, nämlich: KHochverrath, vor der Kun: 
Aufftand und Aufruhr, öffentliche Gewaltthätigfeit, "Dsergeriste 
Mißbrauch der Amtögewalt, Verfälſchung der öffent "wesen ver” 
lichen Kredits-Papiere, Münzverfälſchung, Religions Baysrek ze 
ftörung, Mord, Todtſchlag, Zweykampf, Brand: 
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legung, Raub, oder Verbrechern gethaner Vorſchub; 
es mag fi um den Verſuch oder die Ausübung eines 
folhen Verbrechens handeln, das Urtheil mag wie 
immer ausfallen; fo iſt daffelbe ſtets vor der Bekannt: 
machung dem Dbergerichte vorzulegen. | 


Hofdefret vom 5. Oftober 1836. 


Es unterliegt feinem Anftande, daß bey dem Verbrechen 
der Münzverfälfchung, fo wie bey jenem der Nachmachung öffent» 
licher ald Münze geltender Kredits: Papiere über Ablaffungsber 
fehlüffe der Unterbehörden Feine Anzeigen oder Berichte an den 
oberften Gerichtöhof zu erftatten feyen, und die dießfälligen Fal⸗ 
fififate und Werkzeuge von dem Appellationd: Präfidium der alle 
gemeinen Hoffammer übermacht werden fönnen. 


Siehe bey $.82 das Patent vom aı. May ı805, Nr. 731; und die 
Hofdekrete vom 8. Juny ı805, Nr. 732, und 9. Februar 1837, 
Nr. 3355 der 3. ©. ©. 

Siehe bey 4 202 das Hofdefret vom ı. Zuly 1835. 

Siehe bey $. a2ı die Hofdekrete vom 29. März ı807, Nr. 8123 24. 
März ı808, Nr.837, und a5. Zuny ı808, Nr. 849 der J. G. S. 

Siehe bey $. 235 dad Hofdefret vom ı9. Januar 1804. 

Siehe bey $-. 273 das Regierungd+ Circulare vom 7. Februar 1838. 
(Hoflanzleys Dekret vom 20. Januar 1838.) 
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S. A. i. Ar. aa- Bey dem Verbrechen des Betruges iſt das Urtheil 
dem Obergerichte vorzulegen, wenn wegen eines Be= 
truges, der unter den in a, b und d des $. 178 enthal: 
tenen Umftänden verübet worden ift, oder deffen Ge— 
‚genftand die Summe von taufend Gulden überfteigt, 
auf eine Strafe erkannt wird. nn 


Höchſte Entſchließung vom 12. Dezember 1814, 
über Vortrag des Hofkommiſſion in Juſtiz-Geſetzſachen, 
Nr. 1114 der J. G. S. 
Was von den Fällen des Betruges in $. 434, des erſten 
Theiles des Strafgefegbuches, angeordnet ift, fann auf das da» 


von gefeglich Anterfchiedene Verbrechen der Veruntreuung nicht 
bejogen werden. 


S. 435. 
by wegen de Ben andern Verbrechen muß das Urtheil dann 
„oder " dem Dbergerichte vorläufig eingefendet werden: 
Wihriafeit der a) wenn die Verurteilung fid) auf die rechtliche 
Safe · Ueberweiſung eines läuguenden Befchuldigten gründet; 


* 
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b) wenn die Strafe auf eine Längere als fünfjäh- 
rige Dauer ausfällt; Ä | 
0) wenn auf Ausftellung] auf.der Schandbühne, 
auf Zandeöverweifung ; oder . 
d) wenn auf Zühtigung mit Streichen zur Ver: 
fhärfung der gejeglihen Strafe erkannt wird. 


Hofdekret vom 27. Dezember 1828, an fämmt- 
lihe Appellations-Gerichte, einverftändlih mit 
der Hofkommiſſion in Juſtiz-Geſetzſachen, Nr. 2377 der 
9.8.68 | | 

Ueber die vorgefommene Frage: ob vermöge der Vorſchrift 
deö 6.435, lit.a, erften Theiled des Strafgefepbuches, das Ur: 
theil ded Criminal» Gerichte auch in ſolchen Fällen dem Ober⸗ 
gerichte von Amtöwegen vorzulegen fey, wenn der Befchuldigte 
zwar die That gefteht, jedoch des geläugneten böfen Vorſatzes 
nach dem $. 413, erften Theiles des Strafgefegbuches, für über: 
wiefen gehalten wird, — wird dem Appellationd: Gerichte bes 
deutet: daß die Beftimmung des 6.435, lit. a, erften Theiles 
des Strafgefegbuched, auf den Fall, wenn der Befchuldigte die 
That gefteht, aber den böfen Vorſatz Täugnet, und deffelben nad) 
der Vorfchrift des $. 413 für überwiefen gehalten wird, Feine 
Anwendung finde,.; WIR EER ı, 


Hofdefret vom 27, Februar 1835, an fämmt- 


lihde Appellations- Gerichte, im Einvernehmen 


mit der Huffommiffion in Zuftiz = Gefeßfachen, Nr. 2690 
d. J. G. ©. 


In allen Bällen, wo nicht bloß zu dem Erfage der nad) 
Zulaſſung des $. 49, erften Theiled des St. ©. ©. , abgefürzten 
unterften gefeglichen Dauer der Kerferftrafe, fondern zur Der: 
fhärfung der innerhalb des durch das Geſetz beftimmten Tängften 
und Fürgeften Raumes bemeſſenen gefeglihen Strafzeit auf förs 
perliche Züchtigung durch Streiche erfannt wird, ift dad Urtheil 
fammt den Aften jederzeit vorläufig dem Obergerichte vorzulegen. 

u bey Sg 23 das Hofdekret vom ı4. November ı8ı7, Nr. 1386 


er %. ©. ©. 

Siehe bey $.47 das Hofdelret vom 25. November 1815, Rr. 1191 
der J. ©. ©. 

Siehe — $. 49 das Hofdekret vom 27. July ı805, Mr. 741 der 

Siehe bey g. 202 das Hofdekret vom ı. July 1835. 


$- 436. 
Su den durch die vorigen. drey Paragraphe be: dorm der Dor- 
ſtinmten Fällen muß, nebft dem ausgefertigten ürtheile, “ne 


Zeitpunft und 
Art der Beraths 
ſchlagung bey 


dem Dberges 
richte. 
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auch das Tagebuch der Unterfuchung fammt allen MP: 
ten, und das Berathichlagungs: Protokoll an das Ober: 
gericht eingefendet werden. Bon entlegenen Criminal- 
erichten gu Die Zufendung mit nächfter Poft zu ge: 
ſchehen. Der Bag der Aufgabe ift in dem Gerichts⸗ 
‘Protokolle anzumerken, und der erhaltene Poftamts- 
ſchein forgfälfig aufzuwahren. -. 


Hofdekret vom 28. November 1836. 


Wenn Inquifiten zue Todeöftrafe verurtheilt werden, fo 
iR jederzeit der Taufſchein derfelben den. Criminal: Akten beyzus 
egen, | 


$, 487. 

Wenn das Obergericht die Akten erhalten hat, ſoll 

ſich daſſelbe die Beförderung dermaßen angelegen ſeyn 

laſſen, daß die Beurtheilung in eben der Zeit, die 

in dem $. 421 beſtimmet worden ‚.erfolge. Uebri— 

gend ift ſich dafelbjt in Beſetzung des Berichtes, der 

Ausarbeitung zum Vortrage, in dem Bortrage jelbit, 

in der Berathichlagung, Schlußfaffung und Ausferti- 

ung an die den Sh stellen vorgefchriebene Behand: 
ungsart zu halten. 


Hofdekret vom 4. Suly 1804, an fämmtlide 
AppellationssGerichte, in Folge höchſter Entfchlie: 
ung, über Vortrag der oberften Suftizftelle vom 9. May 
1804, Nr. 671 der J. G. ©, 
Ale Criminal:Fäle, bey welchen es fich um Ausſprechung 
der Zodeöftrafe handelt, ſollen bey den Appellativns = Gerichten 
jedesmal in pleno consilii in Vortrag gebracht werden, 


Hofdefret vom 3. Auguft 1821, an das Küſten⸗ 
ländiſche Appellations-Gericht, Nr. 1786 der 
| J. 6. ©. 


Dad Appellations-Gericht hat in feinen Criminal:Urtheilen,- 


auch wenn fie vorläufig dem oberften Berichtöhofe vorgelegt wer: 


den, auszudrüden: ob dadurch das Urtheil des Untergerichtes 
beftätiget oder abgeändert wurde. - 
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Suftiz» Hofdefret vom 5. April 1854, an dad 
Nieder: Defterreihifhe Appellations-Gericht. 


Sobald der Ausſpruch der Strafe über eine vorgelegte 
Unterfuchung, der Vorfchrift des Gefeped gemäß, von einem 
Dbergerichte abhängt, und diefed das Verbrechen, wegen wels 
chem die Vorlage gefchehen muß, erwiefen findet, fo hat dafs 
felbe feinen Ausfpruch nicht bloß auf jenes Verbrechen, wegen 
welchem die Vorlegung gefchehen mußte, zu befchränfen, fondern 
auf alle concurrirende Verbrechen oder fchwere Polizey » Leber 
tretungen auszudehnen, und folche bey Ausmeſſung der Strafe 
in Berüdfihtigung zu nehmen. | 

S. 488. 

Das Obergericht hat dabey zuerft auf den Gang As unı Yen, 
der Verhandlung die genauefte Aufmerkfamkeit zu wen: —— 
den. Wenn ſich darin weſentliche Gebrechen entdecken 
welche auf die Schöpfung des Urtheiles felbft Einfluß 
haben; fo find die Akten ſogleich dem Eriminal-Gerichte 
zurüczufenden, und ift Demjelben die zweckmäßige Bes 
lehrung zur Hebung der bemerkten Bebrecyen zu geben, 
mit dem Auftrag, bey der abermaligen Einfendung der 
Akten fich zu erklären, ob ed bey dem vorigen Urtheile 
beharre, oder, wie es dafjelbe nunmehr abzuändern 
finde. Im leßteren Falle hat das Obergericht den ab— 
geänderten Ausfprud zum Gegenftande feiner Beur- 
theilung zu nehmen. | 


9.489. 

Hallen dem Dbergerichte Gebrechen von minderer sner wurättigen 
Bedeutung auf, die an der Weſenheit des Geſchäftes Anzermmung. 
nichts ändern; fo hat daffelbe in der Hauptſache vor: 
zugehen , jedoch die wahrgenommenen Gebrechen, ſie 
mögen die Sache felbft oder nur die Verzögerung be= 
treffen, allezeit durch eine befondere Ausfertigung zu 


4 


rügen. 


9. 440. 
Wenn die Einſendung der Akten wegen der in den Mast des 


$$. 433 und 434 enthaltenen Verbrechen gefchehen iſt, zrsanserunn 


hat dad Dbergeriht die Macht, das von dem Crimi- der sie, Hr 
nal⸗Gerichte gefhöpfte Urtheil dem Gefege gemäß auf 
mehrere Schärfe abzuändern. 


302 


Hofdefret vom 2. May 1818, an das Nieder 
Defterreihifhe Appellations. Gericht, über 
deffen Anfrage vom 10. — 1818, Nr. 1450 der 

J. ©. ©. 


Ueber die Anfrage: ob nicht dem Criminal» Obergerichte 
ſchon als eine Bolge feiner Oberaufficht die Macht eingeräumt 
fey, aud die ihm zur höhern Schlußfaſſung nicht vorgelegten 
Urtheile erfter Behörden, zu deren Kenntniß e8 außer dem Wege 
der fchon in dem Geſetze beftimmten Borlegung gelangt, und 
worin ihm die Strafe nicht gefeglich ausgemeſſen zu feyn fcheint, 
wo nicht zu verfchärfen, doch zu mildern, enthalten die $$.440 
und 44ı, und beziehungsweife auch der $. 467, erften Theiles 
des Strafgefeges, die beftimmte Weifung ; da in denfelben alle 
- Bälle zufammengefaßt find, in welchen das Obergericht das Ur: 
theil des Unterrichterd zu verfchärfen oder zu mildern berechtiget 
it, und wovon nicht abgegangen werden kann. 

(Siehe bey $. 437 dad Hofdekret vom 5. April 1834.) 


$. 441. 

Dem Obergerichte ift aber auch die Macht einge: 
räumet, ſowohl in dem eben erwähnten Falle der Ein- 
— ‚ ald auch, wenn das Criminal-Gericht die 

kten aus einer in dem $. 435 enthaltenen Urfache, au 
das Dbergericht überfendet, das Urtheil zu mildern. 
Doch kann in Fallen, wo nach der gefegmäfigen Kegel 
die Strafe zwijchen zehn und zwanzig Jahren ausge: 
meffen werden mußte, diefelbe wegen Milderungsum: 
ftanden nie in der Art, ſondern nur in der Dauer ges 
lindert, aber and) in dieſer nie unter fünf Jahren; und 
auf gleiche Weiſe in Fällen, wo die gefeßmaßige Strafe 
zwijchen fünf und zehn Jahren beftimme ift, nie unter 
zwey Jahren beftimmet werden. Die von dem Gefeße 
verhängte Todesſtrafe oder lebenslange Kerkerftrafe 
kann von dem Dbergerichte in Feine gelindere abgean- 
dert werden. 


Zuftiz:Hofdefret vom 22. März 1928. 


Wo das Appellations Gericht auf eine Strafmilderung au⸗ 
zutragen findet, hat es auch beſtimmt auszufprechen, welche 
Milderung nad) feiner Meinung eintreten fol. - 
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Suftizr Hofdefret vom 15. Juny 1835, an das 
Böhmifhe Appellations-Geridt. 


Das Appellationd« Gericht hat in Fällen, wo ed auf eine 
Strafmilderung anzutragen findet, fich beftimmt auszudrüden, 
welche Milderung nach Biner Meinung bey jedem einzelnen Ins 
quifiten nach dem Grade der Strafbarkeit und der erfchwerenden 
und mildernden Umftände eintreten foll. 


Hofdefret vom 7. Dezember 1835, an das Böh- 
| mifhe Appellations-Gericht. 


Das Appellationd:Geriht hat in allen Fällen ohne Unter: 
fhied, wo ed auf eine Strafmilderung anzutragen findet, auch 
dann, wenn als gefegmäßige Strafe lebenslanger fchwerer Kerfer 
oder der Tod beſtimmt ift, fich auch über den Grad der Milderung 
beftimmt ausjufprechen. | 


Hofdefret vom 14. März 1856. 


Dad Appellationd» Gericht hat, wenn auf Milderung der 
Strafe angetragen wird, ſich auch über die Dauer der herabzus 
fegenden Strafe auszufprehen. 

a bey 8 das Hofdekret vom a5. November 1816, Nr. 1191 

r 


e . * “ 
Siehe er $& 82 das Hofdelret vom 9. Februar 1827, Nr. 2255 der 


Siehe bey J. 437 die Hofdekrete vom 3. Auguft 1823, Nr. 1786 der 
. ©. ©., und 5. April 1834. 
er . R 440 das Hofdelret vom 3. May 1818, Mr. 1450 der 


$. 442. 

Bey Verbrechen des Hochverrathes, nee — —— 
der Amtsgewalt, und — der öffentlichen ei arte 
Kreditö- Papiere, kann auch das Obergericht fein Ur: häre vorge 
theil nicht fogleich ausfertigen ‚- fondern muß den ges „Segen der 
faßten Schluß mit den gefammten Akten der oberften Yinzieteit des 
Suftisftelle vorlegen, und von daher die Entſchließung & x. Mr 
erwarten. 


Höhfte Entfhließung vom 30, Januar 1812, 
über Vortrag der oberften Zuftizftelle vom 30. November 
1811, Nr. 970 d. J. ©. ©. 


In den in $.442 ded erften Theiles des Strafgefeged dem 
Erfenntniffe der oberften Juſtizſtelle vorbehaltenen Verbrechen 
ſteht derfelben die freye Macht in der Beurtheilung nach der Bor: 
ſchrift des Geſetzes zu. 


b) wegen der’ 
Wichtigkeit der 
©trafe ; 
ec) wegen Ber: 
ſchiedenheit der 
erften Urtheile; 
d) zur Milde, 
rung. 
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Hofdekretivom 27. November 1816, an fümmt 

lihe AppellationssGerichte, einverftändlich mit 

der. Hoffommiffion in Zuftiz« Gefegfahen, Nr. 1297 der 
| J. G 


Die Anordnung des $. 442, des erſten Theiles des Sträf: 
gefepbuches, hat auch auf das in dem $. 89, des erften Theile des 
Strafgefegbuches, bezeichnete Verbrechen der Verführung zum 
Mißbrauche der Amtögewalt jederzeit, und auch dann feine volle 
Anwendung, wenn die Verführung nicht gelungen, fondern 
fruchtlos unternommen worden wäre. 


Hofdefret vom 23. Dezember 1825, an das Ins 
nersDefterreihifh-Küftenländifhe Appellas 
tions⸗Gericht, Nr. 2153 der J. ©, ©. 


Wenn auch über eine Criminal:Unterfuchung das der höch⸗ 
ſten Entſchließung unterliegende Urtheil des Appeüations-Gerich⸗ 
tes einſtimmig beſchloſſen wird, hat das Appellations-Gericht 
doch immer eine aͤmtliche beglaubigte Abſchrift ſeines Urtheiles, 
ſammt den Beweggründen deſſelben, ſeinem Berichte an die 
oberſte Juſtizſtelle beyzulegen. 

Siehe bey $. 202 das Hofdekret vom ı. July 1835. 

Siehe bey $. 221 die Hofdekrete vom a9. May 1807, Nr. 813, und 
35. Juny ı808, Nr. 84g der 3. ©. ©. 

Siehe bey |. 273 die Hofdekrete vom a Auguft ıBı9, Nr. 1588 ; 
3. September 1835, Nr. 2129 der J. G.&., und daß Regierungbs 


Eirculare vom 7. Februar 1838 (Hofkanzleys Dekret vom a0. as 
nuar 1838). 


Siehe bey $. 433 das Hofdelret vom 5. Oktober 1836. 
a A: 437 dad Hofdekret vom 3. Auguft 1821, Nr. 1786 der 


j $, 443. 

Bey den übrigen Berbrechen iſt das von dem 
Obergerichte gefhöpfte Urtheil nur dann der. oberften 
Suftizftelle — 

a) wann auf Todesſtrafe oder lebenslange Ker⸗ 
kerſtrafe erfannt wird; 

D) wann das Urtheil des Obergerichtes auf eine 
um fünf Jahre längere Kerkerftrafe, als jenes des 
GEriminal=Gerichtes , ausfällt ; 

c) wann das Criminal-Bericht auf die Entlaffung 
des Beihuldigten erfaunt hat, das Obergericht aber 
auf eine Strafe urtheilet ; 

d) wann das Obergericht erachtet, daß der Ber 
brecher 'einer ſolchen Milderung der Strafe würdig ſey, 
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welche die Gränzen der dem Obergerichte eingeräumten 
Macht überſchreitet. 
Siehe bey $.47 das Hofdekret vom 25. November ıBı5, Nr. 1191 
d * [ * 
Siehe % $. 202 das Hofdekret vom ı. July 1835. 


Siehe bey $.441 die Hofdelrete vom 15. Juny 1835, 7. Dezember 
1835, und 14. März 1836. 


$. 444. 
In denjenigen Fällen, worauf . dem Bejeße 
die Todesftrafe verhänget werden muß, 5 
Quftigftelle das von ihr gefallte Urtheil mit allen Akten, 
und mit Anführung der Gründe, die etwa für Die Mil- 
derung der Strafe ftreiten, dem Landesfürften, dem 
allein das Begnadigungsrecht zufteht, vorzulegen. 


Erläuterung der kak. Hoffommiffion in 3. ©. 
©. vom 14. September 180% 


Wenn in Standrechtsfälien nach hergeftelltem Beweife auf 
die Todesftrafe erfannt worden; fo ift felbe, ohne daß ed hier 
einer höhern Entfcheidung bedarf, fund zu machen. 


Bälle, in wel» 
. chen das Urtheil 
at die oberite dem Lanvdesfürs 


fien vorzulegen 
ift. 


Zwölftes Hauptſtück. 
Don Kundmachung und Vollziehung des Urtheiles. 





$. 445. 

Zeitpunkt der Das Urtheil, das Feiner höheren Entfcheidung 
und Getßrer unterliegt, ift ungefäumt Fund zu machen und zu voll» 
ziehen. Wenn jedoc) der zu einer Strafe Verurtheilte 
Ausnabmen, zur Zeit des ergebenden Urtheiles verrückt, oder fonft 
Semüthse der ſchwer Frank, oder die Berurtheilte ſchwanger wäre; 
Gaafenseie vee Hat Die Kundmachung und Vollziehung fo lange zu 
Derusbeitten; interbleiben, bis der Berrückte wieder zur Vernunft 
elanget, der Krauke genefen, die Schwangere ent= 
Banden iſt. Nur danı Fann das Urtheil aud einer 
ſchwangeren Straffälfigen Fund gemacht und der Boll- 
zug eingeleitet werden, weni der bis zu ihrer Entbins 
dung fortdauernde Verhaft für fie härter feyn würde, 

als die zuerkannte Strafe, 


Hofdekret vom 25. Auguft 1820, an fämmtliche 
Appellations= Gerichte, in Folge höchfter Ent- 
ſchließung vom 1. Auguft 1820, über Vortrag der ober 
He ſten Zuftizftelle, Nr, 1693 der J. ©. ©. 
Seine Majeftät haben zu verordnen befunden, daf den 
Criminal:Gerichten ausdrüdlich zur Pflicht gemacht werden folle, 
bey Kundmachung refursfähiger Criminal-Urtheile die Wohlthat 
des Rekurſes und die Frift hierzu demjenigen, welchem das Urs 
teil fund gemacht wird, zu eröffnen. 
Siehe bey $. 13 das Hofdefret vom 16. Februar ı816, Nr. 1211 
= A G. S., und bey $.49 das Hofdekret vom 27. November 
$. 446. 
Dwegn Sm Auch damals muß die Kundimahung und Vollzie⸗ 
hung des Strafurtheiles verfchoben bleiben, wein der 
Berurtheilte 
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a) ein Adeliger,, — 
‚.. b) ein, Mitglied des geiſtlichen Standes der hrift- 
lichen Religion, _ j 
I) ein Mitglied der Landesftände, 
) ein immatrifulirtes Mitglied einer inländischen 
Univerfität, oder eines inländijchen Lyceums ift. 

In folhen Fallen ift das Urtheil dem Oberge— 
richte, wenn es nicht ohmedieß durch daffelbe ergehen 
muß, ſammt den Akten zuzujenden. Das Obergericht 
hat dann nad) Berfchiedenheit der Perfon die Anzeige 
von dem Berbrechen, und dem erfolgten Urtheile der 
Landesftelle, dem Biſchofe oder geiftlihen Oberhaupte 
in der Provinz, der Fra ‚ der Univerfität oder 
dem Lyceum zu machen, damit über Entfeßung des 
Berurtheilten von der Würde, oder dem Stande die 
angemeffene Berfügung getroffen werden Eönne. Menn 
das Dbergericht die Nachricht von der erfolgten Ber: 
fügung binnen drenßig Tagen von der Zeit der ges 
an Anzeige nicht erhalt, iſt das Urtheil Fund zu 
machen umd zu wollziehen.' 


Erläuterung der Geſetzgebungs-Hofkommiſ— 
fion vom 14. April 1805. 


Die Anzeigen ded Verbrechens und des darüber erfolgten 
Urtheiles an die Behörde, oder den Körper, wozu der Verur— 
theilte gehört, bat bey der unterfien Kerferftrafe, welche nach 
dem $. 23 des Strafgefeges die Standedentfegung nicht mach fich 
ziehet, zu unterbleiben, | 


Hofdefret vom 31. Sänner 1821, an fammt- 

lihe Appellationd = Gerichte, in Folge höchſter 

Entfhließung vom 14. Dezember 1820, über Bortrag 

der Hoffommiffion in Zuftiz: Gefeßfahen, Nr. 1735 der 
J. 6. ©. | 


Seine Majeftät haben in Betreff der in dem $. 446, erften 
Theiles des Strafgefeges , angeordneten Anzeige eined Eriminal« 
Urtheiled an die Landeöftelle, oder die übrigen in diefem Para» 
graphe benannten Behörden, nachftehende Erläuterung zu ertheis 
len gerubet: 

Erftens. Die nah dem $.446, erften Theiles des Straf: 
geſetzes, zu erftattende Anzeige eines Criminal-Urtheiles vor def: 
fen Kundmachung, Fann, in Verbindung mit dem $. 23 eben 
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diefed Strafgeſetzes, nur von einem folchen Eriminal:Urtheile ver⸗ 
flanden werden , welches feinem weitern Zuge unterliegt. 
Zweytend Nach den $$.450 und 451, des erften Theis 
les des Strafgefeged, und der höchften Entfchließfung vom ı2. De⸗ 
zember 1814 (Anhang IL, Nr. 24, zum erften Theile des Strafs 
geſetzes) find nebſt den Zodesurtheilen nur die auf längere 
als fünfjährige Kerferftrafe lautenden Urtbeile, wenn zugleich 
dagegen nicht mehr recurrirt werden fann, öffentlich, andere 
aber, nach $.452, bloß im Gerichtöhaufe, folglidy ohne Deffent: 
lichkeit, anzufündigen. a 
Demnad) foll der bey einigen Eriminal-Gerichten herrſchende 
Unfug, die auf eine fürzere Strafdauer erfennenden, und auch 
die noch dem Rekurſe unterliegenden Urtbeile bey offenen Thüren 
des Gerihtöhaufes anzufündigen, fogleic, unterlaffen werden. 


Hofderret vom 8. July 1831, an fämmtliche 
Appellations-Gerichte, über Note der vereinigten 
Hoftanzley vom 20. May 1831, Nr. 2517 d. J. G. ©. 


Um die Anftände zu befeitigen, welche ſich aus den bis— 
herigen, bloß auf die Vorfchriften des $.446, erften Theiles des 
Strafgefegbuches, und der allerhöchiten Entfchließung vom 14. 
Dezember 1820 (Hofdefret vom 3ı. Jänner ı8aı, Mr. 1735 
der J. G. S.) fich befhränfenden Anzeigen von den auf Xerluft 
des Adeld ergebenden Eriminal-Urtheilen, wegen Evidenzhaltung 
der Adels⸗Matrikel ergeben haben, hat die oberfte Zuftizftelle im 
E:nverftändniffe mit der Ef. vereinigten Hofkanzley und der Hofz 
fommijlion ın Jufliz= Gefegfachen zu verordnen befunden, daß 
außer den obigen Anzeigen, in Folge des $. 446, eriten Theiles 
des Strafgefegbuches, und Hofdekretes vom 31. Sänner 1821, 
welche auch fortan zu gefchehen haben, die Criminal Gerichte 
fogleidh nah Kundmachung jener Urtheile, welche feinem weitern 
Zuge unterliegen, eine Abfchrift des Urtheiles mit Anmerfung 
des Tages der gefchehenen Kundmachung; bey Urtheilen aber, 
über welche nach erfolgter Kundmachung noch ein Rekurs geftattet 
ift, wenn fein Rekurs ergriffen, oder diefer verworfen wurde, 
fogleidy eine Abfchrift des Urtheils mit Anmerfung des Tages, an 
welchem dajjelbe in Vollzug gefegt worden ift, unmittelbar der 
betreffenden Landesitelle einfenden follen. 

Siehe bey $. 23 die Hofdelrete vom 24. Zuny 1815, Nr. 11565 9. er 
bruar 1837, Nr. 2263; 20. April 1827, Nr. 2274 der 5. ©. ©.; 
6. DEtober 1835, und 7. Dftober 1835. 

u % = F 33 das Hofdekret vom 8. Oktober 1829, Nr. 2430 der 


ei AuN $. a2ı dad Hofdelret vom 16. Zuly 1813, Nr. 1064 der 
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$. 447. 
Steht der Abgeurtheilte in einer Öffentlichen Be- Bortarsen der 
dienung; fo muß das Urtheil, e8 mag wie immer aus⸗ eines öfrenetis 
fallen, ſammt den Akten dem Dbergerichte, und von " Dramen. 


dDiefem der Behörde, unter welcher der Abgeurtheilte 
in Bedienung fteht, zugefendet werden. 


Hofdefret vom 16. Januar 1819, an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Entfchlies . 

fung vom 27. Dezember 1818, über Vortrag der allges 
meinen Hoffammer, Nr. 1556 der J. ©. ©. 


Seine Majeftät haben zu befehlen geruhet, daß in Zufunft 
gefhöpfte Criminal: Urtheile gegen Beamte, Penfioniften und 
Provifioniften den Behörden, zu deren Kenntniß fie gelangen 
follen, fogleich mitzutheilen feyen. Weldyes mit Beziehung auf 
den $. 447 des Geſetzbuches über Verbrechen befannt gemacht 
wird. 


Berordnung des kak. Nieder-Oeſterreichiſchen 
Appellations-Gerihtes vom 18. Januar 1820. 

Urtheile, die nad) dem Gefege keiner höhern Beftätigung 
unterliegen, find bey Beamten, jedoch nach erfolgter Ankuͤndi⸗ 


gung und verftrichener Rekurofriſt dem Obergerichte fammt Akten 
vorzulegen. 


Berordnung des P.f. NiedersDefterreihifhen 

Appellations:Gerichtes vom 23.November 1821. 

’ Künftig fol, wenn gegen einen Juſtiz Beamten ein Criminal» 
Urtheil gefällt wird, dafjelbe, nach Borfchrift des $. 447, an das 
Obergericht, als deifen vorgefegte Stelle, vorgelegt werden. 


Siehe bey $.33 die Hofdekrere vom 16. Auguft 1806, Nr. 7775 7. Aus | 
gujt 1812, Nr. 1000; 3. Juny ı8dı4, Nr. 1088; 17. März 1815, 
Nr. 11375 9. Juny ı8ı5, Nr. 1155; 15. Zuly 18165, Nr. 11605 
10. März ı827, Nr. 2266; ı6. März 1827, Nr. 2267; ı0. Des 
zember 1831, Nr. 2541; 16. Auguſt 1834, Nr. 2665 d. J. G. S. 

eich sm $ 221 dad Hofdelret vom 10. Augujt 1822, Nr. 1887 der 


Siehe bey & 7 das Hofdekret vom ı7. November 1821, Nr. ı815 

er . ® f} R 

Siehe bey $.304 das Hofdekret vom 26. November ı8ı9, Nr. 162 
der 3. ©. > Hofd | 9 9 


$. 448. 
‚ Erkennet das Urtheil den Verhafteten für ſchuld- are ver Rund 
los, jo fol ihm ſolches fo geſchwind als möglic) ift, Sounredung: 
Waler's Strafgeſ. Über Verbr. 24 
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1. der Sosfpre- Auch an einem Sonntage, oder gebotenen Feyertage 


dung; 


11. der Aufhe 
bung der Un 
terfuchung ; 


durch eine Gerichtsperjon bekannt gemacht, derjelbe, 
wenn er nicht etwa nad) _$. 306 fi ohnehin auf freyem 
Fuße befindet, auf der Stelle in Freyheit gefeßet, und 
ihm. eine. gerichtlicdy beftätigte Abjchrift des Urtheiles 
eingehandiget werden. we 

a en + 221 das Hofdekret vom 24. März ı808, Nr. 837 der 


$. 449. 


s Mird die —— nur aus Abgang redhtli- 
"her Beweife für aufgehoben erkläret; fo ift der Be- 
fchuldigte am nächſten Merktage Bormittags vor das 
Criminal Gericht zu ftellen, ihm das Urtheil von dem 
Gerichtsſchreiber vorzulefen, eine Abjchrift davon zu 
behandigen, und eine nachdrückliche Ermahnung und 
Marnung zu geben, nad) welcher er entlaffen wird, 


Juſtiz-Hofdekret vom 11. September 1829, 


Ueber die Frage: ob ein mit Kaptur Unterſuchter, wenh 
er wider das ihm von dem Criminal⸗Gerichte auf Aufhebung der 
Unterfuhung ob Mangels des Beweifes felbfiftändig gefällte und 
Pfundgemachte Urtheil den Rekurs anmeldet, bis zu-deilen:erfolg- 
ter Erledigung im criminal-gerichtlihen Verhafte zu halten ſey? 
wird bedeutet: daß der von dem Unterfuchten wider das auf die Auf: 
bebung der Unterfuchung wegen Mangels am Beweiſe ihm Fundge: 
machte Urtheil des Eriminal:Gerichtes angemeldete Rekurs den- 
felben der ihm nad) $. 449, des erften Theiles des Etrafgefegbuches, 
hierdurch zu Theil gewordenen Befreyung von dem Unterfuchungs« 
Verhafte, nad) Anficht des $. 467, des erften Theiles des Straf: 
gejegbuches, nicht verluftig mache. ' 


$. 450. 


un der Beru Iſt das Urtheil auf Zodesftrafe ausgefallen; fo 


theifung, insbes 
ondere 


fonde 


muß daffeibe am nächften Merktage, an welchem es 


harte, füglich gefchehen Faun, Vormittags den Verbrecher 


besftrafe; 


zuerſt in dem Gerichtshaufe , dann aber auch öffentlich 
angefündiget, hierzu auf dem Plage, wo das Gerichts- 
haus fteht, ein Gerüft errichtet, der Berurtheilte in 
Eifen unter Begleitung der Mache auf daffelbe vorge- 
führet, und aus den Unterfuchungsakten ein befonders 
vorbereiteter Eurzer Auszug, welcher den Jubegriff 
des Verbrechens enthält, jamınt dem Urtheile durch 


ne Le TO — ⸗ ⸗ m up um >». zm* 


371 


den Gerichtsſchreiber, im Beyſeyn wenigſtens noch 
zweyer eriminal⸗gerichtlichen Beamten, laut und deut- 
lich abgelefen, fodann dem Berurtheilten bedeutet wer- 
den, daß dieſes Urtheil nad) drey Tagen an ihm werde 
vollzogen werden. Nach Zurücführung des Berur- 
theilten in dad Gerichtshaus hat das Eriminal:Bericht 
gr einen Seelſorger, den er ſich auch jelbft wählen 
mag, zuzuweiſen, aber einen allgemeinen Zugang zu 
ihm nicht zu geftatten. Am Darauf folgenden dritten 


Morgen fol die Hinrichtung vollzogen werden, ohne 


daß weder aus einer Widerfpenftigkeit des Berurtheil- 
ten in feiner Vorbereitung zum Tode, nod) aus einem 


Borwande angefuchter Begnadigung ein Berfchub Statt 


haben kann. Todes-Urtheile, die in den Hauptftädten 
der Provinzen vollzogen werden, find nebft dem bey 
der Ankündigung abgelefenen Auszuge in Druck zu le— 
gen, und am Tage des Vollzuges dem Volke auszu- 
geben. Der Körper des Hingerichteten muß bey ein- 
brechender Nacht abgenommen, und neben dem Richt: 
platze eingefcharret, auch das Strafgerüft zu gleicher 
Zeit weggeräumet werden. 


Hofdekret vom 13. Juny 18060, an das Inner— 

Oeſterreichiſche Appellations-Gericht, in Folge 

höchſter Entſchließung, über Vortrag vom 1. März 1806, 
Nr. 767 der J. G. ©. 


Wo keine ordentlich ſyſtemiſirten Criminal-Gerichte beſte— 
ben: iſt die Ankündigung eines Todes-Urtheiles und die Leitung 
des Volljuges dejfelben dem betreffenden Iandesfürftlichen Bann⸗ 
richter mit feinem Aftuar aufzutragen. 


Hofdefret vom 6. Februar 1818, an das Nieder- 
Oeſterreichiſche Appellations-Gericht, 
Nr. 1412 der J. ©. ©. 


Eine dem Verbrecher während der Strafzeit zugeſtoßene 
Krankheit kann für einen neuen Umſtand, welcher das Obergericht 
nach dem $.470, erſten Theiles des Strafgeſetzes, die Strafe 
nachzufehen berechtiget, der Regel nach nicht angefehen werden ; 
wenn aber der Vollziehung des Urtheiles, der getroffenen zweck— 
mäßigen Anſtalten ungehindert, befondere Bedenfen entgegen 
ftehen, iſt darüber bey der oberften Juftizftelle anzufragen. 

| Er 
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Hofdefret vom 26. May 1826, an fämmtlide 

Appellations» Gerichte, über Bericht des Inner⸗ 

DefterreichifcheKüftenländifhen Appellationd-Gerichtes vom 
200. April 1826, Nr. 2185 d. J. ©. ©. 


Aus dem Anlaffe, daß ein bereitd angefündigtes Todes: Ur- 
theil wegen unvorhergefehener Hindernijfe.nicht vollzogen werden 
fonnte, wird dem Appellationd-©erichte aufgetragen ‚- alle dem⸗ 
felben unterftehenden Criminal Gerichte anzuweifen, ſich vor 
Anfindigung eines Toded:Urtheiles jederzeit die Ueberzgeugung zu 
verfchaffen, daß der Vollſtreckung deffelben am darauf folgenden 
dritten Tage fein Hinderniß entgegen ſtehe. 


Girculare von dem 8, k. Nieder » Defterreidi- 
ſchen Kreisamte V. U. W. W. vom 1. Auguft 


Nah Inhalt des h. Negierungd: Defreted vom 15. v. M. 
hat, vermöge Eröffnung des F.f. Nieder:Defterreichifchen Appel⸗ 
lationd und Eriminal:Obergerichteö, der oberfte Gerichtshof mit 
Hofdefret vom 22. Juny 1: 3. hinfichtlicdy der Verwendung der 
bey Selegenheit von Hinrichtungen eingehenden milden Gaben, 
die nachſtehende Vorfchrift erlaſſen, welche den Dominien dieſes 
Kreifes überhaupt zur Willenfchaft und weiteren Verlautbarung, 
den Landgerichten aber zur genauen Darnacdhachtung befannt ge= 
macht wird. | | 

ı) Es kann fernerhin dem Publitum geftattet werden, vor 
oder bey Hinrichtungen milde Gaben abzureichen, wozu daifelbe 
jedoch auf Feine Weife aufgefordert werden darf. | 

2) Nie dürfen derley milde Gaben dazu verwendet werden, 
um dem Criminal» Gerichte für die ordentliche Verpflegung des 
Inquiſiten, die Hinrichtung = oder andere Eriminal«Koften einen 
Erfag zu gewähren. Nur wenn die Abficht der Geber, dem Hin⸗ 
zurichtenden in den legten Tagen feines Lebens eine beffere Were 
pflegung zu verfchaffen, als das Criminal⸗Gericht ihm zu geben 
verpflichtet ift, beftimmt ausgedrückt wird, darf das zu einer 
beifern, jedoch nie zu einer üppigen oder fchwelgerifchen Ber- 
pflegung Nöthige aus ſolchen Sammlungsgeldern genommen 
werden. | 

3) Wenn die Geber ausdrücklich beftimmen, wozu die 
Gabe zu verwenden fey, fo ift fih an diefe Beftimmung zu hal- 
ten, in fofern nicht das erfigedachte Verbot fchwelgerifcher Mahl: 
zeiten dadurch überfchritten wird. 

4) Wenn die Gaben wie gewöhnlich, ohne audgedrüdte 
Beftimmung, gefpender werden, fo find fie im Allgemeinen zu 
milden Zweden, und zwar einverftändlih von dem Criminal⸗ 
Berichte und der politifchen Behörde zu verwenden. 
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Zu diefen gehören bey Katholifen Meßopfer fir den Hin- 
gerichteten, Entfcdyädigung der durch dad Verbrechen Befchädigten, 
vorzüglich wenn fie arm find, Vetheilung der Armen überhaupt, 
unter der Verpflichtung für den Hingerichteten zu beten, und 
Unterftügung der dürftigen Familie des Hingerichteten. Wie 
viel zu jedem diefer Zwecke gewidmet werden foll, oder ob nicht 
das Ganze zu Einem derfelben zu widmen fey, ift nad) den Ber: 
haͤltniſſen jedes einzelnen Falles, und vorzüglich nad) dem Be: 
trage des eingegangenen Almofens von den vertheilenden Behör- 
den zu beurtheilen. Die der Zamilie des Hingerichteten, oder 
ihm zum Eigenthume zufallenden Beträge find an deſſen Perfo: 
nal» Inftanz zur gefegmäßigen Vertheilung zu übergeben. 


Zuftiz- Hofdelret vom 1. July 1835, an das 
Galizifhe Appellations- Gericht. 


Dem Appellationd:Gerichte wird hiermit bedeutet: daß def: 
fen Antrag, die Urtheile über Verbrechen der Brandlegung auch 
in dem Orte des gelegten Branded Eund zu machen, genehmiget 
werde. 


Juſtiz-Hofdekret vom 11. September 1837. 


Aus Anlaß eined vom f, k. Nieder Deiterreichifchen Ap- 
pellationd-Serichte erflatteten, Seiner f. f. Majeftät vorgeleg- 
ten Berichtes, wird in Folge allerhöchfter Entſchließung vom 
a6. Auguft 1837 über den $. 450, erften Theiles des Strafge— 
feßbuches, die Weifung ertbeilet: daß der gemäß dem $. 450 zu 
einem zum Tode verurtheilten Verbrecher in den legten drey Ta— 
gen vor ihrer Hinrichtung gejtattete Zutritt auf die Verwandten 
dejlelben und auf jene Perfonen zu befchränfen fey, welche er 
felbft zu fehen und welche er zu fprechen verlangt, in fo weit das 
Eriminal:Geriht einen foldhen Zutritt nicht für gefährlich oder 
aus was immer für einer andern Rückſicht für unzuläßig erachtet. 

— 13 das Hofdekret vom 22. May 1818, Nr. 1458 der 


Siehe bey g. 436 das Hofdelret vom 14. April 1896, Nr. 3179 der 
Siche bey $. 446 dad Hofdekret vom dı. Januar 1621, Nr. 1735 
der J. G. 8. | 


$. 451. 


Wenn das Urtheil auf längere als fünfjährige ») Sender Ker- 


Ferftrafe über 


Kerkerftrafe lautet; fo muß die Ankündigung gleichfalls flnt Babes; 
öffentlich an einem dazu beftimmten Berichtstage, mit" 


ea 


Borführung des Berurtheilten in Feffeln, auf ein vor 


‚dem Gerichtöhaufe errichteted Geruft, und mit wohl 
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hlic an. heiles dur ‚den Ge⸗ 


Söhne Entftiegung ı vom 12. Dejimber 1812; 
über Vortrag der Hoffommiffion in Sulz? Gefeglachen, 
Nr. 1115 der J. ©. | 


Jene auf eine laͤngere Zeit als — Strafgeit ger 
fällten Urtheile, welche noch einem’ Rekurſe unterliegen, fönnen 
vor Erledigung deffelben oder vor'Verftreihung der Rekursfriſt 
der im $. 451 angeordneten öffentlichen Kundmachung⸗ nicht un⸗ 
terzogen werden. 

Eben ſo wenig hat dieſe Kundmachung Statt, wenn das 

nad) der Strenge des Gefeged von- den unteren Behörden, auf 

mehr als fünf Jahre gefällte Urtheil von dem höhern oder höch⸗ 
ſten Richter unter fin? Jahre gemildert. worden ift. 

e⸗ bey A| 446 das Hofdetret vom 31. Januar ıBaı,, Nr. 1735, 


5 
— > — 450 das Hofdekvet vom. 6. Februar 1818, Nr. 1412 der 


$. 452. 
ae Urtheile, wodurch die Strafe nicht über fünf Zahre 
ver gerten beftimmet wird, find dem Verurtheilten am nachften 
Gerichtstage in dem Gerihhtshaufe-anzufündigen. | 
ws $. 446 das Hofdekret vom 31, Jänner 1821, RE. 1735 der 


| 5458. 
en Wenn dem Urtheife die Bandeöverweifung des 
deren Berurtheilten angehänget iftz muß diejem bey der Au— 
kündigung ausdrücklid, daß er ſich ſchon durch die bloße 
Rückkehr in eines diefer Länder eines Verbrechens ſchul⸗ 
dig machen wiirde, und was fir eine Strafe hierauf 
von dem Geſetze verhänget ſey, erEläret werden. 


Hofdefret vom 21. Dftober 1815, an fammtliche 
Appellations» Gerichte, über Note der Polizey- 
Hofftelle vom 15. Oftober n. $., Nr. 1182 d. J. G. © 


Den Verzeichniffen der. aus den k. f. Staaten abgefchaff- 
ten Sremden, welche vermöge Hofdekretes vom 20. Jaͤnner 1809 
durch die Appellationd-Gerichte von den Criminal:Gerichten vier- 
teljährig eingebracht werden, und zur weitern Mittheilung an 
die Polizey-Hofitelle hieher vorzulegen find, ift von nun an die 
Perfonsbefchreibung der Abgeſchafften einzufhalten, und diefe 
in der legten Aubrif derfelben aufzuführen. 
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Hofdekret vom. 30. Dftober 1818, an ſämmtliche 
Appellations-Geridhte, über Note der Polizey-Hof- 
ftelle vom 20. Dftober 1818, Wr. 1514 der J. G. ©. 


Durch Hofdefret vom 9. September 1808, Nr. 858 der 
Juſtiz-Geſetz⸗ Sammlung *), wurde allgemein verordnet: von 
Biertels zu Viertel:Fahr die Verzeichnijle der wegen Verbrechen 
außer Landes gefchafften Fremden von den Eriminal: Behörden 
ſich zu verfchaffen, und diefe an den oberften Gerichtshof, zur 
weiteren Mittheilung an die Polizey = Hofitelle, mitteljt Berich: 
tes vorzulegen. 

Man Hat aber nunmehr mit diefer Hofitelle fich einverftan: 
den, daß von Fall zu Fall, da ein Fremder wegen Verbrechen 
außer Landes verwiefen wird, hiervon die betreffende Landes: 
jtelle von dem Appellationd:Gerichte in die Kenntniß gefegt wer: 
den folle; indem die Länderjtellen den Auftrag haben, der Pos 
lizey: Hofitelle einen jeden ſolchen Ball fogleich anzuzeigen, und 
dafelbit die Haupt:Tabelle aller außer Landes gefchafften Frem— 
den, fie mögen in Polizey:Rüdfihten oder wegen fchwerer Po: 
lizey-Uebertretungen und Verbrechen abgefhafft worden feyn, 
nicht mehr, wie vorhin, vierteljährig, fondern monatlich in Drud 
gelegt, und an fämmtlicye Polizey = Behörden in den Provinzen 
verfendet werden wird. 

Das Appellations-Geriht hat daher Sorge zu tragen, daß 
ihm jede vollzogene Landesverweifung eined Fremden, welche 
wegen Verbrechen verfügt wurde, von den Criminal: Behörden 
unverzüglich angezeigt, und fofort eben fobald von ihm der Lau— 
deöjtelle befannt gemacht werde. 


Hofdefret vom 21. März 1829, an die Appella- 
tions =» Gerichte in Nieder- Defterreih, In— 
nersDefterreih und dem Küftenlande, Böhmen 
und Galizien, über Eröffnung der vereinigten Hof: 
Fanzley, vom 15. März 1829, Nr, 2389 der J. ©. ©. 


Nach einer von der vereinigten Hofkanzley mitgetheilten 
Anzeige des Mährifch : Schlefifhen Guberniums, werden Aus: 
länder, wenn fie die ihnen im Inlande zuerfannte Strafe über: 
ftanden haben, von den Gränzbehörden des Auslandes ohne ent» 
fprechenden Ausweis ihrer Nationalität nicht angenommen und 
weiter befördert. 

Um nun ſolchen Anftänden vorzubeugen, hat dad Apella= 
tionsd-Öericht den ihm unterftehenden Criminal-Gerichten aufzu= 
tragen, in Fällen, wenn Verbrecher, die Ausländer find, zur 
Vollftrefung der Strafe auf den Spielberg bey Brünn abgelie: 





*) Eiche bey $. 34: 


— 
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fert werben, jebeömal der Audfunftd:Tabelle die erforderlichen 
Ausweife über ihre Nationalität beyzufchließen. | " 


$. 454. y.. 
Sefnder mer Jedes Urtheil, wodurd entweder. die Unterfu: 
6.2.1.9... chung aus Abgang rechtlicher Beweife für aufgehoben 
erfläret, oder auf eine — erkannt wird, muß 
nach geſchehener Ankündigung, ſammt der Beſchrei— 
bung der Perſon, über welche daſſelbe ergangen, von 
dem Criminal⸗-Gerichte an das Kreisamt in Abſchrift 
einbegleitet werden, damit diejes von dem Beſchuldig— 

ten oder Straffälligen Kenntniß erhalte. 
Siehe bey $. 185 das Hofdefret vom 30. Zuly ı808, Nr. 856 der 


.G. ©. 
ee bey $.450 das Hofdekret vom ı. Zuly 1835. 


$. 455. 

Ueberzeugt fi dad Eriminal-Beriht aus der Un- 
terfuhung, daß die nur aus Abgang rechtliher Be— 
weiſe erfolgende unbedingte Entlaffung des Beſchuldig⸗ 

ten aus dem Gefängniffe, oder des Berurtheilten nach 
ausgeftandener Strafe aus dem Straforte, für die 
öffentlihe Sicherheit fehr bedenklich feyn würde; fo 
fol ed, im erften Falle vor der Kundmachung des Ur: 
theiled, im zwenten vor Ende der Strafzeit, die Um— 
ftände ſammt allen Akten dem Obergerichte vorlegen. 
Das Obergericht hat die Anzeige an die oberfte Zuftiz- 
ftelle, diefe aber die weitere Anzeige mit ihrem Gut- 
achten an die politiſche Hofftelle zu machen, damit von 
derfelben die zweckmäßigen politifhen Vorkehrungen 
getroffen werden. | 


Hofdekret vom 19. April 1811, an dad Nieder 
Defterreihifhe Appellations⸗Gericht, in Folge 
höchfter Entfchliegung über das gemeinfchaftlihe Kommij- 
fions » Protofoll der vereinten Hofkanzley und der oberften 
Juſtizſtelle, Ne. 940 der J. ©. ©. | 
Seine Majeftät Haben wegen Abitellung einiger biöher bes 
ftandenen Beichränfungen in Hinficht der Aufnahme der Indivis 
duen in das biefige Zwangsarbeitöhaud zu befchließen geruhet: 
ı. Soll jeder aus einem Strafarrefte entlaffene Verbre⸗ 
her oder ſchwere Polizey-Ucbertreter der Polizey » Oberdireftion 
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zus Kenntniß gebracht werden, welche dann ihr Amt zu handeln 
haben wird. | 

a. Ueber den Antrag: daß in jenen Fällen, wo Xeltern 
oder Vormünder durch üblen Ruf und eigenen unordentlichen 
Lebenswandel fich verdächtig gemacht, oder wohl gar durch gänz- 
liche. Verwahrlofung der ihrer Aufficht anvertrauten Minderjäh- 
rigen oder unmittelbaren Theilnahme an ihren Verirrungen ſtraͤf⸗ 
lich gemacht haben, diefelben ihres Nechtes verluftig zu erflären, 
und die Anwendung des Befferungdmitteld der notionirenden Bes 
börde mit Hintanfegung ded Vaters oder Vormundes zu übers 
laffen fey; fol nur dann, wenn wirkliche Thatfachen gegen diefe 
Aeltern oder Vormünder vorfommen, und erwiefen werden, die 
Polizey : DOberdireltion mit deren Hintanfegung (jedoch in allen 
folchen Faͤllen immer einverftändlich mit der Obervormundfchafts> 
Wehörde) berechtiget feyn, die Notionirung auf die Abgabe eined 
Minderjährigen in dad Zwangdarbeitshaus zu fchöpfen. 


Hofdefret vom 23. November 1811, an das Nies 
ders Defterreihifche Arpellationd- Geridt, 
, Nr. 065 der J. G. ©. 


Da die. k. vereinigte Hoffanzley in Uebereinftimmung mit 
der k. £. oberften "Suftizitelle die vorgefchlagenen Maßregeln, wie 
die aus den Straförtern in Wien urd auf dem flachen Lande in 
Mieder » Defterreich entlaifenen Verbrecher oder fchweren Por 
lieg » Uebertreter der Polizey » Oberlireftion zur fchnellen Kennt» 
niß gebracht werden fönnen, zu: genehmigen: befunden has 
ben; fo wied dem Appellationd - Genchte das hierzu entivorfene 
tabellarifche Bormular zu dem Ende hiermit angefchloffen, um 
fämmtlihe in Nieder » Defterreich beindliche Criminal» Gerichte 
dahin anzuweifen, gleich mach beendicter Unterfuchung von dem 
Unterfuhungs-Commilfär ein ſolches $ormular ausfüllen zu lafr 
fen, wo übrigens in Hinſicht der Arfführung des Sträflings 
während der Strafzeit die Verwaltung ded Strafhaufes die 
darauf ſich beziehenden Rubrifen nadzutragen haben wird. 

Die audgefüllten Tabellen find längitend binnen vierzehn 
Zagen vor dem Audtritte des Sträflngs, oder wo die Strafzeit 
Fürzer ift, in der angemeffenen fürzeien Frift hier in Wien der 
Polizey » Oberdireftion, auf dem flahen Lande aber jenen Do— 
minien, in deren Bezirke fi die aut den Arreften entlaſſenen 
Sträflinge nad erhaltener Freyheit aufzuhalten Willend oder 
genöthiget find, zuzufenden. 

Die Polizeys Behörden, und bejiehungsweife die Obrigfeis 
ten haben fodann die erforderliche Auſmerkſamkeit auf ſolche In— 
dividuen zu wenden, fie in ununterbrochener Aufficht zu erhals 
ten, und bey Veränderung des Wohnungsbezirkes gleich dieje⸗ 
nige Behörde, in deren Bezirf der entlaffene Sträfling übertritt, 
zur gleichmäßigen Aufjicht anzuweifen. 
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Die Befolgung diefer Anordnung wurde unter d ‚8, 8 ' ons· Gericht 
aufgetragen.) a De 6 nter dem. 8. Februar 1813 auch fämmtlichen Appellations:Gerichten 


— —o m u ar 
derjenigen Tabelle, welche von dem Unterſuchungs-Gerichte mit dem Verbrecher an den Strafort abgegeben wird. 


NRabrifen: 
5 2. 3. 4 5. 6. 7 8. 








Was mit ihm nad 

Verhehler, Gelegen: feiner Entlaffung ge: 
heitömacher oder fchieht: ober in dem 
Aufbewahrer der Drte felbft entlaffen, 


Geburtsort, Bater:|yr. S 

land, Alter, Reli: ee nie off vor! Hab Geſpannſchaft —— ne KR a on — abgege* 
ion, verhei ä ; “ dor  Inon Thatfachen, oder 3 en, abgejchoben, ab: 
Tedig Te ver ehe her in Arreſt. Verbrechen | Compuͤcität. |des zugeorugeen Om ee, gewarnt, oder aus 


vormaliger Stand. tes, oder fogenannte feinem Straforte in 





Zaufs und Zuname, 





Bormalige 










Diebönieders einen härteren oder 
lagen, minderen überfegt 
wird, 
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Die Manipulation mit der Tabelle. 


Diefe Tabelle wird von dem Straforte mit dem Verbrecher, 
wenn er im Orte bleibt, an das: Centrum der öffentlichen Si» 
cherheit abgegeben, oder bey dem Abjchieben oder Abſchaffen deifel- 
ben an die Orts- oder Gränz-Obrigfeit, wohin er geht, abgeſchickt. 

Die Aufficht oder Verwaltung eines jeden Strafortes Schreibt 
fich diefe Tabelle wieder in ein mit gleichen Tabellen verfehene® 
Buch ab, und ſchickt fohin diefe Tabelle, z. B. in Wien an die 
£. £. Polizey -Oberdireftion, oder wie oben vorkommt, bey dem 
Schub oder Abfhaffung, am die dortige Lofal-Obrigfeit ab, wo 
es dann von felber an ihre Unterbehörden wieder befannt ge: 
macht wird. 

Sie hat nur ein Rubrum auszufüllen, nämlich: wie ſich 
der Verbrecher während der Strafzeit aufgeführt hat, und dan 
muß fie frühzeitig und wenigftend vierzehn Tage vor der Entlaf- 
fung des Sträflingd, wovon ihr der Austritt deifelben aus dem 
Urtheile ohnedieß befannt ift, an die Sicherheits⸗Behorde oder 
Obrigkeit abgegeben werden, wohin der Verbrecher kommt, da: 
mit folche fhon zum Woraus von deſſen Ankunft in Wiſſenſchaft 
gefegt wird, um ihre Mafregeln frühzeitig genug treffen zu 
fönnen.' | 

Iſt einer fo heimlos, daß er feinen Unterfland bat, fo 
wird er doch der Ortöficherheits « Aufficht, oder nad) Umftänden 
in Hinficht des Schubes und der Abſchaffung übergeben, damit 
diefelbe folchen unter den nöthigen Ruͤckſichten unterbringen und 
im Auge halten könne. 


Hofdefret vom 29. Degember 1815, an famnmtliche 

Appellations-Gerihte, in Folge höchſter Entfchlie- 

fung über Vortrag der vereinfen Hofkanzley, Nr. 1078 
der J. ©. ©. 


In Vetreff der Veftreitung der Koften bey zwar ab in- 
stantia losgeſprochenen, jedoch zur fernern fihern Verwahrung, 
in Sale des $. 455 ded Strafgefegbuches beftimmten Criminal⸗ 
Inquiſiten, hat der Fond derjenigen öffentlichen Anftalt , wohin 
ein gefährlicher, aus Mangel hinlänglicher Beweife losgeſpro⸗ 
chener Eriminal:Inquifit zur ferneren Aufbewahrung übergeben 
worden ift, die damit verbundenen Verpflegskoſten zu tragen, 
und kann hierzu die Obrigkeit oder Gemeinde in feinem Galle 
verhalten werden. 


Juſtiz-Hofdekret vom 1. Dezember 1820, an 
fämmtlihe Appellations-Gerichte. 


In Bezug auf das Hoffanzley:Defret vom 3, Zebruar 1820, 
wodurch verordnet worden ift, daß nur jene nach der Strafzeit 
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audtretende Sträflinge, ben welchen der Urtheilsſpruch aus⸗ 
deüdlich darauf lautet, mittelt Schubs an ihre Grunde: oder 
Geburisobrigkeit zu befördern find, Hat diefer oberfte Gerichts⸗ 
pe einvernehmlich mit der k. k. vereinigten Hoffanzley, zu ver⸗ 
gen befunden: daß es gar feinen Gegenftand deö Criminal⸗Ur⸗ 
theiled ausmacht, ob ein Sträfling nach vollendeter Strafzeit 
bloß mit gebundener Marfchroute, oder feiner Gemeinfchädlich- 
keit wegen mittelt Schubes an feine Grund» oder- Ortsobrigkeit 
zu befördern ſey, fondern die Beurtheilung deffen nur der po» 
litiſchen Behörde zufteht, weßhalb von jeder Strafhaus ˖ Verwal⸗ 
tung drey Wochen vor Entlaſſung eines Straͤflings, oder wenn 
ed erforderlich ſeyn ſollte, noch früher die vorgefchriebene Notiz⸗ 
Tabelle an das betreffende Kreisamt zu überfenden ift. Das Kreis⸗ 
amt babe fodann in Ueberlegung zu nehmen, ob. eine 'oder Die 
‚andere Art der Entlaffung Statt finden folle, und feinen Be— 
Schluß ſowohl der Steafpaus-Berwaltung zur Darnahadhtung, 
als auch der betreffenden Ortsobrigfeit unter Anfhluß der Notiz⸗ 
Tabelle, und wenn es einen fremdfreifigen Unterthan betreffen 
ſollte, im Wege der Amts · Korrefpondenz mit dem betreffenden Kreis» 
amte zur. Wiflenfchaft unverzüglich mitzutheilen. Aus den Strafe 
bäufern der Provinzial» Hanpttädte aber feyen diefe Auöweife 
von der Strafhaus:Berwaltung. der Landeöftelle zur weiters nö« 
thig findenden Veranlaſſung vorzulegen. | 


Juſtiz-Hofdekret vom 2. März 1821, an ſämmt⸗ 
liche Appellations-Gerichte. 


Seine k. k. Majeſtaͤt haben über einen von der k. k. verein⸗ 
ten Hofkanzley erſtatteten a. u. Vortrag mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom 12. Februar I. 3. die vom oberften Gerichtöhofe 
einvertändlih mit der k. k. vereinten Hofkanzley getroffenen 
Verfügungen, wegen ded bey Entlaffung der Sträflinge nad) 
beendigter Strafzeit zu. beobachtenden Verfahrens zu genehmigen 
und allerhöhft anzuordnen befunden, daß die Straforts:Verwals 
tungen , wenn ihnen CriminalsUrtheile zukommen follten , worin 
von der einftigen Abfchiebung des Sträflings nach audgeftan- 
dener Strafe Erwähnung gefchieht, derley Urtheile fogleich der 
Landeöftelle mitzutheilen, und die Candeöftellen hievon dem ber 
treffenden Appellationd:®eridhte zur Hintanweifung eined folchen 
Unfuges die Eröffnung zu machen haben. 


Hofdekret vom 30. November 1821, an ſämmt⸗ 
lihe Appellations-Gerichte, einverftändlidy mit der 
vereinten Hoffanzley, Nr. 1818 der I. ©. ©. 

Da die Criminal: Ausfunfts:Tabellen, welche bey Abliefe: 
zung der zur Kerferfirafe Verurtheilten an den beftimmten Straf: 


a = We AT VS Een) Sa er 
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ort, der Strafhaus- Verwaltung ‚. und. bey Entlaffung derfelben 
zu Ende der Strafjeit, oder der Bejhuldigten, deren Unterfur 
chung durch Urtheil aus Abgang rechtlicher Beweife für aufges 
hoben erflärt wird, der Polizey« oder politifchen Behörde zu 
übergeben find, biöher weder ganz gleichförmig, noch ihrer Ber 
fiimmung vollfommen entfprechend, auögefertiget wurden, fand 
man fich veranlaßt, ein neues Mufter für die erwähnten Aus« 
Funfts-Tabellen zu entwerfen, und einen Unterricht beyzufügen, 
welcher bey dem Gebrauche diefes Mufters zu beobachten iſt. 
Da nun bereits die vereinte Hoffanzley das neue Mufter 
der Ausfunfts» Tabellen, mit dem beygefügten Unterrichte, der 
politifchen Candeöftelle zur Fünftigen Richtſchnur für die Strafe 
baus-Verwaltungen mit dem Auftrage mitgetheilt hat, daß die 
in dem Unterrichte im Allgemeinen genannten Polizey = oder po« 
litifchen Behörden nach Belchaffenheit der Polizey » Verfailung 
der Provinz, im Einverftändnijfe mit dem Appellationd » Ge- 


‚ richte, näher zu bezeichnen, und daß die neuen Ausfunfts: Tas 


bellen, wo möglid, vom ı. Jänner ı822 an, in Anwendung 
zu bringen feyen: fo wird dem Appellationd:Gerichte verordnet, 
nicht nur dad erforderliche Einvernehmen mit der politifchen Lan— 
desftelle zu pflegen, fondern auch fämmtliden ihm untergeord« 
neten Juſtiz Behörden, welche foldhe Ausfunftö-Tabellen auszus 
fertigen haben, aufjutragen , ſich fünftig bey Ausfertigung der 
AusfunftdeTabellen darnach genau zu benehmen. 


Auseunfts-Babelle 


\ | | von dem Eriminal: Gerichte zu N... . über Nachbenannten 
| P ‚a) für das N... . Strafhaus uN...., 


b) zum Behufe der Polizey = Aufficht. 





Vor⸗, Ge 
ſchlechts⸗ und Wohn« oder 
Seren, I Buena rege Bet am Mau 
ter, Religion, legten Un, | Oendwandel, —* web EBK 
Stand des Un: terſuchung. : 

terfuchten. — 














Tag der 
Das letzte Kundma— 
Urtheil. ſchung diefes| Strafzeit. 
Urtheils. 


Körperliche 
und ſittliche Anmerkun: 
Beſchaffen⸗ gen. 
heit. 
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ul on ylan® Erinnerungen, ur ip 
welche bei dem Gebrauche des Formulares der Audfunfts: 
—— abelle zu beobachten find. 

$. 1. Diefe Tabelle, welche nach dem vorftehenden Mufter 
und in feinem größeren Formate (naͤmlich dem Formate des ges 
wöhnlichen Kanzley» Papiers dergeftalt, daß die erften vier Ru— 
brifen auf die eine Hälfte, und die Rubrifen 5 bid 10 auf die 
andere Hälfte der Breite eined ganzen Bogens vertheilt werden), 
anzulegen ift, hat die doppelte Beftimmung: 

a) bey Ablieferung eined oder mehrerer zur Kerfer: 
firafe Verurtheilten an den beflimmten Strafort, die 
Strafhaus-Verwaltung in die Kenntniß zu fegen, nicht nur zu 
welcher Gattung der Kerferitrafe, mit oder ohne Berfchärfung, 
und durch welche Dauer jeder anzuhalten, fondern auch auf 
welche Art jeder während der Strafseit zum Zwede feiner Beifes 
rung, nad feiner Förperlichen und fittlihen Beſchaffenheit zu 
behandeln fey; 

- b) bey Entlaffung eines VBerurtheilten zu Ende 
der ÖStrafzeit, oder eines Befchuldigten, deſſen Unterfus 
hung durch Urtheil aus Abgang rechtlicher Beweife für aufger 
hoben erfläret wurde, die Polizey-Behörden, oder die mit der 
Polizey: Verwaltung beauftragten politifhen Behörden in den 
Stand zu feßen, die ihnen über ſolche Entlaffene obliegende Aufs 
ficht mit Erfolg zu führen. Dieſemnach ift die Weberfchrift 
der Tabelle, nach Berfchiedenheit ihrer Beftimmung, und zwar 
in dem erſten Falle mit dem Beyfage a, in dem zweyten Salle 
aber mit dem Veyfage b zu verfehen. 
— 9. 2. Die Ausfüllung der Rubrifen diefer Tabelle it bey 
dem Criminal:Gerichte von dem Unterfuchungs:Commiffär, gleich 
nach Beendigung der Umterfuchung, den Aften gemäß, zu ent= 
werfen, und die ordentliche, mit der Unterfchrift des Eriminals 
Gerihtsvorfteherd und mit dem Gerichtöfiegel zu verfehende Aus⸗ 
fertigung des berichtigten Entwurfes hat glei bey der Kund⸗ 
machung des Urtheiles zu gefchehen. 

Iſt das Urtheil ein Straf-Urtheil, fo ift der Sträf- 
ling zugleich mit der Ausfunfts-Tabelle an die Verwaltung des 
beitimmten Strafortes abzuliefern ; wurde aber durch das Urs 
theil die Unterfuchung aus Abgang rechtlicher Beweiſe für auf⸗ 
gehoben erflärt, und ſteht der unbedingten Entlaffung Fein Be: 
denfen entgegen: fo ift er mit der Auskunfts-Tabelle zu der Po⸗ 
lizey = oder politifchen Behörde zu ftellen. 

f $. 3. Die Verwaltung jedes Straforted hat die von dem 
Eriminal-Gerichte.ausgefertigte, von dem Begleiter ded Sträf: 
lings übergebene Auskunfts-Tabelle in ihr mit gleichen Rubrifen 

angelegted Stammbuch, mit Bemerfung der ihn treffen: 
den Zahl und des Tages feiner Uebernahme, ges 
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nau einzutragen, und vor dem Ende der Strafzeit eine gleiche 
mit der Anmerkung des Betragens während der Straf. 
zeit verfehene Tabelle, der Polizey- oder politifchen Behörde 
zu überfenden, damit noch vor dem legten Tage der Strafdauer 
beflimmt werde, wie der Sträfling, ob unbedingt, oder mit 
welchen Vorfichten, aus dem Straforte zu entlajfen fey. 

G. 4. Damit die Ausfunfts:Tabellen ihrer doppelten Beſtim⸗ 
‚mung vollfommen entfprechend ausgefertiget werden, darf der Un⸗ 
terfuchungs:Commiffär bey Ausfüllung der Rubriken fich nicht bloß 
auf ihre Ueberfchriften befchränfen oder auf fein Gedächtniß ver⸗ 
laſſen, fondern er Hat nebjt den Unterfuchungs-Aften, den fols 
genden Unterricht ſtets vor Augen zu haben. Br 
$. 5. In die erfte Rubrik der Zabelle ift nicht nur der e i⸗ 
gentlihe Vor» und Geſchlechtsname des Sträflings oder des 
aus Abgang rechtlicher Beweife zu entlaffenden Unterfuchten, ſon⸗ 
dern auch allenfalld der falſche Name, den er fich beygelegt 
bat, oder der Spigname, unter dem er fonft befannt ift, 
deutlich einzufchreiben. Iſt fein Geburtsort nicht eine all» 
gemein befannte große Stadt: fo ift zur nähern Bezeichnung die 
Grundherrfhaftoderder Gerichtsbezirk, der Kreis, 
das Viertel oder Comitat, die Provinz oder das Land, 
worin der Geburtoort liegt, zugleich anzumerken. ie 

Das Alter oder die Zahl der Lebensjahre ift, wenn ein 
Geburtsfchein erhoben worden, mit Anfegung des Geburtöta« 
ges, außer dem, nach der Angabe des Unterfuchten auszudrücken. 
Mar er noch im Brote feiner Aeltern oder Berwandten 
oder unter Vormundſchaft, fo find aud der Name, Stand 
und Wohnort derfelben anzuführen. Die Religion ift nad) 
BVerfchiedenheit der Glaubensbekenntniſſe zu benennen. 

Um den Stand erfichtlidy zu machen, ift nicht nur anti» 
merfen, ob der Unterfuchte ledig, verheirathet oder verwitwet 
fey und Kinder habe, wie viele, von welchem Alter und Ge: 
ſchlechte, oder nicht ; fondern auch beyzufügen, ob er ein Bes 
figer von Realitäten, und von welcher Gattung, ein Zaglöhner, 
Gewerbömann, Künftler, Rentirer (Kapitalift), ehemaliger Beam⸗ 
ter, Soldat u. dgl., oder ein Menfch fey, der feinen gre 
dentlihen Nahrungszweig auszuweifen vermochte. Auf 
jeden Fall ifteine beglaubigte Abfchrift der zu den Unterfuchungs 
Alten gehörigen Befhreibung der Perfon und Kleis 
dung des Unterfuchten diefer Rubrif unter Nr. ı beyzulegen. 

. 6. In der zweyten Rubrik ift der legte Wohnort des Uns 
terfuchten eben fo, wie der Geburtsort, näher zu bezeichnen, und 
von bloß zeitlihen Aufenthaltsörtern zu unterfcheiden. 
Der erftere fegt einen ordentlichen Wohnfig in Folge eines 
Grundeigenthums, oder ohne diefes, in Folge der Betreibung 
eined Gewerbes ald Meifter, einer Anftellung u. f. w. voraus; 
von den letztern gilt nicht diefe Vorausſetzung, da fie nur für 
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eine Zeit, wegen einer Verdingung zu Arbeiten oder Dieniten 
u. dgl. ohne eigenen Wohnfig, gewählt worden feyn können. 
Läßt ſich weder einer noch der andere nachweifen , fo ijt das ge: 
führte herumfchweifende (Bagabunden:) Leben anzumerken. 

J. 7. In der dritten Rubrif ijt nad) den während der Un— 
terfuchung erhobenen Ausfünften zu bemerfen: ob die Aufführung 
ded Unterfuchten vorher tadellos, oder in weldher Hinficht ta- 
delhaft oder verdächtig war. Insbeſondere ijt, wenn der Unter: 
fuchte fehon vorher einmal oder öfter in Unterfuchung geftanden, 
bejtimme auszudrüden: wann, wo und wegen welches Ver- 
brechens, oder welcher fchweren Polizey = Lebertrerung die vorige 
Unterfuchung geführt, und wie fie jedesmal erlediget worden, 
d. i. ob das Urtheil auf gänzliche Losfprechung, oder auf die Auf— 
hebung der Unterfuchung aus Abgang rechtlicher Beweife, oder 
auf eine und welche Strafe ausgefallen iſt. 

$- 8. In der vierten Rubrik it das dem Unterfuchten ans 
gefchuldete Verbrechen, oder, wenn ihm mehrere verjchie: 
dene Verbrechen, und nebjtdem auch eine oder mehrere ſchwere 
Polizegellebertretungen zur Laſt gelegt wurden, jedes derfelben 
mit der gefeplichen Benennung anzuführen, 

$. 9. Iſt ein oder das andere Verbrechen wirklich, oder 
fo viel befannt, ohne Mitfchuldige oder Theilnehmer verübt wor- 
den, ſo wird dieſes in der fünften Rubrik bemerft. Im entge: 
gengejegten Salle find, wenn die mit dem Haupt = Unterfuchten, 
der Mirfchufd oder Theilnahme an dem ihm zur Laſt fallenden 
Verbrechen Angeflagten, zugleich in den Strafort geliefert, oder 
aus Abgang rechtlicher Beweife entlaffen werden, diefe wirflichen 
oder bloß verdächtigen Mitfchuldigen und Theilnehmer (da ohne: 
hin über jeden diefer legtern in derfelben oder in abgefonderten 
Zabellen nach allen Rubriken Ausfunft gegeben werden muß) 
in der Tabelle über den Haupt » Unterfuchten unter der fünften 
Rubrik, mit Beziehung auf ihre Tabellen, zu benennen; und 
eben Diefes hat bey jedem Mitfchuldigen oder Theilnehmer in der 
fünften Rubrif feiner Tabelle, und mit Beziehung auf die Tabelle 
des zu benennenden Haupt» Unterfuchten und der übrigen Mit- 
[huldigen oder, Theilnehmer zu geichehen. 

9. 10. In der fechöten Rubrif ift der weſentliche Inhalt 
des zu vollziehenden Urrheiles anzuführen. Müßte dajjelbe vor- 
ber von Amtswegen oder in Folge eines Rekurſes dem Oberge- 
richte oder dem oberften Gerichtöhofe vorgelegt werden; fo ift 
genau anzumerken, ob das erjte Urtheil von höherer oder höch⸗ 
ſter Behörde beſtätiget, oder wie abgeändert oder gemildert wurde. 
Es int daher der fechsten Rubrik nicht nur eine beglanbigte 
Abfchrift des Urtheiles, wie es zu vollziehen iſt, unter Nr. 2 
beyzulegen, fondern auch in der fechsten Rubrik, wein ein Straf: 
urtheil ergangen ift, die Gattung der Strafe nad) der geſetz— 
lihen Benennung, ihre Dauer, und die allenfalls damit ver: 
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bundene VBerfhärfung genau auszudrücken. Insbeſondere 
ift, wenn gegen einen Ausländer, zur Verfhärfung der 
Strafe, die Landedverweifung nach auögeftandener Strafe 
verhängt wurde, dieſes ausdrücklich anzuführen. 

F. 11. Der Tag der Kundmachung des Urtheiles iſt in der 
fiebenten Rubrik mit Buchftaben anzumerken; weil bey Strafur⸗ 
theilen von diefem Tage die Dauer der Strafe anfängt, ungeady= 
tet die Ablieferung an entfernte Straförter fpäter erfolgt, wenn 
nicht etwa in dem Urtheile ausdrüdlich beitimme ift, daß der 
Unterfuhungs-VBerhaft in die Strafdauer einzurechnen fey, in 
welchem Salle der Zag, an welchem der Unterſuchungs⸗Verhaft 
angefangen hat, angemerft werden muß. Iſt allenfalld eine 
zu Anfang der Strafzeit verhängte Werfhärfung durch 
Streicye vor der Ablieferung an den Strafort bereits voll;o= 
gen worden: fo muß diefed, unter ſchwerer Verantwortung, in 
der fiebenten Rubrif bemerkt werden. 

$. 12. In der achten Rubrif find das Jahr und der Tag 
anzufegen, an welchem fich die von derh Tage der Kundmadhung 
des Strafurtheiles, oder nach dem $. ıı mit Einrechnung des 
Unterfuchungs » Verhaftes, nach dem Kalender zu berechnende 
Sirafzeit endiget. 

$. 13. In der neunten Rubrik ift Alles anzumerken, was 
dad Criminal» Gericht während der Unterfuchung über die kör— 
perliche und fittlihe Befchaffenheit des Unterfuchten wahrgenon« 
men bat, und vermöge des $. 373, erften Theiles des Strafge- 
ſetzes, dem Verhörs-Protokolle beyzufügen verpflichtet iſt, und 
zwar, ob er gelund, zu Leibeöftrafen und fchwerer Arbeit taug⸗ 
lich befunden worden, ob er gutmüthig, offenherzig, reumüthig, 
oder mit Leibesgebrechen, und welchen, behaftet, bösartig, 
hartnäckig, widerfpenflig u. f. w. fey. Bey Entlaſſung des 
Sträflingd zu Ende der Strafzeit hat die Strafhaus-Verwal⸗ 
tung ihre Wahrnehmungen über die förperliche und fittliche Bes 
ſchaffenheit deffelben, und über fein Betragen während der Strafs 
dauer der neunten Rubrik beyzufügen, und 'mit ihrer ämtlichen 
Fertigung zu verfehen. 

F. 14. Da öfter bey der Aburtheilung befonderd angeord» 
net wird, daß der Sträfling wegen früher verfuchter oder voll: 
brachter Entweihung mit vorzüglicher Sorgfalt zu bewachen, 
oder befonderd in der Religion zu unterrichten, oder daß nad) 
Ablauf eines Theiles feiner Strafzeit über fein Betragen im 
Straforte Bericht zu eritatten, oder daß er nach Beendigung 
der Strafzeit in einen andern Verwahrungsort zu überfeßen, 
oder unter eine beftimmte Aufficht zu ftellen ſey: fo ift eines 
oder das andere in der zehnten Rubrik zu bemerken, Denn außer 
diefen Fällen, und wenn nicht durch dad Strafurtheil auf die 
Landesverweifung erfannt worden, ift der Sträfling nicht nur, 
wie ed überhaupt in der Regel zu gefchehen hat, während der 
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Strafdauer andern Sträflingen gleich zu halten, fondern va 
hängt aud) von dem Antrage der Strafhaus- Verwaltung und 
der Beyftimmung der Polizey » oder politifchen Behörde ab, ob 
er nad) ausgeftandener Strafe unbedingt zu entlajlen, oder in 
feinen vorigen Wohnort mittelft ded Schubes oder mit fogenannz 
ter gebundener Marfchroute zu befördern, oder feinen Aeltern, 
Verwandten oder demjenigen, der fich feiner anzunehmen er= 
bietet, zu überlajfen fey. Eben fo hängt es, wenn im Falle 
der Aufhebung der Umterfuchung aus Abgang rechtlicher Beweije 
nicht nad) dem $. 455, erjten Theiles des Strafgefegbuches, ber. 
fonders politifche Verfügungen getroffen werden, bloß von dem 
Antrage des Criminal» Gerichtes und der Bepitimmung der Pos 
lizey⸗ oder politifchen Behörde ab, wie und wohin der aus der 
Unterfuhung Entlaffene zu befördern fey. 


Derordnung der kak. Nieder-Oeſterreichiſchen 
Negierung vom 15. Januar. 1827. 


Da ſich nach) einer Anzeige des Wiener Magiftrated mehr 
rere Bälle ergeben haben, daß von Seite der f, f. Nieder-Oeſter⸗ 
reihifchen Provinzial-Strafhaus: Verwaltung Sträflinge, welche 
von, auf dem flachen Lande befindlichen Landgerichten abgeur: 
theilt, und dahin zur Ausjtehung der Strafe abgegeben worden 
find, und binfihtlid welcher in den Motiz: Tabellen das polie 
tifche Erfenntniß der Herrſchaft beygefeget ift, daß der Eträf: 
ling nach ausgeftandener Strafe abgefhoben werden foll, zur 
Vollziehung diefer Abſchiebung an den Magijtrat übergeben wur« 
‚den, ohne daß hierzu, in fo weit ed Ausländer betraf, der au 
den Graͤnzen erforderlihhe Domicil: Ausweis vorlag, ohne wel: 
chen doch die Abfchiebung in das Ausland durchaus nicht in Voll: 
zug gejegt werden fann, und welches daher die nachtheilige Folge 
bat, daß ein folher Eriminal:Sträfling nach vollftredter Strafe 
erft neuerdings bey dem Wiener Magiftrate bis zur Herbeyfchaf: 
fung des erforderlichen Gränz: Vorweifes in Verhaft zurückbe— 
halten werden mußte; fo fey ed norhwendig, fämmtlichen poli— 
tiſchen Obrigfeiten zur genauen Nachachtung zu bedeuten, daB, 
indem durch die Verordnung vom 9. März ı8aı, Zahl 9452, 
den politifchen Obrigfeiten aufgetragen wurde, über diejenigen 
©Sträflinge, welche die Landgerichte zur Vollſtreckung ihrer Strafe 
in dad Provinzial-:Strafhaus abliefern, in der Anmerfung der 
mit dem abgelieferten Sträflinge an die Verwaltung des k. k. 
Provinzial« Strafhaufes einzufendenden Notiz. Tabelle jedesmal 
das politifhe Erfenntniß der politifchen Obrigfeit, was nad) 
ausgeitandener Strafe mit dem Sträflinge gejchehen foll, und 
wohin er, wenn er in dem Straforte in Polizey » Rüdficht nicht 
follte belaifen werden, und im welcher Art er dahin gewieſen 
werden foll, beyzuſetzen, dadurch zugleich den politifchen Dbrig: 
feiten, wenn der Sträfling ind Ausland abgefchoben werden 
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fol, zur Pflicht gemacht ift, einen Zuftändigfeitd-Ausweis über 
fein auswaͤrtiges Heimathörecht vorzulegen, und fich denfelben 
vor dem politifchen Erfenntniffe der Abfchiebung nöthigen Falls 
durch Korrefpondenz von der ausländifchen Behörde, wohin er 
gefchoben werden foll, zu verfchaffen, weil ohne diefens Zuftäns 
Digfeitö- Ausweis. ein folder ind Ausland abgefchobener Menſch an 
der Oränzevon der ausländifchen Behörde nicht übernommen wird. 

Das Kreisamt hat den politifchen Obrigfeiten zugleich zu 
bedeuten, daß, wenn fie in den genannten Fällen den Zuſtän— 
digfeitd: Ausweis über dad auswärtige Heimathärecht eined nad) 
ihrem Erfenntnijfe in dad Ausland nady ausgejlandener Strafe 
abzufchiebenden Sträflings der F, f. Verwaltung.des Provinzials 
Strafhaufes nicht einſchicken follten, fie es fich felbft zufchreiben 
müßten, wenn der Sträfling nad ausgejlandener Strafe ihnen 
zu der von ihnen zu vollziehenden Außerlandfchaffung zugeliefert 
würde, und fie zugleidy auf das firengfte verantwortlid bleiben 
würden, wenn der aus der Gtrafe. getretene Sträfling neuer: 
dings aus ihrem Verfchulden bis zur Herbeyfhaffung ded Domi— 
eil-Ausweifes im Arreſte behalten werden müßte. 


Verordnung des FF. Nieder-Defterreidifchen 
Appellationds-Gerichtes vom 5. Februar 1827. 


Dem Magiftrate der F. k. Haupt: und Nefidenzftadt Wien 
in crim, wird in Erledigung feines Berichtes vom 8. Jänner d. J., 
womit dad Refultat der Plenar:Berathung über die Frage vorges 
legt wurde: wie die Mittheilung der abgeführten Criminal: Aften 
an den Senat in fchweren Polizey » Uebertretungen zu gefchehen 
habe? unter Rüdfchluß der Gerichtö:Beylagen bedeutet: daß ed 
in allen Fällen, wo eine Amtshandlung ded Senates in ſchwe— 
ren Polizep-Uebertretungen mit beftraften oder aus Mangel der 
Beweife entlaffenen Inquifiten einzutreten hat, bey der bisher 
üblichen Mittheilung der Eriminal:Aften an den gedachten Ser 
nat fein Verbleiben haben foll, daß jedoch von dem Criminal: 
Senate und deſſen Präfidium erwartet werde, daf die Regiſtra— 
tur fortan unter genauer Aufficht werde gehalten, und nicht ge: 
ftattet werde, daß an die Polizey- oder fonft irgend eine Bes 
hörde, ohne Auftrag des Präfidiung und ohne Rezepiſſe, Ak— 
ten, erfolget werden. —— 


Hofdekret vom 3. September 1830, an das Mäh— 

riſch-Schleſiſche Appellations -» Gericht, über 

deſſen Bericht vom 28. Juny 1830, einverftändlich mit 
der vereinigten Hoffanzley, Nr. 2478 der 3. ©. ©. 


‚Ueber den „ wegen Abhandlung der Verlaſſenſchaften nach 
den in dem Provinzial-Strafhauſe zu Brünn verſtorbenen aus: 
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ländifchen Verbrechern, erflatteten Bericht, wird dem Appella- 
tions = Gerichte 

Erftens bewilliget, daß in Todeöfällen der in dem Pros 
vinzial:Strafhaufe zu Brünn verhafteten ausländifchen Werbre: 
cher, der Brünner Magiſtrat als delegirte Kuratels⸗Inſtanz ein: 
trete, und der ausländifhen Abhandlungs-VBehörde davon Nach— 
richt gebe. 

Zweptend Wird dem Appellations » Gerichte überlaf: 
fen, die ihm unterfiehenden Criminal: Gerichte zu erinnern, die 
durch das Hofdefret vom 3o. November 1821, Zahl 1818 der 
3. 6. ©. vorgefchriebenen Ausfunfts-Tabellen überhaupt, insr 
befondere aber die erfte umd zweyte Rubrif derfelben, nach dem 
beygefügten Unterrichte fo genau auszufüllen, damit aufer Zwei- 
fel gefegt werde, ob der in den Strafort abgelieferte, im Aus: 
lande gebürtige Verbrecher, ein Ausländer geblieben ſey, mit- 
hin nicht etwa nach den $$. 29 und 3o des allgemeinen bürger: 
lichen Geſetzbuches, vor feiner Verurtheilung die öfterreichifche 
Staatsbürgerfchaft erlangt habe. es 

Drittend., Wird dem Appellationd » Gerichte bedeutet, 
daß die Verwaltungen des Spielberger» und ded Provinzial: 
Strafhaufes zu Brünn durch das Landes» Gubernium den Aufs 
trag der vereinigten Hoffanzley erhalten werden, jeden Todes: 
fall eines inländifchen- Sträflings der Perfonal Behörde feines 
legten gewöhnlichen Aufenthaltes, oder in deſſen Ermanglung, 
eined Geburtsortes im Inlande, eines ausländifchen Sträflins 
ges hingegen dem Brüner Magijtrate, als delegirter Kuratels- 
Inſtanz mit Beyleguig einer Abfchrift der bey deffen Einliefe- 
zung eingelangten Ausfunfts:Tabele, und mit der Bemerfung, 
ob und was der Verſtorbene an Geld oder Fahrniſſen im Straf: 
hauſe hinterlaifen habe, von Fall zu Fall ungefäumt anzuzeigen. 

Siehe bey $. ı3 die Hofdekrete vom 7. Dezember 1815, -Nr; 1193, 
und 7. Februar ı8ı7, Nr. 1313 der. J. G. ©. 
Eiche 29 das Hofdelret vom 2. Auguft ı8ı5, Nr. 1164 der 


Siehe ben J 453 das Hofdekret vom 21. März 1829, Nr. 2389 der 


$. 456. | 
Iſt das Urtheil dahin verfchärfet, daß der Ver— 
urtheilte auf der Schandbühne eusgeftellet, oder bey 
dem Eintritte in die Strafe mit Streichen gezüchtiget 
werden foll, oder, ift neben der Landesverweiſung die 
Brandmarkung verordnet; fo muß: das Urtheil in: die: 
fen Beſtimmungen jogleih nad der Ankündigung von 
dem Eriminal-Berichte zum Vollzuge gebracht werden. 
"Siehe die! bey {. 20 angeführten Hofdekrete. = 


Beitpunft der 

Bollftrefung 

der Berfchär: 
fungen. 


Strafort bey 
fürgerer Dauer 
der Kerker⸗ 
flrafe; 
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| 
$. 457. 

Wenn die Strafe nach demlirtheilenicht über ſechs 
Monate im ſchweren Kerker, oder nicht über ein Jahr 
im Kerker des erſten Grades zu dauern hat, kann der 
Verurtheilte zur Vollziehung derſelben bey dem Eri- 
minal⸗Gerichte ſelbſt angehalten werden. 


Hofdekret vom 15. September 1820, an das 
Mahrifh- Schlefifhe Appellations: Gericht, 
in Folge höchſter Entfchließung vom 7. Auguſt 1820, über 
Vortrag der vereinten Hofkanzley, Nr. 1702 d. 5. ©. ©. 


Ueber die Anfrage: von wem die Verpflegskoſten jener 
Criminal» Sträflinge, welche nad den $$. 457 und 458 des 
Strafgefeges, erften Theiled, ihre Strafzeit bey den in Mähren 
und Schlefien beftehenden fonzentrirten EriminalsGerichten aus— 
zuftehen haben, in Zufunft beftritten werden follen, haben Seine 
Majeftät zu beftimmen geruhet: daß diejenigen Städte, welde 
die Fonzentrirte Criminal:Gerichtsbarfeit jetzt ausüben, Hinfichts 
lich der Sträflinge der eigenen ftädtifhen Jurisdiftion die Ver- 
pflegungsfoften fortan nad) ‚dem biöherigen Syſteme, bis zur 
allfälligen Aenderung deifelben zu tragen haben; daß aber dies 
fen Städten, in fo fern fie unvermöglich find, für die Verpfle— 
gung der Sträflinge von fremden Jurisdiftionen die Entfchädis 
gung aus dem Fonde des Provinzial: Strafhaufes in der Art 
geleijtet werden foll, daß diefer Fond bloß das nad Abfchlag 
des Arbeitsverdienftes der befagten Sträflinge ficy ergebende 
reine Defizit diefer oder jener Stadt zu decken hat. 


Hofdefret vom 20. April 1821, an das Mäh— 
riſch-Schleſiſche Appellationss Gericht, ad 
Nr. 1702 d. J. G. ©, 


Vermöge einer fpäteren höchften Entfchliefung vom 2. April 
1821 geruhten Seine Majeftät Höchftdero Willen dahin auszue 
fprechen: daß die Vermöglichfeit oder Unvermöglichfeit der die 
EriminalsGerichtöbarfeit in-Mähren und Schlefien ausübenden 
Städte in diefer Sache feinen Unterfchied zu machen habe; daß 
daher die Sträflinge von fremden Jurisdiftionen, welche bey 
den Eriminal:Gerichten felbit ihre Strafe vollbringen, ohne Uns 
terfchied ziwifchen den Städten gegen dem, daß das Arbeitöver- 
dienft derfelben dem Provinzial: Strafhaus:Fonde zu verrechnen, 
er rüchfichtlich abzuführen fomme, von demfelben zu erhalten 
eyen. * 
Zugleich geruhten Seine Majeftät zu beſtimmen, daß auch 
die Sträflinge der eigenen jtädtifchen Jurisdiftionen in der 
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obigen Art von dem Provinzial» Strafhaus»Fonde zu erhalten 
feyen. 
Siehe bey $. 13 das Hofdekret vom ı, Dezember 1835, 


$. 458. 

Iſt der Verbrecher auf eine längere, als ſechs mo- 
natliche ſchwere, oder einjährige Kerkerftrafe des er- 
ften Grades verurtheilet; jo wird der Drt, wo er 
feine Strafe zu volljtrecken hat, hiermit nad) folgen: 
dem Unterfchiede beſtimmet: 

a) Verbrecher, die wegen Sochverrathes oder 
Verfälſchung öffentliher Kredits Papiere zur Kerker- 


bey längerer 
Dauır. 


ftrafe verurtheilet find, haben folde auf einer Feftung 


auszuftehen. 

b) Die was immer für eines andern Verbrechen 
wegen auf mehr, als zehn Jahre Verurtheilten, find 
an den, von dem Dbergerichte zu beftimmenden Straf: 
ort, zur Bollftreckung der Strafe abzuliefern. 

c) Die auf zehn oder weniger Jahre Vernrtheil- 
ten haben ihre Strafe in dem allgemeinen Strafhaufe 
der. Provinz zu volljtrecken, in welcher ihr Prozeß ift 
verhandelt worden. 


Hofdefret vom 29. May 1829, an ſämmtliche Ap- 

pellations- Gerichte, in Folge allerhöchfter Entſchlie— 

fung vom 20. May 1829, über Vortrag der oberften Zu- 
ftizftelle, Nr. 2408 der J. ©. ©. 


Den wegen Hochverrathes oder Verfälfchung öffentlicher 
Kreditd: Papiere zur Kerferitrafe überhaupt, und wegen eines 
andern Verbrechens zu einer längern ald zehnjährigen fchweren 
oder fhwerften Kerferitrafe Verurtheilten, aus den Provinzen: 
Deiterreih, unter und ob der Enns, Böhmen, Mähren, Schler 
fien und Galizien, ift der- Spielberg zu Brünn, hingegen aus 
den Provinzen: Steyermarf, Tyrol, Jllyrien, Küftenland und 
Dalmatien, die Eitadelle zu Gradisca in Zufunft als Strafort 
anzuweifen. 

Siehe bey $. 14 dad Eabinetd-Schreiben vom 25. July ı818, Nr. 1479, 
und das Hofdefret vom +. Dftober 1325, Nr. 1805 der %. ©. ©. 
Eiche bey $. 330 das Hofdelret vom 27. Zuny ı829, Nr. 2415. 
eine = A; — das Hofdekret vom 3. September ı830, Nr. 2478 
et J. DO. S. 


Ablieferung 
des Verurthell⸗ 
ten an das 
Kreisamt zur 
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$- 459. 
Die Ablieferung des Berurtheilten nach dem ges 
feßlich beftimmten Straforte muß durch das Kreisamt 


weiterenBerör, veranftaltet werden, und liegt dem Criminal = Berichte 


derung an den 


Strafort. 


nichts weiteres ob, als den Verurtheilten zu dem Kreis— 
amte zu ſtellen. Sollte jedoch das Provinzial-Straf— 
haus, wohin der Abgeurtheilte nach dem vorigen Pa— 
ragraphe abzuliefern wäre, dem Criminal = Gerichte 
näher als das Kreisamt liegen; fo hat das Criminal- 
Gericht bey dem Kreisamte nur die Anweiſuug an den 
Vorſteher des Strafhaufes, damit der Verurtheilte 
dahin aufgenommen werde , anzufuchen, und nad) Er— 
haltung derfelben den Berurtheilten unmittelbar in das 
Strafhaus abzuliefern. Außer diefem Falle hat das 
Criminal Bericht bey der in dem $. 154 vorgefchrie: 
benen Einbegleitung eines foldyen Strafurtheiles, deſſen 
Vollzug in einem durch den $. 458 beftimmten Drte 
aeichehen muß , zugleich die Anfrage an das Kreisamt 
zu thun, an welchem Tage der Berurtheilte an daffelbe 
zur weiteren Ablieferung zu übergeben jey. 


Hofdefret vom 2. März 1816, an fämmtliche Ap— 
pellations-Gerichte, über Bemerkung der k. f. Cen— 
tral-Organifirungs-Hoffommiffion, Nr. 1215 der J. G. ©. 


Da mit den auf den Spielberg abgelieferten Sträflingen 
gewöhnlich ganz unbelegte Namens » Verzeichniffe eingefendet 
werden, woraus leicht nachtheilige Srrungen. entftehen können; 
fo find fämmtliche Criminal» Gerichte anzuweifen,, daß den ber 
fagten Verzeichniffen Fünftig jedesmal vldimirte Abfchriften der 
über die abzuliefernden &träflinge gefchöpften Urtheile beyge— 
fügt werden. 


Verordnung der kak. Nieder-Defterreihifhen 
Landesregierung, vom 15. Januar 1819, 


Bon mehreren Randgerichten werden bey der Einlieferung 
der Verbrecher in das Provinzial: Strafhaus die Notiz ⸗ QTabels 
len, welche mit eingefchieft werden mülfen, von dem Landge: 
richt8 Verwalter oder Juſtiziaͤr nicht unterfchrieben eingefendet, 
dann erfcheint auf den in vidimirter Abfchrift zugleich mit einge: 
fendeten Urtheilen bloß auf der Rüdfeite mit ein paar Morten 
angemerft: »fundgemacht den 2e.«, ohne daß die gefchehene 
Kundmachung durch die Unterfchrift des Landgerichts: Verwal: 
ters oder Juſtiziaͤrs beitätiget iſt. 


303 


Da ed nım aber höchft wichtig it, den Tag des Fundges 
machten Urtheiles legal zu willen, weil von diefem Tage an die 
Strafzeit anfängt, fo hat dad Kreisamt den Landgerichten auf: 
zutragen: 

a) daß fie die mit einem Straͤflinge in das Strafhaus einge- 
ſchickten Notiz. Tabellen nicht nur vorfchriftmäßig ausfüllen, ſon— 
dern diefelben auch, jedesmal von dem: Landgerichts = Verwalter 
oder Zuftiziär unferfertigen machen ; 

b) daß die Landgerichte auf den in vidimirter Abfchrift einger 
fendeten Criminalzlirtheilen jedesmal den Tag, wann das Ur: 
theil dem Verbrecher publizire wurde, genau und beftimmt anr 
merfen, und diefe Anmerkung mit der Unterfchrift des Landges 
richt8:Verwalterd oder Zuftiziärs verfehen machen follen. 

Sollte aber bey einen Verbrecher die Strafe nicht erft vom 
Tage des ihm publizirten Griminal:Urtheiles anfangen, fondern, 
was zuweilen gefchieht, ihm eim Theil des ausgeitandenen Un 
terfuchungs=Arrejtes in die Strafe eingerechnet werden; fo haben 
die Landgerichte auf den in vidimirter Abfchrift einzufendenden 
Urtheilen jedesmal anzumerfen, wann die Strafzeit eigentlich 
ihren Anfang genommen hat, und diefe Anmerfung ift gleichfalls 
von dem Landgericht3 Verwalter oder dem Zuftiziär, auf dem 
abſchriftlichen Urtheile durch. deſſen Unterfchrift zu beftätigen. 

Eiche bey $. 455 das Hofdelret vom 30. November ı821ı , Nr. 1818 

der 3. ©. ©. | 


$. 460. 


SE das Kreisamt in der Verfaſſung, den Wer ostiegenseie 
urtheilten indeffen , bis die Anftalt zur Fortſchaffung deeKreicamtes. 
in den Strafort getroffen ift, in Verwahrung nehmen 
zu Pönnen ; fo ſoll dafjelbe dem Criminal= Gerichte fo- 
gleicd) die Stellung des Berurtheilten auftragen. Man- 
aelt es aber an Gelegenheit zur fiheren Verwahrung 
in. dem Drte, wo das Kreisamt ift; fo muß der Ver: 
urtheilte zwar noch bey dem Criminal» Gerichte belaf- 
fen, diefem aber, fobald immer möglich ift, der Tag 
zur Uebergabe bejtimmet werden. Ueberhaupt foll das 
Kreisamt alle Sorge dafür tragen, daß ſolche Verur— 
theilte auf das fchleunigfte, und mit der zuverläßiaften 
Verwahrung an ihren Strafort. gebradht werden. Daf- 
felbe hat ich wegen der nöthigen Begleitung der Mis 
litäarwache mit dem nächſten Militär: Kommando in 
das Vernehmen zu feßen, und, wo es auf Fuhren 
ankommt, folde durch Vorſpann zu verfchaffen. So 
weit es ſich Teiche thun Laßt, ift zwar diefes Gefchaft 
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dermaßen zu leiten, daß mehrere Verurtheilte zugleich 
an den Strafort abgeliefert werden; dabey kann aber 
weder Bequemlichkeit noch Erfparung, fondern einzig 
die Verwaltung der Gerechtigkeit und Sorgfalt für die 
gemeine Sicherheit den Hauptzweck ausmachen. Da- 
her ſoll die Ablieferung, auc) eines einzelnen Berur- 
theilten, wegen eines unbeftimmten Zuwartens auf 
das Zufammentreffen mehrerer Sträflinge , nicht ver: 
zögert, fondern der Verurtheilte längftens binnen drey⸗ 
Big Tagen nach dem ihm angekündigten Urtheile auf 
den Meg: zu feinem Straforte gebradyt werden. 


Hofdekret vom 5. Oktober 1804, an ſämmtliche 
Appellations =» Gerichte, in Folge Einverftändnifjes 
mit der vereinten Hoffanzley, Nr. 689 der J. G. ©. 


Die für das Militär im $. 530 der zweyten Abtheilung 
des neuen Strafgefeges bemeſſene Wegvergütung ift nur in dem 
Falle von dem Criminal:Serichte zu bezahlen, wenn eine Ueber— 
lieferung der noch in der Unterfuchung ftehenden Criminal - Ver- 
bafteten gefchieht, nicht aber auch dann, wann die Ablieferung 
eines ſchon verurtheilten Sträflings nach dem Etraforte dur) 
dad Kreisamt mitteljt des Militärs eintritt. 


Hofdefret vom 24, Januar 1806, über Note der 
vereinten Hoffanzley,, an die Galizifchen Appellations⸗Ge— 
richte, Nr. 753 der J. G. ©. 


Bey Abfendung verurtheilter Criminal:Arreflanten an den 
Strafort hat man folgende Maßregeln vorzufchreiben befunden : 

Es entfpriht den Beſtimmungen des Strafgefeges über 
Verbrechen, $. 459 und $. 460, vollfommen, daf das Areidamt, 
fo oft daſſelbe von einem Eriminal:Gerichte abgeurtheilte Verbre= 
cher zu übernehmen bat, fich vorläufig mit demfelben über den 
Zag, an welchem diefe Uebergabe zu gefchehen hat, in das Ein: 
vernehmen feße. 

Zur Aufjiht über die Esfortirung folher Verbrecher ift ein 
Beamter vom Lande oder von dem Ortd:Magiftrate, oder ein ver⸗ 
trauter und verläßiger Kreis-Dragoner, in fo fern ein folcher 
für feine eigentlihe Beftimmung entbehrlich ift, zu beftellen. 

Dergleichen Verbrecher find. fammt den Ketten zu übers 
nehmen, und die Vergütung dafür, gleich bey Zuftellung des 
Verbrechers, dem Eriminal:Serichte aus der Kreiskaſſe zu Jei- 
ften. Die hierdurch veranlaßten Auslagen find Iediglich aus dem 
Criminal:Fonde zu beftreiten, und bey demfelben auf die gewöhn⸗ 
liche Weife zu verrechnen. 
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Hoffammer-Verordnung vom 10. May 1815. 


Die zur Ueberbringung der Verbrecher dienenden Vorfpannde 
fuhren find gleich jenen, welche zu Refrutenftellungen verwendet 
werden, im Hin= und Zurücdfahren von der Weg» und Linien» 
mauth frey zu belaffen, wenn die Polizey: Individuen oder Ges 
fangenwärter, welde die Verbrecher zu begleiten haben, fi 
darüber gehörig ausweifen. 


Verordnung der ff. Nieder-Oeſterreichiſchen 
Landes-NRegierung vom 24. Auguft 1819. 


Da der $.459 ded erften Theiles des Strafgefegbuches aus⸗ 
drüchlich vorfchreibt, daß die Ablieferung des Verurtheilten nad) 
dem gefeglich beftimmten Straforte immer durch das Kreisamt 
veranftaltet werden muß, und da dad Kreidamt nach dem $. 460 
des angezogenen Gefegbuches die dießfalls erforderlichen Fuhren 
durch Vorſpann zu verfchaffen hat, fo hat das Kreisamt, fobald 
von einem Landgerichte dad Gefuch um Beſtimmung eined Tas 
ges zur Ablieferung eines Verbrechers in das Provinzial:Straf- 
haus oder auf den Spielberg, und die Bitte um Bengebung der 
erforderlichen Esforte- Mannfhaft an das Kreisamt gelanget, 
unter einem mit der Erledigung über diefe zwey erwähnten Punfte, 
die nach den Lofalitäts:Verhältniffen erforderliche Vorſpann von 
den Gemeinden, und zwar von Station zu Station auszufchreis 
ben, und es ift diefe Vorfpann von den Gemeinden, die ed 
trifft, nach dem $. 527, des erften Iheiles des Strafgefegbus 
ches, unentgeldlich zu leiſten. 

In Hinficht der Trage: ob dem Landgerichtödiener mit den 
dem Sträflinge abgenommenen Ketten für die Rückkehr eine Vor⸗ 
ſpann angewieſen werden dürfe, findet die Regierung, daß, 
nachdem das Geſetzbuch hierüber nirgends etwas ſagt, derſelbe 
auch keineswegs auf eine Vorſpann einen Anſpruch machen kann, 
und daß es lediglich Sache des Landgerichtes ſeyn müſſe, Sorge 
zu tragen, daß der Landgerichtsdiener mit den Ketten zurück zu 
dem Landgerichte gelange; ed kann daher auch für den Landges 
richtödiener wegen feiner Rückkehr Feine Vorfpann paflirt werden. 


(Siehe bey $. 455 die Verordnung der Nieder» Defterreihifhen Re⸗ 
gierung vom 15. Jänner 1827.) 


| $. 461. 

Das Criminal-Bericht ift unter fchwerer Verant: Trtiı Tr 
wortung.verpflichtet, den DVerurtheilten fo lange, bis wtieterung ar 
ihn das Kreisamt übernimmt, in genauer, vor aller 
Gefahr der Entweihung ficheren Verwahrung zu hal⸗ 
ten, und fodann die Stellung zu dem Kreisamte mit 
gleicher Vorſicht zu erfüllen. . | 

— —⏑ — 


Dreyzehntes Hauptftücd. 
Von dem Nefurfe, . 


. 462. Ä 
ee Dar Rekurs, das tft, das Anfuchen um Hülfe 
FR ae nr de findet gegen zweyerley Urtheile 


a) gegen Urtheile der Eriminal:Gerihte, welche 
diefe, ohne, fie vorher dem Dbergerichte vorzulegen, 
kund machen und vollziehen dürfen; F 

b) gegen ſolche Urtheile des Obergerichtes, wo- 
durch das anf ganzliche Losfprechung gejchöpfte Urtheil 
des Criminal-Gerichtes, bloß auf die Aufhebung der 
Unterfuhung abgeändert, oder das GStrafurtheil ent: 
weder in der Strafdauer oder fonft verfchärfet worden 
if. Der Grund des Rekurſes kann darin beftehen, 
Daß entweder die Befhuldigung und Unterfuchung ohne 
rechtlichen Anlaß geſchehen; oder, daß der Beſchuldigte 
nach Beſchaffenheit der über die Anzeigungen eingehol: 
ten Erfahrun.en hätte für ſchuldlos erkannt, oder nach 
dem Geſetze nicht fo ftreng verurtheilet werden follen. 
Mider Urtheile, weldye. von der oberften Juſtizſtelle 
ergangen find, und wider Lirtheile des Dbergerichtes, 
wodurd) das criminal= gerichtliche Urtheil nicht auf eine 
in b) erwähufe Urt abgeandert oder verfchärfet wor— 
den, Fann Fein Rekurs ergriffen werden. Daher das 
Dbergericht in feinem Urtheile deutlich auszudrücken 
hat, ob das von dem Griminal= Gerichte gefällte Ur- 
theil bejtätiget, gemildert, verſchärfet, oder die ganz: 
liche Losſprechung in die Aufhebung der Unterfuchung 
abgeändert werde. | 


| Hoffanzley- Verordnung vom. 16. Yuguft 1835. 


. Seine f. f. Majeftät haben über den im Einvernehmen mit 
der vereinigten Hofkanzley und der Hofkommiſſion in Juſtiz Ge⸗ 
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fesfachen erftatteten allerunterthänigften Vortrag der oberften 
Juͤſtizſtelle mit allerhöchiter Entfchließung vom ı9. Juny 1835 
zu erflären geruhet, daß gegen Strafurtheile über. Verbrechen 
und fchwere Polizey:Uebertretungen, wodurch zugleich auf Scha— 
denerfag erfannt wird, auch wegen dieſes Schadenerfages der 
Rekurs den in dem $. 463, des erjten und im $. 415 des zweyten 
Theiles des Strafgefegbuches, genannten Parteyen binnen der 
in dem- befagten Strafgefegbuche beftimmten Friſt, und zwar 
auch dann vorbehalten fey, wenn wegen der verhängten Strafe 
feine Befchwerde ergriffen wird, oder foldye zu führen nach dem 
Gefege nicht zuſteht. 

Gegen Urtheile der zweyten Suftanz hat der Nefurs nur 
in fo ferne Statt, als dadurch eine Abänderung der Erfenntniife 
erfter Inftanz in Bezug auf Schadenerfag zum Nachtheile des 
Verurtheilten ausgefprochen wird. 


$. 468. 
Den Rekurs Fönnen ergreifen: Wer refurriren 
a) der Verurtheilte ſelbſt, dürfe? 


b) defien Blutsverwandte in auf und abjteigen- 
der Linie, Ä 

c) dejien Ehegenoß, 

d) defien Bormund, 

e) die Obrigkeit für ihren Unterthan. | 

Damit aber das Griminal-Gericht gefichert fen, 
daß der Nekurs nicht von einer dazu nicht berechtigten 
Perſon, oder unter erborgtem Namen angebracht werde, 
fol der Kekurrent fi) durch) glaubwürdiges Zeugniß 
über eine der obigen Eigenfchaften rechtfertigen. Aber 
auch zu dem Rekurſe berechtigte Perfonen follen denfel- 
ben nicht ohne Brund, und vielleicht bloß in der Abficht 
anbringen, um die Vollſtreckung des Urtheiles zu ver: 
zögern, indem fie dafür verantwortlid) bleiben. 


Hofdefret vom 4. September 1818, an dad In— 
ner» Defterreihifhe Appellations:» Gericht, 
. Nr. 1493 der J. ©. ©. 


Gegen Criminal: Urtheile ,; welche dad Inner: Defterreichi= 
fche Appellations=-Gericht fiber. die von bloß inftruirenden Erimis 
nal:Behörden demfelben vorgelegten: Aften, und fomit in erſter 
Inftanz fällt, kann der Rekurs von allen in dem $.463, eriten 
Theiles des Strafgeſetzes, hierzu Berechtigten allerdings ergrif: 
fen werden, und find die bey’ den betreffenden Landgerichten eins 
gereichten oder-angemeldeten und zum Protofoll genommenen 


Rech tliche Mits 


tel zur Ausfüh⸗ 


zung des Re— 
furfes, 
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Rekurſe den Appellationd: Gerichte vorzulegen, und von dem- 
felben mit feinem Gutachten an den oberiten Gerichtshof zur 
Entfcheidung einzubegleiten. 

Eiche bey $ 21 1 das Hofdelret vom ı, May 1850, Nr. 2462d. 5.6. ©. 


Hofdefret vom 6. Juny 1823, an dad Nieder- 

Defterreihifhe Appellations-Gericht, einvers 

ſtändlich mit der Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, 
Pr. 1945 der I. ©, ©. 


Ueber die Anfrage: wie die Zuftellung oder Kundmachung 
des wider einen bereits DVerftorbenen gefällten Criminal:Urtheir- 
led, rücfichtlic der darin ausgefprochenen Entfhädigungs-An» 
fprüche, wegen des den Erben dagegen von dem Geſetze geitat- 
teten Refurfes vorzunehmen fey, wird bedeutet: daß in derglei- 
chen Fällen von dem rechtfprechenden Eriminal =» Gerichte das 
Strafurtheil fammt den Beweggründen der Civil-Inftanz, das 
it, der Abhandlungs: Behörde zu dem Ende mitzutheilen fey, 
damit ed von diefer dem bereits aufgeftellten Kurator, oder den 
befannten Erben, oder dem für diefen Aft aufjuftellenden Kuras 
tor, mit dem Bedeuten intimirt werden folle, fich binnen vier 
und zwanzig Stunden zu erflären: ob dagegen ein Rekurs er 
griffen werden wolle, welcher dann in der vor der Eriminal-Ges 
richtsordnung beflimmten Frift auszuführen, und dem erwähnten 
Eivil:Richter zur Einfendung an dad Criminal:Gericht zu über: 
geben feyn wird. 


Hofdefret vom 25. May 1837, an das Nieder- 
Defterreihifhe Appellations- Geridt, 
3. 2596. 

In Erledigung ded Berichtes vom 29. Dftober 1836, in 
Betreff der Bitte um Belehrung über die Anwendung des $.463, 
eriten Theiles des Strafgefegbuches, wird dem Appellationd» 
Gerichte bedeutet, daß die im $.46% des gedachten Strafgefegs 
buches unter b und c bezeichneten Perfonen innerhalb der in dem 
folgenden $. 465 bejtimmten Frift allerdings auch dann den Re: 
furd ergreifen fönnen, wenn der Befchuldigte erklärt, daß er 
auf den Rekurs Verzicht leiſte. 


| \. 464. | 
Des Rekurſes halber kann Niemand die Einfiht 
der Unterfuchungsakten begehren. Damit aber die zum 
Rekurs berechtigte Perjon entnehmen möge, ob wirf- 
lc) gute Gründe zur Ergreifung des Kekurfes vor- 
handen feyn, Fan fie von dem Eriminal:Berichte die 
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Mittheilung der Beweggründe des gefchöpften Urthei⸗ 
les verlangen, und felbe follen ihr binnen vier und 
zwanzig Stunden hinaus gegeben werden. Dieje Be: 
weggruͤnde müfjen vollſtändig abgefafjet werden, jo, 
daß fie die wefentlichen Umftände, worauf fi) das Ur— 
theil gründet, die Arten des Beweiſes, welche darüber 
vorliegen, und den Ausiprud des Geſetzes, deutlic) 
in fi enthalten. In einer ſolchen Rückfiht fol das 
Dbergericht denjenigen Urtheilen, gegen welche nad) 
dem $. 462 b) ein Rekurs Statt haben kann, jedes 
Mal die Beweggründe beylegen, 


Hofdefret vom 19. Januar 1811, an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Entſchlie— 

fung, über Vortrag der vereinten Hoffanzley, Nr. 922 
d. J. G. ©. 


Jede Mittheilung von Aktenſtücken an Parteyen, ſowohl in 
Abſchrift als mündlich, oder durch Einſicht in dieſelben, die 
Faͤlle ausgenommen, wo dieſe durch Geſetze oder Verordnungen 
vorgeſchrieben iſt, wird wiederholt, und unter der Strafe der 
Dienſtentlaſſung auf das ſtrengſte verboten, und ſollten die Par: 
teyen, welche ein oder andere Aftenflüce in Abfchrift zu befom: 
v men oder einzufehen brauchen, von der betreffenden Behörde die 
Mittheilung oder Einficht anfuchen, worüber fodann ordentlich ents 
ſchieden werden muß, ob das Anfuchen zu geftatten fey oder nicht. 


Siehe bey $.445 das Hofdelret vom 25, Auguft ı820, Nr. 1693, und 
bey $ 306 das Hofdelret vom 5. May ı8ı3, Nr. 1043 0.5.0, ©. 


$. 465. 

Der Rekurs muß nach gefchehener Anfündigung 
des Urtheiles, und bevor die Strafe in Vollzug ge= 
feßet wird, angemeldet, und die Rekursſchrift läng- 
jtens binnen acht Tagen bey dem Criminal- Gerichte, 
wo die Ankündigung geſchehen, überreicht werden, 
ſonſt ift fie nicht mehr anzunehmen. Es hängt von dem 
Kefurrenten ab, ob er den Rekurs mündlich zum Pro— 
toEolle geben wolle, anftatt eine Schrift zu überreichen. 
Hat der Berurtheilte jelbft den Rekurs angemeldet; 
fo ift ihm auf Berlangen ein redlicher, verftändiger 
Mann zuzugeben, mit dem er fi), jedoch immer in 
Gegenwart einer Gerichtsperfon, und in einer derfel- 
ben verftändlichen Sprade unterreden Fan. Diefer 
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Vertreter ift ebenfalls ſchuldig, Die Rekursſchrift bin- 
nen acht Tagen bey Verantwortung und Strafe zu 
überreichen. Nur in befonders verwickelten Fallen Fann 
ihm auf fein Bitten noch eine Verlängerung von andern 
acht Tagen bewilliget werden. 
J. 466. 
„eförverung  . Das Criminal» Gericht hat den Kekurs fogleic, 
Öbergeriht. als die Schrift überreichet worden, oder nad) verlau: 
fener Frift die protofollirte Anmeldung des Rekurſes, 
nebjt den fämmtlichen Akten an das Dbergericht zu 
fenden, und in dem Begleitungs:Berichte die Gründe 
anzuführen, wodurd) es etiwa den Rekurs zu widerle- 
aen findet. Indeſſen und bis die Entfheidung des 
Dbergerichtes erfolget, iſt mit Bollftrecfung des Straf: 
urtheiles einzuhalten. Ä 


$. 467. 

——— Das Obergericht hat den Rekurs ſammt den Ak— 
ten genau zu durchgehen. Findet es, daß das Verfah— 
ren und Urtheil dem Geſetze gemäß iſt; ſo wird der 
Rekurs verworfen. Im entgegengejegten Falle wird 
das für widerrechtlic, erkannte Verfahren aufgehoben, 
dem Bedrückten Entfhadigung und Genugthuung ver- 
fchaffet, oder das Urtheil nac) dem Geſetze gemildert. 
Niemals aber darf bey Gelegenheit eines Rekurſes das 
Urtheil anf eine ftrengere Behandlung des Nekurrenten 
abgeändert werden. 

Eiche bey $.449 dad Hofdefret vom 11. Eeptember ıBag. 
r $. 468. 

Vepandiung Iſt der Rekurs gegen das Urtheil des Dberge- 
e ehurfe I g g g 
————— richtes ſelbſt ergriffen worden; fo hat daſſelbe die Äk— 
gerichtes. Lem der oberſten Juſtizſtelle zu überſenden; und iſt hier 
auf eben die Art, wie bey dem Rekurſe gegen das cri- 

minal-gerichtliche Urtheil zu verfahren. 


$. 469. 
55 die ZE Wenn der Rekurs verworfen wird; fo iftder Ber- 
ee Haft des Verurtheilten vom Tage der Ankündigung des 
Urtheiles bis zu dem Tage, da ihm die tiber den Re— 
kurs erfolgte Entjcheidung befannt gemacht wird, in 
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die Strafzeit nicht. einzurechnen.. Mird aber das Ur- 
theil gemildert, jo ift der in der Zwifchenzeit ausgeftan- 
dene Verhaft indie Strafzeit einzurechnen. 


$. 470. 


Außer dem Wege des Rekurfes kann von den Ge- ‚Radfict der 

richtsbehoͤrden an dem Vollzuge des angekündigten Ur- Pers in Bots 
theiles nicht8 geändert werden. Nur dann, wann dag *erterirafe. 
Strafurtheil niht über fünf Jahre ergangen ift, und 
während der Strafzeit neue und fo befchaffene Umftände 
vorkommen, welche nicht ſchon bey Schöpfung des Ur— 
- theiles in Erwägung gezogen wurden, und welche, da= 
fern fie damals bekannt gewejen waren, eine mildere 
Ausmeſſung der Strafe veranlaffet hätten, ift dem 
Dbergerichte geftattet, eine angemeſſene Nachficht zu 
bewilligen. Bey den auf längere Zeit gefchöpften, und 
bey foldyen Strafurtheilen, welde von der oberften 
Juſtizſtelle ergangen find, kann eine Nachſicht aud) 
nur von derjelben bewilliget werden. 


Hofdefret vom. 29. November 1811, an das 
Nieder-Defterreihifhe Appellations-Geridht, 
über Note der k. k. zig wear: Nr. 964 der 


In Hinfunft ift über jedes Strafnachſichts-Geſuch die Di: 
reftion des Strafhaufes über das Verhalten des Sträflings vor⸗ 
‚läufig zu vernehmen, und fohin erft. zum Erkenntniſſe, ob der» 
felbe einer Begnadigung würdig fey oder nicht, zu fchreiten. 


Hofdekret vom. 24. Jänner 1816, an das Mäh— 
riſch⸗Schleſiſche Appellations-Gericht, 
Nr. 1205 der J. ©. ©. 


Wenn Gefuche um Strafnahfiht, ohne eigenhändige Nas 
mendunterfchrift der Bittfteller und ohne Mitfertigung eines be- 
fugten Vertreterd, oder eines befannten Zeugen der beygefügten 
Handzeichen eingereicht werden, ijt vor Erledigung derfelben eine 
Erforfhung zu veranlajfen, ob ſolche Geſuche von den angebli- 
chen Bittftellern wirklich herrühren, und ob die Bittfteller wirf: 
lie in den Verhältniffen fich befinden, die fie zur Begründung 
ihrer Gefuche anführen. | ' 

Waſer's Strafgel. über Verbr. 26 
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Hofdekret vom 16. May 1818, an dad Nieder: 
Defterreihifhe Appellationd= Gericht, ': 


Nr. 1457 der J. ©. ©. 


In Berichten über Gefuche um Strafnachficht ift in Fällen, 


wo Mitfchuldige vorhanden waren, anzumerfen, wie diefe beftraft 
worden find, und ob und in wie weit‘ diefe.allenfalld eine Nach⸗ 
fit der Strafe bereitd erfahren haben. 


Hofdekret vom 11. July 1820, an ſämmtliche 
Appellations =» Gerichte, im Einverftandniffe mit 
der vereinten Hofkanzley, Nr. 1674 der I. ©. ©. 


Bey Selegenheit einer Unterfuchung der Spielberger Straf: . 


anftalt hat die vereinte Hoffanzley, einverftändlich, mit der ober= 
ften Zuftizftelle, unter dem 21. Oftober ı8Bıg das Mährifch- 
Schlefifhe Gubernium über den von demfelben angenommenen 
Grundfag, daß die Sträflinge oßne Unterfchied,. ob fie nach dem 
Sofephinifhen, oder nach dem neuen Strafgeſetzbuche abgeur: 
theilt find, nach überftandener halber Strafzeit um Gnade bitten 
dürfen, dahin belehret: daß den nach dem Zofephinifchen Straf: 
gefege Abgeurtheilten geftattet ift, nach ausgeftandener halber 
Strafzeit um Begnadigung einzufommen ; nach dem gegenwärs 
tigen Strafgefege aber, wenn feine neuen Umftände eintreten, 
feine Begnadigung Statt findet, und ſonach der von dem Gus 
berniun angenommene Grundfaß, nur nach verflojfener halben 
Strafzeit den nad) dem neuen Geſetze abgeurtheilten Sträflingen 
einen offiziofen Rechtöfreund zus Verfajlung des Gnadengefuches 
beyzugeben, in dem Geifte des Strafgefeges nicht gegründet iſt. 

Da aber das Begnadigungsrecht Seiner Majeftät nicht bes 
fhränfet werden fann, fofort auch den nach dem neuen Straf: 
gefege abgeurtheilten Sträflingen die Gelegenheit gegeben werden 
mäß, die höchſte Gnade zu erflehen, und eine beftimmte Bor: 
fchrift, wann die Sträflinge um ſolche einfommen dürfen ſich 
nicht geben Täßt; fo bleibt den nach dem neuen Strafgefege abge: 
urtheilten Sträflingen nichts anders übrig, als die Bitte um 
Begnadigung bey dem Appellationsrathe vorzubringen, welcher 
in Gemaͤßheit des von der vereinigten Hoffanzley mit der ober- 
ften Juſtizſtelle getroffenen Webereinfommensd wenigftens alle 
halbe Jahre zur Unterfuchung der Behandlung der Sträflinge 
abgeordnet wird. — 

Da aber auch der fernere Zweifel entſtanden iſt, wie ſich 
in Anſehung der nach dem neuen Strafgeſetze abgeurtheilten 
Straͤflinge, wenn ſie um Begnadigung bitten, zu benehmen ſey, 
fo hat die oberſte Juſtizſtelle dem Mährifh-Schlefifhen Appella- 
tiond-Gerichte die hierüber angefuchte Belehrung dahin ertheilet: 
daß ed in Betreff diefer nach dem neuen Gtrafgefege abgeurtheil- 
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ten Sträflinge der Ueberreihung fhriftlicher Gnadengefuche gar 
nicht bedürfe, und die Beygebung von Vertretern ‚zur Verfaf- 
fung folder Gefuche nicht Statt finde; fondern, wie es durch 
das obige von der vereinten Hofkanzley, einvertändlich mit der 
oberften Zuftisftelle, erlajfene Hofdefret vom 21. Oftober 1819 
verordnet worden ift, erwähnte Sträflinge ihre Bitte um Be— 
gnadigung bey dem alle halbe Jahre zur Umnterfuchung ihrer Be: 
bandlung abzuordnenden Appellationd:Rathe vorzubringen haben, 
und diefer anzuweifen fey, die Bitten der betreffenden Sträflinge 
um Begnadigung, und die zu deren Unterſtützung angegeben 
werdenden Umftände von jedem befonderd zu Protofoll gu nehmen, 
das Strafprotofoll in Betreff der Gnadenwerber einzujehen, und 
über ihre Aufführung die Strafhaus-Verwaltung zu vernehmen, 
fohin aber die dießfälligen Protofolle gutächtli dem Mäbhrifch- 
Schleſiſchen Appellationd: Gerichte vorzulegen, welches ‚dann, 
nach vorläufiger Vernehmung des Criminal: Gerichtes, welches 
die Unterfuchung mit dem abgeurtheilten Sträflinge geführt hat, 
über die fowohl von dem Appellationd:Gerichte felbit, als auch 
von der oberiten Juſtizſtelle abgeurtheilten Sträflinge zu berath⸗ 
fhlagen habe, ob hinreichende Gründe zu ihrer Begnadigung 
vorhanden feyen oder nicht; — und fein Gutachten hierüber an 
die oberjte Suflizftelle zu erflatten, wie auch mit Furggefaßter 
Darftellung der Geſchichte des Verbrechens eines jeden einzelnen 
ſolchen Eträflings, das criminal:gerichtliche Berathſchlagungs⸗ 
Protokoll und den obergerichtlichen Rathd:Protofolls-Auszug an 
die oberfte Jujtizitelle vorzulegen; dagegen in Hinſicht der von 
den Appellationd:» Gerichten anderer Provinzen abgeurtheilten 
Spielbergs-Sträflinge, die über die Begnadigungsbitre eines je 
den derfelben eben fo, wie in Betreff der von dem Mähriſch— 
Schleſiſchen Appellations-Gerichte felbjt verurtheilten Sträflinge 
befonders aufzunehmenden Protofolle, mit dem Gutachten des 
die Unterfuchung der Spielberger Strafanitalt führenden Appel: 
lationd: Rathed, mit einem Auszuge aus dem dortigen Straf: 
Protofolle, und mit dem Zeugniſſe der Strafhaus Verwaltung 
über die Aufführung der dießfälligen Sträflinge, unmittelbar 
den betreffenden Appellations- Gerichten zur gleihmäßigen Amts— 
handlung zu überfenden haben wird. 


Hofdekret vom 2. July 1821, an dad Küftenlän- 
difhe Appellations » Gericht, einverftändlich mit 
der vereinten Hoffanzley, Nr. 1773 der 5. G. S. 


Da ſich die Füftenländifhen Strafanftalten zu Gradiska 
und Capo d’Iftria folglih an Orten befinden, wo weder das 
Appellations:Sericht noch ein Collegial-ericht feinen &ig hat, 
da fich bey Aufnahme eines Gefuches um Nachfiht der Strafe, 
in eine Beurtheilung oder Entfcheidung ohnehin ai einzulaffen 
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it; und da das hinfichtlich der Anfnahme der Onadengefuche in 
der Spielberger Strafanftalt erlaflene Hofdefret vom ı1. July 
1820, Nr. 1674 der 3. ©. S., an der Vorfchrift des $.470, 
eriten Theiles des Strafgeſetzes, nichtö geändert hat; fo wird, 
um das erwähnte Hofderret vom 11. July ı820 auch in dem 
Küftenlande in Vollzug zu feßen, dem Appellationd:Gerichte be— 
deutet: daß, um jenen Sträflingen, welche Gründe zu haben 
vermeinen, eine Nachficht der Strafe anzufuchen, die Anbrin- 
gung ihrer Gefuche möglich zu machen, den Strafhaus-Verwal⸗ 
tungen zu Oradisfa und Capo d'Iſtria die Weifung zugehen werde, 
dergleichen Gefuche fammt allen zur Unterftügung derfelben ange: 
brachten Gründen und Umftänden zu Protofoll zu nehmen, und 
diefes mit der Ausfunft über die Aufführung des Sträflings wäh« 
rend der Strafzeit, und einem Auszuge aus dem Straf: Protos 
folle, dem Appellationd: Gerichte zu feiner Amtshandlung vor⸗ 
ulegen. 

nn: Was aber die Unterfuchung der Inquifitiond» Arrefte und 
Strafhäufer betrifft, die in der Abficht vorgenommen wird, um 
fowohl von den Arreftanten, als von der Behandlungs- und 
Verpflegsart der Verhafteten Einfiht zu nehmen; fo hat es 
im Küftenlande lediglich bey jenen Anordnungen fein ferneres 
Bewenden, die in dem an fämmtliche Appellations-Gerichte er— 
laffenen Kofdefrete von 16. Februar 1792, Nr. 252 der J. ©. 
®., enthalten find. 


Hofdekret vom 7. July 1821, an dad Nieder: 

Defterreihifhe Appellations-Gericht, einvers 

ftändlih mit der Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, 
— Nr. 1777 der J. ©. ©. 


Die Unterlaffung,, gegen ein Strafurtheil den Rekurs an: 
zumelden, ift offenbar fein neuer Umftand, der in Gemäßheit 
des $. 470, erften Theiles des Strafgefegbuches, zur Strafnach⸗ 
ſicht berechtigte; wenn aber von einem Sträflinge, der von dem 
‚Rechtsmittel des Rekurſes Feinen Gebrauch machte, ein Geſuch 
um Strafnachficht an das Appellationd » Gericht gelangt, und 
dajfelbe fi) aus den Unterfuchungs:Aften die Ueberzeugung vers 
fchafft, daß bey der Verurtheilung gefeglihe Milderungdgründe 
übergangen wurden, und daß, wenn fie in Erwägung gezogen 
worden wären, eine mildere Strafe hätte ausgemeſſen werden 
müffen, fo ift daffelbe ſchon durch den $. 470 nicht nur ermädh: 
tigt, fondern auch verpflichtet, in den zu feiner Kompetenz ger 
börigen Fällen eine angemeffene Strafnachficht zu ertheilen,, in 
den der oberfigerichtlichen Entfcheidung vorbehaltenen Fällen aber 
Bericht an die oberfte Juſtizſtelle zu erſtatten. 
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Hofdekret vom 4. Jänner 1822, an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Entfchlie- 

fung vom 24. Dezember 1821, über, ‚Dortrag der ober⸗ 
ſten Juſtizſtelle, Nr. 1827 der J. ©. ©. 


Es hat noch ferner bey der Anordnung des Geſetzes zu ver: 
bleiben, vermöge welcher die Criminal: Behörden ihe Urtheil in 
reifer Erwägung der gefeglichen Erſchwerungs · und Milderungs- 
umſtaͤnde zu fällen, und bierbey mach Verhältniß der Umſtände 
die Vorfchriften der $$. 48, 49, 441 und 443, eriten Theiles 
des Ötrafgefegbuchhed, in Anwendung zu bringen haben „ nach 
dem gefällten und Fundgemachten Strafurtheile aber nach dem 
ausdrüdlichen Wortlaute und dem Sinne des $. 470, erften Thei⸗ 
les des Strafgefeped, nur in jenem Falle außer dem Wege des 
gefeglihen Rekurſes eine Nachſicht der verhängten Strafe zu bes 
willigen befugt find, wenn während der Strafjeit neue und fo 
befchaffene Umftände hervor fommen, welche nicht, ſchon bey 
Schöpfung des Urtheiles in Erwägüng gezogen wurden, und 
welhe, wenn fie damald befannt gewefen wären und in Erwä- 
gung hätten gezogen werden fönnen, eine mildere Ausmeſſung 
der Strafe veranlaßt hätten. 

Sollten die Eriminal:Behörden in einzelnen befondern Faͤl⸗ 
Ien glauben, daß ein oder anderer Sträfling wegen fpäterer, erſt 
während der Strafzeit eingetretener. Umftände eine wirkliche: Be- 
gnadigung verdiene; fo haben diefelben ihre Anträge: dem — 
ſten Gerichtshofe zur Prüſung vorzulegen. 


Hof dekret vom 16. Februar 1822, an das Nie: 

der» Defterreihifhe Appellations: Gericht, 

über deffen Beriht vom 21. Sanner 1822, Mr. 1840 
6. ©. | 


Die durch das Hoſdekret vom 4. Januar ı822, Nr. 1827 
der 3. ©. S., befannt gemachte höchſte Entfchliefung vom 24. 
Dezember 1821, hat in Anfehung jener. Gefuche um Strafnadh: 
ſicht, die in Gemäßheit des $. 470, eriten Theile des Straf: 
gefeges, bewilliget werden Fönnen, nichts geändert. Wenn da: 
ber ein Sträfling wegen folder neuer Umſtände, die mit den 
Erforderniſſen dieſes Paragraphes verſehen ſind, eine Strafnad- 
fiht anfuchet; fo hat das Appellations: Gericht in den: durch die: 
fen Paragraph jeiner Kompetenz sugewiefenen Fällen fortan, wie 
bisher, fein Amt ſelbſt zu handeln, und nur in jenen Fällen, die 
der oberftgerichtlichen Entſcheidung vorbehalten find, Bericht an 
die oberſte Zuftizftelle zu erflatten. 
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Hofdekret vom 25. Juny 1824, an das Böhmi«- 
[he Appellations«Wericht, einverftändlic mit der 
Hoflommiffion in Zuftiz-Gefepfahen, Nr. 2018 der 

2 —E J. G. S. 


SHinſichtlich der Behandlung der Geſuche um Strafnach⸗ 
ſicht wird dem Appellations⸗Gerichte bemerkt: daß nach dem Hof⸗ 
defrete vom- 4. Jaͤnner 1822, Nr. 1827 der J. G. S., ed von 
der Beurtcheilung des Appellationd= Gerichted abhänge, ob über 
“ ein bey demfelben eingereichtes, fein Befugniß überfchreitendes 
Geſuch, auf eine wirklihe Begnadigung eined Sträflingd bey 
der oberften Juſtizſtelle anzutragen fey oder nicht, wie es von 
feinem "Ermeffen! abhängt, ob nach dem $. 470, erften Theiles 
des Strafgefeges, von demfelben eine Strafnachſicht zu bewillis 

gen oder adzuſchlagen fey. | | a 


Hofderret vom 36. July 1824, an das Böhmi- 
{he Appellations-Präſidium, über deffen Bericht 
vom 6. July 1824, Nr. 2025 der I. G. ©. 


Da von dem Appellationd: Gerichte in Böhmen der Sinn 
des Hofdefreted vom 25. Juny 824, Nr. a0ıB8 der 3. ©. ©., 
in Anfehung der Geſuche um Nachfiche der Strafe überhaupt, 
und um eigentliche Begnadigung insbefondere, nicht gehörig aufs 
gefaßt wurde „fo wird.erfläret: daß dem Appellationd:Gerichte, 
wenn in einem bey demfelben- eingereichten Gefuche um Nachſicht 
oder Begnadigung von einer über fünf Jahre bemeijenen oder _ 
von der oberftien Juftizftelle zuerfannten Strafe gebe> 
ten wird, die Beurtheilung ‚obliege, ob ein ſolches Geſuch mit 
dem Befcheide,. daß. deilen: Gewährung nicht: in der obergericht= 
lichen Macht ftehe, zu erledigen, oder ob es, als Feiner Rüdficht 
würdig, abzuweifen fey; gleichwie das Appellationd-Gericht bey 
den an :daffelbe gelangenden Gefuchen um Nachſicht oder Ber 
gnadigung' von einer unter fünf Jahren, und nit von 
der oberften Juſtizſtelle zuerfannten "Strafe zu beurthei⸗ 
Ien bat, ob die darin vorgeftellten Umftände daffelbe' berechtigen 
oder nicht, nach dem $. 470, erften Theiles des Strafgefegbuches, 
eine Nachficht zu bewilligen, oder ob Gründe vorhanden find 
oder nicht, um-eine wirkliche Begnadigung bey der oberften Ju⸗ 
flizftelle eingufchreiten.. 

Eiche bey $. 4560 das Hofdelret vom 6. Februar 1816, Nr. 1412 
der. %: ©. ©; 


— —— — 


Bierjehntes Hauptftüd. 


Bon Wiederaufnehmung der Unterfuhung wegen neuer 
Umftände, 


$. 471. 

| Weunn wider einen Beſchuldigten, gegen Wel- zaue dr zie- 
hen die Unterfuhung aus Abgang rechtlicher Beweiſe 
für aufgehoben erkläret worden, neue Beweiſe hervor: zung » Aufser 
Eommen; fo fol, wenn von der Zeit des ergaugenen iind. rear 
Urtheiles das Verbrechen durch Verjährung noch nicht iner Beweite. 
—— iſt, die Unterſuchung wieder aufgenommen 

werden. * 


Siehe bey $- 273 das Hofkanzley » Detret vom 30, Jaãnner ı838, in 
dem Regierungs:Cirkulare vom 7. Februar 1838, 


I. IE: sit 

Bevor eine wegen Unzulänglichkeit der Beweiſe wedingungen. 
aufgehobene Unterfuchung wieder aufgenommten wer: 
den kann, muß außer Zweifel gefeßet jeyn: 

a) Daß die vorgefommenen Umftände oder Be⸗ 
weiſe in der vorigen Unterſuchung entweder nicht be— 
anne geweſen, oder damals nicht gehörig haben auf: 
gekläret werden Eönnen ; 

b) daß fie wirklich beftehen; 

c) daß die neuen Beweismittel von der Art find, 
daß ſich mit Grund vorherfehen läßt, fie werden bey 
gehöriger Unterfuhung vermögend ſeyn, den Beſchul⸗ 
digten zum Geſtändniſſe zu bewegen, oder deſſen recht⸗ 
liche Ueberweiſung, Wo nicht für ſich allein, Doch mit 
den vorigen Beweismitteln zufammen genommen, her- 
vorzubringen. | 


| 478. 
Treffen die eben erwähnten drei Erforderniffe 
zu, alsdanıı kann die Unterfuchung auch mit gefängli— 
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Hofderret vom 75. Juny 1824, an das Böhmi- 
[he Appellations«Gericht, einverftändlidh mit der 
Hofkomnsiffion in Zuftiz-Gefegfahen, Nr. 2018 der 

an Zr Zu A J. G. S. 

J Bra dev Behandlung der Gefuhe um Strafnach- 
ſicht wird dem Appellations=Berichte bemerft: daß nach dem Hof: 
defrete vom- 4. Jänner 1822, Nr. 1827 der J. ©. S., ed von 
der Beurtheilung des Appellationd= Gerichted abhänge, ob über 
“ ein ‚bey demfelben eingereithteö, fein Befugniß überfchreitendes 
Geſuch, auf eine wirkliche Begnadigung eines Sträflings bey 
der oberften Juſtizſtelle anzutragen fey oder nicht, wie es von 
feinem "Ermeffen: abhängt, ob nach dem $. 470, erften Theiles 
des Strafgeſetzes, von demfelben eine Strafnachſicht zu bewillis 
gem oder adzuſchlagen ey | J— 


Hofdekret vom 16. July 1824, an das Böhmi- 
ſche Appellations-Präſidium, über deſſen Bericht 
vom 6. July 1824, Nr. 2023 der I. ©. ©. 


Da von dem Appellationd: Gerichte in Böhmen der Sinn 
des Hofdelreted vont 26. Zuny 1024, Nr. 2018 der 3. ©. ©., 
in Anfehung'der Gefuche um Nachficht: der Strafe überhaupt, 
und um eigentliche Begnadigung insbefondere, nicht gehörig auf⸗ 
gefaßt wurde ‚fo wird-erfläret: daß dem Appellations-Gerichte, 
wenn in einem bey demfelben- eingereichten Geſuche um Nachſicht 
oder Begnadigung von einer über fünf Jahre bemeilenen oder _ 
von der oberften Juftizftelle zuerfannten Strafe gebe— 
ten wird, die Beurtheilung ‚obliege, ob ein ſolches Geſuch mit 
dem Beſcheide, daß. deſſen Gewährung nicht: in der obergericht- 
lichen Macht ftehe, zu erledigen, oder ob ed, als feiner Rüdficht 
würdig, abzuweifen fey; gleichwie das Appellationd:Gericht bey 
den an :dafjelbe gelangenden Geſuchen um Nachſicht oder Ber 
gnadigung‘von einer unter fünf Jahren, und nit von 
der oberſten Juſtizſtelle zuerfannten "Strafe zu beurthei= 
Ien bat, ob die darin: vorgeftellten Umftände daffelbe' berechtigen 
oder nicht, nad) dem $. 470, erften Theiles des Strafgefegbuches, 
eine Nachſicht zu bewilligen, oder ob Gründe vorhanden find 
oder. nicht, um eine wirkliche -Begnadigung ‚bey der oberften Ju⸗ 
flisftelle eingufchreiten.. > | 

Eiche bey $. 460 dad Hofdelret vom 6. Februar 1816, Nr. 1412 
der. J- ©. ©: | 


— nn a — 


‚Bierjehntes Hanptftüd. 
Bon Wiederaufnehmung der Unterfuhung wegen neuer 
Umftände, 
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* ern wider einen Befchuldigten ; gegen wel⸗ Säue der wie, 
hen die Unterfuhung aus Abgang rechtlicher Beweife a 
für aufgehoben erfläret worden, nette Beweiſe hervor zn u 
kommen; fo foll, wenn von der Zeit des ergangenen teefügung aus 
Urtheiles das Verbrechen durd) Verjährung noch nicht ticher Bewoeife. 
erloſchen ift, die Unterfuchung wieder aufgenommen 
werden. ce ee Rn 

Siehe bey s 273 das Hofkanzley⸗ Dekret vom 30, Jänner 838, in 

dem Regierungs:Girkulare vom 7. Februar 1838. 


Ä I. I * a2 
‚> Bevor eine wegen Unzulänglichkeit' der Beweiſe vedingungen. 
anfgehobene — wieder aufgenommen wer⸗ | 
den Bann, muß außer Zweifel gefeßet jeyn: 
a) Daß die vorgekommenen Umftände oder Be— 
weife in der vorigen Unterſuchung entweder nicht be= 
Eanut "gewefen, oder damals nicht gehörig haben auf: 
gekläret werden können; J FE 
"s b) daß fie wirklich beftehen; ea 
c) daß die neuen Beweismittel von der Art find, 
dag fih mit Grund vorherfehen läßt, fie werden bey 
gehöriger Unterfuhung vermögend ſeyn, den Beſchul⸗ 
digten zum Geftändniffe zu bewegen, oder defien recht⸗ 
liche Ueberweiſung, wo nicht Für ſich allein, doch mit 
den vorigen Beweismitteln zuſammen genommen, her⸗ 
vorzubringen. na 


en $:- 478. Ä | 
Treffen -die eben erwähnten drei Erforderniffe 
zu, alsdann Fan die Unterfuchung auch mit gefängli— 
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her Auhaltung des Beſchuldigten wieder vorgenommen 
werden. Fehlt aber nur eines davon, fo Fann derjenige, 
der das. auf. die Aufhebung. der Unterfuchung ergan⸗ 
gene Urtheil für ſich hat, nicht einmal außer Verhaft 
vernommen, noch ſonſt ein Schritt, zur Eruenerung 
der Unterfuhung wider ihn vorgenominen werden. © 
6. 444. | 

— Wer durch Urtheil von einem Verbrechen losg 
ſprochen, und ſchuldlos erkläret worden iſt, kann Dies 
es Verbrechens halber nur dann wieder zur, Verant⸗ 
wortung —— werden, wenn von der Zeit des er— 
gangenen Losſprechungs⸗Urtheiles das Verbrechen durch 


neue Beweismittel vorgefunden werden, woraus ſich 
mit Grund die Verurtheilung erwarten laßt. Vor Ein⸗ 
leitung der. Unterſuchung muß jedoch die Anzeige an. 
das Obergericht gemacht, und die Entſcheidung hier— 
‚über abgewartet werden. - _ a A 


$. 475. 


Verjährung noch nicht erloſchen iſt, und ſolche * 


hervorfommens 


der Erfomwes hrecher Fann "wegen neu hervorgekommener Umftände 
ne Derfelben That nur dann eine neue Unterſuchung Statt 
finden, wann diefe Umftände.mit den im $. 472 ange- 
gebenen Erforderniffen verfehen,, und fo beſchaffen find, 
daß nad) dem Befeße eine wenigftens zehnjährige Strafe 
zu beflimmen ware, da nur eine Strafe unter fünf 
— oder, wann nach dem Geſetze die Strafe des 
odes oder lebenslangen Kerkers ‚bevorftinde,,. nur 

auf eine ‚zeitliche Kerkerſtrafe erkannt worden ift. 


— SA Fr 
en Megen eines vor dem -Strafurtheile begangenen 
ung Verbrechens eben derfelben Gattung, wie dasjenige 


unbefannet 


Dliehenen Bere ift, worüber bereits das Strafurtheil. gefchöpfet wor= 
eden derfeisen Den, kann der Werurtheilte nur dann zu einem neuen 
Sattuns; Verfahren gezogen werden, wann die neu entdeckten 
Umftände die im $. 472 erwähnten Erforderniffe ha- 

ben, und zugleich die vorkommende Miederholung ded 


Derbrechens von folcher Art ift, daß das Gefeß ins: 


7. wegen nen  Mider einen bereits — Strafe verurtheilten Ver⸗ 


.% 
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gemein eine wenigſtens zehnjährige Strafe darauf ver⸗ 
hänget, da in der vorigen Aburtheilung die Strafe we— 
gen diefer damals nicht befannt, oder nicht bewiefen 
geivefenen Wiederholung unter fünf Jahren ausgemef- 
jen worden. Wegen ehemals unbekannt geweſener IBie- 
derholung eines Verbrechens von minderer Art kann 
ein neues Verfahren, nicht um eine firengere Strafe 
auszumeffen , fondern. nur fo weit Statt finden, als er 
es etwa auf eine Entfhädigung ankommt und aus 
dem Zufammenhange der vorigen Akten mit den new 
entdeckten Umftänden, fih mit Grund hoffen läßt, eine 
Entſchädigung verfchaffen zu können. 

* A: x das Hofdelret vom 4 September 1819, Nr. 1601 
er 53:8. 9, 


S. 477. 

Wenn ein ehemals begangenes Verbrechen, vom Pe, mer 
einer andern Gattung, ald das, worüber Das vorige andern Gars 
Urtheil ift, oder, wenn von einer That, worüber ber ws; 
reits das Urtheil gefället worden, nach dem$. 475 neue 
Umftände von einer folhen Art entdecket werden, ver- 
möge welcher die That zu einer andern ſchwereren Gat⸗ 
tung der Verbrechen gehöret; kann die Unterfuchung 
wieder vorgenommen werden, wofern | 

a) die bereits erkannte Strafe ſich nicht langer 
als auf ein Jahr erftrecket, das nen vorkommende 
Verbrechen hingegen ne dem Gefeße wenigftens eine 
funfjährige Strafe nad) ſich zöge; oder 

b) aufdas neu vorfommende Verbrechen die Strafe 
des Todes, oder lebenslangen Kerkers gefeßet, Durch, | 
das vorige Urtheil aber eine zeitliche Kerkerftrafe aus: ..... 
gemeſſen ift; oder ae | nn 

09) aus dem nen vorkommenden Werbrechen ein - - -- 
Schade zu erfeßen, und gegründete Höffuung vorhan⸗ 
den iſt, daß die Entfhädigung durd das Verfahren 
verſchaffet werden könne. 

gF. 478. S — — 128 4 zus 

Wenn wider einen bereits Abgeurtheilten. neue wenigen an 
a ae eines vor feiner Aburtheilung von ihm in — 
einer Dem Berichte noch unbekannten Geſeliſchaft began⸗ WDR 
genen Verbrechens vorkommen, kann derſelbe in der 


fe der 


weife 
engen iin, Tann Die 


theilten. 


Yykr, 
andy don 7 
A1 


—— 
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Unterſuchung zur Entdeckung der Mitſchuldigen aller⸗ 
dings zujr Rede geſtellet werden, wenn rn wider 
ihn ſelbſt nach der Anordnung: | 
ragraphe wegen dieſes neu hervorgekommenen Verbre⸗ 
chens bein neues © 






1,35 7, 


iederanfnehmmng: der Unterſuchuug 

rdern⸗ wenn er durch das vorige, Untheil nicht für 

uldlos erkannt iſt, nun aber. ſoiche Beweiſe an die 
Hand gegeben werden, die in der vorigen Unterſuchung 
nicht vorgekommen, und ſo beſchaffen find, Daß fie 
gegründete Hoffnung zeigen, durch ihre: Erörterung 
die Schuldlofigkeit des Abgeurtheilten wirklih außer 
Zweifel zu ſetzen. Befände ſich ein ſolcher Abgeurtheil⸗ 
ter. in der Strafe; fo hat er one neuen Behelfe, und 
die Wege, durch welde, die, Wahrheit derjelben erfor: 

4 werden kann, dem Vorſteher des Strafortes au 
zugebens; Diefer. hat in, Gegenwart zweyer Zeugen ein 
genaues, vpon den Auweſenden zu unterfertigendes Pro⸗ 
jofol darüber zu führen, und ſolches dem Griminal- 

erichte zu überfenden, welches die neu vorkommen⸗ 
den Umſtaände genau, ertvagen, wenn fie gegründet be- 
unden werden, den. Abgeurtheilten auverzüglid aus 
der- Strafe vor ſich ftellen laſſen, und mit deinjelben 
die Unterfuchung wieder vornehmen fol. 9.4.0007 


$..480 


: T FE ER ; 44179. via „it . * 
}: EEE Im Te TIER 
vi um B6 uch der. * ha und an ME 


weisen  , Eine neue Unterfuchung muß insgemein von dem 


Bon 
Sriminal ses , 7 5% Fr 
eihte die neue [eigen Griminal-Gerihte vorgenommen. werden, bey 


Unterfuhung 
vorgenommen 
wer 


welchem das vorige Urtheil ergangen iſt. Demſelben 
müſſen daher die neu vorgekommenen Umſtände ange— 


zeiget, die Beweismittel mitgetheilet, und der Abge— 


zu Verhaft gebracht i 


urtheilte, wenn er wi in der Strafe, oder wieder 
, eingeliefert werden. Menu 
er ſich auf freyem Fuße befindet, und um feine Schuld: 


rn loſigkeit darzuthun, felbft die neue Anterfuchung ver: 


lauget, muß er ſich vor eben demfelben Criminal: Ge: 


richte ftellen. Nur dann, wann die nene Unterfuchung 
nad) dem $; 477 wegen einer andern That, ald worüber 


der vorhergehenden Pa⸗ 


trafurtheil ergehen; kann. 


u Zu — A an m 
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er bereitd abgeurtheilt worden, vorzunehmen ift, liegt 
die neue Unterfuchung dem Criminal-Gerichte ob, in 
deffen Bezirke der Beichuldigte nunmehr ſich befindet. _ 


| $. 481. | 
Bey jeder wieder aufgenommenen Unterfuchung Sorm des Ber: 
ift in dem ganzen Verfahren, und der Aburtheilung Mr . 
genau alles dasjenige zu beobachten, was das gegen 
wärtige Gejeßbud) in denvorhergehenden Hauptjtücken 
vorjchreibt. Leber jede folde-Unterfuchung muß wie— 
der ein eigenes Urtheil geſchöpfet werden. JurderBe- 
urtheilung der Beweife find die neuen Umftände mit + «. -- 
denjenigen, die in der vorigen Berhandlung vorgekom⸗ 
men, zufammen zu halten und zu verbinden; und, wenn 
ed auf Strafe ankommt, ift: das Urtheil fo zu. fällen,; 
wie es dem Geſetze gemäß. hatte gefället werden müſ— 
fen, wenn die fpäter entdeckten Verbrechen, und die, 
num vorhandenen Beweife zur Zeit der vorigen Abur- 
theilung bekannt gewejen wären. Bey Ausmefjung 
zeitlicher Kerkerftrafe foll jedoch die bereits nad) dem’ 
vorigen Urtheile ausgeftandene Strafe in die neue ein- 
gerechnet, und wäre nach dem Geſetze die Todesftrafe 
verwirket, anftatt derfelben auf lebenslange ſchwerſte 
Kerkerftrafe erkannt werden. z 


PELTImn I. j 


Fuünfzehntes Hauptſtück. 
Von dem Verfahren wider Abweſende und Flüchtige. 


=117, 


* 


er er? | 


Notwendige ⸗ Wenn gleich der Thäter eines der Obrigkeit be- 


Erforfhungen, 
obgleich der 


Thater unbe⸗ 
kannt if. 


kannt gewordenen Verbrechens ganz unbekannt, oder 
ſich deſſelben zu bemächtigen, : nicht möglich iſt; jo muß 
doch ſtets, was wegen Erforſchung der That, und der 
damit verbundenen Umftände, amd wegen Herbeyſchaf⸗ 
fung der Beweismittel vorgeſchrieben iſt / vorgekehret, 
he alles, was dem’ Geſetze gemaß davon. in. Erfah- 
rung gebracht worden, bey dem Eriminal:Gerichte fe 
fältig aufbewahret werden, damit, wenn der Thäter 
— hervorkäme, davon Gebrauch gemacht werden 
önune. ae pad 


Zufiz . Hofdekret vom 3. Auguft 1827, an das 


Nieder: Defterreihifhe. Appellations 
Gericht. 


An Fällen, wo hinſichtlich unechter Credits-Papiere das 
Eriminal:Gericht eigentlidy nur nach $. 482, des erften Theiles 
des Strafgefegbuches, dasjenige, was wegen Erforfchung der 
That und der damit verbundenen Urmftände, und wegen Herbey- 
fhaffung der Beweismittel vorgefchrieben ift, vorfehrt, damit, 
wenn der Thäter hervorfäme, davon Gebrauch gemacht werden 
könne, wo aber noch zur Zeit gar Feine rechtlichen Anzeigungen 
des begangenen Verbrechens wider eine beftimmte Perfon vor« 
handen find, folglich auch weder auf die Einleitung einer Cri— 
minal-Unterfuchung, noch auf die Ablaffung von derfelben ein 
Beſchluß gefaßt werden fann, hat fi), außer den befonders 
vorgefchriebenen Anzeigen an die Präfidien bey der Landes « Bes 
börde, die Amtshandlung des Criminal: Berichtes nach Vor— 
fchrift des oben angeführten Paragraphes Tediglich auf die Aufe 
bewahrung der gepflogenen Erhebungen ohne Vorlegung der: 
felben an die Oberbehörden zu befchränfen. 

Siehe bey $. 236 das Hofdelret vom 16. Auguft 1815, Nr. 1168 

der J. G. S., und bey $. 240 die Verordnung vom 23. Februar 1830. 


— ee A on. 
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$. 488. 

Trifft die Befchuldigung eines verübten Verbre⸗ Boriht In dem 
chens einen Abweſenden, der aber Wwahrfcheinlich nicht "Bersutrgte 
flüchtig geworden ift; fo muß alle Vorſicht angerwen- rei iR 
det werden, daß er nicht etwa durch die DeffentlichFeit 
der Vorkehrungen in der vermeinten Sicherheit, dem 
Berichte ſey nichts von ihm bekanut, geftöret, und 
entiveder von der wa abgejchrecket, oder zur 
Flucht gereizet, oder fonjt bewogen werde, ſich der 
Nachforſchung zu entziehen. Su Fallen, wo etwas 
folches zu beforgen ift, fol den Spuren des Aufent- 
haltes vielmehr im Stillen nachgeforjchet, und durch 
geheime Aufforderung der Dbrigkeiten, in deren Be: 
zirke der Thäter ſich einfinden dürfte, die Anhaltung 
verunlafjet werden. Ä 


$- 484. 

Zeigen die Umftände, daß der Thater die Flucht „Mirter des 
ergriffen hat, aber noch verfolgt werden Fann; h iſt 
es Pflicht des Criminal-Gerichtes, alles vorzukehren, Zertorgung 
was immer dienlich ſeyn mag, um des Thäters hab» zursdie 
haft zu werden. Auch müfjen alle obrigkeitlichen Be- 
hörden hierin dem Criminal⸗Gerichte an die Hand ge- 
ben. Bey Verfolgung eines flüchtigen Verbrechers 
ift die dazu aufaeforderte Behörde nicht bloß auf ihren 
obrigkeitlihen Bezirk befchräanfet, fondern kann die 
Spur des Verbreders unmittelbar bis an die dußer- 
ften Gränzen diefer Länder verfolgen, ohne daß ihr 
von den Obrigkeiten, deren Bezirk fie durchzieht, Hin: 
derniffe geleget werden Fönnen; vielmehr find ſolche 
insgefammt verbunden, gemeinfchaftlihe Hülfe zu leiften. 


8485. 


Laßt ſich von den erwähnten Mitteln der beabfich- durd 
tigte Erfolg nicht erwarten, und ift die Perfon des Ertrt- 
häters aus unbezweifelten Merkmalen, und folcyen 
Anzeigungen bekannt, die nad) dem Gejege zum Der: 
alle zureichen; fo find fogleich Stedbriehe auszu⸗ 
enden. 


Wache; 


a4 


m fer 


Stedbriefe. ju 
erlafien find? 


8.486, 

Diefe müffen auch unverzüglich gegen diejenigen 
ausgefertiget werden, weldye aus dem Berhafte, wäh: 
rend der Unterfuchung, oder aus der Strafe zu ent- 


weichen Mittel gefunden haben, 


Hofdekret vom 18. Juny 1830, an dad Gali- 
ziſche Appellations-Gericht, über deffen Bericht 


som 11. May 1850, Nr. 2468 der J. G. ©. 


.. * Die von dem Appellations⸗Gerichte über die Anfrage eines 


ihm untergeordneten Criminal Gerichtes: ob gegen Jemanden, 


‚welcher. wegen Peft-Kordons » Uebertretung zur Unterfuchung ger 


eignet befunden wird, aber vor der Verhaftung entflieht, Steck⸗ 
briefe zu erlaffen feyen, gegebene Weifung: daß ſich dießfalls 
nach den $$. 483 und 486, erften Theiles des Strafgefegbucyes, 
zu benehmen fey, wird zur Willenfchaft genommen. 


$. 487. 


gnpaltundBer In dem Steckbriefe muß diePerfon, gegen weldhe 


förderung ders 


ſelben. 


er ergeht, auf das deutlichſte kennbar gemacht werden. 


Das Criminal-Gericht entwirft den Steckbrief, und 


übergibt ſolchen dem Kreisamte, welches ihn ſogleich 
durch eine eigene Currende, die in engere Bezirke ein⸗ 
etheilet wird, und Tag und Nacht zu laufen hat, den 
riminal= Gerichten und politiſchen Obrigkeiten feines 


Kreiſes mittheilet: zugleich ift eine Abjchrift an die 


Kandesftelle einzufenden, damit die Kundmachung im 
ganzen Lande, und nad Erforderniß auch in andern 
Provinzen durch die Landeöftellen, wie auch nad) Be— 
ſchaffenheit der Umftände durch die Zeitungsblätter ein- 
geleitet werde. . DR oe 


Hoffanzley- Dekret vom 13. Juny 1808. 


Die Poligey = Hofitelle hat eröffnet: Sie habe aus vielfäl- 
tigen Verhandlungen Gelegenheit gehabt, zu bemerfen, daß die 


.Steddriefe zur Anhaltung und Auffindung flüchtiger Verbrecher 


von den Kreisämtern äußerft langſam an die Obrigfeiten, und 
von diefen an die Gemeinden verbreitet werden, wodurch der 
Zwed der Steckbriefe ganz verloren gehe, und der Zlüchtliug 
Muße genug gewinne, fich der ihm verfolgenden Polizey: Aufficht 
in Schlupfwinfeln oder anderen Gebieten zu entziehen, auch ge— 
rathe der Inhalt diefer Steckbriefe nach einiger. Zeit fo fehr in 


er AFWIIK,-) Pa im — 
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Vergeſſenheit, daß der Verbrecher nad) ‚einiger Zeit wieder an 
den Orten, wo er befchrieben. oder verfolgt ward, zu erfcheinen 
pflege, ohne Gefahr zu laufen, angehalten zu werden. 

Die Landesitelle hat daher die Kreidämter auf die fchleunige 
Beförderung der Stedbriefe an die Obrigfeiten wiederholt auf: 
merffam zu machen. 

Siehe ben $. a2ı das Hofdelret vom 10. July 1829, Nr. 2417 der 
5. 6. ©. | 


$. 488. 

Das Criminal: Beriht oder die politische Obrig— 
Feit, fo einen Steckbrief erhält, hat denfelben ſogleich 
alfen ihren zur öffentlichen Wachſamkeit beftellten Be— 
amten, und den Borftehern aller in ihrem Bezirke be- 
findlichen Gemeinden bekannt zu machen, damit nicht 
nur von ihnen felbft alle zweckmäßige Borforge - getra- 

en, fondern aud) durd) fie jedermann, befonderd aber 
jeder Hausvater aufmerkſam gemacht werde, die An 
zeige zu thun, wenn ihm eine der befchriebenen ähnliche 
Derjon vorkommen follte. — 


Hofkanzley-Dekret vom 21. März 1821, an: dad 
Snner-Defterreihifhe Landes» Gubernium, 
Nr. 1748 der J. G. S. 


Die königlich ungariſche Hofkanzley hat der königlich un- 
gariſchen Statihalterey bereits aufgetragen, daß fie alle ihr un« 
tergeordneten Behörden verhalte, die ihnen aus den k. k Pror 
vinzen auch ohne Begleitungsfchreiben zufommenden Stedbriefe 
und VBefchreibungen anzunehmen, und in Umlauf zu fegen; wo- 
gegen auch von Seite der ungarifchen Behörden dergleichen Steck⸗ 
briefe auf die nämliche Art an die Iuner:Defterreichifchen Behöre 
den abzufertigen feyn werden. A 


$. 489. | 
Wie bey Steckbriefen, fo iſt auch bey der Biere 
ſchreibung und Kundmachung des geſtohlenen oder ge: Suns dee &e- 
raubten Gutes, des Gegenftandes eines verübten Bez "Dersresens- 
truges, der unternommenen Berfälfhung öffentlicher 
Kredits-Papiere oder Münzen ſich zu benehmen. Wenn - 
eine ſolche Bejchreibung Gegenjtände von größerem 
Werthe, oder von folher Beihaffenheit betrifft, daß 
Hoffnung vorhanden ift, durch ihre Bekanntmachung 
den Thäter felbft zu entdecken, oder noch ferneres Uebel 


Bedingungen 
des Eriminals 
Verfahrens wis 
der einen Abs 


twefenden. 


-Borrufun 
dus Edi 
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zu verhindern, oder demjenigen, der Schaden leidet, 
Entfhadigung zu verfehaffen; jo Fann die Bekanntına- 
chung fogleih vorgenommen werden. Bey Beſchrei— 
bungen verfälfchter öffentliher Kredits- Papiere oder 
Münzen aber muß vorlaufig die Anzeige bey dem Dber- 
gerichte gefchehen, welches fidy darüber mit der Lan- 
deöftelle in das Vernehmen zu feßen hat. Die Kund- 
machung gefhieht wie bey Stecbriefen. Auch ift bey 
folhen Bejhreibungen jedermanns SPfliht, den be- 
fchriebenen Gegenftand, fobald er etwas davon erfährt, 
der Obrigkeit anzuzeigen. 

Eiche bey $. 488 das Hofkanzley: Dekret vom 21. März ı8aı, Nr. 1748 

der %. ©. ©. 


; S. 490. 

Kann aller verfuchten Mittel ungeachtet der des 
Berbrehens Beſchuldigte nicht betreten werden; fo 
hat im Allgemeinen das eigentliche Verfahren, jo weit 
es auf die ordentliche Verurtheilung gerichtet ift, bis 
zur Anhaltung des Bejhuldigten zu beruhen. Wenn 
jedod) das Verbrechen großes Aufjehen erwecket hat, 
oder die gänzlihe Straflofigkeit weitere nachtheilige 
Bude beforgen läßt, und, wenn weder der: Shatbe- 

and noch die Perſon des Thäters einem Zweifel un- 
terliegt; ſo kann auch wider den Abwefenden und Flüd)= 
tigen verfahren, umd bis zu einer folhen Verurthei 
lung vorgegangen werden, die in den Augen des Vol⸗ 
kes wenigftens einige Wirkung gegen die Perſon des 
Thäters hervorzubringen fähig. ift. 


$. 491. 

Ob nun ein ſolches Berfahren Ann ſey; dar- 
über hat das Criminal» Gericht die Bewilligung vom 
Obergerichte einzuholen. Nach erfolgter Bewilligung 
ift der Abwefende oder Flüchtige durch Edit zur Gtel- 
lung vor Gericht vorzufordern. In diefem Edikte iſt 
der Borname, Zuname und Stand des Berufenen 
auszudrücken, dad Verbrechen, defien er beſchuldiget 
wird, zu benennen, und ihm aufzutragen, daß er, um 
über diefe Beſchuldigung Kede und Antwort zu geben, 
ſich langftens binnen fechzig Tagen vor das Criminal: 
Gericht zu ftellen Habe. Ä 


417 
ee ee ne Acht ya 
Erſcheint der. Borgerufene binnen : der angefeßten 3weotes Ediet. 
Frift nicht: fo wird. die Vorrufung vermitteljt eines 
zweyten Ediktes wiederholet.: Diejes Edikt ſoll nebft 
dem Namen und: Stande des Vorgerufenen, Das ge 
gen ihn vorgekommene Verbrechen mit den wefentlichen 
Umftänden,, die auf die ſtrengere Aburtheilung Bezie- 
hung haben, und zugleich deu Auftrag enthalten, daß der 
Vorgerufene ſich binnen ſechzig Tagen vor. das Criminal⸗ 
Gericht ſtellen ſoll, widrigen Falls er als des angeſchul⸗ 
digten Verbrechens geſtaͤndig würde geachtet werden. 

——— —9 9498. 5 

Das eine und andere Vorrufungs⸗-Edikt mn ‘in Art der Om 

dem Orte, wo das Verbrechen begangen worden, in "une. 
demjenigen, wo der Bejchuldigte feinen bekannten Wohn 
fiß hatte, und da, wo der Sitz des Eriminal-Beric)- 
tes ift, auf die bey alleu übrigen gerichtlihen Vorla⸗ 
dungen gewöhnliche Art angefchlagen, und während 
der Krift des Ediktes, wenn der Vorgerufene indeffen 
nicht angehalten worden, wenigftens einmal in. je- 
dem Monate in die Zeitungsblätter der Provinz, wo 
die Vorrufung geſchieht, eingerücket werden. Much 
ift eine Abſchrift Davon an das Obergericht einzufen- 
den, damit, befonders in ſehr wichtigen Fällen, wobey 
an Habhaftwerdung des Thäters viel gelegen ift, we- 
gen gleiher Kundmachung in den Zeitungsblättern der 
übrigen Provinzen, oder auch in fremden Ländern das 
Nöthige veranlaffet werde. * — wi 


$. 494. 

Erſcheint der Borgerufene vor dem Gerichte, dad Berfasren, im 

ihn berufen hat, auf die erfte oder zwente Borrufung;”” tung. e 
fo ift der allgemeinen geſetzmäßigen Ordnung nad) zu 
verfahren. Stellt er jid) vor ein anderes Gericht; fo 
hat dafjelbe ihn an das Criminal-Bericht, von welchem 
die Einberufung geſchehen ift, zur rechtlichen Verhand⸗ 
lung zu überliefern. - | | 

$. 495. 


Berlangte der Berufene die Ertheilung eines fiche: Geibeung ae 


ven Geleites; fo kann diefes zwar nicht darauf, daß ""rir. 
Waſer's Strafgef. über Verbr. 27 
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er nicht vom Unterfuchungs-Prozefie, und der Abur— 
theilung; verſchont bleiben, oder niemals angehalten 
werden foll, ertheilet werden: doch Fann man ihm die 
Zuficherung geben, daß er während der Unterfuchung 
fo lange auf freyem Fußebleiben joll, bis gegen ihn 
rechtliche Beweife von demtangefchuldeten Verbrechen, 
und der Unftatthaftigkeit feiner Rechtfertigung vorfom- 
men. Auch eine ſolche beſchränkte Ertheilung des fiche- 
ren ®eleites aber kann von dem Criminal-Gerichte nur 
mit Bewilligung des Dbergerichtes, an weldyes hier: 
wegen die Anzeige zu machen ift, gejchehen; und wenn 
fie gleich mit obergerichtlider Bewilligung erfolget ift, 
bleibt dennod) das Griminal-Bericht zu ſolchen Borfich- 

- ten verpflichtet, welche die Entweichung des Beſchul— 
digten, fo weit es ohne wirklichen Berhaft möglich ift, 
zu hindern geeignet find. 


$. 496. 
—— Sollte aus beſonders wichtigen Urſachen an Hab— 
sugefigert wer Haftiwerdung des Berufenen dem allgemeinen Weſen 
den tonne? nßerſt gelegen feyn, und diefe nicht anders, als durd) 
feine frenwillige Stellung bewirket werden, der Be— 
rufene aber die Zuficherung der Straflofigkeit zur Be— 
dingung feßen; fo follen dieſe Berhältuiffe von dem 
Dpergerichte der oberften Quftisftelle, von diefer aber 
dem Landesfürſten vorgeleget, und von daher die Ent- 
Scheidung gewärtiget werden, ob, und iu wie weit 


eine Zuficherung der Straflofigkeit Statt zu finden habe. - 


$. 497. 
—— Ware auch die zweyte Friſt der Vorrufung frucht— 
N [DB verfirichen; fo hat das Criminal-Gericht den Vor: 
gerufenen nad) der bey feiner Abweſenheit gegen ihn 


geführten Unterfuchung abzuurtheilen. Ben folder Ab= . 


urtheilung find die wider den Vorgerufenen vorhande- 
nen Beweife fo zu betrachten, als ob er dagegen Ein- 
wendungen zu machen, oder ſich zu rechtfertigen, une 
vermögend wäre, und ift felber nach den Umftänden, 
die in dem zweyten Borrufungs:Edikte angezeiget wor: 
den, ald des Verbrechens geftändig zu halten. Die 
Berathichlagung und Schöpfung des Urtheiles gefchieht 
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ganz auf die Art, ald ob das Verfahren wider einen 
ordentlih angehaltenen Verbrecher wäre gejchloffen 
worden. Das gejchöpfte Urtheil muß vor der Kund- 
madung dem Obergerichte, von diefem aber mit feis 
nem Gutachten der oberjten Zuftiszftelle, und wenn auf 
Todesſtrafe erkannt wird, von der oberften Juftizftelle 
mit ihrer Meinung dem Landeösfürften vorgeleget werden. 


$. 498. 

Die Kundmachung des wider einen Abwefenden A der Rum, 
oder Flüchtigen auf Beftrafung gefällten Urtheiles ge: urtpeites. 
ſchieht auf folgende Art: An einem zur Vollziehung 
öffentlicher Strafen beftimmten Drte wird ein Pfahl, 
oder wenn die Todesftrafe verhänget ift, ein Galgen 
errichtet, und, daſelbſt das Strafurtheil folder Geftalt 
angejchlagen „.daß es der Borübergehende leicht leſen, 
aber niemand abreißen und fonft vertilgen Fonne. Das 
Urtheil ift durch drey auf einander folgende Tage alfo 
angeheftet zu laſſen, nebſtdem dreymal in die Zei- 
tungsblätter. der Provinz einzurücken, wo es erlaffen 
‚worden. *2 .* 

Siehe bey $. 22 das Hofdekret vom aı. July 1620, Mr. 1678 der 
3.6 ©. 


i i §. 499. 
Sao weit ein ſolches Urtheil den Verluſt des Adels Wirtung- 
verhängt, und fo weit aus demſelben die in dem. 23 
erwähnten allgemeinen Wirkungen entftehen, muß e3 
auch bey fortdauernder Abwefenheit des Berurtheilten 
zur Erfüllung gebracht werden. Geräth der Flüchtige 
nach der Hand in Verhaft; fo ift ungeachtet des vor- 
her auf fein Ausbleiben. ergangenen Urtheiles dennoch 
das ordentlihe Verfahren bey demjenigen Criminal: 
Gerichte, welches ehedem die Edikte ausgefertiget hat, 
aufzunehmen, und ein neues Urtheil darüber zu fchöpfen. 


Begriff des 
Standrechtei. 


Sechzehntes Hanptflüd. 
Bon dem Standrechte. 


Dringende Nothfälle können das außerordent⸗ 
liche Verfahren des Standrechtes veranlaſſen, welches 
darin beſteht, daß das Verbrechen auf das Kürzeſte 
unterſucht, der Schuldige Kies verurtheilet, und 
die Strafe auf der Stelle vollzogen wird. 


Hofdefret vom 12. Februar 1821, an fämmts 
lihe Appellations-Gerichte,“' in Folge höchſter Ent» 
ſchließung vom 16. Auguft 1819, einvetfländlic mit der 

Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, Nr. 1739 der 


Seine Majeftät Haben zur Befeitigung verfchiedener An⸗ 
ftände und Schwierigfeiten, welche fich bey Anwendung der in 
dem Gefegbuche über Verbrechen enthaltenen Vorfchriften, das 
Standrecht betreffend, ergeben haben, Nachitehendes zu erklären 
und vorzufchreiben befunden : 

a) Der $. 219 des erwähnten Geſetzbuches hat in ſtand⸗ 
rechtlichen Fällen Feine Anwendung. 

Der Befchuldigte muß, wenn er auch außer dem Bezirke 
ded Standrechted ergriffen wird, von jedem Criminal: Gerichte 
zum ftandrechtlichen Verfahren im Bezirke des Standrechtes, wo 
dad Verbrechen verüber worden, ausgeliefert werden. _ 

b) Iſt gegen den Befchuldigten Fein Beweis, wie ihn der 
$. 430 des Öefegbuches zur Verhängung der Todeöftrafe fordert, 
fondern nur ein Beweis durch Mitfchuldige, oder aus zufammen- 
treffenden Umftänden vorhanden, fo muß das Urtheil von dem 
ordentlichen Criminal: Gerichte gefällt, und daher der Beſchul⸗ 
digte nach, $. 509, zum ordentlichen Verfahren abgegeben werden. 

c) Auch) ift den ordentlichen Eriminals Gerichten zu über 
laffen, Befchuldigte, welche zur Zeit ded Verbrechens das Alter 
von zwanzig Jahren noch nicht zurückgelegt hatten, nach Vor— 
fchrift des $.43ı abzuurtheilen, 
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d) Die im h605 vorfommenden Ausdrüde: Wider 
welchenrecdhtliche Anzeigungen Darüber beſtehen,« 
dürfen in Bezug auf die Anwendung des flandrechtlichen Verfah— 
rens, nach $.500 und andern Beftimmungen des Gefeges, nicht 
von jeder auch entfernten rechtlichen Anzeigung verſtanden were 
den. Das ftandrechtliche Verfahren hat nur in Fällen Statt, wenn 
entweder der Verhaftete aufder That ergriffen worden ift, oder fonft 
gegen denfelben fchon bey feiner Verhaftung ſolche rechtliche Ans 
jeigungen beſtehen, welche mit Grund erwarten laffen, daß der 
förmliche rechtlihe Beweis, der nad) $. 480 zur Verhängung 
der Todesſtrafe erfordert wird, vor dem Standrechte felbjt bin: 
nen der gefeglichen Zeit werde hergeftellt werden Fönnen, Es 
ift daher auch insbefondere dem Gefege nicht gemäß, Beſchul— 
digte, wider welche bey ihrer Verhaftung lediglich entferntere 
Anzeigungen eined zum ftandrechtlihen Verfahren geeigneten 
Verbrechens beitehen, einer Worunterfuchung bey andern Behörs 
den zu unterziehen, und fie alddann, wenn in diefem Wege näs 
here Anzeigungen hervorgefommen, zum Standrechte abzugeben. 

e) Stattder unter c, $. 506, beftimmten 24 Stunden, wird 
für die Zufunft die längfte Dauer eines ftandrechtlichen Unter— 
fuhungs= und Aburtheilungs » Verfahrens, ohne Rüdfiht auf 
die Zahl der Befchuldigten oder die Art der Beweife, überhaupt 
ohne Unterfchied der Fälle, auf drey Tage feilgefegt. Auch 
find diefe drey Tage erjt von der Zeit an zu rechnen, wo der 
oder die Befchuldigten vor das Standrecht geitellt worden find. 
Smmer muß aber dasjenige, was zur Eröffnung des Standrech— 
tes einzuleiten und vorzufehren iſt, auf dad Thunlichite beſchleu⸗ 
niget werden. | 

f) Die Vorfchrift des $.508: »Nur diejenigen, die 
an dem Aufrubre geringern Antheil genommen 
haben u. f. w.,« hat auf die in dem $. 505 genannten Verbre: 
chen feine Beziehung. Befchuldigte, welche an einem von die— 
fen Verbrechen, wenn das Standrecht Dagegen angeordnet tft, 
Iediglich geringeren Antheil genommen haben, hat das Standrecht 
au das ordentliche. Criminal-Gericht abzugeben, und die ſtand— 
rechtliche Aburtheilung bloß auf diejenigen zu befchränfen, welche 

u dem Verbrechen durch Befehl, Beftellung, Handanlegung oder 
bonft auf eine thätige Weife vor oder bey der Ausübung mitge: 
wirft haben. 

8) Das. Standredt ift ermächtiget, auch Militär: und 
andere zur Militär: Gerichtöbarfeit gehörige Perfonen abzuurthei: 
len, wenn fie nad gefchehener Kundmahung ein Verbrechen, 
wogegen das ftandrechtliche Verfahren in. der Kundmachung au: 
gedrohet it, in dem betreffenden Bezirfe begangen haben, und 
von der Civil: Obrigkeit ergriffen und, eingebracht worden find, 
Dem Standrechte Tiegt Tediglich ob, davon dem nächſten Militar- 
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Kommando, mit Auführung ded Namens, Geburtdorted und Mis 
litaͤr⸗ Charakters des Abgeustheilten, und des Zages feiner Hin: 
richtung, die Anzeige zu machen. : Auch. ift dad Standrecht er⸗ 
mächtiget, zur Militär: Gerichtöbarfeit gehörige: Perfonen, um: 
in ftandrechtlichen Fällen ald Zeugen vernommen gu werden,! uns 
mittelbar vorzurufen. Jedoch muß auch davon dem nächften Mi⸗ 
litär = Kommando fogleidy Nachricht gegeben werden. 
h) Wenn das Standrecht feine Gerichtöbarkeit in einzel 
Fällen nicht gegründet findet; ſo iſt dgijelbe befugt und ver⸗ 
pflichtet, den Befchuldigten, obſchon ed zw deſſen Aburıheilung 
eigens zufammen berufen worden, an das ordentliche Eriminals 
©ericht abzugeben. DPI 7 Jar E Ser u BZ 7 


$. 501. 

igeu des In der Kegel Fatın das Standrecht nur bey einen 
ruhre Statt finden; wenn e8 nämlich nad) $. 66. 
bey einer Volksbewegung oder Zufammenrottung.fo 
weit kommt, daß zur Herftellung der Ruhe die ordent- 
lihen Zwangsmittel nicht mehr zureichen, und die An— 
wendung anßerordentliher Gewalt nöthig würde. Die 
Erklärung: daß Aufruhr ift, und die Nothwendigkeit 
des Standrechtes eintritt, bleibt der Landesſtelle, in 
Einverftändnig mit dem Ubergerichte der Provinz, 
und, wenn Gefahr auf dem Verzuge fteht, dem Sreis- 
amte vorbehalten. Nach geftillter Unruhe kann ein 
Standrecht nicht mehr angefangen, noch, wenn es 

wirklich im Zuge wäre, fortgeſetzet werden. 


| ..$ 502. —— 

Eiitung . Die Einleitung zum Standrechte muß durch das 
re. Kreisamt gefchehen, das Standrecht aber an dem Orte 
des Aufruhres gehalten werden. Zu diefem Ende hat 

der Kreishauptmann nach erhaltener Erfahrung von 

der eigentlichen Beihaffenheit des Aufruhres, und 

nach anerkannter Nothivendigkeit des Standrechtes 

a) die Stunde, zu welcher er noch an eben dem- 

felben Tage, oder wenn diefed nicht. möglich ift, am 
folgenden Tage dafelbft eintreffen wird, zu beſtimmen; 

b) fünf in dem Eriminal-Richteramte bewährte, 

und ben der Sache unbefangene Männer zur Beſetzung 

des Standrechtes zu benennen, und Einem aus ihnen 
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den Borfig anzuweiſen, auch - einen Gerichtsjchreiber 
beyzuziehen; | cn A 

c) ſich mit denr nachjten Militär-Koninrando über 
die Aborduung der zur Bedeckung des Standrechtes 
auf alle Fälle nöthigen Mannfhaft einzuvernehmen; 

d) der. politiihen Dbrigkeit des Drtes, wo das 
Standrecht gehalten werden fol, aufzutragen, ſich ſelbſt, 
oder durd) einen abgeordneten Beamten einzufinden, und 


die Anftalt zu treffen, daß die nöthigen Amtsgeräth— 


ſchaften an einem zur Gerihtshaltung ſchicklichen Drte 
bereit feyn, und wenn es nöthig würde, ſogleich ein 
Galgen aufgerichtet werden könne; auch für diefen Fall 
ein Seeljorger und ein Scharfrichter zur Hand fen. 


$. 508. 

Seder, der zur Beſetzung des Standrechtes von 
dem Kreisamte berufen wird, ıft unter flrenger Ver— 
antwortung ſchuldig, fih, mit Hintanfeßung aller an— 
dern Befchafte zur beftimmten Zeit und au dem be: 
ſtimmten Orte einzufinden. 


$. 504 


Sobald alles gehörig vorbereitet ift, wird in: dem Kundmasung 


Begenden, wo Aufruhr ift, unter Trommelſchlag Eund 
gemacht: Das Standrecht fey nım in feiner MWirkfam- 
keit. Sedermann habe fih zur Ruhe zu begeben, ſich 
fogleih von den aufrührifchen Zuſammenrottungen zu 
entfernen, und den zur Stillung des Aufruhres erge- 
henden Anordnungen zu fügen; widrigen Falles der 
noch ferner im Aufruhr Ergriffene nach der Strenge 
des Standredhtes mit dem Tode wiirde beftrafet wer: 
den. Nach diefer Berkündigung ift die Auftalt zu ma— 
hen, daß diejenigen, die ſich als Rädelsführer und 
Aufwiegler auszeichnen, oder durch boshafte Hand: 
lungen und Gewaltthätigkeiten der. firengen Strafe 
fhuldig machen, durch die Wache, welder von dem 
Kreishauptmanne befcheidene Kommiffäre beyzugeben 
Tab, ergriffen, und vor das Standrecht gebracht 
werden. | 


und Wirkung 


Deffelben. 


"1. Ball des 
Standrechtes. 
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Dial a Zu 17 ae vi 
Die Nothiwendigfeit eines Standrechted kann ein 
auf die, von. den Behörden gemachten Anzeigen durch 
ungewöhnlich um ſich ‚Hreifenden Raub, Mord und, 
Brandleguig. herbengeführet werden. . Das Erfennt- 
niß über die Nothwendigkeit, dieſes Mittel anzu— 
wenden, ift der oberſten Juſtizſtelle, im Einverftänd: 
niffe mit der, politifhen Hofftelle, vorbehalten. enn 
demnach das Verfahren mit Standrecht befohlen wor— 
den; hat das Obergericht die Einleitung zu treffeu, 
daß die Bedrohung dieſes Verfahrens in dem Bezirke 
bekauut gemacht werde, wo die überhand nehmenden 
Verbrechen dazu Anlaß geben. Wird nad) dieſer Kund— 
machung ein ſolches Verbrechen in dem Bezirke wieder 
begangen, und jemand, wider welchen rechtliche An- 
zeigungen darüber beftehen, handfeft gemacht; fo ift 
jede Obrigkeit ſchuldig, folches fogleich dem Kreisamte 
anzuzeigen. Der Freishauptmann hat dann ungefäumt 
das Standrecht in’ dem Orte des angezeigten Berbres 
end anzuordnen, und zu dem Ende die in dem $. 502 
erwähnten Vorkehrungen zu treffen. 


Hofdekret vom 22. März 1819, an das Küften- 
ländiſche Aypellations-Gericht, über defien An« 
frage vom 30. Sänner 1819, Nr. 1551 der I. ©. ©. 


Es unterliegt feinem Anftande, den IX. Abſatz des Militär- 
Patented vom 16. DOftober 1802, betreffend: die Gerichtsbarkeit 
im fandrechtlichen Verfahren gegen Militär» Perfonen, welche 
nach dem gegen Räuber. und Raubmörder fundgemachten Stand» 
rechte ein ſolches Verbrechen verübten, in Anwendung zu bringen. 

Diefer IX. Abfag des Militär» Patente vom 16. Oftober 

1602 lautet: | 
»gindet dagegen eine Civil» Behörde das ftandrechtmäßige 
Verfahren in dem dazu geeigneten Falle gegen Räuber und Raub» 
mörder Fund zu machen, und wird nach diefer Kundmachung von 


‚einer Militär- oder zur Militär -Zurisdiftion gehörigen Perfon 


‚ein: foldyes Verbrechen verübt; fo ift von der Eivil:Behörde gegen 
den von ihr eingebrachten Thäter, ohne Anfrage bey der Militär: 
Gerichtsbarkeit, die ftandrechtmäßige Aburtheilung vorzunehmen, 
und lediglich von dem einfchreitenden Richter dem Negimente oder 
Korps, mit Anführung des Namens, Geburtsortes, des Cha« 
rakters und des Tages der Hinrichtung, die Anzeige zu machen. 
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Hofdefret vom 2. Zuly 1821, an die Appella- 
tions: Gerichte im Kuüftenlande und in Dalma- 
tien, undandastaibaher Stadt: und Landredt, 
als proviforifches Appellations » Gericht für den Carlſtädter 
Kreis, einverftändlid mit dem Hoffriegsrathe und der Hof: 
fommiffion in Zuftiz = Gefeßfahen, Nr. 1774 d. J. G. S. 


Um jedem Zweifel zu begegnen, der über die Zuftändigfeit 
der Militär-Gerichtöbarfeit in der Militär-Gränge in Fällen des 
ftandrechtlichen Verfahrens entftehen fönnte, wird mit Beziehung 
auf die in dem Hofdefrete vom ı2. Februar ı821,, Nr. 1739 
der 3.8.©., enthaltenen nähern Beftimmungen des ftandrecht- 
lihen Verfahrens, hiermit erfläret: daß, wenn in einem Bes 
zirfe der Carljtädter oder Banal-Gränze das ftandrechtliche Ver: 
fahren gegen Räuber oder andere Verbrecher angeordnet worden 
ft, das dortige Standrecht berechtiget fey, gegen jeden, wel« 
cher wegen eined in dem betreffenden Bezirke nach gefchehener 
Kundmachung verübten, mit dem ftandrechtlihen Verfahren bes 
drohten Verbrechens von der Militär: Obrigkeit ergriffen und eins _ 
gebracht wird, wenn er auch Fein Angehöriger der Militärs 
Sränze, fondern eines andern k. f. Landes ift, ftandrechtlich zu 
verfahren ; nicht minder jede, in dem erwähnten Bezirke befind- 
liche, wenn auch nicht zur Militär-Gränze gehörige Perfon, um 
in ftandrechtlichen Fällen ald Zeuge vernommen zu werden, uns 
mittelbar vorzurufen. Dagegen haben die Militär » Behörden 
in Hinficht auf die den betreffenden Eivil-:Behörden zu machende 
Eröffnung dasjenige zu beobachten, was den lepteren in der hin 
fihtlich des ftandredhtlihen Verfahrens erflojfenen Erklärung in 
dem Abſatze g vorgefchrieben ift. 


Hofdefret vom 9. Februar 1827, an das Gali— 

zifhe Appellations-Gericht, einverftändlich mit 

der vereinten Hoffanzley und der Hoflommiffion in Juſtiz⸗ 
Gefegfahen, Nr. 2257 der J. ©. ©. 


An dem Falle, wenn nach dem $.505, des erften Theiles 
des Strafgeſetzbuched, von der oberften Zuftizftelle, im Einvers 
ftändnijfe mit der politifchen Hofitelle, die Nothwendigfeit des 
Standrechtes in einem beftimmten Bezirke, wegen ungewöhnlicher 
Menge der Näubereyen 'anerfannt, und von dem Obergerichte 
die Bedrohung des ftandrechtlichen Verfahrens befanut gemacht 
worden ift, fodann aber dennoch in dem bezeichneten Bezirke 
ein Raub begangen, und Jemand, wider ipelchen rechtliche Ans 
zeigungen darüber beftehen, handfeſt gemacht wird, ift das, über 
die von was immer für einer Obrigfeit dem Kreisamte gemachte 
Anzeige; von dem Kreiöhauptmanne anzuorduende Standrecht 
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wider alle Mitfchuldige des verübten Raubes, welcher zu deſſen 
Zufanmenfegung Anlaß gegeben bat, und felbit wider diejeni» 
gen, die während dejfen Dauer etwa einen neuen Raub verübt 
hatten, und entweder von wem immer vor daſſelbe geftellt, oder 
auf deifen eigene Veranlaſſung ergriffen werden, zu verfahren 
berechtiget und verpflichtet. Es kommt folglidy gar nicht darauf 
an, ob in dem Ausfchreiben ded Kreishauptmannes zur Einlei- 
tung der in dem $. 502 erwähnten Vorkehrungen, der zuerft 
verhaftete Befchuldigte, oder Feiner genannt wurde; daher auch 
während der Dauer des wirklich zufammengefepten Standrechtes, 
wegen der Anhaltung mehrerer des Raubes rechtlich Befchuldig- 
ten, ein wiederholtes Ausfchreiben ded Kreishauptmanned oder 
feines Stellvertreter keineswegs nothwendig ift. 


Siehe ben | 82 das Patent vom 2ı. Many 1805, Nr. 73ı der 9. ©. 
©., und bey $.500 das Hofdekret vom 12. Februar 1821, Nr. 1739 
der $. ©. ©. 


| 9. 506. 
Mrebes Berta — Bey jedem Standredhte ift wegen er 


Standrechte. Erforſchung der Umftände und der eigentlichen Beſchaf— 
fenheit der That, Aufjuchung der Beweife und ihrer 
rechtlihen Kraft, wie and) wegen Vernehmung des 
Beſchuldigten zwar überhaupt dasjenige zu beobachten, 
was für das allgemeine Verfahren in diefem Geſetz— 
buche verordnet ift: aber die wefentlichften Unterfcheis 
dungszeichen des Verfahrens im Standrechte find: 
.. ...a) daß das ganze Verfahren von feinem Urfprunge 
an bis zum Ende vor dem verfammelten Berichte, und 
ohne Unterbrechung geſchieht; 
y daß es hierbey allein auf den Beweis derjeni- 
gen That ankommt, zu deren Beftrafung das Stand- 
recht zufammengefeßet ift; daß folglich auf Nebenum: 
ftände, oder fonft etwa entdeckte Verbrechen des Er- 
griffenen nicht zu jehen, die Ausforfchung der Mitfchul- 
digen zwar nicht außer Acht zu laffen, jedoch die Schö— 
pfung und Bollziehung des Urtheiles wider den Ergrif: 
fenen wegen der Mitfhuldigen nicht aufzuhalten ift; 
c) daß das Urtheil im Standrechte binnen vier 
und zwanzig Stunden von Zeit der Ergreifung des Be- 
re geſchöpfet, und fogleich vollzogen werden 
muB. 
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Hofdekret vom 14. September 1804, an das Oft: 
Galizifche Appellations- Gericht,, einverftändlid) 
mit der — * in Geſetzſachen, Nr.684 der 
.©. ©, 


Das Geſetz fordert auch im ftandrechrlichen Verfahren aus— 
drücklich folche Beweife, wie fie in dem allgemeinen Verfahren 
vorgefchrieben find; hiemit Fann aud) im ftandrechtlichen Verfah— 
ren, zu Folge $. 430, die Todesfirafe nur auf den rechtlichen Be— 
weis durch Geitändniß, und zu Folge der $$. 408 und 409 aud) 
durch die rechtliche Ueberführung durch Zeugen erkannt werden. 

Siehe bey $-500 das Hofdekret vom ı2. Februar Bar, Nr. 1739. 


$. 507. 
Das Verfahren im Standrechte ift daher an den 
gewöhnlichen Gang, und die Förmlichkeit in der Unter: 
fuchung nicht gebunden. Nur hat der ältefte Benfiser 
bey der Berathfchlagung vorzütragen, was er nad) 
Beichaffenheit der Umftande zu unternehmen, und wie 
er das Verfahren zu leiten gedenfe. Das Standrecht 
hat die Macht, den Zeugen, wer er immer fey, augen 
blicklich vorzurufen, und im Falle der Weigerung mit 
Gewalt vor fid) bringen zu laſſen, auch jo lange anzu= 
halten, als es wegen Gegenftellung mit andern Zeu— 
en, oder mit dem Befchuldigten zur Aufklärung der 
ahrheit nöthig iſt. Der Altefte Beyſitzer hat die 
Fragen zu. ftellen, und diejelben , jo wie die Antwor— 
ten, dem Gerichtsfchreiber zum Protokolle in die Fe- 
der zu ſagen. Bey der Berathichlagung ſoll der Vor— 
ſitzende die Stimmen der Benfißer nach dem Alter im 

Nichteramte fammeln, und den Schluß nad) den meh- 
reren Stimmen fchöpfen ; ben gleich getheilten Meinun- 
gen aber den Befchuldigten dem ordentlichen Criminal— 
Berichte zur Behandlung überliefern. 

Siehe bey $: Ardi das Hofdekret vom 18. Januar ı826, Mr. 3156; 
bey $.426 das Hofdekret vom 14. April 1826, Nr. 2179; und bey 
$. 500 das Hofdelret vom 12. Februar 1821, Nr. 1739 d. J. G. ©. 

Bey dem Standrecite ift die Strafe des Werbre un Kir De 
chers die Hinrichtung mit dem Strange. Nur diejenis 
gen, die an dent Aufruhre geringeren Antheil genpm- 
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men Haben; füllen dann, went das abfchrecdende Bey: 
iel ſchon durch die Hinrichtung eines‘ oder andern 
auptfehuldigen bewirket wird, zu der in dem $.69 
verordneten Leibeöftrafe, welde hier mit öffentlicher 
Züchtigung zu verfchärfen ift, verurtheilet werden. 
en das Hofdekret vom ı2, Februar 1823, Nr. 1739 der 


—Durch Nöte der ER, Gefebgebungs » Hoffommiffion vom 
11. July 1816’ wurde erflärt: daß ſich die Vorfchrift des $. 508; 
des erften Xheiles des Sträfgefegbuches, über: den Aufruhr, auf 
die Verbrechen des Raubes, Mordes und der Braudlegung nicht 
‚anwenden lajfe. Me 

S. 509. . N . : 


weiter Ben... Ware das dem Beſchuldigten zur Laſt liegende 

nem uno, Verbrechen biunen der beſtimmten vier und zwanzig 

ee" Stunden nicht rechtlich erwiefen, wäre aher auch feine 

| Schuldloſigkeit nicht zureihend dargethan; fo ift der- 

felbe ſammt den Unterſuchungsakten an das er 

Criminal Gericht einzuliefern, damit das. ordentliche 
Berfahren mit ihm vorgenommen werde. 

——— 510. . J— 

ee MBenm der rechtliche Beweis des Verbrechens vor⸗ 

handen, und das Strafurtheil gefället iſt; muß dieſes 

ohne Verzug Fund gemacht uud Anſtalt getroffen wer⸗ 

den, damit ſogleich in dem tauglichften Orte das Straf. 

ze tet, und das Urtheil ungefäumt vollzogen 

werde. A 


‚Siehe bey h. 46 das Hoſdekret vom 14. April 1826 Nr. 21793 bey 
500; das Hofdekret vom ı2, Februar 1821, Nr. 1739, und bey 
506 das Hofdekret vom 14. September 1804, Nr. 684 der 3.6. ©. 


| $. 511. — 
Wenn das ſtandrechtliche Urtheil zum Strange aus⸗ 
m ; Mind dem Berurtheilten zur Korbereitung zum 
ode indgemein zwey Stunden, auf feine ausdrückliche 
Bitte auch eine dritte = gewähren. Eine weitere Ver⸗ 
längerung kann nicht Statt finden. 
Siehe bey 4 die (Erläuterung der Hofkommiſſion dom 14. Sep⸗ 
tember 1804, und bey $, 450 Die Girculare vom 1; Auguft 1833 
und 5. Oktober 1837. 324 —** 
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$. 512. 


en dad von dem Standrechte gefällte U Ohne Geſtat⸗ 
hat kein Rekurs und kein Gnadengeſuch Statt. ne 


Ä $. 518. 

Ueber die Vorgänge im Standrechte ift ein ordent- Protofottirung 
liches Protokoll zu führen, in dafielbe alles Weſent⸗ Sa 
lie, befonders, was die eigentliche Beſchaffenheit der we 
That und die Beweife betrifft, ſammt den bey der Be: var 
rathihlagung aufgenommenen Stimmen, und dem Ur⸗ 
theile einzutragen, das Protokoll von allen, die dem 
Standrechte beywohnen, zu unterfertigen,, und läng⸗ 
ſiens drey Tage nad geendigtem Standrechte dem 
Dbergerichte einzufenden. EEE 


\ 


u Sieb zehntes Hauptſtück. 
Don der Entſchädigung und Genugthuung. 


⸗ 


Sl “ 


Wirt ſamkeit | Dis Griminal- Bericht ift verpflichtet, denjeni⸗ 


des Eriminal⸗ 
Gerichtes zur 


en, welche durch ein Verbrechen Schaden gelitten ha⸗ 


Entfwärioung: ben, das ihnen gehörige But in fo fern von Amtswe⸗ 
rütellung des Jen zurück zu verjchaffen, alö diefes Gut bey der Un- 


entzogenen 


utes. 


terſuchung unter der Habſeligkeit des Verbrechers, oder 
eines Sheilnehmers am Berbrechen, oder an einem 
olchen Orte gefunden wird, wohin es von dem Ber: 
brecdher nur zur Aufbewahrung. geleget oder gegeben 
worden. Dieje Zurückftellung gefchieht entweder von 
dem Griminal-Berichte unmittelbar , wenn das fremde 
But ihm zugefommen ift, oder vermittelft feiner Ver— 
wendung bey der Geriht3:Behörde, unter deren Ge— 
richtöbarkeit das Gut befindlich if. Das Griminals 
Gericht hat fi darüber mit einer ordentlichen Duit- 
tung desjenigen zu bedecken, der fein Eigenthum zu= 
rück erhalten hat. 


Hofdekret vom 21. May 1819, an dad Mährifche 
Schleſiſche Appellations- Gericht, Nr. 1565 
d. J. G. ©. 


In Faͤllen, wo Gegenſtaͤnde eines Verbrechens von Ge— 
faͤlls-Beamten angehalten werden, hat das Criminal» Gericht 
wegen Zurüdjtellung derfelben an denjenigen, der fie ald ein 
ihm durch Verbrechen entzogened Gut anfpricdyt, und nad) Vor— 
ſchrift des $. 516, erften Theiles des Strafgefeßbuches , bewei⸗ 
fet, daß er wirklich der Eigenthümer oder Inhaber davon fey, 
an die Gefälls: Behörde fich zu verwenden, und wenn die Aus- 
folgung verweigert würde, die Anzeige an das Appellations⸗Ge— 
* zur weitern den Umſtaͤnden angemeſſenen Verfügung zu 
machen. 
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G 515. | 

Iſt das fremde Gut bereitd in die Hände eines u. Dura gür. 
Dritten, der ſich Feiner Theilnehmung fchuldig gemacht zur, ever aine 
hat, auf eine zur Lebertragung des Eigenthumes ing= werkung an den 
gemein gültige Art, oder auch als Unterpfand geras  fiter. 
then; fo ſoll zwar das Criminal-Gericht ſich ebenfalls 
verwenden, daß der Befiser fih zur Abtretung in 
Güte bequeme; fo fern jedoc) diejes nicht bewirket wer: 
den kann, hat das Criminal-Bericht dem Eigenthümer 
bloß anzuzeigen, wer in dem Beſitze feines Gutes fen, 
damit er ım ordentlichen Wege fein Recht juchen Fönne. 


$. 516. 

Che das Criminal⸗Gericht jemanden dasjenige zus Ma gefüber 
rück ftellet, was er als ein ihm durch das Werbredyen des Eigens 
entzogened Gut anfpricht, muß bewiefen feyn, daß er 9“ 
wirklich der Eigenthümer oder fonft Inhaber davon 
gewefen ſey. Diefer Beweis wird bey vorhandenen 
Geftändniffe des Verbrechers durd die befchworene 
Betätigung des Eigenthümers oder Suhabers voll: 
ftindig gemacht. Auch bey mangelnden Bejtändniffe 
des Verbrechers ift zu einem folchen Beweije genug, 
wenn 

a) durch die Unterfuchung dargethan ift, daß Das 
Verbrechen an demjenigen, der fich als Eigenthumer 
oder Inhaber meldet, verübet worden ; 

b) dieſer die Sache keunbar, und mit jolden Merk: 
malen beichreibt , die nur dem Eigenthümer oder In— 
baber bekannt ſeyn Fünnen; und ig 

c) feine Angebung mit einem Eide beftatiget. 


$. 517. | 

Iſt das Eigenthum oder das Juhaben erwieſen; Terran, 
fo muß das angefprochene Gut dem Eigenthümer oder des underanns 
Inhaber ſogieih zurück geftellet, vder wieder verfchaf-"" mes, 
fet werden, wenn glei) die Unterfuchung nod nicht 
geendiget wäre. Vielmehr ift das Criminal: Gericht 
verpflichtet, die Eigenthumer fremder, in der Unter: 
fuchung vorfommender Habfeligkeiten, fobald es ge: 
ſchehen Fann, ausfindig zu machen, und ihnen zu dem 
Shrigen zu verhelfen. Daher, wenn bey einer Unter— 
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fuchung ein nach allem Anfcheine fremdes Gut gefun- 
den wird, der Bejhuldigte aber den Eigenthümer nicht 
angeben kann oder will, und binnen zwey Monaten 
von Zeit der bekannt gewordenen Anhaltung des Be- 
Ihuldigten niemand ſich mit einem Anſpruche des Ei- 
genthumes gemeldet hat, ſoll das Eriminal- Gericht 
die Befchreibung eines folden Gutes auf eine Art ab- 
faffen, daß zwar dafjelbe dem Eigenthimer Fennbar 
gemacht, jedoch einige wejentliche Unterfcheidungszei- 
chen verfchiwiegen werden, um die Bezeichnung derjel- 
ben dem Eigenthimer ald den Beweis feines Nechtes 
vorzubehalten. 


$. 518. 

N Eine ſolche Beſchreibung ift an denjenigen Drten, 
wo der Beichuldigte ſich antachalten hat, oder, wo 
die ihm Schuld gegebenen Berbredyen verübet worden, 
durch Edift bekannt zu machen, worin dem Eigenthü« 
mer aufgetragen wird, fid) binnen Sahresfrift iu mel- 
den, und fein Recht zu beweifen; widrigen Falls das 
bejchriebene Gut veräußert, und das Kaufgeld indeſſen 
bey dem Griminal-Berichte aufbehalten werden würde. 


$. 519. 

und zur Auf ⸗ Wenn binnen diejer Frift niemand fich mit einem 

.Rechte auf die beſchriebenen Habfeligkeiten meldet; hat 

unsere · das Criminal⸗Gericht die Einleitung zu treffen, a 
diejelben von dem Civil-Berihte des Ortes, wo fie 
befindlich find, durch öffentliche Verfteigerung verkau- 
fet, und das gelöfte Geld ihm, Criminal» Berichte, 
übergeben werde. Bid zur gefeßmäßigen Verjährungs- 
frift kann der rechtmäßige Eigenthümer, der fein Ei: 
genthumsrecht zu beweilen vermag, die Abfolgung die- 
jes — fordern. Nach der Verjaͤhrungsfriſt 
fällt daſſelbe der Kaſſe zu, aus welcher insgemein die 
Criminab Gerichtskoſten beſtritten werden. 

Siehe die allgemeine Vorſchrift über die Verfahrungsart der Galizi— 
ſchen Criminal⸗Gerichte, 11. Hauptftüd: »Bon Behandlung der Cri⸗ 
minal⸗Depoſiten, in dem Hofdelrete vom 28. DEtober 1808, Nr. 867 
der %. G. S.; und die Inſtruktion für die Verwaltung des Cri— 
minalsDepofiten:Wefend bey dem Wiener Magiftrate, im dem Hof: 
defret vom 20. May ı8ı3, Nr. 1049 der 3. ©. ©. 
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S, 520. | - 

Märe das fremde Gut von einer folhen Befchaf: 
fenheit, daß es ſich * Gefahr des Verderbuiſſes 
durch ein Zahr nicht aufbewahren läßt, oder wäre die 
Aufbewahrung mit Koften verbunden; fo ift die Ver- 
äußerung durch öffentliche Berfteigerung auch vor der 
Zeit einzuleiten. 


$. 521. | 
Bey jeder Veräußerung eines fremden Gutes, 
deſſen Eigenthiimer unbekannt ift, muß die umftänd- 
liche reibung jedes verkauften Stückes, der für 
jedes gelöſte Betrag des Kaufgeldes, und der Käufer 
genau aufgezeichnet, und dieſe Aufzeichnung den Unter⸗ 
juchungsaften beygeleget werden. 


S. 522, 


Wenn das fremde Gut nicht mehr zurück verſchaf⸗ ZU. Mittet que 


fet werden kann, ift das Criminal-Gericht zwar ver- 
pflichtet, bey der NAnterfuchung von Amtswegen auf: 
zußlären, was für ein Schade aus dem Verbrechen ent- 
jtanden jey. In dem Urtheile aber iſt nur dann etwas 
in Beziehung auf die Entfhädigung zu beftimmen, 
wenn der Betrag des Schadens, und die Perfon, der 
die Entfhadigung gebühret, aus der Verhandlung 
deutlich und zuverläßig erhellet. In diefem Falle ſoll 
das Criminal: Bericht mit dem Strafurtheile zugleich 
das Erfenntniß fchopfen, wann, und in was für einem 
DBetrage von dem Verbrecher eine. Entfhadigung zu 
leiſten ſey; und diejes Erkenntniß ift jedem, dem eine 
Entjhadigung zugefprodhen worden, von dem Erimi- 
nal= Berichte zuzuftellen. | . 

Hofdefret vom 28. Dezember ı811, an ſämmt— 
lihe Appellations = Gerichte, im Einvernehmen 
mit der k. k. Gentral-Finanz Hoffommiffion,. Nr..967 der 

% 6 ©. 


Entfhädiguna 
durch Zuerken⸗ 
nung des aus⸗ 
gemittelten Bc® 


trages. 


Ueber geftellte Anfrage: wie im Falle eines an Flingender 


Münze verübten Verbrechens die Entfchädigung zu leiften fey, 
wird erfläret: in jenen Rällen, wo der Beſchaͤdigte genau die 
ihm durch das Verbrechen: entgangenen beflimmten Münzſor— 

Waler's Strafgef, über Berbr. 28 


434 


ten angeben, oder doch beftätigen -fann, daß das ihm entgan« 
gene bare Geld in beftimmten Münzforten, z. B. in Dufaten, 
Kronen oder Zwanzigern beftand , ift im erften Balle auf die 
Zurüdzahlung in der beflimmten Münzforte, und im zweyten 
Falle auf die Zurüdzahlung in einer jener drey Münzforten 
zu erfennen. 

- Nur in dem Falle, daß der Beichädigte weder auf die 
eine noch auf die andere Art die Münzforten beftimmen fann, 


iſt nach dem $. 15 des Finanz Patented vom 20. Hornung ıBıı 


zu erfennen. 
a. — 163 dad Hofdekret vom 19. April ıBı2,, Mr. 943 der 


Hofdekret vom 16. May 1812, an fämmtlide 
Uppellations= Gerichte, in Folge allerhöchfter 
Entſchließung vom 25. Januaren. J, Nr, 991 der 
J. G. ©. 

Es iſt in Anſehung der richterlichen, den neuen Finanz⸗ 
Geſetzen vorausgehenden Urtheile, womit eine Zahlung in klin— 


gender Münze oder Conventions-Münze ohne Feſtſetzung 
‚einer beſtimmten Geldſorte aufgetragen worden, eben 


Wirfung Ders 
ſelben. 


ıv. Mittel: 
Anweiſung auf 
denechtäweg. 


jenes zu beobachten, was in Anfehung der Verträge durch das 
Finanz » Patent vom 20. Februar 1011 und die. Erläuterungen 
vom 13, November 1811 vorgefchrieben ift. 


Eiche bey $. 202 die Hofdekrete vom 1. März 1822, Nr, »848; und 
31. Auguft ı823, Nr. 1890; und bey $. 463 das Hofdelret vom 
6. Zuny 1823, Nr. 1945 der I. ©. ©, 


$. 528. 

Ein ſolches Erkenntniß hat gleih einem andern 
rechtöfräftigen Urtheile die Wirkung, daß derjenige, 
den die Entſchädigung zuerkannt ift, den Civil-Richter 
des Verurtheilten unmittelbar um die Erekution anru« 
fen kann. Er iſt aber durch diefes Erkenntniß nicht 
gehindert, auch eine größere Entſchädigung zu fordern, 
wenn er einen größeren Schaden, als —X das Er⸗ 
kenntniß des Criminal⸗Gerichtes beſtimmet iſt, zu er⸗ 
weiſen vermag. | 


$- 524. 

Findet dad Criminal-Geriht fi außer Stand, 
mit Zuverläßigfeit zu beftimmen , wem eigentlich) eine 
ne aus dem Verbrechen gebühre, oder 
worin dieſe Entihädigung zu beftehen habe; fo hat es 


u. = ee un — — un 


— — — 
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nur dem Strafurtheile einzurücken, daß denjenigen, 
denen der Verbrecher Schaden gethan, ihre Entſchä— 
digung im ordentlichen Rechtswege zu ſuchen, bevor—⸗ 
ſtehe. Wenn nun jemand, um dieſes ihm vorbehal- 
tene Recht ausführen zu können, fi der Beweife Hals 
ber bey dem Criminal-Gerichte meldet, ift ihm das 
Einfehen der Unterfuchungsakten, jedoc) bloß an den- 
jenigen Stellen zu geftatten, weldye auf das an ihm 
verübte Verbrechen Beziehung haben, und ihm zu Bes 
weisgründen feines Rechtes dienlich feyn Eönnen, Bon 
folhen Stellen müffen ihm auch auf Verlangen Ab— 
fchriften Hinausgegeben werden. 


Hofdekret vom 23. Auguft 1819, an dad Nieder 
Defterreihifhe Appellations-Gericht, in Folge 
höchſter Entfchließung vom 16. Auguft 1819, über VBor- 
trag der oberften Juftizftelle, Nr. 1596 der J. ©. ©. 


Ueber die Frage: ob bloß dem durch ein Verbrechen Be⸗ 
fhädigten, nicht aber aud dem Unterfuchten, vorzüglich zum 
Schuge gegen die Entfhädigungsflage, die Einficht der Unters 
fuchungs:Aften und Ertheilung der dienlihen Abfchriften zu ges 
ftatten fey, haben Seine Majeftät zu befchließen geruht: ed 
habe bey der Vorfchrift der 9. 522 und 524, erften Iheiles des 
Strafgefeges, nach welchem nur dem Befchädigten die Einficht 
der Eriminal:Aften und Ertheilung von Abfchriften zufleht, zu 
verbleiben. 


u a ar das Hofdekret vom 19. SZänner 1811, Nr, 922 der 


Hofdefretvom 1. Februar 1833, an fämmtlide 

Uppellation8»- Gerichte, zu Folge allerhöchfter Ent⸗ 

ſchließung vom 26. Januar 1833, Nr. 2591 der 
88. - .: 


Dem durd ein Verbrechen Befhädigten ift die Einficht der 
Eriminal:Aften, wenn der Befchuldigte nicht verurtheilt wird, 
nicht zu geſtatten, und hierin auch dem Fisfus Fein in den Ge— 
fegen nicht gegründetes Vorrecht einzuräumen. 


Suftiz:Hofdefret vom 9. Juny 1935. 


Ueber die Frage: in wie fern eine Entfchädigungsflage als 
unftatthaft anzufehen fey, weil die Strafbehörde über die Au— 
zeige des derfelben zum Grunde liegenden Faktums eine Unter: 
fuchung einzuleiten nicht befunden hat; haben Bein k. k. Maje- 

2 
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ftät mit allerhöchfter Entfchliefung vom 29. May 1835 folgende 
Vorſchrift zu ertheilen geruhet: 

Erftend. Durch die Beflimmungen der $$. 522, 523, 
524, 525 des erften, und 398 des zweyten Theiled des Straf: 
gefegbuches, dann der $$. 1338, 1339, 1340 ded allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches, und der durch das Juftiz- Hofdefret 
vom 6. März 1821, Mr. 1743 der 3. ©. S. fundgemachten 
allerhöchften Entfchließung vom 29. Auguſt ı820, iſt dad Recht 
dedjenigen, der durch eine ftrafbare Handlung befhädiget wor⸗ 
den ift, feine Entfchädigung oder Genugthuung ‚bey dem Eivil« 
Gerichte im ordentlichen Nechtöwege zu fuchen, nicht. auf die 
Fälle befchränft worden, in welchen derfelbe entweder mit dem 
von der ©trafbehörde zuerfannten Betrage nicht zufrieden if, 
oder durch dad Strafurcheil zum ordentlichen Rechtswege der: 
wiefen wird, fondern feine Klage im ordentlichen Rechtswege 
findet auch in allen übrigen in diefem Gefege ausdrüdlich nicht 
bezeichneten Fällen. Statt, fobald: die Gtrafbehörde entweder 
über die Unterfuhung ein wie immer lautendes Urtheil gefället 
bat, oder von der Unterfuhung aus was immer für einem Orunde 
abgeftanden ift, oder erfläret hat, daß Feine Unterſuchung ein- 
zuleiten fey. | 

Zweytens. Wenn der Belchuldigte wegen feiner Flucht 
oder Abwefenheit nicht vor die Etrafbehörde geflellet werden 
fann, und bey Verbrechen auch der Fall des Ediftal:Verfahrens, 
- nach dem $. 490, ded erſten Theiles des Strafgeſetzes, nicht 
eintritt, ift ebenfalls über die hierüber von der Strafbehörde 
abzugebende Erklärung die Entfchädigungsflage im ordentlichen 
Rechtswege zuzulaſſen. 


S, 525. 

Die Genugthuung eines durch das Verbrechen 
Beleidigten ift immer nur in dem gewöhnlichen Rechts- 
wege zu fuchen, wozu der Beleidigte nad) geendigter 
Unterfuhung und gefchöpftem Urtheile die Beweife auf 
die im vorigen Paragraphe erwähnte Art bey dem 
Eriminal:Berichte einzuholen, befugt ift. 


— ns 


Achtzehntes Hauptſtück. 
Von den Criminal Koften. 


$. 526. 

> Au⸗ Verhandlungen in Eriminal-Angelegenhei- 
ten, fie mögen bey was immmer für einer Behörde 
vorfallen, Fr 
Fann dafür Eeine andere Vergütung, Taxe oder Abgabe 
angerechnet werden, als welche in diefem Geſetze aus- 
druͤcklich geftattet ift. Die aus folchen Berhandlungen ent: 
ftehenden Schriften find von dem Stämpel und bey der 
Verſeudung von Entrichtung eines Poftporto, nad) den 
darüber bejiehenden befonderen Anordnungen befreyet: 


Hoffammer » Defret vom 17. Jänner 1805, an 
das Salizifhe Landes» Gubernium, Nr. 708 
| der 9. G. ©. 


Da nad dem neunten Paragraph des Stämpel-Patentes 
alle Criminal Aften vom Staͤmpel befreyet find, müjlen alle 
Schriften, Erpeditionen zc. auch ohne Stämpel, ſo lange die 
Eriminal:Unterfuhung wider den Befchuldigten fortwährt, erpes 
dire werden; hieraus folgt nun von felbft, daß, fo wie das 
Strafurtheil ohne Stämpel zu erpediren ift, eben fo auch das 
Urrheil oder die Urkunde, wodurd der in die Criminal-Uns 
terfuhung Verfallene davon Tosgefprochen wird, feinem Staͤm⸗ 

el unterliegen fönne. Wenn aber andere Parteyen fich für einen 
in die Eriminal:Unterfuhung Verfallenen zur Bürgfchaft antra— 
gen, oder Kaution erlegen, Abfchriften. von Criminal«Erpeditio- 
nen und Protofollen verlangen, und der Criminal: Richter die 
Bürgfchaften und die Kautionen annimmt, oder Abfchriften: ber 
williget ; fo find diefe Handlungen fchon Feine Criminal» Ver- 
bandlungen mehr, fondern müffen ald Parteyfachen betrachtet, 
und als folche dann auch dem Stämpel unterzogen werden. 


Hofdetret vom 10. April 1807, an die Appella- 
tions »Geridhte in Lemberg und Krafau, über 
Note der vereinten Hoffanzley vom 26. März n.G., Nr. 806 
— der J. G. S. u 
Denjenigen Juſtiziären, welche zu ſtrafgerichtlichen Erhe- 
bungen in fremde. Bezirke. abgeordnet: werden, ed möge diefe 


Taxfreye Bew 
richtungen, 


ud von Amts wegen zu verrichten. Es 
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Abordnung den Mangel eines dafigen Juſtiziaͤrs oder deſſen 
Saumfeligfeit zum Grunde — iſt ein Taglohn von ı fl. Zo fr. 
nebſt der unentgeldlichen Fuhr von dem Dominium ded betreffen⸗ 
den Bezirkes zu verabreichen, welches legtere auch, jedoch nur 
im Erfordernißfalle, zur Leiſtung eines mäßigen Reifevorfchufles 
an einen aus einem fremden Gerichtöbezirke herbeygezogenen Ju: 
fliziär verhalten werden kann. Sollte ſich über die Summe der 
ganzen Diäten-Vergütung ein®treit ergeben, fo ift dem betreffenden 
Strafgerichte, da nur daffelbe über den innern Gehalt folcher 
Vorerhebungen, und über die eigentliche Dauer- der dießfälligen 
Zeitverwendung zu urtheilen vermag, dad. Erfenntuiß in erfter 
Inſtanz mit dem Beyſatze zu überlaifen, daß daffelbe die exeku⸗ 
tive Eintreibung jedeömal bey dem betreffenden Kreisamte anzu⸗ 


fuchen habe. 


Hoffanzley- Dekret vom ı2. Oktober 1810, an 
das Mähriſch-Scheſiſche Gubernium,. 


Die oberſte Juſtizſtelle Hat an das Appellationd:Gericht die 
Weifung erlajfen, daß den EriminalsRäthen, wenn fie außer 
dem Amtdorte entweder wegen Thaterhebung oder wegen Konflis 
tuirung eined Zeugen oder Verbrechers, die Kranfheitd halber 
nicht eingeliefert werden fönnen, abgefchicft werden, die Vers 
gütung der Diäten aus dem Criminal: Sonde zu leiften, und 
nur darauf zu fehen fey, daß dergleichen Ercurfionen nicht ohne 
Mothwendigkeit vorgenommen werden. 
a... & 335 dad Hofderet vom ı2. Februar ıB20,! Nr.1648 ber 


* Juſtiz-Hofdekret vom 29. Oktober 1812. 


Damit man allgemein wiſſe, wie in den Faͤllen, wo ein 
inländifher Unterthan im Auslande wegen eines Verbrechens 
derurtheilt wird, dann, wenn er dafelbft die Strafzeit aushält, 
und eine Vergütung der Eriminal»Gerichtöfoften an das Ausland 
geleiftet werden foll, fich zu benehmen fey, wird hiemit Folgen» 
des beſtimmt: Da nach demim$.33 des allgemeinen bürgerlichen 
Gefegbuches aufgeitellten, fowohl in Eivil> ald Eriminal:Fällen 
anzuwendenden Grundfage, aus dem Vermögen fremdländiger, 
von einem bierländigen Eriminal:Gerihte in die Eriminal:Unter« 
fuchung gezogen, und verurtheilt werdenden: Verbrecher feine an⸗ 
dern Gebühren angefprochen werden dürfen, ald welche gemäß 
des achtzehnten Hauptſtückes, des erften Theiles des Strafgeſetz⸗ 
buches, eriten Abfchnittes, dem hierländigen, in eine Griminal« 
Unterfuchung verfallenden Unterthan aufjurechnen gefeglich vor: 
gefchrieben iſt; fo find auch die von fremden Gerichten in gleichem 
Falle in Aufrechnung gebrachten-gerichtlichen:Unfoften,, fo lange 
diexöfterreichifchen Unterthaneun den Fremdlingen gleich gehalten 
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werden, felbit dann, wenn die Gremden von den öfterreichifchen 
Tar-Normen differiren follten, zu vergüten, und nur dann, 
wenn man fich bey fremden Negierungen gegen die inhaftirten, 
oder ald Sträfling abgeurtheilten öſterreichiſchen anders, als 
egen die eigenen Unterthanen i in Abforderung der Öerichtötaren 
Denken follte, bat die ftrengfte Reciprozität. einzutreten. 


Hofdefret vom 19. Juny 1815, an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte, über Note der Hoffammer 
vom 6. May 1813, Ne. 1056 der G. ©. ©. 


Alle Criminal» Behörden haben für die aus dem Auslande 
an fie einlangenden Poftwagend:Sendungen, die darauf haften« 
den ausländifchen Portobeträge, und zwar für die vergangenen 
noch unberichtigten fowohl, als für die fünftigen Bälle, gleich 
bey Empfang der Pakete zu berichtigen, für welche, Auslagen 
denfelben, gleich wie für die übrigen Criminal: gar ze ‚ den 
Gefegen gemäß, ihre Erholung bevorfteht. 


Hofdefret vom 8. Juny 1815, an das Inner— 
Defterreihifhe Appellations-Gericht, Nr. 1154 
der J. G. ©, 


Da vermöge des von Seiner Majeftät fanftionirten Pas 


tentes die öfterreichifche Gerichtdordnung und das öfterreichifche 


Geſetzbuch über Verbrechen und deren Beſtrafung in Iſtrien 
und in dem Fiumaner Kreiſe vom ı. July 1816 angefangen, in 
Wirffamfeit tritt; fo wird in Hinſicht auf dad Tarwefen hiermit 
nn 

In Geſchaͤften über Verbrechen und fchwere Polizey- 
ie, it weder an Zaren noch an fonftige Schreib» 
und Poftgebühren oder an Stämpel etwas anders aufzunehmen, 
ald was in dem Gefege über Verbrechen und deren Beftrafung 
ausdrüdlich enthalten ift. 


Hofdefret vom 5. Yuguft 1815, an dad Inner— 

Defterreihifhe Appellations=» Gericht, eins 

verftändlich mit der Hoffammer und der Gentral- Organi« 
firungs » Hoffommiffion, Nr. 1166 der 3. ©. ©. 


Ueber Anfrage: wer die Criminal: Koften für die aus dem 
Villacher Kreife von den dortigen Obrigfeiten eingelieferten In— 
quifiten zu beftreiten habe, und wen der Erfaß derfelben bey der 
Aburtheilung zuzufprechen fey ? ift Folgendes feftzufegen befunden 
worden: daß in den ganzen dortlandigen zwey Gouvernementö- 
Gebieten die für die Inquifiten während des criminal gericht: 
lichen Verfahrens auflaufenden Koften bis zur Kreirung eines Cris 
minal: Sondes aus dem Kamerals Aerarium zu beftreiten, die 
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übrigen Auslagen aber, welche durch die den politifchen Obrig⸗ 
keiten zuftehenden Funftionen bey Criminal:Angelegenbeiten vers 
urfacht werden, von den Bezirfs -Obrigfeiten und beziehungd« 
weife den landesfürftlihen Kommiffariaten aus der Bezirkskaſſe 
zu leiften, und gehörig zu verrechnen feyen; weßhalb aud) die 
Erfagleiftungen von Seite der Inquifiten und abgeurtheilten 
Verbrecher , in fo ferne fie durch das Geſetz Statt finden, nad) 
Umftänden an die Bezirfd:Obrigfeiten oder an das Aerarium ges 
ſchehen müjfen. 


Hofdekret vom 30. Dezember 1815, an das In— 

ner» Defterreihifhe Appellationd- Gericht, 

über Note der Central » Organifirungs » Hoffommiffion vom 
19. Dezember n.$., Nr. 1199 der J ©. ©. 


Das Hofdefret vom 5. Auguft 1815, in Betreff der Kos 
ften, welche durch die den politifchen Obrigfeiten zujtehenden 
Bunftionen bey Criminal: Angelegenheiten verurfacht werden, 
wird dahin erläutert: daß diefe Koften fowohl von den Bezirks— 
Dbrigfeiten als den landesfürftlihen Kommilfariaten aus den 
Emolumenten zu beftreiten find, welche die Behörden für die 
Ausübung der Berichtöbarfeit beziehen. Ä 

In Hinfiht auf die Iandesfürftlihen Kommillariate find 
aber die dießfälligen Koften, da diefe Emolumente dem Aerarium 
äufließen, gehörig zu verrechnen, weßhalb auch die Erfapleijtuns 
gen, in fo fern fie durch das Gefeg Statt finden, nach Umitän- 
den an die Bezirfs:O.brigfeiten oder an das Aerarium gefchehen 
‚ müllen. Nah Maßgabe des $. 449, des zweyten Theiles des 
Strafgeſetzes, gilt diefe Beftimmung auch für die Koften, welche 
bey dem Verfahren über ſchwere PolizeysUebertretungen auflaufen. 


Hofdefret vom 14. März 1818, an fammtlide 

Appellations-Gerichte, über Note der geheimen Hof- 

und Staatöfanzley vom 7. März 1818, Nr. 1430 der 
J. G. ©, 


Die koͤniglich ſaͤchſiſche Regierung hat in Rückſicht auf die 
von SeiteDefterreichd zugeficherte gegenfeitige Willfährigfeit, allen 
Föniglichen Aemtern und Kammerguts-Gerichten die Weifung er» 
theilet, gegen die Pf. k. Behörden künftig in Criminal» Sachen 
von Amtswegen tar= und porsofrey zu verfahren. 


Hofdefret vom 2. May 1818, an fämmtlide 
Appellations-Gerichte, einverftändlich mit der alls 
gemeinen Hoffammer, Nr. 1446. 


‚ Alle in Parteyfachen von ausländifchen Behörden für die 
Serichtöftellen, Kreisänter, Magiftrate und Landgerichte des 


— 
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öfterreichifchen Kaiſerſtaates einlangenden unfrankirten Requiſi⸗ 
tions·Schreiben, die ſchon durch ihre äußeren Kennzeichen ſich als 
Amtliche Briefe anfündigen, find von den öfterreichifchen Graͤnz⸗ 
und übrigen Poftimtern als Dienftbriefe ohne Bezahlung eines 
Porto, und fomit ohne deifen Zurechnung für die Abgabe, in 
der Cartirung zu behandeln. f 

Die landesfürftlihen ſowohl ald auch die übrigen Gerichtö- 
Behörden haben die aus folhen ausländifhen Reyuifitionds 
Schreiben erwachfenden Portobeträge, im alle ihrer Einbring- 
lichkeit zu Guten des Poftgefälles, im gerichtlichen Wege, vors 
fohriftmäßig einzuheben, und bey den Tarämtern abzuführen. 


Hofdefret vom 10. Dftober 1818, an ſämmtliche 

Appellations-Gerichte, in Folge' höchſter Entfchlies 

fung vom 7. September 1818, über Vortrag der allges 
meinen Hoffammer, Nr. 1508 der J. ©. ©. 


Bey Criminal» Unterfuchungen find die Diäten und Reiſe— 
Foften in Bällen, wo der Unterfuchte die Unterfuchungsfoften zu 
tragen hat, nicht von ihm, fondern von dem Griminal:Gerichte, 
und daher bezugsweife der Provinzial-Verfaſſung, von dem Eris 
minal⸗Fonde zu beftreiten. 


Hofdefret vom 27. November 1818, andas Böh— 

mifhe Appellations-Gericht, über Note der ges 

heimen Hof- und Staatöfanzley vom 27. September 1818, 
Pr. 1521 der J. ©. ©. 


Bom ı,Oftober 1818 an werden in dem Königreihe Sach⸗ 
fen auch Patrimonial= Gerichte, mit Einfchluß der Stadträthe, 
auf Requifition der faiferlichen öfterreichifchen Gericht6: Behörden, 
in Eriminal-Fällen, von Amtöwegen erpediren. Es bleibt ihnen 
jedoch dabey überlaffen, ihre baren Verläge an Bothenlohn, Pofts 
geld und andere dergleihen Auslagen, wozu aber die Copialien 
und Aſſeſſors-Gebühren Feineswegs zu rechnen find, wie bisher 
zu liquidiren, und fich von den dießfeitigen Gerichtöftellen ers 

ftatten zu laſſen. 
\ Da nun von dem Föniglich fächfifchen Hofe alles gethan 
worden ift, was die dortländifche Verfaffung zuließ; fo ift gegen 
die Föniglich fächfifchen Patrimonial: und Stadtgerichte ſich auch 
fünftig auf ihre Requifitionen, hinſichtlich des Foftenfreyen Ver—⸗ 
fahrens in Eriminal-Angelegenheiten, ganz auf gleiche Art, wie 
gan die Föniglich Fächfifchen Aemter und Kammergutd-Gerichte zur 

enehmen. 
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Hofdekret vom 20. März 1819, an das Galizie 


fhe Appellations-Gericht, einverftändlich mit der 
vereinten Hofkanzley, Nr. 1550 der J. ©. ©. 


Die durch das Hofdefret vom 10. Oktober ıBı8, Nr. 1508 
der 3.8. S., befannt gemachte höchfte Entfchließung vom 7. Sep⸗ 
tember 1818, wvermöge welcher bey Criminal: Unterfuchungen 
Die Diäten und Keifekoften in Fällen, wo der Unterfuchte die 
Unterfuchungsfoften zu tragen hat, nicht von ihm, fondern von 
dem Criminal-Gerichte, und daher bezugsweife, nad) der Pros 
vinzial:Verfaffung, von dem Eriminal-Fonde zu beftreiten find, 
bat auch auf die verfloffenen Fälle, wo die Parteyen zu den Kos 
ften bereits verurtheilt, aber diefelben noch nicht hereingebracht 
worden find, zu wiefen, 


Hoffammer-Defret vom 5. July 1820, am die 
Landesftelle in Tyrol und VBorgriberg, Nr. 1671 
der 9. G. ©. 


Die Auittungen über Diäten unterliegen aud) in Eriminals 
Faͤllen, wie bey anderen Gefhäftöreifen, dem Flaflenmäßigen 
Btämpel, welchen der Empfänger der Diäten zu bezahlen hat. 
(In Folge Verordnung der k. k. allg. Hofkammer vom 5. Des 
gember 1826 muß von nun an jedes Reife Particulare ohne Unterſchied, 
ob Hierauf ein Borfhuß behoben wurde, oder nicht, Tängitäns binnen 14 
Tagen, von Beendigung des Kommiſſions-Geſchäftes an zu rechnen, der 
betreffenden Behörde vorgelsgt, und demfelben fogleih der von einem 
erhaltenen Borfhuffe allenfalls noch in Handen des Particular s Regers 
verbliebene Reft, oder die Ausweifung, Daß diefer Reft bereits an die 
Kaſſe zurück erſetzt fen, beygeſchloſſen werdeng die Ueberfchreitung diefes 
Zermines hat nicht nus den Berluft der ind Verdienen gebrachten Ges 
bühren und Reiſekoſten, fondern aud den Rückerſatz des ganzen allen= 
falls behobenen Borfchuffes zur Folge. Uebrigens wurden die Länder» 
ftellen ermächtigt, bey Termins⸗Ueberſchreitungen folder Beamten, welche 
Borihäffe au Drovinzial-Xameral:Kaffen zu. verrechnen, oder aus denfels 
ben die Vergütung ihrer Neifekoften zu erhalten. haben, in Yällen, wo 
wirklih rückſichtswürdige Gründe eintreten, die nachträgliche Paſſirung 
—— — Juſtiz ⸗ Hofdekret vom 4. Jänner 1827, Mr. 2247 
er J. G. S. 


Hofdekret vom 9. März 1821, an ſämmtliche Ap— 

pellations-Gerichte, einverſtändlich mit der Yerein- 

ten Hofkanzley und der allgemeinen Hoflammer, Nr. 1745 
der $. ©. ©. 


Vom 1. Februar 1821 angefangen, find alle in dem erften 
Zheile, zweyten Abfchnitte, achtzehnten Hauptftüde ‚des Straf: 
geſetzes, bezeichneten Criminal» Koften in Conventiond »- Münze 
zu entrichten; und fo viel in&befondere die Verpflegungsfoften, 
das if: die bisher nach Verfchiedenheit der Orte und Umſtaͤnde 
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für die Verpflegung der Verhafteten in Wiener Währung, naͤm⸗ 
lich Einlöfungs- oder Anticipationds Scheinen, aufzurechnen bes 
willigten Beträge betrifft, find folhe nach ihrem Werthe in Con» 
en in: der Rechnung vorzutragen und zu bes 
zahlen. 
Siehe bey Abfchnitt VI. der Einleitung das Hoflanzley Dekret vom 
8. July 1835. 


Hoffammer-Defret vom 17. Oftober 1822, au 
fämmtlide Landerftellen, Nr. 1902 d. J. G. S. 


Da nach vorgekommenen Beſchwerden nicht Tandesfürftlis 
chen Gerichten ſchon öfter der Briefporto für ſolche Sachen zu- 
gerechner und abgefordert wurde, welche erft nach ihrer Eröff⸗ 
nung zeigten, daß fie in Criminal» Angelegenheiten oder in Sa⸗ 
chen fchwerer Polizey:Uebertretungen, erlajlen worden, in wels 
chen jene Gerichte vorfchriftmäßig vom Briefporto befrept find, 
wodurch alfo geſchah, daß ihnen der bezahlte Porto wieder zurüd 
geftellt werden müßte: fo wird verordnet; daß zu Vermeidung 
‚ähnlicher Anftände in der Korrefpondenz mit jenen Behörden, 
den fchon beftehenden Anordnungen gemäß, der Gegenfland des 
betreffenden Schreibens auf der Addreife deflelben jedesmal genau 
anzumerfen nicht unterlaffen werde ®). 


Hofdefret vom 20. März 1818, an das Appella- 

tions=s Gericht für Tyrol und Vorarlberg, eins 

verftändlih mit der allgemeinen Hoflammer, Pr. 2176 
/ der J. G. ©. - 


Die Beanten der Kollegial: Gerichte find bey den Dienft: 
reifen in Criminal-Geſchaͤften, welche in einer Entfernung aud) 
unter zwey Stunden von dem Gipe des Gerichted vor» 
fallen, hinſichtlich der Diäten ganz nach den allgemeinen Di« 
reftiven zu behandeln, welche auch in Anfehung der Sanitätd« 
Beamten dahin audgelegt wurden, daß fie die Vergütung der 
Fuhrkoſten und Diäten, ohne Rückſicht auf die Größe der Ent» 
fernung vom Amte, zu erhalten, und in jenen Sällen, wp das 
ganze Gefhäft mit Einfchluß der Reife in einem halben Tage 
beendiget werden fann, auch nur halbe Diäten zu beziehen haben. 





*) Hofdertetvomd. Juny ı798, andas Nieder:Defter- 
teichifche ——— Se Ne. 418 der 


Es ift vermöge Eröffnung der Finanz⸗ und Kommerz⸗Hof 

ftelle das Nöthige erlaffen worden: daß die Verfendung der Gri® 

 minal» Akten, die von einer mit der Griminal» Gerichtsbarkeit 

‚ verfehenen Herrfchaft an die Advokaten der Hauptftadt zur Schös 

pfung der Criminal-Urtheile nach der in Nieder » Defterreich be> 

ftehenden Berfafjung gefhieht, von der Entrichtung des Poftporto 
zu befreyen ſey. 


! 
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Hofdekret vom 15. Oktober 1830, an das Böh— 
miſche Appellations-Gericht, im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit der vereinten Hofkanzley, Nr. 2488 der J. G. ©. 


Den in eriminalgerichtlichen Angelegenheiten auf Lofal« 
KRommiffionen außer dem gewöhnlichen Wohnorte verfendeten Eris 
, minal-Gerihtd:Beamten gebübret, felbft innerhalb ihres Juris⸗ 
' diftiond-Bezirfed, die gefeglich zugeftandene Vergütung der nö: 
thigen Reifefoften, und der Bezug der charaftermäßigen Diäten, 
nicht aber ven unter gleichen Umftänden jure delegato oder pro- 
prio einfchreitenden Dominifal = Gerichtd : Beamten die Aufrech⸗ 
nung der gehabten Reifekoften und Diäten. 


Hofkanzley » Defret vom 27. Januar 1832, an 
dad füftenläandifhde Gubernium, dem Inner 
öfterreihifh - Küftenlandifhen Appellationds 
Gerichte, mitgetheilt. durdy Hofdekret vom 10. Februar 
1852, Nr. 2547 dar. 8.68, 


Die Anfrage wegen Behandlung der Criminal: Gericht: 
Beyſitzer rücjichtlich der Fuhr- und Zehrungsfoften, im Falle 
fie außer ihrem Wohnfige zu Thaterhebungen beygezogen wers 
den, findet man über vorläufiges Einvernehmen mit der oberjten 
Zuftizftelle und der allgemeinen Hofkammer dahin zu erledigen, 
daß jenen Perfonen, welche nach dem $. 237, des erften Thei- 
les des Strafgefegbuches, zu Thaterhebungen beygezogen werden, 
in dem Falle, als fie fich hierzu außer ihren Wohnort zu verfüs 
gen haben (was jedoch nur in fehr feltenen Fällen von Erhebuns 
gen in unbewohnten Orten Statt finden kann, weil bey Erbe: 
bungen in bewohnten Ortfchaften immer aus dem Orte felbft 
zwey DBertrauen verdienende Perfonen beyzuziehen find), die 
ihren perfönlichen Verhaͤltniſſen angemeffene Zuhr und Koft nad) 
der Analogie des $. 528, des erften Theiles des’ Strafgefeßbu- 
ches, zu vergüten oder zu verfchaffen ift, daß jedoch hierbey alle 
unnöthige Koften vermieden, und dergleichen Benfiker, fo weit 
ed thunlich ift, in dem Wagen des abgeordneten Gerichtd : Bes 
amten mitgenommen werden follen. z 


Hofdekret vom 23. März 1832, an fämmtlide 

Appellations»Gerihte, im Einverftändniffe mit 

der vereinigten Hoffanzley und der Hofkommiſſion in Zus 
fliz « Gefegfahen, Nr. 2554 der J. ©. ©. 

Ueber die Frage: ob die Diäten und Reiſekoſten der Aerzte 
und Wundärzte, welche zu Erininal:Unterfuchungen beygezogen 
werden, dem Inquifiten, wenn er jum Erfage der Criminal- 

Koften verurtheilet wird, aufzurechnen feyen, wird bedeutet: 
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daß unter den Diäten und Reifefoften, von welchen bad KHofde» 
fret vom so. Dftober 1818 (I. ©. ©. Nr. 1508) ſpricht, nur 
jene der Beamten, nicht aber aud) jene der Aerzte und Wund⸗ 
ärzte zu verftehen find, und daß daher diefed Hofdekret durch 
“ den auf die im Eingange vorausgehenden Worte: bey Eri- 
minalsUnterfuhungen find die Diäten und Reiſe— 
foften zc, unmittelbar zu folgen habenden Ausdrud: der 
Beamten :c. feine nähere und Flare Beflimmung erhalte. 


Hofdefret vom 20. Dezember 1834, an das Gali- 
zifhe Appellations-Gericht, im Einverftändniffe 
mit der allgemeinen Hoffammer, Nr. 2678 der J. ©. ©. 


Dem Appellationd:Gerichte wird eröffnet, daß die Bali» 
zifhe Kameral:Gefällen: Verwaltung von der allgemeinen Hofe 
fammer, in Rücdficht der Stämpelfreyheit der Quittungen über 
die aus Criminal:Depofiten-Aemtern erhobenen Gelder und Sa— 
chen, durch Verordnung vom 11. November 1834 dahin belehret 
worden ſey: 

Das Hofdefret vom 19. May ı825 erkläre zwar die Quit⸗ 
tungen über ein bey Gericht erliegendes Depofitum in dem Falle, 
wenn ſolches der Partey ohne Verbindlichkeit des Rückerlages 
ausgehändiget wird, mach der ausdrüdlichen. Beftimmung des 
Stämpel:Patented vom 5 Dftober 1803, $. 2ı, lit. w, für 
ſtaͤmpelpflichtig. Dagegen feyen nach dem wörtlichen Inhalte 
des $. 9, lit. x, dieſes Patented alle Criminal Akten von dem 
Gebrauche ded Stämpels ganz befreyt. Da nundie Quittungen 
über die aud dem Criminal» Depofiten- Aemtern zu erhebenden - 
Gelder oder foftbaren Sachen unter die Eriminal-Aften, das ift: 
unter die im Laufe einer Criminal = Unterfuchung vorfommenden 
von Amtswegen zu verhandelnden Schriften und Erpeditionen 
- gehören; fo unterliege es feinem Zweifel, daß folche, in Ges 
mäßheit des $. 9, lit. x des Stämpel- Patentes Feines Stäms 
pels bedürfen, 


Suftizs Hofdefret vom 7. Februar 1835, an 

fämmtlide Appellationd» Gerichte, im Einvers 

ftändniffe mit der geheimen Haus-, Hof- und Staats— 
fanzley, Nr. 2688 der J. © ©. 


Zwifchen der k. k. öfterreihifchen und den großherzoglich 
Sachſen-Weimar-⸗Eiſenach, dann herzoglich Sacfen:Koburg und 
Gotha, wie auch herzoglich Sacyfen » Altenburg’fhen Negierun: 
gen, ift wegen gegenfeitiger unentgeldlicher Zuftigpflege in Erimi: 
nal:Sachen die von der Pf. f. geheimen Haus-, Hof- und Staats⸗ 
Fanzley dem oberften Gerichtöhofe mitgerheilte Uebereinfunft da: 
bin abgefchlojfen worden, daß hinführo von den großherzoglich 
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Sachfens Weimar» Eifenad), dann herzoglich Sachen» Koburg 
und Gotha, wie auch herzoglih Sachfen » Altenburg'fchen Ger 
richtö » Behörden jeder NRequifition dem k. k. öfterreichifchen Ge- 
richte in Criminal: Angelegenheiten tar- und Foftenfrey entfpros 
hen werden folle, mit einziger Ausnahme folgender 'gegenfeitig 
zu erftattenden baren Auslagen, und zwar: für die Agung mit 
Inbegriff von Arzt» und Curkoſten, Lagerſtroh, Wäfche und 
nothdürftigen Kleidungsftüden; für Transport der Verbrecher 
bis zu ihrer Auslieferung an die gegenfeitigen Eriminal:Serichte; 
für Bothenlohn und Poftporto, endlich für Zeugengebühren, 
unter welchen legteren jedoch nur folche verftanden werden, die 
gemäß $. 529, erften Theiles des öfterreichifchen , Strafgefegbu« 
ed, einen Zeugen, der vom Taglohne lebt, und wegen Vor— 
forderung feiner Perfon zu Gericht, den Verdienft entbehren muß, 
mit dem gewöhnlichen Taglohne zu leiften und zu erfegen find. 
Ueber die unentgeldliche Zuftigpflege in Criminal: Angele 
genheiten, fiehe dad getroffene Uebereinfommen zwifchen der £. f. 
öfterreichifchen und herzoglich Sachfen- Meiningen’jchen Regie⸗ 
zung, in dem Juſtiz-Hofdekrete vom 10. April 1835, an ſaͤmmt⸗ 
lihe Appellationd-Berichte, in Folge Minifterial: Erflärung der 
Bf. geheimen Haus⸗, Hof: umd Staatskanzley vom 7. April 1835. 

Eiehe die Sammlung der beftehenden Vorfchriften wegen der Vergüe 
fung der Fuhr⸗- und Zehrungskoften für die in Kommiffion reifene 
den Beamten ; erlafien am 21. May 1812, Nr. 992 der J. &. ©, 

Siehe das Diäten « Schema in dem Hoflammer:Dekrete vom 20. May 
1813, Nr. 1048 der J. ©. ©. NE 

Siehe die Beftimmung der Diäten: Klafien für das Amtöperfonale der 

Givil⸗ und Eriminal:Gericpte in Tyrol und Vorarlberg, in dem 
Hofdelrete vom 2. May ı818, Nr. 1448 der J. G. ©. 

Siehe die Beftimmung der Diäten » Klaffen für das Perfonale der 
Collegial⸗Gerichte und Präturen. Dalmatiens, in: dem Hofdelrete 
vom 26. September ı8ı8, Nr. 1501 der 3. ©. ©. 

Siehe die Beſtimmung der Diäten und Neifekoften für die Präturss 
Beamten in Dalmatien, in dem Hoflammer:Defrete yom 19. Jung 
1830, Nr. 1667 der J. ©. ©. 

Siehe die Beftimmung der Diäten für Criminal-Auskultanten, Accef 
ſiſten und Praktitanten bey den Galizifchen Griminal:Gerichten,, iu 
dem Hofdelrete vom 11. April 1823, Nr. 1934 der J. G. ©. 

Siehe bey $. 221 das Hofdekret vom ı0. Zuly 1829, Nr. 2417 der 
I. 6. ©. , und bey h. 460 die Verordnung vom 24. Auguft 1819. 


$. 527. 
Die h irgend einer Ablieferung des Verhafteten 


etwa nöthigen Fuhren müffen von den Gemeinden 
duch) Vorſpann, ohne Entgeld, geleiftet werden. 


Cirfulare der k. k. Nieder » Defterreidifhen 
Landes-Regierung vom 16. September 1829. 


$. 1. Won Entrichtung der Weg: und Brückenmauth find 
befreyet: | | 
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m) Die Schubfuhren, dann die Fuhren mit Rekruten, 
Arreftanten.und Verbrechern, gegen berrfchaftliche Certififate 
und gegen Vorweifung der Schubzettel. 

Dazu gehören auch alle jene Fuhren, welche die zur Ber 
gleitung der Transporte ämtlich beftimmten Perfonen, dann auch 
die Habfeligfeiten oder dad Gepäde der Zrandportirten, auf 
Anordnung der Obrigkeiten oder der Gerichte, und gegen deren 
Betätigung verführen. 

Siehe bey $. 460 die Hoflammers» Verordnung vom 10, Man 18165. 


Juſtiz-Hofdekret vom 18. Auguft 1835, an das 
Galizifhe Appellations- Gericht. 


Dem Appellationd-Gerichte wird eine Abfchrift des von der 
f. k. vereinten Hofkanzley in Folge allerhöchfter Entfchliefung 
vom 27. Zuny I. J. unterm 28. July 1835, an das Galizifche 
Gubernium erlaffenen Defreted, in Betreff der Frage: ob bey 
Stellung der Inquifiten an dad Strafgericht die Atzungskoſten 
der Verhafteten und der Taglohn der beygegebenen Wächter vom 
Eriminal:Fonde oder von der Obrigkeit zu tragen feyen, zur 
weitern Verfügung mitgetheilet. 


Abfhrift 


Ueber die in Verhandlung gefommene Zrage, wer bey 
Stellung der Inquifiten an dad Strafgericht die Agungsfoften 
für Verhäftete und den Taglohn der beygegebenen Wächter zn 
tragen habe, dann wie fich hinfichtlich der bey folchen Abliefe⸗ 
rungen nöthigen Vorſpann zu benehmen fey, haben Seine Ma— 
jeftät mit allerhöchfter Entfchließung vom 27. Zuny d. 3. zu be« 
fehlen geruhet, daß die Eirkular » Verordnung ded Guberniums 
vom 23. May ı806, nach welcher bey der Stellung der Inquie 
fiten an die galizifhen Strafgerichte die Agungsfoften der Vers 
bafteten und. der Taglohn der beygegebenen Wächter von dem 
Eriminal:Fonde zu tragen find, aufrecht zu erhalten, und in 
diefer Hinficht lediglich die Weifung zu erlaffen fey, dieſe Ver⸗ 
gütungen mit den in jenem Kreidfchreiben bejtimmten Beträgen, 
und in jener Währung, in welcher überhaupt dergleichen Vergü—⸗ 
tungen geleiftet werden, anftandlos zu erfolgen. Zugleich bar 
ben Seine Majeftät allergnädigft zu geftatten geruhet, daß in 
Zufunft in Salizien den Gemeinden die Vorfpann bey Abliefe- 
rung von Verhafteten an die Strafgerichte zu vergüten, und 
dieſes mit Beziehung auf jene Eirfular » Verordnung befannt zu 
machen fey. 

Da die Anweifung zur Vergütung der dem Criminal-Fonde 
treffenden Agungs = und Bewahrungs-Koſten, zu welchen alfo 
künftig in Galizien auch die Vorſpanns-Auslagen Fommen, ohne: 
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hin nur von Seite des Guberniums nach vorheriger buchhalte⸗ 
riſcher Adjuſtirung der dießfälligen Partikularien erfolgt, ſo 
wird ſich hiernach in Zufunft fortan zu benehmen, und die res 
vidirende Provinzial« Staatöbuchhaltung anzuweifen, zugleich) 
aber auch, da es fih um den Erfaß der hierdurch vermehrten 
EriminalzKoften in jenen Fällen, wo folcher gefeglich zu fordern 
ift, handelt, im Einvernehmen mit dem f. k. Appellationd-Ges 
richte das Erforderliche einzuleiten feyn, damit in Hinficht auf 
den nun modifizirten $. 527 des Strafgefegbuches, erften Thei— 
led, und der $$. 534 und 539 den Armen der zuläßige Regreß 
gefichert werde. 


Eiehe bey $. 460 die Verordnung vom 24. Auguft 1819. 


{. 828. 


Eben fo find Aerzte, MWundärzte ımd Hebammen 
in Eriminal= Fallen ihre Anzeigen und Gutachten um- 
fonft abzugeben ſchuldig. enn fie aber in dem Ge: 
richtsorte nicht wohnhaft find, muß ihnen die Fuhr und 
Koft vergütet werden. Ä 


Hofdefret vom 3. Oftober 1818, an das Ap— 

pellationssGeriht in Tyrol und Vorarlberg, 

in Folge höchſter Entfchliefung über Vortrag der vereinten 
Hoffanzley, Nr. 1504 der J. ©. ©. 


‚ Seine Majeftät haben zu bewilligen geruhet, daß in Tyrol 
eigene Criminal: Aerzte und Criminal: Wundärzte gegen Bezug 
jährliher Remunerationen aufgeftellt werden. 

Dieſe Remunerationen haben bey den fünf Kollegial: Ge: 
richten für die Aerzte in 100 fl., für die Wundärzte in 50 fl.; _ 
bey den Unterfuchungs: Gerichten aber für die Aerzte in 50 fl., 
und für die Wundärzte in 25 fl. zu beftehen. 

‚ In jenen Orten, in welchen fi) von dem Aerarium pens 
fionirte Aerzte oder Wundärzte, die noch Feine Anftellung ers 
bielten, befinden, find diefe gegen den Bezug ihrer Penfion zu 
den criminialärztlichen oder wundärztlichen Verrichtungen zu ver: 
wenden; eben fo auch die ftadtärztlichen Individuen, welchen 
legtern fodann eine diefem Gefchäfte, in fo weit fie ed beforgen 
werden , angemefjene Remuneration zu bewilligen ift. 


Hoffanzley=-Defret vom 24. Dezember 1818, 
an ſämmtliche Länderfiellen, einverftändlich mit 
der Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, Nr. 1529 der 

Ueber die Frage: ob in den Fällen des $.558, erſten Thei- 
les des Strafgeſetzes, und des $. 446, zweyten Theiles deifel: 
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ben, auch dem Kreis - Sanitätd » Perfonale die Koft gebühre, oder 
ob folche Amtshandlungen nicht als ohnehin zu dem Pflichten: 
freife jenes Perfonales gehörig betrachtet, von Amtswegen gegen 
alleinige Vergütung der Fuhrkoſten gefordert werden  fönnen ; 
dann, ob jenen Individuen ftatt der in dem Gefepbuche ausge: 
drückten Koft nicht die charaftermäßigen Diäten zu bewilligen 
wären; hat man feitzufegen befunden: daß dem Kreid-Sanitäts- 
Derfonale in den Fällen jener zwey Paragraphe die Diäten von 
Amtswegen gebühren, weil daffelbe nah den allgemeinen Aus» 
drücen diefer Paragraphe nebft der Fuhr auch die Kojt anzufpres 
chen hat, die ausgemeſſenen Diäten aber den Auslagen für eine 
anftändige Koft angemejfen find. Ä 


Hoffanzley=Defretvom 19. May 1823, an ſämmt⸗ 
lihe Landerftellen, einverfiändlich mit der vereinten 
Hoffanzley, Nr. 1942 der J. ©. ©. 


Um den vorgefommenen Anfragen und erhobenen Zweis 
feln über die Anwendbarteit des $. XXX, der Sammlung der 
Vorſchriften vom 21. May 1812, Nr. 992 der 3. ©. ©., wer 
gen Vergütung der Fuhr- und Zehrungsfoiten (Diäten) für die 
in Kommiſſion reifenden Beamte, auf dad Sanitätd-Perfonale 
bey Kommiffionen und Dienjtverrichtungen in einer nahen Ges, 
gend zu begegnen, hat man zu befchließen befunden, und erflä- 
ret hiemit: daß der erwähnte $. XXX des Diäten: und Buhrfo: 
jten-Normales vom 21. May ı8ı2, wornach Beamte, die ſich 
zum Nachfehen der Arbeit nicht über zwey Stunden von ihren 
MWohnorten entfernen, Feine Diäten anzufprechen haben, weder 
auf die unbefolderen Privat» und Aushülfsärzte und Wundärzte, 
noch auf das befoldere öffentliche Sanitätd:Perfonale, nämlich 
auf die Kreisärzte, Kreiswundärzte, Diftriftsärzte und Wunde 
ärzte, oder Kameralärzte, wenn fie in Ganitätd:Angelegenheis 
ten Dienftverrichtungen, es fey auch nur Nachfichtsreifen, vor« 
nehmen, feine Anwendung babe; daß daher fowohl den Private 
und Aushülfsärzten und Wundärzten, ald auch dem befoldeten 
Kreis: Sanitätd:Perfonale, bey folchen Gefhäften Diätengenüfle 
gebähren und zu verabfolgen find, wo denfelben nach den fonft 
beitehenden Vorfchriften ſolche zuftehen, oder ihnen auch noch 
fünftig bewilliget werden, wenn auch die Gegend, in welcher 
das Gefchäft verrichtet und wohin die Nachfichtsreife unternom: 
men wird, weniger ald zwey Stunden von dem Wohnorte ded 
Arztes oder Wundarztes entfernt ift. 

Uebrigend wird mit Beziehung auf den $. XXXVII des 
Diäten:Normaled bemerkt, daß die dort bemwilligte ganze Diät in 
jenen Fällen nicht Statt finden fann, wenn ed vorliegt, daß 
das ganze Geſchaͤft fammt Per Hin» und Rücreife in einem hal 

Waſer's Strafgef. Über Verbr. | 2) , 
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ben Tage vollbracht worden ift, wo dann nur eine halbe Diät 
aufgerechnet werden darf. 

Eiehe das Diäten-Normale für das gerichtlihe Sanitäts« Perfonale 

in dem Hoflammer » Defrete vom 20. May ıBı3, Nr. 1048 der 

J. G. So; und bey S. 526 die Hofdekrete vom 230. März 1826, 

Nr. 21765 0, Oktober 1848, Nr. ı508, und 23, März ı832, 
Nr. 2554 der 3. G. ©. 


Hoffammer-Defret vom 14. April 1837, an die 
Kameral-Magiftratein Mayland und Venedig. 


Da ſich in Abficht auf die Gebühren der Kunftverftändigen, 
welche in Eriminal-Angelegenheiten oder bey Unterfuchungen über 
ſchwere Polizey:Uebertretungen verwendet werden, in einzelnen 
Fällen Anftände ergeben haben, fo findet man im Einverftänd« 
niffe mit der k. f. vereinigten Hoffanzleg, der f. k. oberften Ju— 
ftigftelle und k. k. Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen hierüber 
Folgendes zu bejtimmen. | 

Bey der Verwendung von Ingenieurd, Aerzten, Chirurs 
gen, Hebammen und anderen Kunftverfländigen in Straffällen, 
wo es fich nur um Beurtheilung und um Ausfagen handelt, hat 
fi die Gebühr derfelben auf die in dem Zariffe vom Jahre ı824 
fegefegten Reiſe- und Zebrungsfoften zu befchränfen, weil 
diefelben nach $. 528 des erften, und $. 446 des zweyten Thei— 
les des Strafgefepbuches, ihr Gutachten unentgeldlich abzugeben 
virpflichtet find. 

Sin fo weit aber derley Kunftverftändige, welche nicht vom 
Staate bereitö befolder find, Elaborate zu liefern, oder Operas 
tionen vorzunehmen haben, welche einen befondern Aufwand von 
Mühe oder Vorauslagen erfordern, ift denfelben dafür eine ab— 
gefonderte Belohnung für das Geleiftete und volle Entfhädigung 
für die Vorauslagen zuzumwenden, welche legtere auch den im 
öffentlihen Dienite ftehenden Kunftverftändigen- gegen gehörige 
Nachweifung des außerordentlidhen, nicht etwa ſchon paufchirten 
baren Aufwandes nicht verfagt werden fann. Dad Ausmaß der 
Belohnung und Entfhädigung, und wie diefelbe etwa im Voraus 
zu beftimmen fey, wird der firengen gefeglichen Beurtheilung 
der Gerichtöftellen von Fall zu Fall überlaifen, welche bey vors 
fommenden Zweifeln in der Lage find, mit den Verwaltungs» 
oder Kontrolls: Behörden, die es betrifft, Rüdfprache zu pflegen. 


$. 529. 


Einem Zeugen, der vom Taglohne lebt, und 
des Zeugen; Wegen der WBorforderung feiner Perfon zu Gericht 
den Berdienft entbehren muß, ift der gewöhnliche 


Taglohn zu erfeßen. 
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Hofdekret vom 29. März 1800, an das Appella— 
tions-Gericht in Lemberg, über deſſen Anfrags- 
‚ bericht vom 27. Fanner n. J., einverſtändlich mit der 
Hofkommiſſion in Gefegfahen, Nr. 761 der J. ©. ©. - 


Die Anfrage, welche Vergütung den in Criminal» Fällen 
zur Zeugenfhaft und Gegenitellung von entfernteren Orten bes 
rufenen Honoratioren zu leiften fey, wird dahin entfchieden: Ob: 
gleich der $. 529 des Strafgefeges beſtimmt vorfchreibt, daß eis 
nem vom Taglohne lebenden Zeugen der Verdienit, welchen er 
der Zeugenfchaft wegen entbehren muß, zu erfegen fey; fo er— 
fläre entgegen der $. 389 allgemein: daß ein Zeuge, welcher bey 
einem entfernten Eriminal-Öerichte erfcheinen muß, fchadlos gehals 
teu werden folle; die Art diefer Schadloshaltung aber ijt mit Erwäs 
gung der Umftände von dem Eriminal:Serichte auf eine billige 
Weife zu beftimmen. 


Hofdefret vom 8. Yuguft 1820, an fämmtlide 

Appellations-Gerichte, in Folge höchfter Entfchlies 

fung vom 29. Suly 1820, über Vortrag der oberften 
Juſtizſtelle, Nr. 1686 deg J. G. ©. 


; Den Zeugen, welche auf die in den $$. 379 und 380, er« 
ften Theiles des Strafgefeges, bezeichnete Meilen-Entfernung zu 
dem Criminal: ®erichte vorgefordert werden, gebühret nur in 
dem Falle eine Vergütung, wenn fie bloß vom Zaglohne lebende 
Perfonen find; alle übrigen, fie feyen Honoratioren oder fehr 
alte und fränflidhe Perfonen mindern Standes, haben für Zuhr 
und Koft feine Vergütung anzufprechen. 


Juſtiz-Hofdekret vom 13. Oktober 1820. 


Ueber die Anfrage rücfichtlich des Mofdefretes vom 8. Au— 
guit d. J., Nr. 1686 der J. ©. S., in Bezug auf die zu einem 
Eriminal:®erichte vorgeforderten Zeugen zu vergütende Koft und 
Buhr, wird erwiedert, daß nad) den klaren Worten und der 
MWortftellung diefes Hofdekretes der Sinn deijelben unverkennbar 
dahin gehe, daß den Zeugen, welche auf die in den $$. 379 und 
380 des Strafgefepbuches bezeichnete Meilen » Diftanz zu dem 
Criminal:®erichte vorgefordert worden, nur in den Falle, wenn 
fie vom Zaglohne lebende Perfonen find, eine Vergütung ges 
bühre, daß aber alle übrigen, e8 feyen nun KHonoratioren oder 
andere fehr alte und Fränfliche Teute mindern Standes, feine 
Vergütung für Fuhr und Koft anzufprechen vermögen, weil für 
die Erfüllung diefer Bürgerpfliht Niemand einen Erfag zu for: 
dern berechtiget iſt. | 

Uebrigens ift durch dieſes Hofdefret weder an dem h. 529 
des Strafgefeßbuches, noch an dem Hofdekrete vom 29. Mär; 
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1806, Mr. 761 der 3. ©. S. etwas geändert worden; denn 
diefes Hofdelret vom 29. März 1806 fpricht von Worforderung 
der Zeugen aus entfernten Orten, wo ohnehin nad) $. 389 die 
Anzeige an dad Obergericht zu machen, und von diefem Die zweck⸗ 
mäßige Einleitung zu treffen ift, und wo dann eine billige Schad« 
loshaltung den Zeugen zu beflimmen ift. Dagegen redet das 
Hofdetret vom 8. Auguft ı820 nur von der nad) $. 379 und 380 
beitimmten geringeren Meilen-Diftanz, wo dann im Allgemeinen 
das Erfcheinen den Zeugen nicht befchwerlich fällt, und mit Auss 
nahme der vom Taglohne lebenden Perfonen allen übrigen feine 


Vergütung gebührt. 


Hofdefret vom ın März 1825, an dad Gali— 
zifhe Apvellationd »Geridt, über Note der vers 
einten Hoffanzley vom 5. März 1825, Nr. 2075 der 


Die Beylage *) enthält das von der allgemeinen Hoffams 
mer anı 22. Februar 1825, wegen Befreyung jener Sfraeliten 
vom Geleitszolle, die aus dem Königreiche Polen zur Zeugen 
Schaft bey ftrafgerichtlichen Verhandlungen nach Balizien beru- 
fen werden, an die Oalizifhe Zollgefälls: Verwaltung erlaſſene 
Hofdekret, welches den unterjtehenden Griminals Gerichten zur 
Zarnachachtung befannt zu machen iſt. 


Hoffammer-Defret vom 3. März 1837, an das 
Dalmatinifhe Gubernium. 


Diet, allgemeine Hoffammer findet im Einverftändniife 
mit der k. k. oberften Zuftizftelle zu geftatten, daß in Zufunft 





*) Beplage. 
Defret der allgemeinen Hoffammer vom 22. Februar 
1825, an die Galizifche ZollgefälldsBermwaltung, 

Man findet im Einverftändniffe mit der vereinten Hofkanzley 
zu geftatten, daß jene Sfraeliten, aus dem Königreihe Polen, 
welche Behufs einer zu vollführenden ftrafgerichtlihen Unterfuhung 
als Zeugen von einem oder dem andern Strafgerichte in Gali« 
zien zu erfcheinen berufen find, ohne Entrichtung des üblichen jü— 
diſchen Geleitszolles, den fonft alle aus dem Königreihe Polen 
nad Galizien kommende Juden zu bezahlen verbunden find, über 
die Gränze gelaffen werden. 

Damit aber diefe Bewilligung, die bloß zur Beförderung 
der Nechtöpflege gegeben wird, nicht miſibraucht werden Fönne 
und zu Unterfchleifen diene, find die an der polniſchen Gränze 
ftehenden Zollämter anzuweiſen, die Zeugen jüdiiher Religion, 
weiche aus Polen zu Eriminal: Unterfuhungen berufen werden, 
nur dann ohne Entrichtung des jüdifhen Geleitszolles über die 
Gränze paffiren zu laffen, wenn die Nothmwendigkeit von dem 
Strafgerihte, das fich dießfalls unmittelbar an das betreffende 
Graͤnz⸗Zollamt zu wenden hat, beftätiget wird, 
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bey Vorrufungen von Zeugen aus dem türfifchen Gebiete vor bie 
Dalmatinifchen Gerichte in Eriminal:Angelegenpeiten, in Abficht 
auf die Gebühr derfelben, fein Unterfchied zwiſchen bemittelten 
und vermögenslofen Individuen gemacht , die Zeugengebühr für 
die zu deren Vorladung abgefendeten Bothen, für jeden ganzen 
Tag der nothwendigen Entfernung vom Domicile mit einem Sul 
den C. M., und für jeden halben Tag 30 fr. C. M. bemeifen werden. 


$. 530. 
Jedem ber Ueberlieferung eines Verhafteten von m für die 


dem Criminal-Berichte zur Bewacjung beftellten Manne urverheteruns 
vom Militär = und Givilftande follen für die Meile We— 

es ſowohl hin als zurück zehn Kreuzer, und wenn 

ie an einem Orte fid) mit dem Ueberlieferten aufhalten 

müffen, für den Bag zwanzig Kreuzer, für dem hal- 

ben Tag zehn Kreuzer gegeben werden. 


Siehe bey $. 460 die Hofdekrete vom 5. Dftober ı804, Mr. 689, 
und 24. Januar ı806, Nr. 753 der J. G. ©. 


$. 531. 
Dem Dolmetfher, der nad) dem $. 356 einem zikerse; 
Berhöre zugezogen wird, gebühret, wofern er nicht 
ohnedieß in des Criminal Gerihtes Dienfte, oder in 
ae Bedienung fteht, für jeden Tag höchſtens 
ein Gulden. | 


Hoffanzley-Defret vom 25. May 1807. 


Es unterliegt feinem Anftande, dem k.k. Cenfor und Trans« 
Tator in Prag fir die Ueberfegung der, in Criminal-Fällen vor 
fommenden hebräifchen, chaldäifhen und arabifchen Urfunden, 
die nämliche Belohnung abzureichen , welche demfelben dießfalls 
in Banfal:Angelegenheiten bemeſſen ift, und daß ihm daher für 
jeden im Eriminal:Fache überfegten Bogen, und zivar nicht des 
Originals fondern der gelieferten Ueberfegung, zwey Gulden 
dreyßig Kreuzer, und für das Lefen eines nicht zu überlegen: 
den Bogens zwanzig Kreuger bewilliget werde, wofür ihm bey 
vorfommenden Gelegenheiten die Beträge jedeömal bey bem in- 
Fammerirten Criminal-Fonde anzuweifen find. 


Hofdefret vom 5. Sänner 1826, an dad Gali— 

zifhe Appellations-Gericht, über Note der ver 

einten Hofkanzley vom 27. Dezember 1825, Mr. 2154 
der 3.6. ©. 

Ueber die gemachte Anfrage: welche Gebühr ben bebräifchen 

Dolmetfhern, wenn fie einer gerichtlichen Unterſuchung beyr 
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wohnen müffen, abzureichen fey, wird bedeutet, daß diefen 
Dolmetfchern, nad) dem $. 531 , erften Theiles des Strafges 
fepbuches, für jeden Zag Ein Gulden in Conventions Münze 
abzureichen fey. | 


$. 532, 
a für die 3 Bothengänge, weldye durch Leute verrichtet wer- 
den, die nicht im Dienfte des Criminal= Berichtes fte- 
hen, find für die Meile Weges hin und zurück mit 
zehn Kreuzern zu bezahlen. 


Hoffanzley-Defret vom 29. Juny 1820, an die - 
Landes Regierung in Defterreidy ob der Enns, 
Tr. 1670 der .G.© 


$. 1. Alle Bothengänge in eigenen Angelegenheiten der po« 
Iitifchen Unter:Behörden in der Eigenfchaft ald Dominien, fo 
wie alle Borhengänge, welche fich in der Amtshandlung derfel- 
ben in der Eigenfchaft ald Zuftiz: Behörden und als Criminale« 
Gerichte ergeben, find aus den Dominifal:Renten zu bezahlen, 
und es findet eine Anfrechnung für den Bezirf und eine Umle— 
guna oder Audfchreibung der in diefen Angelegenheiten ausgeleg— 
ten Bothenlöhnungen durchaus nicht Statt. Dagegen bleibt es 
Den erwähnten Unter:Behörden unbenommen, die Vergütung der 
bey den Amtshandlungen der bürgerlichen oder peinlichen Rechts: 
pflege auögelegten Bothenlöhnungen in allen jenen Fällen von 
den betreffenden Parteyen mit den übrigen Gerichtäfoften einzu= 
bringen, wo die Eivil:Zuftiz:Gefege und dad allgemeine Straf: 
gefegbuch ed geftatten, und ijt ſich Hierbey genau an die gefeß« 
liche Ausmaß und die vorgefchriebenen Bedingungen zu halten. 

$. 5. Der Bothenlohn iſt in der Regel nad) dem Maßitabe 
der für die Kreisämter von Zeit zu Zeit regulirten Freisämtlichen 
Benbothenlöhnungen zu bezahlen ; bey jenen Bothengängen aber, 
für welche, wie 5.8. bey Refrutirungen, Vorfpannsftellungen ıc. 
der Bothenlohn oder die Anfage-Gebühr bereitd durch befondere 
Verordnungen feftgefegt und unveränderlich ift, muß fi an die 
betreffenden befondern gefeglihen Beftimmungen gehalten werden. 

F. 6. Die für die Freisämtlihen VBeybothen von Zeit zu 
Zeit beftimmte Bothenlohnd - Ausmaß muß den Unter-Behörden 
von den Kreisämtern zu ihrem Benehmen mitgetheilt werden. 


; $. 538. 
er Dem Scharfrichter gebühren für den Vollzug ei- 
geibentrafe; MB Todesurtheiles fünfzehn Gulden. Demjenigen, 
welder die im $.22 beftimmte Brandmarkung vor- 
nimmt, find drey Gulden zu bezahlen. 


4 
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Hofdekret vom 18. November 1803, an das Böh⸗ 
mifhe Appellations-Geridhf,. einverftändlich ‚mit 
der Hoffammer, Nr. 639 der J. ©. ©. 


- Bey der dem Scharfrichter für die Verfharrung eines 
Selbftmörders mit. 7 fl. 3o fr., und für die Anfchlagung- eines 
Namens oder Straf:Urtheiles an den Galgen, mit ı5 fl. abzu— 
reichenden Taxgebühr fann es ohne Anjtand fein Bewenden baben. 


Hofdekret vom 1. Februar 1810, an ſämmtliche 
Appellations-Gerichte, einverftändlidy mit der k. FE. 
vereinten Hoffanzley und der Hoffammer, Nr. 900 der 


Man hat bey den dermaligen Umftänden zu bewilligen nö— 
thig gefunden, daß Fünftig den Scharfrichtern für die Vollzie« 
bung eines Todes-Urtheilesd außer ihrem Wohnorte, nebft der Ere: 
futiond» Gebühr, auf Verföftung und für ihre Gehülfen täglich 
zufammen ein Paufihbetrag von fünf. Gulden nebit der biöyer 
beftandenen Pferde-Paflirung zu bewiligen Iey. 


Hoffammer-Defret vom 19. Degember 1819. 


Die dem Scharfrichter für den Vollzug eines Todes:Urtheir 
led in dem Gefegbuche über Verbrechen beitimmten fünfzehn 
Gulden, fo wie auch das demfelben für fih;und feine Gehülfen 
bewilligte, in dem urfprünglichen Betrage bemeffene, Zehrungs- 
Paufchale pr. drey Gulden, follen für die Zufunft in Metall: 

münze, und diefes Paufchale pr. drey Gulden in Fällen, wo 
der Scharfrichter bey Hinrichtungen in entfernten Gegenden weh» 
rere Tage zujubringen- hat ‚ für jeden dabey zugebrachten Tag 
bezahlet werde. 


Hoft ammer⸗Deret vom 10. Noveriber 1825, 
an die Landerftellenin Defterreih ob der Enns, 
Illyrien, dem Kuüftenlande, in Tyrol und Dal: 

matien, einverftändlich mit der vereinten Hoffanzley und 
| der oberften Juftizftelle, Nr. 2145 der J. ©. ©. 


Man ift mit der vereinten Hofkanzley und der oberften Zus 
ftizftelle übereingefonmen : den Scharfrichtern außer der firen 
Befoldung, und der für den Vollzug eines Todes-Urtheiles in 
dem Gefegbuche über Verbrechen $. 533, feftgefegten Belohnung, 
bey Hinrihtungen in entfernten Gegenden die Vorſpann oder 
Poit, je nachdem namlich das Eine oder dad Andere bereits 
üblich it, dann ein Zehrungs:Paufchale für fie und ihre Gehül: 
fen,von täglich drey Gulden GConventiond: Münze zu bemeſſen; 
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wornach e8 von allen in dem Bezirke der Landesſtelle dießfalls 
beſtehenden abweichenden Gewohnheiten abzukommen hat. 


Juſtiz-Hofdekret vom 1. Februar 1828, an das 
Nieder: Defterreihifche Appellations-Geridt. 

Dem Scharfrichter find bey Vollziehung eined Toded-Ur= 
theiles, außer feiner Gebühr von fünfzehn Gulden, jedesmal noch 
drey Gulden für jeden feiner zwey Gehülfen zu bezahlen, und 
von dem Eriminal:®erichte zu verabfolgen. 


Eiche bey $. 20 das Hofdelret vom 3, Zänner 1605, und das Hofe 
kammer «Dekret vom aa. Dftober 1812. 


$. 534. 


— Die in den vorhergehenden Paragraphen beſtimm⸗ 
das ſrimnnai, FEN Gebühren find von dem Criminal-Gerichte ſogleich, 
Geist. als fie. verdienet find, zu bezahlen. Demfelben fteht 
‚aber das Recht zu, nach erfolgter Aburtheilung fich 
an dem Befchuldigten zu erholen, in fo fern diefer zu 
+» dem Erfaße der Koften verfället wird, und fein Ber: 

mögen rechtmäßig zulanget. 


Suftiz- Hofdefret vom 19. Yuguft 1805. 

Da der Vorfhuß von dem Criminal: Gerichte, dem die 
Unterfuhung nach der allgemeinen Worfchrift des Geſetzes ob» 
liegt, zu leiften it, fo versteht es fich von felbft, daß im Falle 
einer Delegirung das ordentlidhe Criminal» Geriht, an deilen 
Stelle einem andern die Unterfuchung und Aburtheilung aufge« 
tragen wird, die CriminalsKoften vorzufchießen habe. 

Siehe bey $.536 die Hofdekrere vom 10. April 1807, Nr. 806; 8. Au: 
guft 1815, Nr. 1166; 30. Dezember 1816, Nr. 11995 10. Ok⸗ 


tober 1818, Nr. 1508; 20. März ı8ıg, Nr. 15500. J. ©. S.; 
und bey $. 537 das Hofdelret vom ı8. Auguft 1835. 


$. 585. 
years für die Auf gleiche Art ift das Criminal» Gericht befugt, 
um e) fürdas a) für Die Verpflegung des Bejchuldigten im Ver— 
hafte, wenn ihm foldhe nad) dem $. 315 verfchaffet 
werden mußte, täglich fünf Kreuzer; 
b) eine Urtheils⸗Taxe von zwölf Gulden anzurechnen. 
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Hofdekret vom 21. Junh 1805, an das Nieder- 
Defterreihifhe Appellations Gericht, in 
Folge Einvernehmens zwifchen der oberften Zuftigftelle und 
der Hoffommiffion in Gefegfahen, Nr. 733 d. J. G. S. 


Auch bey Eomplizitäts-Prozejfen ift dem Buchftaben des 
$. 535, des erften Theiles des Strafgefeged angemeffen, daß 
von jedem in die Eriminal:Koften verurtheilten Verbrecher, in« 
dem jedem ein befonderes Urtheil hinaus zu geben ift, auch ind» 
befondere die mit zwölf Gulden ausgemejjene Urtheild:Tare ent: 
richtet werde. 


Hofdefret vom 27. Zuly 1805, an das Inner 
Defterreihifche Appellations-Gericht, über defs 
fen Anfragsbericht vom e Sum n. Ir Ihr. 742 ber 


. [2 


Die Urtheild:Taren, welche die * den Land» und Bann⸗ 
gerihten unterfuchten Verbrecher zu entrichten haben, N ind 2“ 
unterfuchenden Landgerichten zu überlaffen. _ 


Juſtiz-Hofdekret vom 5. Dftober 1810, 


Seine Majeftät haben zubefehlen geruhet: daß die Atzungs— 
Beträge für die in peinlicher Unterfuhung befindlichen Arreftanz 
ten mit täglichen fünfzehn Kreuzer abgereichet werden follen. 


Hofdefret vom 9. November 1810, an ſämmt— 
lihe Appellations» Gerichte, einverftändlich mit 
der k. k. vereinten Hoffanzley, Nr. 916 der 3. G. ©. 


Da in allen E.F. Provinzen wegen der’ herrfchenden Theue⸗ 
rung für die Verpflegung der Eriminal: Inquifiten ein höherer 
Apungsd-Betrag bewilliget werden mußte, ald der 4.535 des Cri⸗ 
minalsGefepbudhes beftimmt, fo verfteht es fi) von felbft, daß 
der Verhaftete den jeweiligen gefeglich erhöhten Betrag, und 
nicht bloß die im $. 535 ausgedrüdten fünf Kreuzer für feine 
Verpflegung ſich anrechnen laſſen müſſe, und zu erfegen habe. 


Zuftiz:Hofdefret vom 16. März 1811, an fammt- 
lihe Appellations-Gerichte. 


Seine Majeftät haben zu befehlen geruhet, daß die vor 
‚Kurzem erhöhten Apungs-Beträge für Arreftanten, fowohl Vers 
brecher als fchwere Polizep:liebertreter, wieder auf das in beim 
“ Strafgefegbuche enthaltene Ausmaß zurüc zu führen, und nach 
der Valuta der Einlöfungsfcheine zu berichtigen feyen. 
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Hofdekret vom 14. Februar 1812, an das Böh— 
miſche und Galizifhe Appellationd » Gericht. 


In Folge der über einen von dem oberften Gerichtshofe erftat» 
ten allerunterthänigften Vortrag, am 11. Januar d. J. erfloffenen 
allerhöchften Schlußfailung, wird dem Appellationd = Gerichte zu 
feiner Wiffenfchaft eröffner, daß ed von der unterm ı6. März 
1811 neuerdings erflärten Feſtſetzung der Apungs-Gebühr für 
Verhaftete auf fünf Kreuzer Wiener Währung wieder abfomme, 
und während der Zeit, ald die ale Verhältniſſe überfchreitenden 
Preife der unentbehrlichiten Lebensmittel fortdauern, die Agungss 
Gebühr für Verhaftete, fie mögen in der Unterfuchung oder außer 
den Provinzial:Straforten bey den Gerichten felbft in der Strafe 
fid) befinden, von dem Landes» Gubernium nach den von der 
Provinzials :Staatöbuchhaltung zu berechnenden Marftpreifen für 
jeden einzelnen ®erichtsort und Kreis nach Lofals ‚ Umjtänden 
von Monat zu Monat zu bemeffen fey. 


ne er er 12 dad Hofdelret vom ı2. July ıBıg, Mr. — der 


Siehe bey 313 die angeführten Hofdekrete. 
* bey $.455 das Hofdekret vom 29. Dezember 1813, Nr. 1078 


er J. 
Eiche dns 526 das Hofdekret vom 9. März ıBaı, Nr. 1745 der 
- Giehe = 373 das Hofdekret vom 16. April 183r, Mr. adıı der 


| Siehe bey $. 526 die Hofdekrete vom 29. DEtober 1812; 5. Auguft 
1815, Nr. 1166; und 3o. Dezember ıBı5, Nr. ı199 der. G. ©. 
Siehe bey $-. 527 das Hofdekret vom ıB. Auguft 1835. 


Hofkanzley- Dekret vom 14. May 1818, an fämmt- 
lihe Länderftellen, einverftändlich mit dem. doffriege- 
rathe, Nr. 1454 der J. ©. © 


Nach dem bereitö im Jahre 1815 mit dem k. k. Hofkriege⸗ 
rathe getroffenen Uebereinkommen iſt in Faͤllen, wo Militaͤr⸗Ar⸗ 
reſtanten in Civil⸗Arreſten verpflegt werden, die Vergütung der 
Verpflegskoſten nach dem für jene vom Civile geſetzlich beſtehenden 
Ausmaß von Seite des Militaͤr-Aerariums an die Civil-Behör— 
den zu leiſten, und eben fo, wenn Civil-Arreſtanten in Militär— 
Arreften verwahrt werden, die denfelben abgereichte Verpflegung 
nach dem Civil:Ausmaße von den Civil: Behörden den Militär: 
Behörden zu erfeßen. Da jedoch nebft den eigentlihen Verpflegs: 
foften noch andere Auslagen auf Medifamente, Bothenlohn, 
Diäten, Reife-Spefen, Befleidung u. dgl. ſich ergeben Fönnen; 
fo wird feftgefegt, daß die Medifamenrenfoften für die Civil: 
nnd Militär-Arreftanten, eben fo wie die eigentlichen Verpflegs— 
koften, gleich unmittelbar Elch den betreffenden Eivilz und 
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Militär-Behörden ausgeglichen und wechfelfeitig vergütet wer: 
den Fönnen. 

So viel aber die übrigen in dergleichen Faͤllen allenfalls 
vorfommenden Auslagen auf Bothenlohn, Diäten, Reiſe⸗Speſen, 
Bekleidung u. dgl. betrifft, hat derſelben Vergütung immer erft 
nach vorher zu pflegenden gemeinfchaftlicen Einverftändniffe zwi⸗ 
fhen der Landesftelle und dem General:Kommando, und nach 
vorläufiger Beurtheilung der dießfälligen BOPDENONENE gegen 
feitig Statt zu finden. 


Hofdefret vom 3. November 1826, an fammte 
lie Appellations-Gerichte, über Note des Hofe 
friegsrathes vom 5. Oktober 1826, Nr.2229 der 

J. © 


Sn den Fällen, wenn von Militär » Öerichten verhaftete 
Civil: Perfonen nach erhaltener näherer Aufflärung über ihre 
Berhältniffe an die ordentlichen Iandesfürftlichen Unterfuchungs« 
Gerichte, oder von den leptern eingezogene Militär : Perfonen 
unter gleihen Umftänden an die Militär » Gerichte abgeliefert 
werden, hat die bisher übliche gegenfeitige Vergütung der Abs 
lieferungd= und Werpflegungsfoften ganz aufzuhören. Auch in 
Anfehung der vor Kundmachung gegenwärtiger Verordnung auf: 
gelaufenen, aber noch rüdftändigen Koften, find die gegenfeitis 
gen Anforderungen der Behörden ald abgethan anzufehen. 

Diefe Vorfchriften gelten jedoch nur für die Vergütung, 
' welche die Militär: Gerichte den landesfürftlichen politifchen oder 
Gerichts : Behörden, und diefe den Militär = Gerichten bisher zu 
leiten hatten; dagegen bleibt ed in Anfehung der utöherrlichen 
Gerichte, fo wie der Gerichte der landesfürftlichen ae Städte 
und Märfte, bid auf weitere Anordnung, bey der bisher übli» 
chen Vergütung der Kojten. 


Eirculare von dem kak. N. Deft. Kreisamte 2. 
U. W. W. vom 24. Dezember 1829. 


Die hohe Landesftelle hat bey dem in Erfahrung gebradh- 
ten Umſtande, daß in Abficht auf die Verwendungsart der eins 
gehenden Criminal:Urtheild:Taren bey den Magiftraten der 1. f. 
Drte ein verfchiedenes Verfahren beobachtet werde, im Einver- 
ftändnijfe mit dem EP, N. Oeſt. Appellationd:Öerichte, als alls 
gemeine Richtfchnur feftzufegen befunden : daß die eingehenden 
Criminal» Urtheild » Taren künftighin nur in die magiftratifchen 
Kaſſen einzufließen haben, und nicht den Zuftiz» Beamten als 
heil der Befoldung oder ald NRemuneration überlaffen werden 
dürfen. Die bey Magiftraten oder auch bey Dominien mit or= 
dentlichen Gehalte oder mit Diäten angeftellten Eriminal:Richter 
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find für Criminal-Urtheile bey ihrem Gerichte eine Gebühr anzu⸗ 
fprechen nicht befugt; für auswärtige, zu Criminal-Berathungen 
beygezogene EriminalsRichter aber, welche unentgeldlich dazu 
nicht verbunden find, ift der Betrag ihres dießfälligen Honorars, 
weil darüber Feine gefegliche Vorſchrift befteht, Iediglich dem 
wechfelfeitigen Uebereinfommen zu überlaffen, und aus dem aera- 
rio civico ohne alle Rüdficht ob und in welchem Betrage Urtheild« 
“Zaren eingebracht werden, zu berichtigen. 


(Siehe bey $.4ı8 dad Hofdelret vom 13. Januar ı804, Nr. 646 der 
3. G. ©.) 


jet $. 536. 
Erfah der Gris Mird der Befchuldigte für ſchuldlos erkannt ; fo 
en ac muß er auch von dem Erfage der Koſten losgezählet 
ſchen Anzeiger; werden; und das Criminal» Gericht Fann nur in dem 
Falle, dag die Unterfuchung durch eine nachher falſch 
befuiidene Anzeige veranlaffet worden wäre, den An 
zeiger um den Erſatz belangen. 
' is $. 235 dad Hofdelret vom 5. Juny »824, Nr. 2013 der 


| | $. 537. 

en Mird der Befchuldigte für ftraffällig erkannt, oder 
etlrten Uns die Unterfuhung nur aus Abgang rechtlicher Beweiſe 
©. 2.1.9. »6. für aufgehoben erfläret; fo muß zwar das Urtheil auch 
ausdrücden, daß er dem Griminal:Berichte die Koften 
erfegen ſchuldig ſey. Diefer Erfaß kann aber aus 
einem Bermögen nur in fo weit eingetrieben werden, 
‚ ald dadurd der Hauptftamm feiner Erwerbung nicht 
gefhmälert, und er an Erfüllung der Pflichten nicht 
gehindert wird, die ihm zur Leiftung einer Entfchädi- 
gung, oder zur Ernährung der Geinigen obliegen. We— 
gen des Koftenerfaßes ſoll die Vollziehung des Urthei- 
les * feinem übrigen JIuhalte niemals verſchoben 

werden, | 


Suftiz Hofdekret vom 5. Oktober 1804. 


Aud ein ganz Mittellofer ift in den Erſatz der Criminal⸗ 
Koften zu verurtheilen , damit diefe, wenn er in der Folge zu 
einem Vermögen gelanget, ohne weiters in dem Maße, als es 
der $.537 des neuen Strafgefegbuches geftattet, eingetrieben 
werden Fönnen. 
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Hofdefret vom 20. April 1809, an dad Appella- 
tions» Gericht in Lemberg, einverftändlicy mit der 
Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, Nr. 888 der 

J. © 


Die Mitfhuldigen eines gemeinfchaftlichen Verbrechens 
baben in Hinficht auf die Criminal: Koften jeder für das Ganze 
zu haften, mit Ausnahme der Verpflegungöfoften, welche für jeden 
Einzelnen insbefondere verwendet werden, und nach dem $.3ı2 
durch eine mit dem Unterfuchungs:Öefängniffe vereinbarliche Ar⸗ 

beit den mittellofen Verhafteten nah Thunlichkeit verfchaffet 
werden. 


Hoffanzley=:Defret vom 1. Sanuar 1820, an 
das Mährifh-Schlefifhe Landes: Gubernium, 
einverftändlich mit der oberften Quftisftelle, Nr. 1641 der 


Dad Nefeript vom ı8. November 1752 und die fpäteren 
Verordnungen vom 23. März 1765 und vom 31. Zuly 1766, 
nach welchen die Vergütung der Criminal: Aguggd-Gebühren und 
anderer Criminal-Gerichtskoſten für verhaftete Zuden in Mähren 
von der betreffenden Zudengemeinde, in Schlefien aber von der 
gelammten fchlefifchen Zudenfchaft geleitet wird, ftehen mit der 
gegenwärtigen Criminal: Gerihtsordnung, welche alle Unters 
ıbanen, ohne Rüdficht der Religion, gleich behandelt, und die 
Atzungskoſten im Falle der Unvermögenheit der Inquifiten nicht 
von einer Korporation, fondern von dem Criminal:Fonde ver- 
gütet willen will, nicht im Einflange. 

Noch weit weniger läßt fic die bisher beftandene Uebung, 
vermöge welcher dergleihen Vergütungen auch für Fremde, bey 
den mährifchen oder fchlefifhen Criminal» Berichten infigende 
Juden aus dem jüdifchen Landesmaſſe-Fonde hergeholet werden, 
mit Hinficht auf die Beftimmung diefes Fondes damit vereinbaren. 

Man findet daher im Einverftändnijfe mit der k. k. oberiten 
Zuftizftelle die oberwähnten, nur in Mähren und Schlefien noch 
in Ausübung ftehenden Geſetze aufzuheben, und zu verordnen: 
daß dem Erfag der Eriminal:Agungs » und Unterfuchungsfoiten, 
nah Maßgabe des $.537, des erjten Theiles des Strafgefeged, 
aus dem allenfälligen Vermögen des Verurtheilten, oder auch 
nur aus Abgang des Beweiſes: ab instantia lodgefprochenen 
Juden, in fo fern dadurch der Hauptitamm feiner Erwerbung 
nicht gefchmälert, und er an der ‚Erfüllung der Pflichten, die 
ihm zur Leiſtung einer Entfchädigung oder zur Ernährung der 
einigen obliegen, nicht gehindert wird, eingetrieben, im Falle 
der gänzlichen IUnvermögenheit dejfelben aber aus dem Criminal: 
Sonde geleiftet werde. 
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Hofdefret vom 6. Oktober 1821, an die Appel—⸗ 
lations- Gerichte in Suner-Defterreih, Tyrol 
und Vorarlberg, dem Küftenlande, Dalmatien 
unddas Stadt- und Landrecht zu Laibach, als provis 
ſoriſches Appellations-Gericht für den Karlſtädter Kreis, 
einverſtändlich mit der — Hofkanzley, Nr. 1807 der 


Um die Einbringung der Criminal-Koſten, wo die Bedin— 
gungen des $.537, erften Theiles des Strafgefeges, eintreten, 
zu fihern und zu befördern ‚ ift den untergeordneten landesfürft: 
lihen Eriminal-©erichten aufzutragen, nach dem hier vorgezeich« 
neten Sormulare einen genauen Ausweis über die Koften, fo oft 
ein Inquiſit in den Erfag derfelben verurtheilt wird, zu verfallen, 
folhen von Fall zu Fall fogleich nach der Verurtheilung der 
Landesitelle mitzutheilen, und in der Rubrif: »Anmerfung,« 
jene Ausfunft über die VBermögensd-Umftände des Inquifiten und 
die ihm allenfalld obliegende Pflicht zur Ernährung der Seinigen, 
Leiftung einer Entjhädigung oder Erfüllung anderer Verbindlich: 
keiten zu geben, die aus den Unterfuchungdaften gefchöpft were 
den fann. »  #*’ 
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Juſtiz-Hofdekret vom 14. Map 1824, an dad Ga- 
lizifhe Appellations-Gericdt. 


Ueber die vorgelegte Anfrage: ob die Nachficht der einer 
Partey zur Zahlung auferlegten Criminal:Koften der gerichtlichen 
oder politifchen Behörde zuftehe, wird dem Appellationss®erichte 
im Einverftändnijfe mit der f. f. vereinigten Hofkanzley erwiedert : 
daß der Gegenitand einer Nachſicht der Criminal: Koften aller 
dings bloß allein zur Beurtheilung und Erfenntniß der politifchen 
Behörde gehöre, in diefer Hinficht daher die Criminal » Gerichte 
dem Gubernium jene Daten aus den Inquifitionsaften ohne An« 
ftand mitzutheilen haben, welde auf die Vermögendumftände 
der Inquifiten und den Stand feiner Familie und der ihm oblies 
genden Pflichten Bezug nehmen, um ſonach entfcheiden zu Föns 


nen, ob und in welchem Maße eine Rachſi icht der Criminal⸗Koſten 
zu ertheilen ſey. 


Hofkriegsräthliches Nefeript vom 12. Sebruar 
1830. 


Wenn in Zufunft ein der Civil:Jurisdiftion unterfiehender 
Patental: Invalid wegen eines Verbrechens oder einer ſchwe— 
ren Polizeyg:Uebertretung inhaftirt wird, wo ihm dann die Arre⸗ 
ftanten: Verpflegung von Seite des Gerichtes zu verabreichen ift, 
foll ihm der Patental-Gehalt bis zur Beendigung des Prozeſſes 
zurüdbehalten, und fodann, da ihm. felbit wenn er verurtheilet 
wird, der Patental-Behalt bis zum Tage des fundgemachten Ur: 
theiled gebühret, über dasjenige, was er an Verpflegung oder 
Unterfuhungsfoften aus Eigenem’ zu beftreiten hat, die ordent- 
liche Abrechnung gepflogen, und feine Schuldigfeit von feiner 
zurüdbehaltenen Patental: Gebühr berichtiget werden. 


Hofdefret vom 4. Januar 1833, an das Nieder 

Oeſterreichiſche Appellations ⸗-Gericht, im 

Einvernehmen mit der ee in Fe 
Nr. 2583 der J. © 


Die in dem Hofdefrete vom 20, — ı809 (3. ©. ©. 
Nr. 888) ertheilte Vorfchrift, über die Verpflichtung der Mit— 
fhuldigen, für den ganzen Betrag der Criminal-Koſten zu haf- 
ten, findet feine Anwendung auf diejenigen, die wegen Verdadh« 
te8 eined gemeinfchaftlich -verübten Verbrechens in Unterfuhung 
gezogen, aber wegen Mangeld an rechtlichen Beweifen losgeſpro⸗ 
chen worden find. 
Siehe ben $. 202 die Hofdekrete vom +. März 1822, Nr. 1848; und 
31. Auguft 1822, Nr. ı890 der J. G ©. 
Siehe bey $. 313 die Berordnung vom 1. . May ı8 
— — $. 415 das Hofdekret vom 13. Januar 1826, Nr. 2156 der 
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Siehe bey $. 426 das Hofdelret vom 16. Dftober ıB24, Nr. 2044 
der 3. ©. ©. 

Siehe bey $. 535 das Hofdekret vom 27. July ı805, Nr.742, und 

bey $.536 das Hofdekret vom 20. April 1809, Nr. 888 d. J · G. S. 


$. 638. 

Bey einem Staudrechte hat die Gemeinde, duch Kiicun 
welche zu dem ſtandrechtlichen Verfahren Anlaß gegeben von du Se 
worden, die Koften zu tragen, worunter aud) die Fuhr 
und Koft für alle daben nothwendigen Amtsperſonen 
begriffen if. Der Kreishauptmann hat diefe Koften 
mit Genauigkeit und der gehörigen Mäßigung Fr 
rechnen, und der Gemeinde bleibt das Recht vorbehal- 
ten, den Erſatz der gemachten Auslage an den eigent- 
lichen Schuldigen zu juchen. 


Hofdekret vom 7. September 1820, an ſämmt—⸗ 

lihe Appellations- Geridhte, in Folge höchſter 

Entſchließung vom 7. Auguft 1820, über Vortrag der 
vereinten Hoffanzley, Nr. 1700 der 3. ©. ©. 


Sn Standrechtfällen, welche von Gemeinden veranlaßt wer: 
den, find die Neifefoften und Diäten für die dabey einfchreiten« 
den Beamten von den Gemeinden gegen Regreß an die eigent- 
lihen Schuldigen; in Fällen aber, wo einzelne ſchuldig befundene 
Individuen zum Standrecht Anlaß gaben, von diefen Individuen 
zu tragen, in fo weit nämlich ihr Vermögen hinreicht, und dar⸗ 
auf zu greifen nach den Geſetzen gejtattet ift. Das fodann nicht 
Einbringlihe hat der Criminal-Fond zu übernehmen *). 





*) Ueber eine von dem NiedersDeiterreichifchen Appellations:Gerichte. 
gemachte Anfrage: wie dad in dem Hofdelrete vom 7. Septem⸗ 
ber ı820 vorkommende Wort: Criminal-Fond, rüdfichtlich 
Defterreih& ob und unter der Enns und Salzburgs, zu verjtehen 
fen, wurde Ddiefem Appellations » Gerichte unter dem 14. April 
1821, nad vorläufig mit der vereinten Hofkanzley gepflogenem 
Einvernehmen, bedeutet: daß in den Provinzen, wo ein Crimis 
nal-Fond nicht befteht, die Diäten und Reifekoften für die bey 
Standrechten einfhreitenden Beamten, bey Unvermögenheit des 
fhuldigen Individuums, von jenem Criminal» Gerichte getragen 
werden müffen, in deſſen Bezirke das Standrecht angeordnet iſt. 
MWornah dem Nieder:Defterreihiihen Appellations:Gerichte auf: 
getragen wurde, bey Bekanntmachung des Hofdekretes vom 7. Sep: 
tember ı820, am Scluffe deffelben zu ſetzen: Das fodann 
nicht Einbringlide hat das Eriminal: Geridt, 
und beziehunasweife nah Verſchiedenheit der 


Provinzials Berfaffung, der Eriminalsgond zu 
übernehmen. 


Waſer's Strafgef. über Verbr. 30 
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Hofdefret vom 22. März 18533, an fämmtlide 
Appellations: Gerichte, zu Folge höchfter Entſchlie— 
fung vom 3. März 1833, Nr. 2604 der J. ©. ©. 


Ueber die Vergütung der Koften des eingeleiteten Stand- 
rechtes in den Fällen, wo das verfammelte Standrecht fein Ur— 
theil fällt, fondern die Unterfuchung dem ordentlichenGCriminal:Ges 
richte zuweifet, haben Seine k. k. Majeſtät Folgendes anzuord« 


nen gerubet: 
Jene Inquifiten, welche dad Standrecht dem ordentlichen 


Criminal:®erichte übergibt, haben nur dann, wenn fie von dies 
fem des Verbrechens, das die Zufammenberufung des Stand« 
rechtes veranlaßt hat, ſchuldig erfannt werden, den Erfaß der 
durch das Standrecht veranlaßten außerordentlichen Koften zu 
tragen, nicht aber wenn fie ab instantia loögefprochen werden. 


Ä $- 539. 
— Alles, was der Koſten halber vorfällt, muß ge— 
regneten Kos nau IN das Tagebuch, weldyes dem $.310 gemäß bey 
Pen jeder Unterfuchung zu führen ift, als ein Theil der-AF- 
ten eingetragen werden, damit das Criminal = Gericht 
fih zu allen Zeiten -auszumweifen im Stande ſey, daß 
bey der Aufrechnung die Vorſchrift nicht überfchritten, 
und die Zahlung denjenigen, denen fie gebühret, ge— 
leiftet worden. 


Hofdefret vom 27. Dezember 1828, an das Ap— 
pellations » Geriht in Böhmen, Nr. 2378 der 
8.6 


. 


Der oberfte Gerichtshof hat bemerft, daß die Criminal: 
Gerichte in Böhmen nicht immer die Vorfchrift des $.539, erften 
Theiles des Strafgefepbuches, fich gegenwärtig halten, und das 
ber unterlaflen, den Unterfuchungsaften das Verzeichniß der aufs 
gelaufenen Koften beyzufchließen. Um nun dergleichen Mängel 
zu befeitigen, find fämmtliche unterftehende Criminal» Gerichte 
anzuweifen, daß fie jeder Unterfuchung, nach Borfchrift des $.539, 
a. Theiles des Strafgefegbuches, das Koften: Verzeichniß 

eylegen. 


Juſtiz-Hofdekret dom 3. April 1829, an dad Böh— 
mifhe Appellations-Gericht. 
Die in dem Hofdefrete vom 27. Dezember 1828 angeord- 


nete Beylegung der Koften = Verzeichniffe zu den Criminal » lin 
terfuchungen hat nicht den Zweck, den Betrag der Auslagen’ ere 
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fihtlich zu machen, in welche das Criminal » Gericht überhaupt 
durch jeden Inquifiten verfegt wird, fondern darzuftellen, welche 
Koften das Criminal: Gericht dem Inquifiten zum Erfage aufs 
rechne, wenn derfelbe durch dad Geſetz Erfag zu leiften verpflichtet 
ift, und fo das Obergericht, wenn die Unterfuchung von Amts⸗ 
wegen im Wege des Nefurfes , oder endlich in jenem der Viſi⸗ 
tation zu deſſen Kenntniß gelangt, in den Stand zu ſetzen, zu 
beurtheilen, ob der Inquiſit hinſichtlich der Koſten dem Geſetze 
gemäß behandelt worden ſey. Es haben daher aus dieſen Vers 
zeichniffen alle jene Koften wegzubleiben, welche nach Vorfchrift 
der Gefege dem Criminal Gerichte vom Inquiſiten fchon ihrer 
Beſchaffenheit nach nicht zu erfegen find, und die buchhalterifche 
Adjuftirung fey daher nicht abzuwarten, fondern der Anfag, wel» 
chen das Criminal: Gericht für jeden Inquiſiten macht, in das 
Verzeichniß aufzunehmen. 

> .. dad Hofdekret vom 12. November ı8ı2, Nr. 1012 der 


30* 


Neunzehntes Hauptſtück. 


Bon dem Zuſammenhange der Criminal» Gerichte und 
Dbergerichte in Criminal» Sadyen. 


$. 540. 

Allgemeine Zur Beförderung der allgemeinen Sicherheit müſ— 
“ur Hanpgar jen die Criminal-Gerichte unter fi) im Zufammenhange 
en und enger Verbindung ftehen, und mit gegenfeitigem 
Sriminat » un Verftändniffe auf das thatigfte einander hulflihe Hand 
!iweneifeiige bieten. Diejed Bernehmen muß insbefondere gepflogen 
unterRüsung erden, wenn bey einem Criminal-Gerichte ein gefähr- 
Geiminat De licher Verbrecher einfommt, und bey Erforſchung fei- 
wirfung ande ned Lebenswandeld Spuren erjheinen, daß er ſchon 
orügip bey einem andern Griminal- Gerichte im Verhaft ge- 
od am weſen; oder, wann vorkommt, daß bey einem andern 
betonte: Der Criminal-Berihte Anzeigungen eines Verbrechens ent= 

gefäbstisen decket worden, Die auf einen Thäter weiſen, welder 

oder feiner mit dem gegenwärtig in der Unterfuchung Stehenden 
Vitſchutdigen; Aehnlichkeit hat, oder, daß Mitfchuldige oder Theil: 
nehmer desjenigen Verbrechens bekannt geworden find, 

defien der Verhaftete beſchuldiget wird. 


u A 224 das Hofdekret vom 18. DEtober 1816, Nr. 1289 der 


$. 541. 

oder b) der zur In gleihem Berhältniffe müfjen die Criminal« 
Pehrenen, Gerichte nach Befchaffenheit ihrer Lage ſich gegenfeitig 
eriraen die erhaltenen Nachrichten von Dertern mittheilen, wo 
Segenfände Verbrecher fic) verjammeln, fi) unterreden, oder ihren 
Serter; Aufenthalt haben, oder, wo fie Gegenftände des Ver— 
brechens, oder Merkzeuge zur Ausführung deffelben 
verbergen, oder auch Werkzeuge verfertigen laſſen; 


4169 
oder , wo fie durch Verbrechen an fich gebrachte Hab- 


feligkeiten veräußern. 


| 5542. 
Eben fo-haben die Eriminal-Berichte zu ihrem Zwe⸗ „s) sur Erter, 

de gemeinfhaftlih mitzuwirken , wer bemerket wird, fasen uneb» 

daß in einem Drte oder in einer Gegend die Babe anı 

hen gemeiner werden, oder die Verbrechen fich häu— 

fen,: weil vielleicht die politiihe Obrigkeit e8 an der er- 

forderlihen Sorgfalt mangeln läßt, oder die zur Hint- 

anhaltung der Verbrechen beftehenden VBorfichten und 

Anordnungen unbefolgt. bleiben, oder auch, weil be- 

fondere Umſtände Gelegenheit und Erleihterung zu Ber- 

brechen geben. . Fe | 


$. 5483. 

Wenn ein Eriminal-Gericht Lofungen oder Zeichen » ur Mittgeis 
erfährt, deren ſich die Verbrecher in ihren Unterneh eisen over ge: 
mungen, oder um fich unter einander zu erkennen, be-wlnie 
dienen; oder wenn es Kenntniß von befondern Erfin= Berbrecher, 
dungen, Kunfigriffen und Wegen erhält, wodurch fie 
ſich die Ausführung ihrer Uebelthaten erleichtern ; fo 
müſſen die Eriminal-Berichte folche einander mittheilen, 
um die Keuntniß diefer Spuren zur Entdeckung der 
Berbrecher anzuwenden, die Obrigkeiten darauf auf: 
merkſam zu machen, und das Publitum vor Schaden 
zu fihern. Zugleid müffen folche befondere Eutdeckun— 
gen dem Dbergerichte angezeiget werden, wenn es 
darauf ankommt, Anftalten zu treffen und Verfügun— 
gen einzuleiten, wodurch den Berbrechen vorgebeuget, 
oder die Verbrecher entdecket werden können. 


J. 544. 
In diefen und ähnlichen Fallen müſſen nicht nur o dus mir 
die Griminal-Berichte derfelben Provinz, fondern, fr" 
„weit es von Wirkung ſeyn kann, auch die der geſamm— 
ten Zander, ihre vereinten Krafte zum gemeinfchaftli- 
hen Endzwece anwenden, fich gegenfeitige Auskunft 
und Aufklärung unmittelbar ertheilen, und einander - 
die bereitd vorfindigen Akten entweder in Urfchrift, 


ATO 


fo.weit fie entbehrlich find, oder in genauer Abſchrift 
zufenden. | 


Hofdefret vom 24 Auguft 1827, an das Böh- 
mifhe Appellationd-Gericht, über deffen Bericht 
vom 31. July 1827, Nr. 2302 der J. ©. ©, 


Ueber die Anfrage: ob die Mittheilung von Eriminal-Uns 
terfuhungsaften au auswärtige Criminal: Behörden überhaupt 
zuläßig fey, wird, bedeutet: daß eine Belehrung über die Zulä- 
Bigfeit der Mittheilung von Eriminal-Unterfuchungsaften an aus⸗ 
wärtige Behörden im Allgemeinen nicht ertheilet werden könne; 
fondern das Appellationd »©ericht hierüber von Fall zu Fall die 
gehörige Berathung zu pflegen, nad) Befchaffenheit der Verhaͤlt⸗ 
niſſe und Umftände den wohlerwogenen VBefchluß zu fallen, und 
bey etwa dießfalld vorfommenden gegründeten Anftänden die 
böchfte Entfchließung einzuholen habe. 


Hofdekret vom 15. Dezember 1827, an dad Ap- 

pellationd=-Geriht in Tyrol und Vorarlberg, 

im Einverftändnifje mit der Hoffommiffion in Zuftiz« Ge: 
ſetzſachen, Nr. 2322 der J. ©. ©. | 


In foferne die Gefälls Verwaltung zum eigenen Amtöge: 
brauche die Akten von bereitö gefchloffenen und abgeurtheilten 
GriminalzUnterfuchungen bedürfen, und diefelben von den Cri— 
minal:Gerichten zur Einficht verlangen follte, können ihr fämmts 
liche Akten unbedenklich mitgetheilt werden. 


J §. 545. 
Mister hierin, Zu ſolchem Ende iſt bey jedem Griminal-Berichte 


"eines Eincen ein Einreihungs- Protokoll zu führen, in welchem die 

ae, einlangenden Stücke, fo weit fie nicht zu den in dem 
$. 346 vorgejchriebenen befondern Tagebüchern gehö- 
ren, eingetragen, und die darüber getroffenen Vor- 
Fehrungen angemerfet werden follen. 


Eiehe die allgemeine Gerichts « Fnftruftion vom 9. September 1785, 
Nr. 464, erfte Abtheilung. $.ı u. f., fo aud das zweyte Haupt⸗ 
ftüd der allgemeinen Vorſchrift über die Verfahrungsart der galizis 
fhen Criminal: Gerichte: »Bon dem Einreihungs = Protofolle,s in 
dem Hofdekrete vom a8. Oktober 1808, Mr. 867 der J. ©. S. 


und b) des — 516. 


Nacıfchlar Ueber die zur Regiftratur hinterlegten Akten hat 
das Criminal⸗ Gericht ein Nachſchlagungs⸗Protokoll zu 


J 
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führen. In diefem find die Befchäfte folgender Maßen 
abzufondern: 

a) in folhe, wo dem Criminal-Berichte Anzeigen 
begangener Berbrechen gemacht worden find, ohne daß 
der Thäter bekannt geworden; 

b) in folhe, wo dem Eriminal-Berichte Verbre- 
cher entweder nad) bloßer Beſchreibung, oder auch mit 
dem Namen und ihrer eigentlichen Beftimmung bekannt 
— ohne daß man ſich der Perſon hat verſichern 

önnen; 

c) in ſolche, wo die Unterſuchung und Aburthei⸗ 
lung sank vollendet worden; 

) in folhe, wo die Unterfuchung und Aburthei- 
lung dur) Tod oder Flucht unterbrochen worden; 

e) endlid) in folde, wobey die Berhandlung we- 
gen Ausforfhung der Sheilnehmer oder Mithelfer noch) 
fortzufeßen ift. Uebrigens müffen die Nachſchlagungs— 
Protokolle alle Umftände, nad) welden ein Criminal- 
Bericht dem andern die in den vorhergehenden Para— 
graphen angezeigte Hülfe leiften kann, kurz und bün— 
dig enthalten, und die Beziehung auf diejenigen Re— 
giftraturs Akten andeuten, woraus die näheren Um— 
jtande erforderlichen Falles erjehen werden Eönnen. 


$. 547. 

In der Kegiftratur find die Akten in abgetheilten „2 Terafättise 
Bünden aufzubehalten, und jeder Unterfuchung ein der Aften in ber 
Bund zu widmen. Die übrigen, zu dem Criminal: "TH 
Gerichte gehörigen Akten find nach den verjchiedenen 
Gegenſtänden einzutheilen. Jedes in einem Bunde 
enthaltene Stück ift von außen mit der Zahl des Bun: 
des, zu dem es gehöret, und mit der Zahl, nad) wel- 
cher es einzulegen ift, zu bezeichnen. Hat ein Aften- 
ftück mehrere Beylagen, fo tft jede mit der Zahl des 
Stückes, zu dem es gehöret, zu bezeichnen, auf dem 
Hauptftücke aber anzumerken, wie viele Beylagen 
dazu gehören. Außer den in diefem Geſetzbuche be- 
ftimmten Fallen fol Niemanden eine Einfiht in die 
Akten erlaubt, noch ein Stück aus denfelben verab: 
folget werden. Ä 
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Siehe bey $. 235 das Hofdekret vom 14 Fänner 1804. 
bs a an das Hofdekret vom 19. Jänner ı8ıı, Nr. 922 
er $. 


Siehe bey $. 544 die Hofdefrete vom 24. Auguft 1827, Nr. 2302, 
und 15. Dezember 1827, Nr. 2322 der %. ©. ©. 

Siehe die allgemeine Borfchrift über die Verfahrungsart der galizi« 
fhen Criminal-Gerichte, neuntes Hauptftüh: »Von der Aufbewah: 
rung der Criminal= Akten in der Regijtratur,« in dem Hofdekrete 
vom 28. Oktober 1808, Nr. 867 der 3. ©. ©. 


$. 548. 

De u Um die Nachfuchung zu erleichtern, müſſen die 
Nachſchlagungs⸗Protokolle und Regiftraturs-Akten mit 
genauen Kegiftern in alphabetifher Ordnung verjehen 
ſeyn, in welchen eben diejelbe Sache unter verſchiede— 
nen Geſichtspunkten eingetragen ſeyn muß; nämlich 

a) unter dem Namen des Befchuldigten oder des 
Berbrechers, wobey auc) die Namen, welche ein Ver: 
bredyer allenfalls geführet, oder die ange Spitz⸗ 
namen, nicht außer Acht zu laſſen find, und eine nä—⸗ 
here — beygefüget werden muß, um nicht 
allenfalls durch die Aehnlichkeit des Namens zu einem 
Irrthume Anlaß zu geben; 

) unter dem Namen der Oerter, wo Verbrechen 
begangen worden; 

c) unter der Benennung des Berbrechens felbjt 


$. 849. 

Perziggz — Das Dbergericht in Criminal-Sachen hat darauf 
res Dirfamteie zu ſehen, Daß die riminal-Berichte, welche in der ihm 
rung der unge zugetheilten Provinz beftehen, ihre Amtspflicht durch⸗ 
en Gerichte, aus genau erfüllen. Dafielbe hat, wenn wegen eines 
vorgefallenen Anftandes Anfrage geſchieht, die Beleh: 
tung zu ertheilen, und das Criminal-Bericht zu unter- 
flüßen, wann diefem von einer Behörde die Mitwir- 
Fung verweigert wird. Daſſelbe hat aud) die Criminal: 
Gerichte, die fih Nachläßigkeit in Amtögefhäften zu 
Schuld Fommen laffen, zur Verantwortung zu ziehen 

und zu beftrafen. | ’ 
* — ur das Hoſdekret vom 25. May 1827, Nr. 2279 
Eiche bey $. 845 die Hofdekrete vom 3. Auguft 1821, Mr. 17875 
3. März 1823, Nr. 1926 der J. G. S., und 4. November 1826, 


” 
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Siehe auch die allgemeine Vorſchrift über die Verfahrungsart der gas 

liziſchen Griminal:Gerichte, zehnted Hauptſtück: „Bon der Aufficht 

und Kontrolle über die Behörden,« in dem Hofdekrete vom 28. Ok⸗ 
tober ı808, Nr. 867 der 5. ©. ©. 


$. 550. 


Damit das Obergericht in ftäter Weberficht der ») durs Waa- 


ihm untergeordneten Griminal-Berichte verbleibe, muß Dit der eines 


jedes Criminal-Gericht von drey zu dDrey Monaten die auararzaser: 


Tabelle über alle vorgefallenen Unterfuchungen an das! 
Kreisamt, zur weiteren Einbegleitung an das Ober: 
gericht einfenden, und fi) erforderlichen Falles aus- 
‚weifen Eönnen, diefe Tabelle drey Tage nad) verfloffe: 
nem Duartale zue Einfendung aufgegeben zu haben. 
Diefe Tabelle ift nah dem am Ende gegenwärtigen 
Hauptſtückes beygefügten Formulare genau und mit 
aller Zuverläßigkeit abzufaffen. Die Befchuldigten, 
über welde die Unterſuchung noch nicht durch Urtheil 
geendiget ift, müſſen jedesmal in die folgende Quar⸗ 
tals⸗Tabelle übertragen werden. 


Hofdefret vom 1. Februar 1822, an ſämmtliche 
Appellations: Gerichte, im Einvernehmen mit der 
Hoffommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen, Nr. 1835 der 

S. 


. Die wahrgenommene Ungleichförmigfeit der vorgelegten 

jährlichen fummarifchen Ausweife über die Ab» und Zunahme der 
Verbrehen und der Verbrecher begründet die Nothiwendigfeit, 
den Criminal: Gerichten und Obergerichten ein gleichförmiges, 
dem Zwede möglichjt entfprechendes Formular vorzuzeichnen, 
nad) welchem diefe Ausweife in Zufunft zu verfallen find. 

Es find daher die in der Beylage befindlichen , allen Eri- 
minal= Gerichten vorzufchreibenden zwey fummarifhen Ausweife 
verfaßt worden, wovon ber eine die in dem Laufe des Jahres 
wegen Verbrechen unterfuchten Individuen, der zwenyte aber 
die angezeigten und unterfuchten Verbrechen in fich faßt, aus 
welchen Ausweifen fohin das Criminal: Obergericht die an den 
oberften Gerichtshof vorzulegenden jährlichen Haupt⸗Ausweiſe zu 
bilden haben wird. 

Um fich aber der richtigen Befolgung diefer Anordnung 
mehr zu verfichern, findet man dem Appellationd» ©erichte noch 
inöbefondere folgende Weifung zu ertheilen : 

Erftens. Die Eriminal:Gerichte haben, wie biöher, die 


en: Ueber die 
Unterfuchten ; 
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umftändlihen Quartals » Tabellen, den $$. 550— 551, 
erften Iheiles des Strafgefegbuches, und dem gefeglichen For: 
mulare gemäß, mit Verläßlichfeit und Genauigfeit den Oberge- 
richten einzuſenden. Mebit diefen aber find von ihnen 

Zweitens nach Ausgang eined jeden Jahres die ſum— 
marifchen Ausweife zu verfajlen; welches fie ohne Zeit: 
verluft und ohne Schwierigfeit bewirken Fönnen, wenn fie jede 
dahin gehörige Einfchaltung, z. B. jede Einlieferung, Aburthei- 
lung, Entweidhung u. f. w. fohon in Laufe ded Jahres, fo wie 
fie fich ergibt, bemerfen, und hieraus die Gefammtzahl nad) 
' dem Schluffe des Jahres formiren. 

Drittens. In der Rubrif der Anmerfungen des erften 
Ausweifes haben die Eriminal:Gerichte bemerflic zu machen: 

a) wegen welcher Gattung von Verbrechen die fchwerjten 
Strafen des zwanzigjährigen und deölebenslangen Kerfers, oder 
des Todes zuerfannt wurden ; 

b) ob die Todesitrafe vollzogen worden, oder eine höchſte Be— 
gnadigung Statt fand; 

c) ob ungewöhnliche Complizitäten des Naubed, der öffent: 
lihen Gewaltthätigfeit u. dgl. die Zahl der Inquiſiten ver- 
mehrten; 

d) aus welcher Urfache eine größere Sterblichkeit oder Entwei: 
hung Statt gefunden habe u. f. w. 

Bey dem zweyten Ausweife Fann unter den Anmerfungen 
erfcheinen: 
“ a) ob, wo und feit wann ein ftandrechtliched Verfahren beftehe ; 

b) welche Verbrehen, und warum, vorzüglich in dem Ben 
zirke des Criminal-Gerichtes im Schwunge feyen; und 

c) welche Hinderniffe der Entdeckung und Ergreifung der un: 
befannten Urheber von Verbrechen im Allgemeinen fi ergeben 

aben. 
I Die Appellations:Gerichte haben die fummarifchen Ausweife 
für ihren gangen Berichtöfprengel aus den einzelnen Ausweifen 
der Griminal- Gerichte nach denfelben Rubriken zufammen zu 
fallen, und dem oberſten Gerichtshofe zugleich mit den legten 
Quartald:Zabellen der Berichte vorzulegen, alle Bemerfungen 
jedod nur in dem Berichte nach dem $. 555, erften Theiled des 
Strafgefegbuches, und dem Hofdefrete vom ı4. Dezember 1810 
(XXVII. des Anhanges) gemäß, umſtaͤndlich anzuführen. 


I. Summaı 


der bey dem Criminal- Gerichte N... (Landgerihte N ...), 
mit einer Bevölkerung von ungefähr ... Seelen erftredt, im 
brechen, deren Urheber nicht zu Stande geb 
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Mit Ende des Jahres 1819 
rückſtändig gebliebene Un: 
terfuchungen. 














Während des % des Jahres res 1820| 
zugewachſene Unterfus 
dungen, 


Summa derim Jahre * 
—— 

















Summa der im Jahre IB 
geführten Unterjuhungen 











In Entgegenhal: 
fung gegen das | mehr 
Fahr 1819 
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Anzeigen von Merbrechen, 














deren Thäter micht zu 
Stande gebraht worden, 


und zwar im Fahre 1820 
wegen | 








| Im Jahre 1819 wegen 
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| fung gegen das | mehr 
J Jahr 1819 


im Jahre 1820 weniger 





n Entgegenhal—⸗ | 


)er Ausweis 


t Gerichtsbarkeit. fih über den Kreis (Herrſchaft N. 9 
1820 unterſuchten Verbrechen, wie auch der —* Ber: 
worden, im Bergleiche mit dem Jahre 1819. 
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Juſtiz-Hofdekret vom 4. Auguſt 1826, an das 
Inner⸗Oeſterreichiſch-Küſtenländiſche Appel 
lations-Gericht. 


Ueber die von einem Criminal⸗Gerichte wegen Abfaſſung der 

jährlichen Criminal⸗Haupt⸗Ausweiſe anher geſtellte Anfrage: 

1. ob in dem Falle, wenn ein Inquiſit mehrere verſchiedenar⸗ 
tige Verbrechen beging, feine Unterfuchung in- den betreffenden 
verfchiedenen Verbrechend-Rubrifen ausgeworfen, und in Rech⸗ 
nung gebracht werden folle, oder ob felbe nur bey den größeren 
Verbrechen allein in Rechnung zu fegen feyen? — dann 

2. ob, wenn ein Inquifit das nämliche Verbrechen wiederholt 
beging ‚, ſolches bey ihm in der betreffenden Rubrik doppelt aus⸗ 
zufeßen fey? wird den fämmtlichen unterftehenden Criminal-Ges 
richten zur Erzielung der dießfalld erforderlichen Gleihförmigfeit 
über die erfolgte höchite Genehmigung folgende Belehrung zur 
genauen Befolgung ertheilet:: 

ad ı) Iſt in diefem Falle jedes der einzelnen .verfchiedenartis 
gen Verbrechen , wegen welchen ein Befchuldigter in Unterſu— 
hung ftehet , in der betreffenden Verbrechens-Rubrik auszuwer: 
fen; für den Fall aber, wenn wegen einem und dem ‚nämlichen 
Verbrechen mehrere Mitfchuldige oder Theilnehmer. in "Unterfus 
hung ftehen, ijt die Unterfuchung nur einmal in der betreffen: 
den Verbrechens: Rubrif auszuwerfen, und fomit auch nur eins 
mal in Rechnung zu bringen. a 

ad 2) Sit für den Fall, wenn ein Inquiſit, der nämliche 
Verbrechen wiederholt beging, und diefe Wiederholungsfälle der . 
Gegenſtand einer und der nämlichen Unterfuhung find, diefe 
Unterfuchung nur einmal in der betreffenden Rubrik auszufegen. 


Suftiz-Hofdefret vom 13. Jänner 1827, an das 
Galiziſche Appellations-Geridt. 


In Folge der am 5. Dezember 1826 erfloffenen allerhöch« 
ften Entfchließung wird dem Appellations:Gerichte, aufgetragen, 
fämmtliche ihm unterftehende Criminal Gerichte, mit Ausnahme 
des Bufowiner Strafgerichted, anzuweifen, damit fie die nad) - 
Borfchrift des Criminal:Gefetes und der Amts-Inſtruktion zu vers 
fallenden vierteljährigen Criminal:Tabellen Ffreisweife verfailen, 
und außer der dem Obergerichte einzufendenden Tabelle zugleich 
jedem in feinem Zurisdiftions-Bezirfe Tiegenden Kreisamte den 
daſſelbe betreffenden Auszug der Tabelle mittheilen. 

Was das Czernowitzer Criminal: Gericht betrifft, ift die 
Verfügung zu treffen, daß daffelbe die Quartals-Tabellen nad) 
Vorſchrift der $$. 550 und 553, erften Theiles des Strafgefeg- 
buches, dem Kreidamte zur weitern Beförderung an dad Appel: 
lations· Gericht mittheile, und wird zu diefem Ende die F. k. ver⸗ 
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einte Hoffanzley unter Einem angegangen, ihrer Seits anord⸗ 
nen zu wollen, daß von dem Kreidamte die Abfammlung diefer 
Quartals.Zabellen an das Appellationd =» Gericht möglichft be— 
fhleuniget werden möchte. 


Siehe bey $. 211 das Hofdefret vom ı; May 1830, Nr. 2462, und 
2 — > dad Hofdelret vom 30. Oktober 1818, Nr. 1514 der 


$. 551. | 
over mon um In dem Berichte, mit welchem die Tabelle ein- 
er gefendet wird, muß das Griminal-Bericht alle vorge- 
Fommenen Anzeigen von Berbrechen, wovon der Thä— 
ter nicht ergriffen ift, anführen, und bey jedem an— 
merken: ob, und was, um des Thäters habhaft zu . 
werden, angeivendet worden. 


S. 552. 

Wenn in dem Quartale weder ein Verbrecher, 
noch eine Anzeige eines Verbrechens vorgekommen 
wäre, muß eben dieſes zur vorgeſchriebenen Zeit be— 
richtet werden. 


J. 553. 
und die Ufer Mit den Tabellen des letzten Quartals wird von 
— den Griminal-Berichten ſowohl, als den Kreisämtern 
"die Zunahme und Abnahme der Verbrechen, ſammt 
den Gründen derfelben, und die Mittel, den Verbre— 
chen vorzubeugen, aus den bey den Unterfuchungen, 
und der Aufficht über die Bezirke aufgefallenen Be— 
trachtungen anzumerken feyn. 


$. 554. 

nane präfung Das Dbergericht ift verpflichtet, die Tabellen 
ee en und Einbegleitungsberichte zu durchgehen, wenn einige 
"Saumfeligfeit wahrgenommen wird, das Befchäft zu 
betreiben , oder zur näheren Aufklärung umftändlichen 
Bericht abzufordern, und bey Zeiten Kath zu fchaffen, 
wenn etwa dad Criminal⸗Gericht das Geſchäft nicht in 
den rechten Meg geleitet hätte. Hierbey ift mit Bor- 
ſicht zu Handeln, damit nicht unnöthige Meitläufigkeit 
und Schreiberen entftehe, der Fortgang der Unterſu— 
hung nicht gehemmet, und dem Gerichte nicht Akten, 

deren es nothwendig bedarf, abgefordert werden. 


AT 


$: 558. J 


Aus den Quartal» Tabellen ſämmtlicher Crimi⸗ vurs Ein, 
nal-Berichte hat das Obergericht am Ende des Jahres lnna Kira, 


eine Haupt:Tabelle nad) dem in dem $. 550 vorgefchrie- Faden, an 


benen Formulare zu verfaffen, und ſolche in den näch— 


ften dreyßig Tagen des eingefretenen neuen Jahres 
der oberften Suftizftelle einzufenden. In dem Einbe- 
gleitungsberichte ift mit Sorgfalt und Ueberlegung an: 
zuführen, ob, und welde Gattungen von Verbrechen 
in diefem Jahre gegen Das vorige zugenommen oder 
abgenommen haben; worin die vorzüglichiten Urfachen 
diejes Unterjchiedes beftehen mögen; ob die Griminal- 
Gerichte ihre Pflichten erfüllen, oder, bey welchem 
derjelben ſich Gebrechen zeigen ; und was fonft für Be— 
trachtungen auffallen, die zu einer Verbeſſerung in der 
Se hs © führen können, damit auch die 

ofitelle ihres Drtes von dem Ganzen gründliche 
Kenntniß erhalte, und die zweckmäßigen Verfügungen 
zu treffen, in Stand gejeßt werde: 


Hofdefret vom 14. Dezember 1810, an fämmtliche 
Appellations-Gerichte, in Folge höchſter Ent— 
ſchließung über Vortrag der oberſten Juſtizſtelle vom 
31. Sanner n. J., Nr. 919 der J. G. ©, 

Zur Vermeidung weitläufiger Schreibereyen haben Seine 
Majeftät die Appellations » Gerichte von der Einfendung der im 
$. 555 des Strafgefeged angeordneten jährlichen Haupt » Crimi⸗ 
nal»Zabellen, worin alle einzelnen Unterfuchungen umftändlich 
bisher aufgeführt worden , zu entheben befunden, doch hat das 
Appellationd-Gericht auch fernerhin am Schlujfe des Jahres die 
bisher üblichen fummarifchen Ausweife über die Gattungen der 
Verbrechen, ihre Ab= oder Zunahme, nebft feinen Bemerfungen 
nach dem Geifte des $. 555 des Strafgefeged, und auch die 
fämmtlichen dem Appellations:©erichte am Schluffe des Jahres 
von den einzelnen Eriminal:Gerichten zugefommenen legten Quar⸗ 
tald:Zabellen in Urfchrift zur höchiten Einficht gegen Zurückſtel⸗ 
lung, und mit der Bemerkung deilen, was das Dbergericht 
darüber bereitd verfügt habe, vorzulegen. 


Hofdefret vom 12. Dezember 1818, an dad In— 

ner= Defterreidifhe Appellations » Geridt, 
Nr. 1526 der J. ©. ©. | 

Es ift dafür zu forgen, daß die Zuftiz- Tabellen von allen 

Drtögerichten unfehlbar in jedem Jahre gehörig einlangen. Bey 


Miftelle; 
+24. 4. Nie. 77. 
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Einbegleitung der Haupt-Tabelle find ftetd auch die Ortögerichte 
anzuführen, bey welchen Fein Juſtiz-Geſchaͤft vorgefallen ift, 
um fich die Ueberzeugung zu verfchaffen, daß bey Verfaſſung der 
Haupt-⸗Tabelle fein Ortögericht übergangen worden ift. 


Hofdefret vom 14. Suly 1821, an ſämmtliche 
Appellations =» Gerichte, im Folge höchſten Kabi« 
net8 » Schreibens vom 8. Suly 1821, Nr, 1779 der 

J 


. S. 


Jedes Appellations-Gericht hat alle Jahre, bey Vorlegung 
der Criminal⸗Haupt⸗Tabelle, der oberſten Juſtizſtelle diejenigen 
im Laufe des Jahres vorgefommenen Criminal-Faͤlle ſpezifiſch 
anzuzeigen, wo fich bey Anwendung der beftehenden Strafgefege 
Anftände ergeben haben. 

Diefe von dem Appellationd = Gerichte bemerften Anftände 
in Anwendung der Strafgefege find zugleich mit dem Criminal« 
Haupt:Berichte, jedoch mitteljt eines befondern Berichtes, der 
oberjten Zuftizftelle vorzulegen. 


Hofdefret vom 2. September 1822. 


In den im Jahre 1622 vorgefhhriebenen Criminal-Tabellen 
der Appellationd:Gerichte ift unter der Rubrik » Losfprechungen « 
nur die Zahl der durch Urtheile Toögefprochenen oder für fehuld« 
108 erflärten Inquifiten anzugeben. 

Die Fälle, wo dad Gericht gefunden hat, daß die Hand: 
Iung fein Verbrechen fey, oder daß Feine Anzeigungen gegen eine 
beftimmte Perfon eintreten, gehören unter diefe Rubrik nicht. 
Bey der Ausweifung der Unterfuchungen find nicht bloß die im 
Laufe des Jahres beendigten, fondern alle Unterfuchungen, welche 
im verfloffenen Jahre anhängig waren, anzufegen. 


Hofdefret vom 26. April 1823, an fämmtlihe Ap- 
pellations-Gerichte über Erfuchen der Hoffommif- 
fion in ZuftizsGefegfachen, vom 13. März 1823, 
Nr. 19537 dr J. G. S. 


Um eine gleihförmige und zwecdmäßige Vefolgung der, 
fämmtlichen Appellations = Gerichten durch das Hofdekret vom 
14. July 1821, Nr. 1779 der J. G. S. befannt gemachten Höch: 
ften Entſchließung, nad) welcher jedes Appellations » Gericht bey 
Vorlegung der jährlichen Criminal: Haupt:-Tabellen die im Laufe 
des Jahres vorgefommenen Criminal:Fälle, in welcher ſich bey 
Anwendung der beftehenden Strafgefepe Anftände ergeben haben, 
der oberften Juftizftelle anzuzeigen bat, Fünftig zu erzielen, wird 
biemit Folgendes verordnet : 
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1. Jedes Appellationd:Geriht hat über die bey ihm vorfom« 
menden Bälle, in welchen fi bey Anwendung des Strafgefeg- 
buches Anftände ergeben, eine eigene Vormerfung zu führen. 

2. So oft bey dem Vortrage eines Eriminal:Falled entweder 
von dem Referenten oder einem Stimmführer des Appellationd« 
Berichtes darauf angetragen wird, den dabey gefundenen Ans 
ftand in die erwähnte Wormerfung aufzunehmen, ift über die 
Trage: ob die Anwendung der beftehenden Strafgefege auf den 
vorliegenden Fall einer gegründeten Schwierigfeit unterliege, und 
worin diefe eigentlich beitehe, ob nämlich diefer Fall in dem Ge— 
febe entweder gar nicht vorgefehen, oder nicht genug deutlich 
und beſtimmt ausgedrückt fey zc., zu berathfchlagen, und wenn 
der Beſchluß bejahend ausfällt, nicht nur die Vormerfung dies 
fes Falles zu veranlajfen, fondern aud) fogleich zu verfügen, daß 
ein diefe Berathfchlagung umfaſſender Auszug des Rathsprotor 
kolles beforgt werde. a 

3. In dem Rathsprotokolls-Auszuge find nicht nur alle Ums 
ftände, weldye den vorgefommenen Fall von andern ähnlichen 
wefentlicy unterfcheiden, und den dabey gefundenen Anftand ges 
nau bezeichnen, fondern auch die darüber geäußerten verfchiede: 
nen Anfichten mit ihrer Begründung, und der Vorfchlag, durch 
welche neue Anordnung, Erklärung oder Abänderung ded Ger 
feges fünftige Anftände befeitiget werden dürften, flar und be— 
flimmt anzuführen. 

4. Die mit dem Berichte über die Criminal: Haupt:Tabelle zu= 
gleich zu erftattende befondere Anzeige der vorgemerften Fälle 
bat in der Aufzählung derfelben zu beſtehen, und it mit den vors 
bereiteten Protofolls: Auszügen zu belegen. 

5. Sollte fich im Laufe des Jahres, für welches die Erimis 
nal:Haupt-Tabelle vorgelegt wird, in feinem Falle ein Anjtand 
ergeben haben: fo ijt dieß ebenfalls zugleich. in einem befonderen 
Berichte anzuzeigen. 

(Siehe die bey $.550 angeführten Hofdefrete,) 


$. 556. 


Jedes Criminal-Bericht foll von Zeit zu Zeit, we— durs unter: 


nigftens einmal des Jahres, unterfuchet, die Gefäng- 
niffe befichtiget, die Verhafteten, ohne Beyſeyn des 
Kıchters, über die Beförderung, mit der fie verhöret, 
und über die Art, wie fie gehalten werden, befraget, 
die Tagebücher jeder Unterjuchung, die Protokolle und 
Regiftraturen durchgefehen, vorzüglich die Genauig- 
Feit und Nichtigkeit der eingefendeten Duartals-Zabel- 
len unterfuchet, und das Benehmen des Criminal: 
Gerihtes fowohl im Ganzen, als in den einzelnen Fal- 
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len mit der Vorſchrift des Gefeßed zufammen gehal- 
ten werden. Dieſe Unterfuhnug ift an dem Drte, wo 
das Dbergericht feinen Siß hat, durch einen von dem= 
jelben abgeordneten Rath vorzunehmen, welcher fei- 
nen umftändlihen Bericht darüber, mit Anführung 
aller bemerkten Gebrechen und Borfchlagung der zu 
ihrer Verbefferung dienlihen Mittel zu_erflarten hat. 
Bey entfernteren Criminal-Gerichten ift die Unterfu- 
hung durch das Kreisamt bey Gelegenheit der allge: 
mein vorgejchriebenen. Kreis - Bifitation vorzunehmen, 
jedoch über diefen Gegenſtand, ein von dem übrigen 
Bifitations-Gejchäfte abgefonderter Bericht zu erftat- 
ten, welchen die Landesſtelle dem Dbergerichte mitzu- 
theilen hat. 


Verordnung der Pf. f. Nieder-Defterreihifchen 
Negierung vom 2. März 1811. 


Da manche Landgerichte ihre Sträflinge fowohl in Rück: 
fit der Atzung als der Reinlichfeit gänzlich verwahrlofen, fo 
wird, um diefen Gebrechen, falls fie hier und da eingeriffen wä- 
ren, die nöthige Abhülfe zu verfhaffen, dem Kreisamte aufges 
tragen, auf diefen Gegenftand nicht nur bey der nächften Kreis- 
bereifung nach der Vorfchrift des $. 556, des eriten Theiles des 
Strafgeſetzbuches, die volle Aufmerffamfeit zu wenden, fondern 
auch von Fall zu Ball, wie die verfchiedenen Geſchaͤftsgegen ⸗ 
flände die Kreisbeamten in foldye Orte führen, in welchen fich 
Landgerichtd:Arrefte befinden, eine Vifitation derfelben vorzus 
nehmen, und rüdfichtlich ihres Befundes vorfchriftmäßig das 
Nörhige vorzufehren. | 


Hofdefret vom 28. November 1820, an das Ups 
pellations-⸗Gericht für Tyrol und Vorarlberg, 
in Folge höchſter Entſchließung vom 30. Dftober 1820, 
über Vortrag der —— Nr. 1717 der 


Seine Majeftät haben über den wegen Organifirung des 
Strafhaufes zu Innsbruck erftatteten Vortrag unter andern zu 
befchließen geruhet : da die genaue Befolgung der ausgefprocher 
nen Criminal:Strafe die Bedingung ift, unter welcher das Ur 
theil von den Criminal:Behörden gefällt wurde; fo ift ed auch 
die Pflicht ded Eriminal:Obergerichtes, durch unvermuthete Ab 
fendung eines Appellationd:Rathes in das Strafhaus, hierin 
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Einfiht zu nehmen, und die allenfalls bemerften Mängel im 
Präfidialwege dem LandessChef zur Abhülfe anzuzeigen. 


Siehe bey $.470 die Hofdekrete vom 11, July ı820, Nr. 1674, und 
a A 1821, ee der. G. ©. er 

Siehe dad zehnte und zwölfte Hauptſtück der allgemeinen Vorſchrift 
über die Verfahrungsart der galisifhen Griminal:Gerichte in dem 
Hofdelrete vom 28. Dftober 1808, Nr. 867 der 3. G. ©. 


$. 857. 

Diefe Unterfuhungs = Berichte Hat das Oberge- und D durch 
richt in Ueberlegung zu nehmen, fo weit foldhe Gebre= Bortenrungen 
hen darin vorkommen, welche unverzügliche Abhilfe :dehuns der 
fordern, die zweckmäßigen Vorkehrungen zu treffen, Sresen. 
in Anfehung der übrigen Gegenftände aber fein Gut- 
achten an die oberfte Juſtizſtelle abzugeben, und die 
Entſchließung derfelben zu erwarten, 


afer’s Strafgef. über Verbr. 3ı 
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Griminal: ©e 


von Mienerifd) = Neuftadt in Defter: 
für das Quartal vom: 1. Sa: 





















Name | 
und Die Einlieferung ift gefchehen 
Stand 
des 
Beſchuldigten. durch wegen 












i ‚Die Dorf: 
Eva Kraufchinn Dor 
1. 1 Zaglöpnerswitwe 2 a Obrigkeit 


Betruges. 
von Froſchdorf. 


von Hohen— 
walkersdorf. 









Nikolaus Vinz, mit 
dem Spitznamen 

Waldnickel, ein Bau—⸗ 
ersknecht von Neun— 
kirchen. 







Die gericht-Diebſtahls— 
liche Strei: |und® Raub— 
fung. mordes. 


10. Februar 
180 









Paul Funk, bürger: ‘ 
liher Schuhmader- | Iſt auf freyem Buße Verwun⸗ 
meiſter in der gelaſſen. dung. 
Neuſtadt. 





3. 
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richts: Tabelle 


reich unter der Enns, V. U. W. M., 
nuar bis legten März 1804. 











Tage 
des 
Verhöres. 







Gerichtliche Verhandlung. 





Iſt den 8. Januar 1804 des Betruges ſchul⸗ 
dig erkannt, und auf 6 Monate zur Kerker⸗ 
firafe verurtheilet worden. 


Da er erft den 27. März zum Geftändniffe 
des Raubes gefchritten ift; fo wird die Unter- 
ſuchung wegen des zugleich verübten Mordes, 
wie auch zur Entdeckung der Mitfchuldigen, 
und Zurüdverfchaffung des geraubten Gutes, 
fortgefeßet. 


Den 10., ı3., 18. und 
24. Februar; den 9, 
27.und 28. März 1804. 








Den 30, März 1804. Dad Verfahren wird fortgefeßet. 
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Anhang. 
neuerer allgemeiner Borfehriften 
über ben 


erften Theil des Strafgeſetzbuches. 
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— Weber die Auslieferung fremder Verbrecher in 
das Ausland, und die Erlangung der in das Ausland 
geflüchteten inländischen Verbrecher find folgende Bor: 
fchriften zu beobachten: | E E 
4) Ueber die Auslieferung eines Fremden, der 
wegen eines im Auslande begangenen Verbrechens aus— 
geliefert werden ſoll, fteht die Beurtheilung, die nö— 
thige Verhandlung, und die darüber mit der fremden 
Behörde zu führende Korrefpondenz im Allgemeinen 
dem Grimmal-Gerichte zu, in deffen Bezirke der Be— 
ſchuldigte betroffen wird. —— 
2) Auf das Verlangen der Auslieferung oder über 
erlaffene Steckbriefe ift der. Fremde, welcher eines be— 
ftimmten, im Auslande verübten Verbrechens beſchul— 
Diget wird, mit Rückſicht auf den Stand der Perjon 
und die Wichtigkeit des angefchuldeten Verbrechens, 
entweder fogleic zu verhaften, oder doch auf’ eine, 
die Gefahr der Entweihung ausfhliegende Art zu 
beobadten. — | 

-3) Menn das. Verlangen der Auslieferung for 
gleich oder in einem angemefjenen Zeitraume mit Be: 
weifen oder Durch erhebliche Inzichten unterftügt wird; 
worüber fi) der hier vernommene Fremde nicht auf 
der Stelle auszuweiſen vermag; fo muß auf deſſen Aus: 
lieferung angetragen, jedoch hierzu die Genehmigung 
des Griminal:Dbergerichtes eingeholet werden. 

; 4) Das Criminal-Obergeriht in der Refidenz hat 
ſich fodann mit der Polizey-Hofitelle, in den Provin- 
zen aber mitdem Landes-Prafidinm in das Einverneh- 
men zu feßen; und wenn beyde nicht einig ſeyn follten, 
haben beyde hierüber jedesmal die Entfcheidung ihrer 
Dberbehörde einzuholen. - - | R 

‚ 5) Wenn ein Fremder im Auslande ein Verbre— 
chen begangen hat, welches auf die Verfaſſung, auf 


Bu 9. 38. 


Bu $.61 und 70. 


Zu yi. 
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die öffentlichen KreditdsPapiere, oder auf das Münz- 
weſen diejes Staates Einfluß hat, 5 derfelbe in kei⸗ 
nem Falle auszuliefern; fondern nach der Borfchrift 
des $. 32, erften Theiles des Strafgefeßes, gleich ei= 
nem Eingebornen zu. behandeln. 

6) Auch wenn die Auslieferung eines fremden 
Berbrechers nicht angefucht worden, — nach dem 
$. 33, erſten Theiles des Strafgeſetzes, den fremden 
Staaten anzubieten iſt, muß hierzu die Genehmigung 
des Obergerichtes eingeholet werden, welches ſfich in 
Sachen weiter, nad) dem $. +, zu beuehmen hat. 

7) Das Anſuchen, daß ein öfterreichifcher, in 

einem fremden Staate fich aufhaltender Unterthan we= 
gen eines im Inlande verübten Berbrechens ausgelie- 
ert werde, ift von dem Griminal-Berichte mit Bewei⸗ 
fen oder erheblichen Inzichten, worüber der Beſchul— 
dDigte im Auslande vernommen werden Fann, zu unter- 
ftügen, und wenn die Auslieferung verweigert werden 
follte, hiervon die Anzeige an das Criminal = Dberge- 
En und von diefem an den oberften Gerichtshof zu 
machen. 


II. x 
Es unterliegt Feinem Zweifel, daß Zollbeamte 
Abgeordnete der Obrigkeit in Amtöfachen,, und daß 
fie zur Ausführung der obrigkeitlihen Anordnungen 
beftimmt feyn; daher ift die gegen diejelben in Amts- 


ſachen ‚mit gefährliher Drohung oder wirklicher ge= 


waltfamer Handanlegung verübte Miderfeglichkeit als 
das Berbrechen der —— Gewaltthätigkeit, nad) 
dem $. 7ı, und die Zuſammenrottung mehrerer SPer- 
fonen, um denfelben in Ausführung der Anordnungen 
Miderftand zu leiften, als das Berbrechen des Auf: 
ſtandes, nad) den $$. 63, 64 umd 65, und nicht nad) 
dem Zoll: Patente vom 1. Januar 1788, zu beftrafen. 
(Hofdekret vom 12. Junius 1807.) 


III. 
Der Begriff des ausgeführten Verbrechens der 
Nachmachung der als Münze geltenden öffentlichen Kre⸗ 
ditd = Papiere (Einlöſungs-Scheine, Anticipations— 
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Scheine) erfordert nicht die Anwendung aller hierzu 


nöthigen Werkzeuge, jondern es. reicht zu dem, im. 94 
orten (mitder Todesftrafe belegten), Verbrechen 
hin, wenn diefe Kredits-Papiere, gemäß der $$. 92 und 
05 des Strafgefeßes, überhaupt mit vorbereiteten Merk: 
zeugen, ohne Rückſicht auf die Gattung und. Zahl der 
legteren, nachgemadht werden. (Höchfte Entfchliegung 
vom 3. Dezember 1808; Hofdekret vom 7. Septem: 
* ul: Datent vom 7. May 1815, Beylage C, 
Ne 7. 


IV. — F 

Da der $:95 des Geſetzes über Verbrechen keinen 
Unterſchied maht, ob das Verſtändniß eined Ausge— 
bers der ald Münze geltenden Kredits-Papiere (Ein: 
löfungs-Scheine, Anticipations-Scheine) mit dem Nach: 
macher oder einem Mitfchuldigen vor, während, 
oder nad) der Nachmachung ‚getroffen worden ift ; fo 
hat die Zodesftrafe auch gegen jenen Sheilnehmer 
Statt, welcher mit dem Nachmacher oder einem Mit- 
huldigen erſt nad) vollendeter Nachmachung das Ver⸗ 
ändniß getroffen, und demfelben gemäß solche. nad)- 
gemachte Kredits-Papiere (Einlöfungs- Scheine, Anti 
cipationd-Scheine) ausgegeben hat. (Höchſte Eutfchlie- 
Bung vom 21. Julius 18105 Hofdelret vom 7. Gep- 
n g 18115 Patent vom 7. Mah 1813; Beylage C, 
. 11. | Be Yin 


V. 


Iſt die Nachmachung der als Münze geltenden 
öffentlichen Kredits-Papiere (Einlöſungs-Scheine, An— 
ticipations⸗Scheine) mit der Feder oder andern zur 
Berfalichung nicht vorbereiteten, und dazu nicht geeig- 
neten Merkzeugen verübt worden, fo ift diefelbe als 
das, im $. 96 des Strafgefeßes bezeichnete, Verbrechen 
des Verſuches der Verfälfhung zu beftrafen. (Höchfte 
Entſchließung vom 25. Oktober 1805; Patent vom 
20. Zunius 1811, Beylage C, $. 65 Hofdekret vom 


7. September 18115 Patent vom 7. May 1815, Bey: 


lage, $. 6.) 


Zu $. 95. 


Zu $. 96. 


Bu $. 102. 
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= . "WE: 0 
Die gegen die Verfälfher und Verfertiger oder 

Ausgeber der als Minze geltenden Kredits-Papiere in 


dem Geſetzbuche $. 92 bis 96, 100 bis 102 fejtgefeß- 


ten Strafen find durchaus auf die Einlöfungs- und 


Anticipations-Scheine — (Patent vom 20. 


Zu 4. 120. 


Junius 1811, $. 10; Hofdekret vom 7, September 
1811; Patent vom 7. May 1813, $. 6.) 


vll. 


Ueber die erregten Zweifel wegen der Bereinigung 
der $$. 119 und 120 des Strafgefeßes, erften Theiles, 
wird erklaͤrt: Der $. 119 beftraft, wie aus deffen 


wörtlihen Inhalte, und der Bergleichung mit dem 


$. 120 und Beziehungsweife des $. 5, erften Theiles, zu 
entnehmen ift, außer dem unmittelbaren Mör- 
der umd dem Befteller, denjenigen Mitfcehuldigen mit 
dem Tode, welcher unmittelbar bey der Vollziehung 
des Mordes ſelbſt Hand angelegt, oder auf eine thä- 
tige Weiſe mitgewirket hat; der $. 120 hingegen redet 
von den entferntern Theilnehmern, welche ohne 
unmittelbar bey der Vollziehung des Mordes felbit 
Hand anzulegen, und auf eine thatige Weiſe mitzu- 
wirken, auf eine andere, in dem $.5 enthaltene, ent: 
ferntere Art zur That. beygetragen haben. Nur 


iſt derjenige, welcher den Mörder auf was immer für 


eine Art zur Ermordung des Dritten bewogen. hat, 
nad) dem. 118, dritten Abſatzes, ald Beſteller mit 
der im $. 119 beftimmten Strafe zu belegen. (Durch) 


Cirkularien kundgemachte höchſte Anordnung vom 


gu d. 158, 0) 


16. Februar 1809.) 


VIIL 

Die gefeßliche Ausfage des $. 148, lit. a, in den 
Morten: wenn der wirklich ausgebrochene Brand zu 
wiederholten Malen gelegt worden, bezeichnet nad) dem 
natürlichen Verſtande jenen Fall, wenn der Shäter 
öfters Feuer gelegt, und diefed endlich, obgleich nur 
Ein Mal wirklich ausgebrochen ıft, da die Wieder: 
holung diefes fchweren Verbrechens, wenn fie auch je: 
desmal ohne Erfolg geblieben ift, ſchon für fih, nad 
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eben diefem Paragraphe sub. c mit lebenslangem, ſchwe⸗ 
ren oder ſchwerſten Kerker beftraft wird. (Erläute- 
zung vom 7. ay 1813.) i —* 


Die vorhergegangene, von dem Geſetze geforderte 34 5. 66, 1. 
zweymalige Beitrafung wegen Diebftahles mag im 
Criminal⸗Wege, oder von der politiſchen Obrigkeit ver: 
hängt worden feyn; fo wird der folgende Diebftahl, - 
ohne alle Rückfiht auf den Betrag, zum Verbrechen. 

Doch ift diefe gefeßlihe Verfügung in Hinficht des 
Diebftahles auf das verfchiedene Verbrechen der Ver: 
untrenung nicht auszudehnen. (Erläuterung vom 5. OP: 
tober 1804.) A — — * 


— — | 
Die Geldftrafe für die Beförderung der Entivei- Bus. wo. 


ag Age Fuhrweſens-Kuechtes wird auf 12 fl.30 Er. 
W. W. beſtimmt. (Hofdekret vom 15. Dftober 1807.) 


; XI. — | 
Iſt der Beſchnldigte "sffenbar zur Militär » Ges Bu 1. os, » 

richtöbarfeit gehörig, der Beſchädigte mag vom Civil- 
oder Militär-Staude feyn , fo fteht die Erhebung der 
Beichaffenheit der That nur der Militär:Behörde zu, 
bey einer Gefahr am Verzuge aber dem Eivil-Criminal- 
Gerichte, oder der Ortsobrigkeit nad) der Beſtimmung 
des $. 236, welche Eivil-:Behörden die Verhandlung 
fogleid) dem Militär-Berichte: zu übergeben haben. Da= 
gegen haben ſich die leßteren in die Thaterhebung nicht 
einzumengen, wenn der Beſchuldigte zum Civil-Stande 
gehört, obgleich der Beichädigte eine Militär - Perfon 
gewefen wäre; nur find fie von dem Vorfalle in die 
Kenntniß zu feßen. Wenn endlich der Thäter unbe- 
kannt, oder jein Stand nicht ausgewieſen ift, hat ſtets 
die Civil-Behörde ihr Amt zu Handeln, und nur nad) 
erhaltener Aufklärung , daß der Befchuldigte wirklid) 
* Militär-Stande gehöre, die Verhandlung abzu⸗ 

techen, und der Militär-Behörde zuübergeben. (Hof- 
defret vom 24. Zunind 1808.) dä: 
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ut Das Berbrehen der Störung der innerlichen 
Kuhe des Staates ift zwar nicht, wie das Verbrechen 
des Hochverrathes , nur von dem Criminal- Gerichte 
der Hauptftadt der Provinz, fondern von jedem fonft 
zuſtändigen Criminal» Gerichte u unterfuchen, woben 
dem Obergerichte in wichtigeren Fallen, nad) dem $. 224, 
ohnedieß die Delegirung eines andern Berichtes über: 
. laffen ift. Doc) ift jedes Urtheil über das in, den $$. 57 
und 58 enthaltene Verbrechen der Störung, der inner: 
lichen Ruhe vor der Kundmachung ‚dem Obergerichte, 
und von diefem der oberften Juſtizſtelle, wie in den 
Füllen des $. 442, vorzulegen. Auch Hat das Grimi- 
nal-Bericht von einer ſolchen auhängig gewordenen Un: 
terjuchung , wie in den Fällen des $. 305, Die Anzeige 
an das Kreisamt zu erftatten. (Hofdekret vom 25. Qu: 
nuius 1808.) 


Ä XII. 
Zu d. 266. An Criminal-Fallen ift der Eid von den jüdifchen 
Religions⸗Genoſſen mit den für das Civil: Verfahren 
in der allgemeinen Inſtruktivn vom 9. September 1785, 
$. 19 und 20, und dem SHofdekrete vom 24. Novem- 
ber 1787, Nr. 748, vorgefchriebenen Feyerlichkeiten 
aufzunehmen, wobey die Zuziehung eines jüdifchen Re⸗ 
ligions-Lehrers nicht verboten ift.  (Hofdekret vom 
19. September 1806.) ee 


| XIV. | 

Zu $. 304. Die Einziehung eines in öffentlichen Dienften fte- 
henden Beamten ift von der verhaftenden Behörde, und 
rückfichtlich dem Eriminal-Gerichte, nicht nur dem Ap- 
‚pellations:Berichte , fondern auch unmittelbar der vor: 
gefeßten Behörde des Beſchuldigten zur nöthigen Bor: 
kehrung anzuzeigen. (Hofdekret vom 18. Junius 1808, 
und 26. Oktober 1810.)  . 


BEE N 
zusam Jedes Eriminal-Bericht ift verpflichtet; fobald es 
‚zur Kenntuiß einer Berfälfihung von was immer für 
einer Battung der Öffentlichen KHredits + Papiere (Pa: 
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piergeld oder Obligationen) gelangt, hiervon dem Prä⸗ 
fidinm der Landesftelle und des Appellationg » erid): 
tes die unmittelbare Anzeige ohne Verzug zu erftattei, 
welde von dem Leßteren an das Prajidium der ober- 
ften Quftizftelle zu befördern ift. (Hofdekret vom. 
27. Junius 1005, — 

Eben dieſes findet Statt, wenn im Laufe der Unter— 
ſuchung neue Umſtände hervorkommen, welche zur wei— 
teren Entdeckung oder Verhinderung ſolcher Verbre— 
chen dienen könnten; doc) find die Unterſuchungs-Akten 
felbft der Anzeige nicht beyzufchließen. (Hofdekret vom 
16. November 1810, und 22. Februar 1811.) 


XVI. | 
Ein auf freyem Fuße nad) dem Gefeße unterfuch- au ı. »+. 
ter Befchuldigter ift, wenn er von der erften Behörde 
fchuldig erkannt wird, deßhalb allein wahrend des Re— 
Furfes an den Dberrichter nicht in Verhaft zu nehmen, | 
fo lange die Bedingungen des $. 306 nod) immer fort: 
dauern, und der Berurtheilte der Flucht nicht dringen: 
der verdächtig wird. (Hofdekret vom 5, May 1813.) 


XVIL 
Das vor einem inländifhen Criminal: Gerichte, 3u s 39. » 
welches in Folge des $. 236 des Strafgejeßes einge: 
ſchritten ift, abgelegte Geftändniß ftellt über Die einge- 
ftandene That den rechtlichen Beweis her, wenn auc) 
die weitere Verhandlung und Entſcheidung, in den Fal- 
len des $. 221, einem anderen Criminal = Gerichte ge: 
feßmäßig zugewiefen ift. (Hofdekret vom 3. Dezem- 
ber 1808.) = = ! 


XVII. 
Die. Ausſage des Beſchädigten wirft nad) dem au s- ss, = 
Geſetze einen rechtlichen Beweis. über die Befchaffenheit "" ” 
der That auch in den von dem Beſchuldigten nicht ein- 
geränumten Umftänden, wenn der Beweis der That auf 
eine andere Art nicht möglich ift, und der Ausſage des 
Beihädigten, nad) dem $.114, Feine Bedenken entgegen 
ftehen. Sie beweifet auch den Betrag des Schadens, 
ohne zu unterfcheiden, ob der Schade an barem Ber: 


ae 


19% 


mögen oder an Gegenftäuden, die einer Schägurg 
unterliegen, verurfacht worden ſey. (Hofdekret vomn 
20. Julius 1810.) 

"XIX. 


iei,d Da die Beſchädigten in den $$. 376 und 384 nir- 


gends als verdächtige Zeugen erklärt werden, fo kann 
auch Durch die Ausfage zweyer Befchädigten der recht⸗ 
lihe Beweis zur Ueberführung des Beihuldigten her- 

eitellt werden, wenn anders, nad) dem $. 483, lit. e, 
ihre Glaubwürdigkeit wegen des eigenen Intereſſe nicht 

efchwächt erfcheint, welches der Richter in einzelnerz 
Fllen, zufolge $$. 409 und 414, nad) dem Zufammen= 
hange der Sache und der perſönlichen Eigenfchaften der 
Zeugen und des Bejchuldigten zu beurtheilen hat. (Hof= 
defret vom 10. Dezember 1808.) 


X 


Bu $- dıb. Auch) die ungeprüften Benfißer, deren Beyziehung 


zur Vollſtändigkeit des Berichtes bey Abgang ordent> 
liher Mitglieder nothiwendig geworden ift, haben nach 
den Worten imd der Abficht des Befeßes, der Berath⸗ 
fchlagung beyzuwohnen,, und es gebühret ihnen gleich 
den geprüften Benfigern, da das Geſetz Eeinen Unter- 
ſchied macht, ein entſcheidendes Stimmrecht. Uebrigens 
verfteht es ſich von felbft, daß nur großjährige Perfo- 
nen zu dem Amte eines Benfißers verwendet werden 
können. (Hofdekret vom. 25. September 1807, und 


6. Julius 1804.) | 
XXI * 


gu 4. 2.. Da bey Verbrechern unter ne ahren ſelbſt 


die Todesſtrafe in eine zwanzigjährige Kerkerſtrafe ver⸗ 
wandelt wird; ſo folgt von ſelbſt, daß auch in den Ver⸗ 
brechen, auf welche der eng Kerker verhängt 
ift, höchſtens ein zwanzigjähriger Kerker gegen diefel- 
ben erkannt werden könne. (Hofdekret vom 5. DOfto- 
ber 18145 12. April 1806; und 18. September 1807.) 


XXI 


Bu j. 484. Mas von den Fallen des Betruges im $. 434 


geordnet ift, kann auf das davon gefeßlich unterjchie- 
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dene Berbrechen der Beruntreuung nicht bezogen wer- 
den. (Höchfte Entjchliegung vom 12. Dezember 1814.) 


XXIII. 

In den im $. 442, des erſten Theiles des Straf 3u 5. au. 
efeßes, der Erkenntniß der oberften Zuftizftelle vor: 
ehaltenen Verbrechen, fteht derfelben die freye Macht 

in der Beurtheilung nad) der Vorſchrift des Gefeßes 
zu. (Höchſte Entfhließung vom 30. Januar 1812.) 
3 XXIV. | 

Jene auf eine längere, als fünfjährige Strafzeit au # a. 

efällten Urtheile, welche nod) einem Rekurſe unter- 
liegen, können vor Erledigung deffelben, oder vor Ver: 
ftreihung der Rekursfrift der im $ 451 angeordneten 
öffentlichen Kundmachung nicht unterzogen werden. 
Eben fo wenig bat diefe Kundmahung Statt, wenn 
das nach der Strenge des Geſetzes, von den unteren 
Behörden auf mehr ald fünf Jahre gefällte Urtheil 
von dem höheren oder höchften Richter unter fünf Jahre 
gemildert worden ift. (Hoͤchſte Entſchließung vom 12. 
Dezember 1814.) 


XXV. 

Der Inhalt eines Criminal-Urtheiles über das zu s. 454. 
erwiejene Berbrechen der zweyfachen Ehe ift von dem 
Criminal Gerichte fowohl dem rechtmäßig. ald unrecht: 
mäßig angetrauten Batten des Verbrechers zum Schuße 
und Mahrnehmung ihrer Rechte, und Erfüllung ihrer 
Pflichten durch die Perfonal-Behörde, dann aber auch 
der politifhen Behörde, in deren Bezirk die gefeß- 
widrige Trauung vor ſich ging, bekannt zu machen, 
damit die Ungültigkeitderklärung der zweyten Ehe von 
dem Geelforger in dem Trauungsbuche angemerket 
werde. (Hofdekret vom 30. Julius 1808.) 


XXVL 
Die Mitfhuldigen eines_gemeinfchaftlichen Ber: au s. su. 
brechens haben in Hinficht auf die Criminal-Koſten je- 
der fir das Ganze zu le mit Ausnahme der Ber: 
pflegungskoften, welche für jeden Einzelnen insbefon- 


496 


dere verwendet werden, ımd nad dem $. 312 durch 
eine mit dem -Unterfuhungs = Gefängniffe vereinbarliche 
Arbeit den mittellofen Verhafteten nad) Thunlichkeit 


verſchaffet werden. (Hofdekret vom 20. April 1809.) 


Zu 4. 666. 


XXVII. 


Die Appellations-Gerichte werden von der Ein- 
fendung einer jährlihen Haupt = Criminal = Sabelle, 
worin alle einzelnen Unterfuchungen umftandlid bisher 
aufgeführt worden, zwar enthoben; doch haben fie am 
Schluſſe des Jahres die jummarifchen Ausweiſe über 
die Battungen der Verbrechen, ihre Ab⸗ und Zunahme, 
nebft Bemerkungen nad) dem Geiſte des $. 555, end- 
lic) aud) die denfelben am Schluffe des Sahres von den 
einzelnen Criminal = Gerichten zugefommenen leßten 
Quartals⸗Tabellen in Originali Kae und mit 
der Bemerkung deſſen, was das Dbergericht bereits 
verfügt habe, der oberfien Juſtizſtelle vorzulegen. 
(Hofdekret vom 14. Dezember 1810.) Ä 


Alle hier nicht vorkommende Verordnungen, welche 
an einzelne Eriminal= Dber» oder Unterbehörden, über 
die verjchiedenen Gegenftände ihrer Amtswirkſamkeit, 
insbefondere über den Umfang oder die Abfonderung 
der Zurisdiktions-Bezirfe, die Einrichtung und Befol- 
dung des Perfonals, die Polizey der Arrefte, den Gang 
und die Manipulation der Gejhaftsverhandlung , die 
Gränzen der peinlihen Militär-Gerichtöbarkeit u. ſ. w. 
erlaffen worden, bleiben in ihrer gegenwärtigen An— 
wendung. | 


Alphabetiſches Negifter 
über den | 


Inhalt der Verordnungen. 





U. 
F Seite 
— der Strafe . ee ee 7 7 
— Vorlegung der Akten wegen, - . .. 74. 359 


Abhörung der des Schreibens unfundigen Zeugen oder 
Befhuldigten. «0 m 0 0 0 2240 
Siehe Zeugen. 


Abfürzung der Strafzeit . . . 73. 74 
Ablaffung von Borunterfuchungen , r Dortegung 
Ablieferung der Criminal-Inquiſiten . - . 2. 263 


— bey, der Sträflinge auf den Spielberg. follen die 
Urtheile in vidimirter Abfchrift. beygefügt werden. 392 
— wann die für das Militär bemeflenene Veapergu⸗ 


‚tung wegen, zu bezahlen fey .. .. 394 
—  Moafregeln m N Criminal Arreflan- . 

ten . een ee 394 
— Veſtreitung der Auslagen. er . 394 
— die zur, dienenden Verfpannsfaßren find von der 

Weg» und: Linienmauth frey . 399 


— die zur, erforderlichen —— — ſi nd vom 
Kreidamte, anözufchreiben und unentgeltlich zu lei— 
ſten. Dem Gerichtödiener. gebührt wegen feiner 
' Rückkehr keine Vorſpſann . » 395 
— Vergütung der Atzungs- und "Verwahrungs: &o: 
x fien, fo wie auch der Vorſpann bey, von Verhaf⸗ 
teten an die Strafgerichte in Galizien. « 447 
S. Tabellen und Sträflinge. we 
Abwefende, fı Slühtlinge. | 
Adelige, Ausländer, die fich für, angeben. - «38 
— uUnterſuchung der, in der Bufowina und in Ga— 
lizien . 0 7 [ra 193 
Waſer's Strafgef. über Berbr. 33 


498 


Geite 
Advofaten, Verwendung — Schoͤpfung der Cri⸗ 
minal-Urtheile .. 187. 349 
— Prüfungen, ob die, jene für das Criminal: : Nic)» 
teramt vertreten fönnen . . .» 000. 189 
Aenderung, f. Abänderung, 
Aerzte Gutachten der, über den Sefunopeitsgnfland er 
Inquiſiten. .. 33 
— Remuneration der, in Tyrol 448 
S. auch Sanitätd»:Perfonale, —— 
und Kreisärzte. 
Akten, wann dieſelben der mediziniſchen Fakultat — 
theilt werden fönnen. . 226 
—  abgeführte Criminal-, wie die Mittheilung der, ‚ 
an den Senat in ſchw. Poliz. ERROR — 
geſchehen habe . . 388 
— Die Mittheilung der, an Parthepen it ftreng uns 
terfagt . .. 399 
— nur dem Befchädigten; wenn er die Enefchädigung 
im 'ordentlichen Rechtswege fuchet, — die Ein⸗ 
ſicht der, geſtattet werden.. 435 
— ob die Mittheilung der, an auswaͤrtige Stimingl. 
Behörden überhaupt zuläflig fY » . “ 470 
— der Gefälld: Verwaltung fönnen die, zum — 
Amtsgebrauche mitgetheilt werden ... . 470 
S. Vorlegung und Stämpel. 
Aftwarftellen, Befegung der, .. 00. 368 
Alimentation vermögendlofer Witwen . — 49 
Antizipations⸗Scheine, WERTE oder Ber: 
fälfhung derfelben . . 6221 
Anzeige, erdichtete, eines Peflvergehens . 46— 164 
— an die Behörden, oder den Körper, wozu der Vers 
urtheilte gehört; wann Diefelbe zu gefchehen habe. - 367 
— an die Landedftelle wegen Euininheltung der Adels» 
Matrifel . 368 
— der Aburtheilung eine Beamten, Penſi joniſten oder 
Pprovifioniften E den Behörden - ſogleich zu 
machen . 255, 369 
— der Aburtheifung "eines öffentlichen Beamten ift dem 
Obergerichte zu machen . 0: 255. 369 
— der Aburtheilung eines Iufigverwalters ift dem 
DObergerichte zu machen. 369 
— an weldhe Behörden und in welcher Fotm die, wer 
gen Landesverweifung zu machen fey  .:. 65. 374: 375 
— bie Strafhausverwaltuig hat von jedem Todeöfalle 
388 


eines Sträflings die weitere,zu machen -. x... » 


©. 


499 


Seite 
Appellat.»Geriht, Beamte, Krebditd: 


papiere, Kreidsamt, Münze, Polizey— 
Behörden, Btudierende, IUnterfuw 
hungsgerihte, und Zollgefälld- Ad 
minijtrationen. 


Anzeiger, wann er als Verläumder — werden 


fonne . . 164 


a re Gericht, Anzeige an "das, wegen der 


— * 


I] 


Unterfuchung eineö penfionirten Stantöbeamten . 37 
eines provifionirten Staatödienerd - » 2... 37 
einer penfionirten oder provifionirten Witwe - «87 
eines mit dem Erziehungsbeitrage betheilten Kindes - 37 
Vorlegung-der Aftenan das, wegen ERS der 


geſetzlichen Strafzeit. » -» 72. 73. 74 
‚Anzeige wegen der unterſuchung eined im politi« 


fchen Wege: abgeurtheilten Verbredherd . .. . 209 
Anzeige an daß, wegen Einleitung der Unterfuchung 


gegen einen öffentlichen Beamten. . - . 272 
Anzeige andas, wegen Berfälfgung öffentlicher 
Kreditd Papiere. . . . . 274. 275 


das, hat in feinen Urtheifen auszudrüden, ob da⸗ 
durch das Urtheil des Untergerichtes — oder 
abgeaͤndert wurde . . . 360 
das, hat ſeinen Ausſpruch nicht bloß "auf jenes 
Verbrechen, wegen welchem die Vorlegung gefchehen 
mußte, zu befchränfen , fondern auch auf alle fon» 


- Purrirende Verbrechen oder fchw; Polizey : —— 


tungen auszudehnen . . 361 
das, darf die Urtheile, zu deren Kenntniß es au. 
fer dem Wege der Vorlegung gelangt, weder ver⸗ 
fchärfen noch mildern . . ... + 83682 
das, hat fich in den. Anträgen auf Sirafmiiderung 
über den. ‚Grad der — beſtimmt auszu⸗ 
ſprechen · .446. 363 
wann die Aburtpeilung eined öffentlichen Beamten 


dem, anzuzeigen fey . 369 


dad Urtheil gegen einen Juftig- Verwalter ſoll dem, 

vorgelegt werden. - . . 

Anzeige an das, wegen Candeöverweifung 65. 374. 375 

dad, hat jährlich fummarifche Ausweife über die 

Abs. und Bunahme der Verbrechen vorzulegen 473 
:475. 477. 478 

v0, bat bey. Borlegung der jährlichen fummari: 


ſchen Ausweife, die Anitände anzuzeigen, welche 


ſich bey Anwendung des Strafgefepes ergeben haben 478 
32 * 


500 


eit 

Appellations: Gericht dad, hat den Zufland De : 
Sırafhaufes durch, Abfendung eines. Appellations- 

Rathes unterfuchen zu laffen - . . . 480 


©. Beamte, Vorlegung, Audweife und. Zar 
bellen. 
Appellationsd: Prüfung fürdas Criminal: Richteramt ı86 
Arbeiten, die mit beidem Fußeiſen nicht verrichtet wer— 


den fönnen . . » > a re 
— der verhafteten Inquifi iten .. . 284 
S. öÖffentlihe Arbeit, Sttäflinge, und 
Zwangsarbeitöhauß,. 
Atzungsbeträge für Arreflanten . . « 457 


— : Vergütung der, wenn Militär Perfonen bey Civil. 
- Gerichten, oder wenn Civil» Perfonen bey Militär: 
Gerichten verhaftet find - » » = u.... 458. 459 
— Vergütung der, für verhaftete Juden. . . . . 46a 
— Vergütung der, für inhaftirte Patental: Indaliden 464 
S. Ablieferung, Koſten und Verpflegung. 
Auditore, Prüfung * ei, den ka Ge⸗ 


richten. .. . 189 
Ausländer, wenn fie e im In . und Auslande Verbrechen 
begangen haben . . 57 
©. Adelige, Auslieferung und Sandesver. 
weifung. ; 
Auslieferung fremder Verbreder . » . 58. 59 
— der in das Ausland geflüchteten inländifchen Der: 
breder . . . : 58. 63 


— Uebereinkunft zwiſchen Sr. Majeftät dem Kaifer von 
Defterreich und Ihrer Majeftät der Frau Erppergogin 
Maria Louife wegen, der Verbrecher . . 

— Vertrag mit der fhweiz. — wegen, 
der Verbreder . » . 623 

— Einvernehmen der Landesſtelle mit dem Appella- 
tions = Gerichte im Balle.der, eines FRE Ber: 
brechers . - 

— Uebereinkunft 3. 'J. M. Mm. des Kaifers von Defter- 
reich mit dem Kaifer von Rußland: und dem Könige 
von Preußen wegen, der DVerbreder:. . .. -: 63. 64 

— Beſchluß der deutfchen Bundesverfammlung über die, 


der ©taatöverbreher . . .» a a 
Audreißer, Verwandtfchaft mit demfelben. BE | 
Ausfpähung, Verbrechen der, . . , . 81 


Ausweiſe, jährlich vorzulegende fummarifche, über die 
Ab » und Zunahme der Verbrechen und der Ver—⸗ 
breche 0 0 mn hat Hd 476 


501 

Seite 
Ausweiſe, ſummariſche, — die Appellat.⸗Gerichte 
am Schluſſe des Jahres über die Gattungen und 
Ab» und Zunahme der Verbrechen ſtatt der jaͤhrli⸗ 

chen Haupttabelle einzufenden . u 0» 477 478 
— bey Vorlegung der, find die Bälle, in welchen fich 
bey Anwendung des Straf» Gefeged Anftände erge⸗ 

ben haben, der oberjten Juſtiz-Stelle anzuzeigen . 478 

S. Zabellen. 


B. 


Bank, Oeſterr. National⸗, die, hat den Crim.⸗Gerichten 
Auskünfte zu ertheilen und die Einſicht deponirter 
Effekten zu gewͤhre... . 

Banknoten, Bankaktien, Depoſitenſcheine, 
Verfälſchung und Nachahmung derfelben zus. 112. 113 

Banfozettel, Verfälfhung oder Nachmachung der, 109. 110 

— Berfhwiegenheit in folhen Criminal» Verband: 
BEER. 2 0 en 36 
Beamte, Entlajlung der, weldhe wegen eines Verbre— 
hend ab instantia loögefprochen wurden 35. 43. 49 
— welche ald Verbrecher abgeurtheilt wurden - . 36 
— MWiederanftellung der ded Dienites.entlaffenen, 36. 42 
—  penfionirte, Verluſt der Penfion wegen eines Ver: 
brechens oder wegen einer ſchweren Polizey » Ueber: 
fretung er rer ie 7. 
— die Beyziehung zweyer Hofräthe der-oberiten Juſtiz⸗ 
Stelle, bey Dienitesentlajfung der, . . 41.44. 49 
— herrſchaftliche Privat-, welche fih eined Werbre: 
hend oder einer fchweren Polizey-Uebertretung ſchul⸗ 

TR 22 ET EEE 

— Entlaſſung der, welche vor ihrer Anftellung in einer 
Criminal: Unterfuchung nicht für unfchuldig erflärt 
worden .MRD 0.0. te ee 

— . Suspenfionder, vom Amte und Gehalte . . 44. 48 

— Peuſionirung der Witwen und Kinder folcher, welche. 
während der Criminal: Unterfuchung, jedoch noch 
vor ihrer Verurtheilung geftorben find, oder deren 
Verbrechen erft nach ihrem Tode entdeckt wurden . 47 

— welche einer ſchweren Polizey = Webertretung ſchuldig 
befunden, oder ab instautia losgefprechen wurden 48 

— Alimentation der Witwen folcher, welche vor voll: 

endeter Eriminal: Unterfuchung geftorben find . . 49 

öffentlihe, Begriff derfelben, . - 2 0... - 104 

find Gemeinde - Vorjteher ald, anzufehen . .„ . 108 


249 


4 


302 


| Seit 
Beamte, Dienitedentfehung derfelben . . - ; 108 
— . gehören auch — — « Individuen in die i 

. 10 


Klaſſe der, - ; — 
— Strafbeſtimmung gegen die Beſtechung .4207 
— Anſtellung der, bey Privatherrſchaften .. 42488 
— find Schullehrer als, anzuſehen.200 
— Anzeigen wegen Einleitung der Unterfuchung gegen 

öffentliche, . . - . 273 
— mit einer Alimentation betheilte, haben feinen An- 

ſpruch auf — Verpflegung im Inquiſ.⸗ 


Arrefl . 66 
©. Appellat.— Gericht, Gerichtsſtand und 
Anzeige. 


Bedenkzeit, ſ. Verhör. 

Beeidigung der mit der Juſtizverwaltung Beauftragten 
Beamten . » . 187 
der Kandidaten für das Criminal: Richteramt . ..ı88 

‘ der Juden . ... . ® .'’' 8 2} * ® . [} 341 
der Mennoniften .. . re 77° 
Gebrauch der Tora bey, der Juden . . 


der Mohamedanı . „ . | 
Seyerlichfeit bey Vornahme der, tee 
der Feldgeiftlihen. . - . . . 243 
bey, der helvetifchen Konfeifions » Verwandten . .244 


> Iſraelitinnen während ihrer Schwangerfhaft . 244 

engen. 

freyungen ber Kinder unter 14 Jahren, und der 
Bamilienglieder im $. 168, find auf Amen nicht 
ausjudehnen „ . \ 

Beguadigung während der Kerkerfirafe, f. Naqhſicht. 

Behörden, ſ. Anzeige. 

Beköſtigung der Straͤflinge.. 219. 26 
S. Verpflegung. 


86111111111 


B 


Beleidigung einer Wade ... 88 
Berathſchlagung in Senaten, f. Katpöverfamm- 
lungen. 
— Protofoll, fe Protofoll. 
Beraubung eined Srabe . . » . . 136 


Befhädigte, f. Erhebung und Beweis. 
— wenn der, die Entfchädigung im ordentlichen Nechtös 
wege fuchet, kann ihm die Einficht der Aften ge- 


ftattet werden . . . . 435 
Befhlüffe auf Ablaffung von Vorunterfuhungen fi ind 
manchmal vorzulegen · . . 297 


Befisftörungsfälle, Wirfungöfreis der Kreisämter in, 90 


503 


Seite 
Befigftörungsfälle,:Beflrafung der, durch die — 
vilgerichte .. 542i 90 
—— durch falſches Maß oder Sewict MER. ! 153 
Verfaͤlſchung der Lotto-Scheine . . . . 153 

— ein gerichtlic) — oder abgelsgtes fees 
Zeugniß . - . 154 
— Berfälfchung einer "öffentlichen: uͤrtunde 112. 154. * 
— faͤlſchliche Ausfertigung von ——— und 


Bettelpaͤſſen « 56 
— Nachmachung einer. vorgefhriebenen, oder. Eials: 
thung einer echten Punze » . 1896 


—  falfhe Zeugenausfagen vor den. kur unterfuchung 
4°, der ſchweren Polizeg · Uebertretungen beſtellten Br 
hörden 57 
= Rachmachung eines obrigfeitlichen Baldjeihehs . 157 
—  Gtrafbarfeit de, nad) dem Beträge. 1. . :137..159 
— was von dem, in dem -$.434 .gefagt ift, kann auf 
. das Werbrechen der Veruntreuung nicht bezogen 
werden. . —58 
Bettelpäff e, fälfchliche Ausfertigung der, EEE 166 
Beweis durch Geſtändniß, ſ. Geſtändniß.“ 
— durch die Audfage des Beſchädigten über die; Be: 
| fchaffenheit der That und dem Betrag des Schadens: 335. 
— durch die Ausſage zweyer Befchädigten ‚zut Ueber: 
u führung des Befchuldigten «  . ..337 
— durch. einhellige Ausfagen , zweyer Mitfehuldigen „A 
eines Diebſtahls, zur Ueberweiſung eines rn 
den Theilnehmers . . - ; 338 
— aus dem Zufammentreffen der Umftände — ‚Bas 345 
im ftandrechtlichen FEN 4427 
Beyfiger —F — ———— , 219235 
— Auszeichnung der, .. 220. 222 
— den, geböhret die — der Fuhr⸗ und Zeh⸗ 
rungskoſten, wenn ſie außer ihrem Wohnſihe zu 
Thaterhebungen beygezogen werden „4 
Boshafte Befhädigung,. EU . eines 
| fremden Eigentbumd . . v. . ui 
Bothengänge, wer fie zu bezahlen habe . FT 1. ' 
Brandleger, Belohnungen für die Entdefung der, .. 133 
Brandlegung, Beflrafung der Wiederholung .; . . 134 
— Beſtrafung der, wenn das ausgebrochene Feuer 
ohne beſondere Gefährlichkeit gelegt wurde . . . 135 
— die Urtheile über dad Verbrechen der, find auch in 
dem Orte des gelegten Brandes Fund zu machen . 373 
Brandmarfung, Vollziehung DR, 2a Te na Bi 


504 

Seite 
een: faiſchuche Ausfertigung der, . 
Briefe, ſ. Pofämter. 
Brotportionen, tägliche, für die Srräfinge . ze ng 


©. 


Garbonari, Sekte. der, r 76 
Chemiſſche Unserfuhungen von "bepgebrachten Sif- 
ten find mit Beyziehung eined Apothefers in einer 
Apotheke vorzunehmen . » ne... 
Eivil-Degradation, Strafe der, « « . +... 40 
GivilsC&hrenfreuz;, Verluft we oe. 460 


Eollegialgericht, Begriff eines . ı8ı 
— Gerichtsbarkeit der aus tanbesfülicen Bären ber » 
ftebenden, . - . . 197 


Commiffionen,; fr Rommiffionen. 
Eoneurrenz vom Vebertretungen oe. 
— einer Gefälld » Uebertretung mit einem Verbrechen . Fr 
— einer fhweren Polizey »Uebertretung mit einem Ders 
breben .:.. u 54 
— ber Uebertretung des Werbotee de Waffentragens 
mit einem Verbrehen . a 
Eonfiscation des‘ Vermögens in Defertionsfällen . 168 
— die, kann nachgefehen werden - - » “ . . . 169 
— Verwendung ‚der Geldbeträge in Fällen der, . . 170 
Eonventiond: Münze, f. Geldbeträge. 
Eordon,f. Peft:Cordon. 
errühanie, f. Korrefponden;z. 
Credit Aland: fe Rreditspapiere. 


D. 


Dele girung l Bäue der, durch * Apellations · Ge⸗ 


richt .. .2207. 208 
— durch die oberfte Zuftisftelle TF . 208 
— im alle einer, hat das ordentliche Criminal Se: 





richt die Koften vorzufchießen . . » . 456 
Depofiten:Gelder, Beruntreuung der, . . 144 
ud iten=Wefen, Snftruftion für die Verwaltung 

- des ⸗ 
Def erte — Beftrafung vorgeblicher, . R u 6 188 


— Ablieferung der, an die Militär + Behörde 0. . 10 
Deutfher Bund, m... der — gegen 


den nd 
Diäten, Rergütung der, wenn Juſtiziare zu ſirafge⸗ 


* 


505 


widtihen Erfehungen In fremde Beyete abgeorbnet * 


werden 


‘4 
Diäten, den Sriminal » Räthen, ‚wenn fie außer dem 


Amtsorte abgeſchickt werden, ift die Vergütung der, 

aud dem Criminal:Fonde zu leiften » 2... :. 438 
Beſtreitung der, und der Reiſekoſten, wenn der Uns 
terfuchte die Uinterfuchungsfoften zu tragen hat: 441. 44a 
Quittungen über, unterliegen auch in — 
Faͤllen dem klaſſenmaͤßigen Stämpel . . - 

die Beamten der Collegial-Gerichte find bei Dienfe 


reiſen in Criminal⸗Geſchaͤften hinfichtlich der, nad 


den allgemeinen Directiven zu behandeln. Dieß gilt 
auch in Anfehung der Sanitätd-Beamten: =. . 443 
den in Eriminal= Angelegenheiten auf Local» Comiſ⸗ 
fionen außer dem Wohnorte verfendeten Criminal« : 
gerichtd:Beamten gebühret , felbft innerhalb ihres 
J. Bezirfes, die — pe; Reifefoften. und 
der Bezug der, » » .» « . 444 
ob dem Snquifiten, wenn er zum Erfage der Erimis 
nal:Koften verurtheilt wird, die Diäten und Neifes 
Foften der Aerzte aufjurechnen fyen - » . . „444 
—— dem Sanitaͤts⸗ —— der Bezug von, ges 
wine. 448. 449. 450 


bühre 
Diebflabl, "Verbrechen des, aus dem VBetrage.. . . 137 
— Merbröchen des, bei dem Eintreffen eines in den 


1 


$$. 154— 156 angeführten Umftandee - » . 139 
—— des, am einem verſperrten Gute . . 139 

n Wild . ee a —— 
* dem daube der Maulbeerbäume tie 140 


-Eriminalität des, wegen — zwey⸗ 


mahliger Beſtrafung 141 
aus der —* des Thaters mit  Rücfiht auf 
den Betragvon 5 fl. - 141 
welchen Dienſt⸗ oder Bewerböfeute an den Kindern 
ihrer Dienſtherrn verüben . . 141 
Beſtrafung, wenn zwey Umſtaͤnde "eintreffen, deren 
jeder für fih den, zum Verbrechen eignet . - 142 
der von Gewerbs⸗ — an — — 


veruͤbte 448 
ein zur Nachtszeit verübter, i 144 
Wirfung der es Entfgädigung des Ver: 

legten . . 147. 148 


unter Ehegatten, Yeltern und Rindern in Anwen 
dung auf freinde Theilnehmer . . » - . 149 


506 


Geite 


Diener, beeidete, mindere, Wiederanftellung der wegen 
. Verbrechen entlaſſenen, .. ..-- 37. 38 
©. Anzeige, Appellationd» Gericht, Beamte 
„und. Witwen. 
Difinktions- Zeichen, Berluft des, Br  TEFBER 


Dolmeticher, Belohnung der, - -» 4653 
— — als Verbrechen, ſiaſdare, tee 9 
G. 


Ehe, weifache Bekanntmachung des Criminal» Urtheils 
über das erwiefene Verbrechen der, - -» . + .. 261 

— Verfahren der Strafgerichte bei dem vollbrachten 
Verbrechen der zweyfahen,-  . » . 161 

Ehrenkreuze f. Civil. Ehrenfrenp und Mer 
tallsArmeelreu;. 

Eid,f. Beeidigung. 

Einlief erung der.Criminal» Snquifiten „ . . '2ba. 263 

Einlöfungsfcheine, — oder Verfaͤl⸗ 
chung der, . . . 0 0. 109. 130 

Einziehung ber. Criminal: Inquiſi ten >. . 263 

Eifen, wegen des Empfanges der heil. Sakramente find 
die,.micht abzunehmen 20 0 20. 92 

©. Fußſchelle. 

Entlaffung der Sträflinge, f. Sträfliuge. 

Entfhädigung, Wirkung der freywilligen, des Vers 
legten beym Diebftahle und der Veruntreuung 147. 248 

— durch Zurüditellung des entzogenen Gute, wenn -- 
dasſelbe von Gefälldbeamten angehalten worden . 430 

— wie im Falle eined an Flingender Münze verübten 

Werbrechens die, zu leilten fy . 

— ‚wenn durch Urtheil die Zahlung in flingender Minze 
ohne Feftfegung einer — Geldſorte — 
tragen worden wäre . 

— nur den Befchädigten iſt die Einficht der Akten zu 
geſtatten . 

— in wie fern eine ẽntſchaͤdigungskiag⸗ als unftatt- 
haft anzufehen fey, weil die Strafbehörde über die 
Anzeige des. derfelben zum Grunde liegenden Fae— 
tums eine — einzuleiten nicht befun— 
den bat . . rar a ac SA 

©. Urtheil und Nekurs. 

Entfhuldigungsgrund, f. Befreyung. 
Enffegung von einem Amte oder Dienfte, f: Beamte 
und Diener. 


507 
Seite 


—— 84: — zur, aus heiss Kriegs: 


dienſte . . — 268 

— eines Refervemannes X ..ı08 
— Strafe für die — der, eines Büßenefent 

 fnedhted . . . 169 


— wem die Unterfuhung. und Entfcheidung im Galle 
der, eined Inquifiten oder Sträflings zuſtehe 291. 296 
— Vorſichten gegen die, aus dem Verhafte . .. » 293 
— Belohnung für die Einbringung eined Sträflings 296 
Entwendung, f. Diebitahl, 
Erhebung des RURENSBANDIE, wem Die, zu⸗ 
fiehe . - “0. 190. 216 
wenn der Thaãter nicht befannt iſt —4314 
Genauigkeit bey, ” * .e s ⸗ — — 215 
durch Abordnung von Tommiſſionen . 116. 217. 218 
Belehrung über die dabey — 2 


II 


tofolle . - . 236 
— die befchädigten Partfegen fi ind bey, eidlich zu vers \ 
— — ——— ... 238 


F. 


Feßlungsart der Straͤflinge.. — 44 
Flüchtlinge, Vollzug der Todesurtheile wider, 0.0.34 
— Verfolgung der, durd) a.) und Sicherheits⸗ 
wadhen » » en 
® © erichtöbarkeit. 
ud Fa wann ift.der von dem untern Richter ſchuldlos 
befundene Unterfuchte in, zu gen » » . ..194 
— ein. auf freyem Fuße Unterfuchter wird, wenn er 
von der erſten Behörde fchuldig erfannt wurde, wäh» 
rend des Nefurfes der, nicht verluflig . » » . 276 
— ein mit Kaptur linterfuchter ift, wenn er wider daß, 
auf Aufhebung der Unterfuchung gefällte und Funde 
gemachte, . den —— anmeldet, id in, 


zu feßen. » . 370 
5 eohnf eften, Bau neuer, und Erweiterung. ſchon "bee 


Fuhren zur Ablieferung des Verhafteten, haben die Se: 

meinden durch Vorfpann ohne Entgeld zu leiften. . 395 

—  imentgeldlihe, gebühren den Sanitäts:Beamten . 443 
— ; den Öerichtöbeyfigern find die, zu vergüten, wenn 
fie außer ihrem es ge zu Thaterhebungen beyge. 

zogen werden * ’ ’ , , . + ’ . 444 


508 . 


Bere. von’ Enteichtung der. Weg⸗ und Brücenmauth ꝰ 
befreyt die, mit Arreſtanten und Verbrechern 446 

— in allen foll den Gemeinden die Vorfpann by 
Ablieferung von Verhafteten an- die Strafgerichte 


vergütet werden - .- .447 
Suprwei ens⸗Knecht, Geldſirafe für die Beförderung 

der Entweichung eined, . - » .. . —214169 

— Mannſchaft, Gerichtsbarkeit über die, — . 194 


Fußſchelle, Anlegung der zweyten, bey Unterbrejung 
der Arbeitötage 0 2 ae ee ne. 25 
S. Eifen. | 


G. 
Bude . Erbauungsbäger für die —— 


23 

Gefältenwade, Verhaftung und Worladung der * 
gehörigen Perſonenn.... ee ee» 204 

S. Gerichtsbarkeit. 
Gefangene, ſ. In quiſiten und Sträflinge 

Befangenwärter, wer dazu geeignet fey, und wem 
dad Hecht der Aufnahme zuftebe -. - « . 287. 288 
— Unterfuhung und Beftrafung der,  . . -. 286. 288 
— Inſtruction für die, . . 288 

— die im Strafgeſeh buche vorfommenden, 

wurden-auf den vollen im Geſetze ausgedrüdten Be⸗ 
trag in Conv. Münze feftgefeßt - x 2. 12 
Gepfändete Fahrniſſe, Veruntreuung der, . - . 146. 
Gerihtöbarfeit, wem fie zuftebe. . . . » 177—ı8o 

‚über die fogenannten deutfchen, von der Krone 
Böhmensd abhängigen Lehen und deren Beſitzer . . 185 
über die Glieder: der Gränzwahe . . . . 184 
über die Glieder der Gefällenwache ; . . 185 
über die Landwehr: Offiziere und Mannfchaft 3. 28 
über den flüchtigen Befchuldigten eined Verbrechens 198 
des Stadt: und Landrechts zu Trieft . 2. 0 . 198 
über. die Bewohner der Militär » Gränze “000.199 
über die in der Levante-betretenen Seeräuber . . 200 
ded Stadt: und Tandrechtes zu Inndbrud . . . 201 

über die in der Militärs Gränze betretenen Wer: 


—— 


breeder . . 203 
— . über die Beurlaubten der erſten Landwbehr · Batail: 

lone . . “ie 0 0. 203 

des. Apellationd: Gerichtes zu Zara ur . 206 


1 | 


im ſtaudrechtl. Verfahren gegen Militär» Perfonen 424 


509 


Exite 
Gerichtsbarkeit, Zuftändigkeit, der Militär, in der 
Milit.-Sränze in Fällen des ſtandrechtl. sig 425: 
S. Urlaub: 
Gerihtöbeyfiger, f. Beyfiger. 
Gerichtskoſten, f. Koften. » 
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— mediciniſche Profeſſoren an Lyceen fi fi nd jur Abgabe 
| * wiſſenſchaftlichen, nicht — oe 00. 230 
. Alten. 2* 


| 9 
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Agungd- und Verwahrungdfoften, bey Ablieferung 

von Verhafteten an die Strafgerichte in Galizien . 447 
im Salle einer Delegirung hat das ordentliche Cri⸗ 
minal⸗Gericht die, —*; .. . 456 
auch ein ganz Mittellofer iſt in den ẽrſat der, zu 
verurtbeilen . . 460 
Haftung der Mitſchulvigen eines gemeinfaftlihen | 
Verbrechens für die, . - - ». + 4bı. 464 
Vergütung der Griminal-Aungd:Gebühren und ans 
derer Criminal» Gerichtd:, für verhaftete Zuden . 461 
Ausweis über die zum Erfage der Criminal: ,, vers 
urtheilten Inquifiten .. . . 4623 
ob die Nachficht der einer Parthey jur Zahlung aufe 
erlegten Criminal⸗, der gerichtlichen oder politifchen 
Behörde zufiehe . 

Vergütung der Verpflegungs- und Unterfuchungss, 

für inhaftirte Patental-Invaliden . « 

für die bey dem Standrechte nothwendigen Amts. 
perſonen, wer fie zu beſtreiten habe . . 465 
Vergütung der, wenn dad eingeleitete Standrecht 

fein Urtheil faͤllt . » . 466 
den Unterfuchungd » Aften ft das Verzeichniß der 
aufgelaufenen, beyzulegen  » . . 466 


S. Ablieferung, Diäten, Fuhren, Stämpel 


und Zaren, 


Krankheits-Koſten der Criminal: Brräflinge, Einbrins 


gung derfelben . . - aı 


Kredits: Hofbuhhaltung, die, "Hat feine Auskünfte 
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— über ablaſſungsbeſchlüſſe der untern Behörden find 
feine Anzeigen oder Berichte an den oberften Se 
. richtshof zn erſtatten W° 358 
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S Jahre gemildert wird... . . 374 

— wie die, des wider einen bereits Verſtorbenen ge 

faͤllten Urtheiles, rückſichtlich der darin ausgeſpro⸗ 

chenen Entſchaͤdigungs-Anſprüche, wegen des den 
Erben dagegen geſtatteten Rekurſes — 7 396 
Kundſchaften, Verfälſchung der ⸗,.185. 156 
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— Remuneration der Criminal: Aerztein Tyrol, . . 448 
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Militär: Gränze in Bällen des,  . . i 

— wegen ungewöhnlicher Menge der Räubereyen . 

— Beweisführung im, eo. u. 
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feyen.. . ehr 
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Abkürzung der, . ae eat 
Verfhärfung wegen Abfürzung der Fa . 93.7 
der Inquifiten Wegen ihres — * den Ber: s 
hören. . . . ! 

— der faumfeligen Vehörden - 2. . 306, 306 

S. Nachſicht und Kerferftrafe. 
©trafberräge der — ——— Ein⸗ 

treibung der, . j 
Strafort, Beſtimmung des, — u 26. 3gı 
Strafzeit, Kalender: Berechnung bey Ausmeljung ‘der, 27 
Sträflinge, Beitrafung der, welche in den Strafhäu— 

fern Verbrechen oder ſchwere Polizey — 
begangen haben 2 
Verwendung der, bey L f. Beamen — 27 
Verwendung der, außer dem Straffaufe . - . 28 
Vorſichten bey Entlaffung der, . 377. 380 
Verfahren bey nn er ad beenbigee 
Strafjeit. - . R 379. 380 
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Sträflinge, welchen Behoͤrden Todesfaͤlle der, — 


S. 


werden follen . . » 
Ablieferung, Entweihung, Tabellen, — 
Verlaſſ. Abhandl. 


Siudierende, weiche als Verbrecher aus. der Univerſi⸗ 


tätds oder Lycäums.: Matrifel geftrichen werden, fön« 
nen in diefelbe wieder eingetragen werden . . 36 
auf, find die $$..221, 304 und 446 des St. G. B. 


nicht anwendbar .. 43 


das Studien : Direftorat if von. ieder Unterfuchung 


. oder. Aburtheifung eined, in Kenntniß zu fegen.: „ 43 


T. 


aa eite n über die Ben Verbrechen abgefchafften Frem⸗ 


S. 


“DER . ur “ne. 65. 394. 375. 387 


weiche von dem Unterfuhungd + Gerichte mit dem 
Verbrecher an den Strafort und bey Entlaffung def 
felben der Polizey- oder polit. Behörde übergeben 
werden . >. . 377. 380. 388, 392 
‚über die verurfachten Griminal. Serichtöfoften „. . 462 
die Quartals-, find Freiöweife zu verfaſſen und den 
Kreisämtern einzufenden . . ...47 


» Quartalds, find den jährlichen Ausweiſen über 


Verbrechen im Originale beyzulegen, uud der ober 
ften Zuftigftelle vorzulegen . » #2 0 000.477 
Ausweife. 


- Zagebud f. Journal. 
Zaglia für die Entdedung der Brandleger ..233 


z — . 


für die Einbringung einer Näuberrotte „. . „ . 263 


Zaren für Criminal: Verhandlungen . . 2.439 


— 


©. 


die Fönigl. fächfifchen Behörden verfahren gegen. die 


8 k. Behörden in Griminal - — Zar und en 


tofrey .» 0 
auf gleiche Art ift fich auch gegen die Fonigl. fa 
fhen Behörden zu benehmen . . .ı 44% 


Uebereinfunft zwifchen der k.k. öft. und den berjog» 

lich fähfifhen Regierungen wegen gegenfeitiger un 
entgeltlicher Zuftizpflege in Criminal» Sachen . . 445 
Entricytung der Urtheils-, bey — Pro⸗ 
zeſſen . .» . 0557 
wem die letheiis- zͤſtehen ie: 457. 459 
Abungsbeträge, Bothengänge, Dolmer- 
fher, Scharfrihter und Zeugen. 


Thatbekand, f. Erhebung, 
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verurtheilten Verbrecher zu geftatten fey:. . - . 373 
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— wenn mehrere Individuen zugleich. zum Tode verurs 
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über Adelige in der Butowina ee a 2 
in Galizien . . 0.1103 
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Urtheile firbt . . . . 171. 172 
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was zur ordentlichen Beſetzung des Criminal» ©es 
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dended Stimmrecht . . ee ah 
in Anfehung der Gerichtskoſten — . 354 
. 354 
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wurde, den Recurs ergriff und der Flucht nicht 
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a Begünftigung der verfchwägerten Per: 
ET Er a a 0 Dee 
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Berhörs:Protofoll, f. Protokoll. 
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— bey Verbrechern unter 20 Jahren. « + » 173. 
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Ruhe betreffenden Urtheile . . . 194 
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Borunterfuhungen, Beſchlüſſe auf Ablaffung der, 
waun fie vorzulegen 


W. 
Waffen, Tragen verbothene,663. 53. 56 
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» ı6.November ı8ı0| 917 274 
» 14. Dezember 1810 | 919 477 


Wafer’s Strafgef. über Verbr. 34 


+ 


nn unnmnn gnnL mnn mem} 


Benennung, Tag, Monat Nummer 4 
+. — Ah Eeiten» 
Vorſchrift. Jahr. J. 6.8. I. 





* 
Hofkanzley-Dekret 1a. Februar ı8ıı — 318 
— 14. Februar 1811 927 90 
Hofdekret 22. Februar ıBıı 931 275 
Negiergd.» Berordn.| 2.März 1811 — 480 
Hofdefret 16.März ıBıı — 457 
> 19. April 1811 940 376 
v 19. April 1811 941 137 
Patent 20. Juny ı8ıa — 109 
Hofdekret 19. July 1811 951 32 
957 110 
— 168 
963 377 


», 7. September ıBı ı 

Hoffamm.:Berordn. ! 16.November 1811 

Hofdekret 23. November 1811 
* 


Hofdekret | ı1. Jänner ıBıı 921 | 351 
19. Jänner 1811 922 399 


29. November ıBıı 964 401 

28. Dezember ı8ıı 967 433 
Höchſte Entſchließ. 30. Sänner 1812 970 363 
Hofdekret 18. Jänner 1812 969 316 
8 Februar 1812 971 325 

» 14. Sebruar 1812 — 458 
Note d. ©. Hoffom.| 12. März 1812 — 322 
Hofdekret 20. März 1812 gBı 137 
» 24. April 1812 986 32 

» ı6.May ı8ı2 991 434 

» 21. May ı8ı2 992 446 
Hofkanzley-Dekret 6. Auguſt 1812 998 233 
» 6. Auguft 1812 999 194 
Hofdekret 7. Auguſt 1812 1000 36 
28. Auguſt 1812 1003 33 
Hoftammer»Defret | 22.DOftober 1812 — 32 
Hofdekret 29. Oftober 1812 — 438 
Hofkriegs-Verordn. 3.November ı8ı 2 | — 46 
Hoffanzleys Dekret | ı2.November 1812 | 1012 281 
Hofdekret 5. Dezember 1812 1018 187 
Studhoff.:Defret | 31. Dezember ı8ı2 | 1021 36 
Hoffanzleys Defret | 14. Sänner 1813 1023 169 
Patent 18. Maͤrz ı813 — 153 
Note d. G. Hoffom. | 8. April 1813 — 326 
Hofdekret 1. May 1813 1042 30 








Benennung Tag, Monat Nummer i 
der und der Selten 
Vorſchrift. Jahr. J. G.S. ebl. 
Hofdekret 5.May 1813 
Patent 7. May 1813 
Hofdekret 7. May 1813 
Hoffammer = Defret | 20.May 1813 
Hoffanzley» Defret | 20.May 1813 
Hofdekret 11.$uny 1813 
Juny 1813 
2. July 1813 
16. July 1813 195 
Hofkammer-Dekret 4. Huguft Dur — 3a 
Hofdekret 29. Dezember ı813 | 1078 379 
— 15. Jänner 1814 1080 196 
Hoffammers Defret | 2. Juny 1814 1088 36 
Hofdekret 13. July 1814 1092 154 
» 19. Auguft 1814 1098 125 
r 20. September 1814 | 1102 177 
» 10. Dezember 1814 | 1113 197 
Höchſte Entfchlieg. | 12. Dezember 1814 | 1114 358 
Höchſte Entfchließ. | ı2. Dezember 1814 | 1115 374 
Verordnung 3. Sänner ı8ı5 — 33 
Hoffanzley » Defret | 19. Jänner 1815 1125 233 
Hofdekret 24. Sänner 1815 1129 177 
1. Februar 1815 1131 266 
» 17.Mär; 1815 1137 37 
Patent e4. April 1815 1148 8 
Hoffanm.:Verordn. | 10.May 1815 — 395 
Hofdekret 8. Juny 1815 1154 489 
» 9. Juny 1816 1159 37 
» 24. Juny 1815 1156 38 
» 19. July 1815 1160 38 
2. Auguſt 1815 1164 54 
4. Auguſt 1815 1165 38 
5. Auguſt 1815 1166 439 
Hoffanzley: Dekret | 16. Auguft 1815 1168 216 
Hofdekret 23. Auguſt 1815 — 141 
Hoffanzley:Defret | 27. Auguſt 1815 — 170 
Hofdekret 21. Oktober 1815 1183 374 
» »1,Dftober 1815 1183 107 
v 3ı.DOftober 1815 1184 177 








Benennung Tag, Monat Nummer 

Seitens 
der und der 

zahl. 

Borfcrift. Fahr. J. G. S. 
Hofdekret 25. November 1815| 119178 
7. Dezember 1815 | 1193 19 
» 30. Dezember 1815 | 1199 440 
” 10, Jänner 1616 1201 241 
r 20. Fänner 1816 1203 — 
» 24. Zänner 1316 1204 39 
J 24. Jänner 1816 1206 401 
14. Februar 1816 1209 206 
16. Februar 1816 1211 20 
23. Februar 1816 1213 225 
2.Mär; 1816 1215 392 
» 8. März; ıBı6 1218 320 
» 15.Mär; 1816 1221 291 
r 17. April 1816 — 303 
» 20. April 1816 1232 8 
5 11.May ı816 _ 1343 137 
» 17 May 1816 1245 187 
Note d. ©, Hoffom, | 11. July 1816 — 428 
Hofdefret 20.3uly 1816 1267 9 
» | 23. Zuly 1816 1268 10 
3. Auguſt 1816 1271 177 
30. Auguſt ı8ı6 1279 240 
18, Oktober 1816 1289 207 
’ 9 November 1816| 1293 104 
» 27. November ı816| 1297 364 
v 27. November 1816 — 74 
» 13. Dezember ı81ı6 | 1300 100 
» 8. Sänner 1817 1309 287 
Org. Hoff.» Dekret | 2. Sebruar 1817 1312 220 
Hofdekret 7. Februar 1817 1313 21 
» 1. März ı8ı7 1323 100 
» 14. Maͤrz 1817 1326 177 
15. Maͤrz 1817 1326 177 
13. Juny 1817 1337 105 
» 28. Juny ıBı7 1342 178 
» 11,3uly 1817 1345 161 
Drg, Hofk. Dekret 11. Julh 1817 1346 220 
Patent 15. July 1817 1347 111 


Hofdekret 16. Suly 1817 1348 60 
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Benennung Tag, Monat Nummer 
der * ber Seitens, 
Vorſchrift. Jahr. J. G. S. dabhl. 
Hofdekret 2. Auguſt 1817 1355 40 
Hofkanzley-Dekret 31. Auguſt 1817 1869 105 
Hofdekret 14.November ı8ı7 | 1385 263 
» x 14.November 1817 | 2386 40 
Hoffanzley: Defret | 20. November ı817 | 1387 149, 
Verordnung 6. Dezember 1817 | 1393 112 
Hofdekret 24. Dezember ı817 | 1398 332 
» 17. Sänner 1816 1404 355 
» 17. Jänner 1818 1405 ı83 
v 6. Februar 1818 1412 371 
» 7. Februar 1818 1415 140 
Soffanzley» Dekret | 26. Februar 1818 1423 22 
Hofdefret 28. Februar 1818 1425 261 
* 14. Maͤrz 1818 1430 440 
» ı8, April 18:18 ‘1438 353 
» 2.May 1818 1446 440 
” 2.May ı8ı8 1448 446 
„ 2. May 1818 1450 362 
» 9.May 18:8 1453 207 
Hofkanzley: Dekret | 14.May 1818 1454 458 
Hofdefret ı6.May ı81ı8 1457 403 
» 22, May 1818 1458 22 
v 29.May 1818 1461 219 
» 30, May 1818 1463 267 
» 20 Juny 1818 1469 40 
Uebereinfunft 3. July 1818 1470 bo 
Hofdefret 4. July 1818 1471 178 
4. July 18168 1472 178 
» 4.3uly 1818 1473 178 
gab.» Schreiben 25. July 1818 1479 26 
Hofdefret 6. Auguft 1818 1484 197 
» 28, Auguſt 1818 1486 347 
» 4. September 1818| 1492 303 
» 4. September 1818| 1493 397 
> 4 September 1818| 1498 179 
» 26. Septembera818| 1501 446 
» 3. Dftober 1818 1504 448 
» 10. DOftober 1818 ı508 441 
33, Oktober 1818 1511 179 
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Benennung -; Tag, Monat Nummer | ⸗ 
und der Seiten⸗ 
Vorfirift. Zafr. JG.S.bbl. 





—— — — EEE DER — 
Hofdekre 130. Oktober 1818 1514 | 875 
» 27.November 1818| 1521 41 
I12132.Dezember ı818 | 1526 "497 
Hofkanzley » Defret | 24. Dezember 1818 | 1529 448 
Hofdefret 4 31. Dezember 1816 1532 241 
Regiergs.⸗Verordn.] 13. Jänner 1819 — 392 
Hofdekret ı6 Sänner 1819 1536 369 
⸗ 5. Februar 1819 1542 197 
us 19. März ı8ig ' | 1549 347 
® 20.Märk ıBıg 1550 442 
” 22. März ıBıg - 1551 424 
> ri 7.May 1819 1558 27 
Hofkanzley ⸗Dekret 17.May 1819 1562 154 
Hofdefrt 17.May 1819 | 1563 309 
ı» " 121.May ı8ıg 1565 430 
Hoftanzley Dekret | 3. Junh ıBıg -' ı566 bo 
Hofdekret 19. Juny 1819 1571 bı 
„ 12. July ı8ı9 1575 18 
» 3. Auguft 1819 1588 255 
Bi, er 233. Auguft 1619 1596 435 
Regiergs. Verordn.| 24. Auguft 1819 — 395 
Hofdekret 4. September 1819 | 1601 57 
5 10. September 1819| 1604 214 
.®» 9.Dftober 1819 1612 279 
» 15. DOftober ı8ı9 1614 190 
» | 2. November 1819| 1620 179 
» 26. November ı8ı9 | 162g 273 
» 30. November 1819| 1630 179 
» | 17. Dezember 1819 | 1637 338 
Hoffanmer»Defret | 19. Dezember 1819 _ 455 
Hoftanzley : Defret 1. Sänner ı820' 1641 4b6 1 
Hofdekret 14. Jaͤnner ı820 — 17 
Appellat. » Verordn. | 16. Jänner 1820 — 369 
Hofdekret 21. Jaͤnner 1820 1643 198 
> 12, Februar 1820 1647 293 
» 12. Februar ı820 1648 216 
» r4.Mär; 1820 1654 288 
Hoffanmer:Defret | 19.Yuny 1820 1667 446 
Hofkanzley-Dekret 29. Juuy 1830 1670 454 








Benennung Tag, Monat ‚Nummer fi 
De und der Eeitens 
i sahl. 

Vorſchrift. Jahr. J G. S. 

Hofdekret 5. July ı820 442 
u1. July 1820 1674 402 
* 21 July 1820 1677 217 
2: July 1820 1678 34 
22. July 1820 1680 304 
» 8 Auguft ı820 1684 198 
„ 8. Auguft ı820 1686 45° 
» 25. Auguft 1820, 1693 366 
» 7. September 1820| 1700 465 
⸗ 15. September 1820| 1702 390 
» 13. Oftober ı820 — 451 
» 28.November 1820| 1717 480 
» 1. Dezember ı820 — 379 
Note d. Hofkammer/ 2. Jaͤnner 1821 1727 41 
Hofdekret 4. Jaͤnner 1821 1728 217 
31. Jaͤnner 1821 1734 282 
31. Jänner 1821 1735 367 
12. Februar 1821 1739 420 
2. Maͤrz 1821 — 380 
» q9. März 1821 1745 442 
SHoffanzleysDefret | 21. Maärz 1821 1748 415 
Hofdekret 20. April 1821 1702 390 
» 2.Zuly ı821 _ | 1773 403 
» 2. July 1821 1774 | 425 
Hofkanzleys Dekret | 6. Julh ıB2ı | 1764 28 
Hofdekret 7. July 1621 1776 199 
7. July 1821 1777 404 
> 14. July ı821 1779 476 
20. July 1821 1780 207 
3. Auguſt 1821 ı786 } 360 
» 3. Auguft 1821 1787 305 
» 11. Auguſt ıBaı 1790 222 
v 1. Oftober 1821 1805 26 
» 6.Dftober 1821 ı806 332 
» 6. DOftober 1821 1807 462 
MHoffanzleys Defret | 10. Oftober 1821 1808 81 
Hofdekret 12. Oktober 1821 1810 158 


Negiergs.»Cirfulare | 16. November 1821 — 
Hofdekret 17. Nobember 18211 1815 255 


nn ———— 








Benennung Tag, Monat Nummer : 
der und der SM 
Vorſchrift. Jahr. J ˖ G.S. ahl. 
Appellat. » Verordu. 23. November 1821 — 369 
Hofdekret 30. November ı821 | 1818 380 
r — | 22. Dezember ı82ı | 1826 256 
Hofkriegs ⸗Verordn. 3ı. Dezember 1821 — 46 
Se 4. Jänner ı822 1827 465 
v : 1 14. Sänner ı822 1829 | 147 
SHoffanzley: Defret | 21. Jänner 1822 1834 41 
Hofdekret 1. Februar ı822 16835 473 
» | 9. Februar 1822 1836 246 
Hoftanzl: Verordn. | 10. Februar 1822 — 52 
Hofdekret 16. Februar 1822 ı840 405 
» ı Mär; ı822 1848 171 
» 23.Mär; 1822 1854 ba 
Soffanzley- Defret | 15. April 1822 ı866 152 
Hofdekret 16. April 1822 1667 155 
Hoftanzley-Dekret 18. April 1822 1868 148 
Hofdekret 22. April 1822 2091 164 
* 28. May 1822 1874 305 
» 26. July ı822 1883 211 
| 10. Auguft 1822 1887 200 
Soffanzlegs Defret | 29. Auguft 1822 1889 88 
Hofdekret 31. Auguſt 1622 ı890 172 
* 2. September 1822 — 478 
Ze 31. September 1822 | 1895 226 
SHoftammer: Defret | 17. Oftöber 1822 1902 443 
Hofdelret 13. Dezember ı822 | ı914 263 
» 21. Dezember ı822 | 1916 294 
'» 20. Jänner ı823 |’ 1920 209 
‘» 3. Maͤrz ı823 1926 305 
* 7. Maͤrz 1823 1928 278 
» '22. Mär; ı823 1929 247 
.» 11. April 1823 1934 446 
» 26. April 1823 ' 1937 4-8 
1 9. May 1823 1940 166 
Hofkammer⸗-Dekret 19. May 1823 1942 449 
Hofdekret b. Juny 1823 1945 396 
J— 14. Juny 1823 1947 166 
Appellat.» Verordn. | 4. July 1823 — 227 
Hofdekret 2. Jaͤnner 1824 1982 249 
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Tag, Monat 











Waler's Strafgeſ. über Verbr. 


Benennung Nummer 
der und der Selten⸗ 
Vorſchrift. Jahr. J. G. S. zahl. 
Hofdekret 5.März 1824 — 307 
Patent 11. März 1824 — 166 
Hofdekret 12. März 1824 1992 ı88 
” 14.May 1824 — 464 
» 15. May 1624 2007 113 
5 21,May ı824 2009 333 
» 5. Juny 1824 2013 218 
Appellat.:Berordn, | 15: Juny 1824 — 322 
Hofdekret 25. Juny 1824 2018 406 
16. July 1824 2023 406 
» 14. Auguft. 1824 2035 121 
Appellat.:Derordn, | 24. Auguft 1834 — 267 
Hofſdekret 8. Oktober 1824 2042 227 
16. Dftober 1824 2044 354 
26. November 1824 | 2051 90 
> 3. Dezember 1824 | 2054 200 
> a1. Jänner ı825 2068 228 
Hoffammers Defret | 22. Februar 1825 2075 452 
Hofdekret 11. März 1825 2075 452 
r 2, April 1835 2085 228 
Hoffanzley » Dekret 7.3uly 1825 2116 4 
Hofdekret 16. July 1825 — 238 
2 19. Auguft 1825 2127 275 
v 2. September 1825 | 2128 5a 
® 2. September 1825| 2129 256 
» 11. Dftober 1825 2134 53 
» 32.Dftober 1825 2138 2a 
Hoffammer : Defret | 10.November 1825| 2143 455 
Hofdekret 26. November 18256 — 235 
23. Dezember 1825 | 2153 364 
» ‚30. Dezember 1825 — 208 
» 5. 3änner 18536 2154 453 
| » 13. Jänner 1826 2156 348 
Verordnung 4. Februar 1826 — 262 
Hofdekret 10. Februar 1826 2161 179 
» 18. Februar 1826 2163 gi 
» 20. März; 1836 2176 443 
» 1. April 1826 — 215 
‚+4. April 1826 ' 2179 354 
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Benennung Tag, Monat Nummer 
der und der ER 
Vorſchrift. | Jahr. J. G. S. zahl. 
Hofdekret 26.May 1626 2185 372 
» 11, July 1826 2199 42 
— 21. July 1626 2204 144 
» 4. Auguſt 1826 _- 475 
» 19. Auguft 1826 2215 92 
» 26. Auguſt 1826 2217 242 
> 15. September 1826 — 229 
» 19. September 1826| 2220 248 
v 20. DOftober ı826 — 213 
3. November 1826 2229 459 
» 4.November 1826| — 306 
» 17. November ı826 | -223ı 243 
» 22: Dezember ı826 | 2241 229 
» 27. Dezember 1826 | 2244 350 
» 4. Zänner 1827 2247 442 
2 13. Jänner 1827 | — 475 
Kegiergd.:Verordn. | 15. Jänner 1827 -— 387 
Appellat.: Verordn. | 5. Februar 1827 | -+- - | 388 
Hofdelret; 9. Febrnar 1827 2253 48 
— 9. Februar 1827 2254 22 
9. Februar 1827 2255 ‚ou 
» 9. Februar. 1827 2256 240 
» 9. Februar 1827 2257 425 
» 10. Febrnar ı827 |: 2258 249 
» — 23. Februar ı827 |. 2261 23 
Hoftanzley = Dekret | 10.März 1827 2266 43 
Hoſdekret 16. Maͤrz ı8a7 2267 44 
⸗ Zn 13. April 1827 9272 | 88 
» 20. April 1827 | 2274 |: 44 
» 24. April 1827 2279 143 
— 4. May 1827 2276 94 
Negierungd: Dekret | 5.May ı827. | — 357 
Hofdelre 25.May ı827 2279 215 
vo. 13. Zuly 1827 2291 | 144 
3. Auguft 1827 — 413 
24. Auguft 1827 2302 470 


. 14. September 1827| 2305 167 
21. September #827 |; 2307 326 
9. November 2827 | 2317 208 
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Benennung 
der 
Vorſchrift. 


Tag, Monat 
und 


Jahr. 


Nummer 
der 
5 ®. ©. 








Hofderet 


» 
Hoffanzley : Defret 
Hofdekret 


» 


M 
Hoffanzl. : Verordn. 
Hoffanzley : Dekret 
Hofdekret 

» 


» 
Hoffanzley » Defret 
Hofdefret 
Regierungd: Defret 
Hofdefret 


v 


v 
» 
» 


Regier.: Cirfulare 


Hofdelret 


» 
Hoffanzley = Defret 
Hofdekret 
Kreisamts⸗ Cirkulare 


15. Dezember ı827 


1. Kebruar ı828 
13. Februar 1828 
22. Februar 1828 
22.Mär; 1828 
ı2. April 1828 
24. April, 1828 
17.May 1626 
15. July 1828: 

ı. Auguſt 1828 
9. September ı828 
13. September 1828 
10, DOftober ı828 
5. November 1828 
5. Dezember. 1828 
18. Dezember 1828 
27. Dezember 1828 
27. Dezember. 1828 
6. Februar 1829 - 
13. Februar 1829 
17. März ı829 
21. Maͤrz 1829 
3. April 1829 
24. April 1829 
3.May 1829 
8.May 1829 
22. May ı829, 
29. May 1829 
29 May ı829 
19. Juny 1829 
27. Juny 1829 
10. July 1829 
11. September 1829 
16. September 1829 
18. September 1829 
2. Oktober 1829 
8. Oktober 1829 
27. November 1829 
24. Dezember ı829 
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—rb — — — — — nennen = zus — ö— —— ———— 








Benennung Tag, Monat Nummer 

Seiten⸗ 
der und der 

Vorſchrift. Jahr. J. G.S. zahl. 
Hofdekret 23. Jaͤnner ı830 2447 47 
5. Februar 1830 2460 133 
Hofkriegsr. Refeript | ı2. Februar 1830 — 464 
Hofdekret 13. Februar 1830 2451 212 
Regierungs-Dekret ı5. Februar 1830 — 230 
Appellat. » Defret 23. Februar 1830 — 231 
Hofdekret 9. April 1830 2455 48 
> 1. May ı830 2463 179° 
Regier. Eirfular 3.May 1830 — 184 
Hofdekret 21,May ı830 2464 106 
v 16. Juny 1630 2468 414 
3. September 1830 | 2478 388 
p 17. September 1830 | a48ı 203 
v 15. Oftober 1830 3488 444 
» 27.November 1830 | 2493 288 
* 16. April 1831 2511 320 
6.May 1831 2515 160 
8. July 1831 9517 368 
v 26, Zuly 1831 2532 157 
Hoffanzl.s Berordn, | 10, November 1831 — 48 
Hofdefret 11.November 1831 | 2535 48 
» 16. Dezember 1831 2541 49 
Hoffanzley: Defret | 27. Iänner 1832 2547 444 
» 8.Mär; 1632 2553 ı45 
Hofdefret 23. Maͤrz ı832 2554 444 
a 5.May 1834 2561 106 
» 7. July 1832 2570 49 
» 21.Dejember 1832 | 2583 244 
» 4. Sänner ı833 23583 464 
» ı2. Jänner 1833 2587 233 
Hoffanzley: Dekret | ı5. Jänner 1883 2589 266 
Hofdekret 1. Februar 1833 2591 435 
5 22.März ı833 2604 466 
Hoffanzley: Dekret | 17. May 1833 2614 a3 
Hofdekret 23, Juny 1833 — 372 
Hoffanzley: Defret | 27. Juny 1833 2619 288 
Patent 6, July 1833 2622 341 
Regier.-Cirkular 21. July 1633 — 77 
Hofdekret 30 Auguſt 1833 2638 140 
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Benennung Zag, Monat Nummer 
der und der — 
Vorſchrift. Jahr. 3.0.8.1, 





Appeilat. « Verordn. | 18. September ı833 — 
Hofdekret 28, Dezember 1838 | — 314 
Patent 4. Sänner 1834 2637 63 
Hofdefret 7. März 1834 — 64 
» 5. April 1834 u. 136 
v 1». April 1834 2651 56 
> 2. May 1634 2653 345 
SHoffanzleys Defret | 14. May 1834 2645 101 
13. July 1834 — 24 
Hofdefret 1. Auguft 1834 — 23 
v 6. Auguft 1834 2665 49 
» 20. Dejember 1834 | 2678 445 
v 9. Jänner 1835 2681 277 
* 7. Februar 1835 688 A445 
® 27. Bebruar 1835 2690 359 
v ı0. April 1835 — 446 
⸗ 8. May 1835 — 73 
9. Juny 1635 — 435 
» ı5. Suny 1835 — 363 
v 1. July 1835 — 172 
v 1. July 1835 — 184 
1. July 1635 — 373 
Hofkanzley ⸗Dekret 8. July 1835 — 12 
8. July 1835 — 94 
Hofdekret 29. July 1835 — 232 
Hoffanzley =: Defret | 31. Zuly 1835 — 101 
11. Auguſt 1835 — 24 
Hoffanzl.:Verordn. | 16. Auguſt 1836 — 396 
Hofdekret ı8. Auguſt 1835 — 447 
Hoffanzleys Defret | 20. Auguſt 1835 — 169 
Hofdekret 25. Auguſt 1835 — 24 
Hofkanzley-Dekret 9. September 1835 — ı85 
Hofdekret 6. Oftober 1835 — 50 
Hoffanzley: Defret | 7. Oktober 1835 — 50 
» 10, Dftober ı835 — 19 
Regier.-Cirkular 18, Oftober ı835 — 165 
Hofkanzley⸗ Defret 5. Novenber 1835 — 102 
Hofdelret 1. Dezember 1835 — 25 
7. Dezember 1835 | — 303 





Benennung 
1 
Vorſchrift. 


Hoſdekret 
Hofkanzley-Dekret 


» 
Hofdefret 
Hofkanzley : Defret 
. Hofdefret 
Hoffanzley » Defret 
Hoſdekret 


m 

Hoffammer - Defret 
Hofdefret 
Hoffammer : Defret 
Hofdefrt 
Hoffammer » Defret 
Hofkanzley » Dekret 
Hofdefret 

2 

» 

2 


a 
Hoffanzley : Dekret 


» 
Pateut 
Hoffanzley : Dekret 


+? 
Appellat. = Berordn. 
A. h. Eutſchließung 


Tag; Monat 
und 
Saft. 


a8, Dezember 1835 
31. Dezember 1835 
29. Jänner, 1836 
1. $ebruar. 1836 
4. Mär; ı836 
14. März 1836 
35. September 1836 
9. Dftober 1836 
28, November 1836 
14. $änner. 1837 
7. Februar 1837 
3 Maͤrz 1637 
29:Mär; 1837 
1/4. April 1837 
5. May 1837 
23. May 1837 
12. Juny 1837 
18. July 1837 | 
ı2 &eptember 1837 
ı 1, September 1837 
20. September 1837 
6b, Oftober 1837 
20, Dftober 1837 
24. Dftober 1837 
20. Jänner »838 
15. Sebruar 1838 
21. April 1838 
12. May 1338 


Nummer 


J. G. S. 


113 0—0—— 


ie! 


— 


Seiten⸗ 
zahl. 
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Zufäte und Berbeflerungen. 





Seit 


' 


e 
ift zu leſen: Juftigs Hofdefret vom 9. April 1830 , Nr. 2455 d. J. G. ©. 
. 2a von oben, ftatt: Bortrage , iſt zu lefen: Bortrag. 

» 12 von unten, ftatt: 974, lies: 874. 

» 5von oben, flatt: feiner, lies: feinen. 

» gvon unten, flatt: Heinen, u: gleichen. 

» äA von oben, ftatt: ein, Lies: i 

» au * oben. fatt: ee: "andere Züdtigung, lied: eintretende 

chtigung- 

” ı3 von se ftatt : ſtets gefährlichen „ lies: ſtaatsgefährlichen. 

" gvon oben, fatt: Beſtimmungen $$-, lies: Beſtimmungen der $$. 

n ı9 von oben, ftatt: Oeſtereich, lies: Oeſterreich. 

9 in der Note ift zu lefen: ©. bey 9. 33 das Patent vom 4. Jänner 1834, Nr. 


ses 


SIR 


2637 d 2. G. 
83 3. 19 von unten, fatt: Hitfe, fied: Hülfe. 
Bin und ıs von oben, flatt: Hilfe, lies: Hülfe. 
89 in der on a efen: ©. bey {- 61 das Hofdefret vom ı2. Junius ıBo7, 
re. 181 
9: in der — iſt er lefen: $. 77 das Hofdelret vom ı0. Dftober ıBaı, Mr. ıBoß 


33.18 es =. ftatt: Freyheit wo, lied: Zreyheit eines SHaven mo. 
5 » 3 on ftatt: fünfiäprigen Kerker, lies: fünfiährigen fchweren 
erfer 


106 ift zu leſen: Hofdefret vom 5. May 1832, Me. 2561 2.2.0.6 ” 

107 ift zu lefen: Hofdefret vom au. Dftober ı8ı5, Nr. 1183 d. I. ©. ©. 

114 3. ı3 von unten, flatt: bey zur, lies: bey dem sur. 

119» 9gvon oben, "Rate: em Kind, lied: das Kind, 

136 » ftatt: $. 453, lies: 153. 

243 erh es in der Note u $.158: ©. Hofdefret vom 13. Auguft ıBı5, bey 


3 
5156, flatt: bey $. er 

u 3. 3 von unten, flatt: uly, lies: 8. July. 

— in der Note ift zu "Iefen: Beben vom ıı. * 1816, Ne. 1243, und Hof: 

dekret vom 5. Dftober ıBo4, Nr. 69: d. 3. ©. ©. 

1:46 in der Note ift zu lefen: Hofdefret vom „u. Map 1816, Nr. 1243 d. J. G. S. 

149 3. 9 von oben, ſtatt: Nr. 1384, lied: Nr. 1867. 

— in der Note ift zu lefen: Hofdefret vom 11, Jung ı8ı3, Me. 1053 d. J. G. S. 

3. 12 von oben, flate: Theil, lies: Theiles. 

157 in der ey iu tefen: Eirceulars Berordnung vom 6. Dezember 1817, Nr. 
1 

158 in der Note iſt zu leſen: Hofdekret vom ı1. May ıBı6, Nr. 1243 d. J. G. S 

16: ſtatt: nn. Jullius, lies: 11. Julius, 

174 in der Note ift zu leſen: Hofdefret vom ı1. April 1834, Nr. 365: 8. J. G. S. 

ı77 3. 6 von unten, ftatt: 4. März, lies: 14. März. 

187 » 5 von unten, flatt: du „ lies: zu 

— » 6 von unten, flatt: ziefer, lies: Diefer. 

88 » ı4 von unten, flatt: July, lies: Juny. 

a2» ı4 von oben, Ratt: von, lies: vor. 

98» gvon unten, ftatt: unter b und e, lied: unter b bis einfchliehig =. 

443» 22 von oben, flatt: 1818, lied: 1826, 
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